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Vorwort des Berausgebers. 


Das Werk, welches hiermit aus dem Nachlaß des in Jena 
am 10. April 1887 verftorbenen Wilhelm Adolf Schmidt Heraus- 
gegeben wird, hat den ausgezeichneten Forſcher lange Zeit, allen 
Anſcheine nach vom Beginne_ ber fiebziger Jahre bis gegen Ende 
feine Lebens, beichäftigt. Es haben ſich mannigfache Bruchſtücke 
feiner Vorarbeiten, Korrefpondenzen über benugte Archivalien, 
Auszüge aus der gebrudten Kitteratur, einzelne flüchtig hin— 
gemworfene Urteile, fogar Fragmente zu einer Worrede unter feinen 
Papieren vorgefunden. Dies alles erlaubt, einen Blid in feine 
Werkitatt zu thun. Man verfteht es, daß das ehemalige Mitglied 
des Frankfurter Parlamentes, ber Verfafler der Bücher „Preußens 
deutſche Politif“ und „Geſchichte der preußiich-deutichen Uniong- 
beftrebungen feit der Zeit Friedrich! des Großen“ ſich zu einem 
ebenjo bebeutenden wie verwidelten Thema hingezogen fühlte. 
Man kann verfolgen, wie er alles bisher darüber Veröffentlichte 
fi zu eigen zu machen ſuchte, außerdem aber ungedrudte Do- 
Tumente von hohem Werte, größtenteils aus den geheimen Staats- 
archive zu Berlin, daneben aus dem Nachlaſſe des Hilbburg- 
hauſenſchen Minifterialvorjtandes K. E. Schmid, herbeizuziehen 
mußte. Man bemerft, daß das Erſcheinen des erjten Bandes 
von 9. von Treitſchkes deutſcher Geſchichte ihn anregte, feine 
Unterfuhungen zu Ende zu führen, und zu wichtigen Streitfragen 
entſchieden Stellung zu nehmen. Schmidt hat fi gelegentlich 
mit dem Gedanken getragen, in einem legten Kapitel noch einen 
chronologiſchen Überblid über die Verfaſſungsgeſchichte der deut- 
Then Staaten nad 1815 folgen zu laſſen. Er hat biefen Ge 
danken jedoch im Verlaufe feiner Arbeit wieder aufgegeben. 

Das Manuffript gelangte, nachdem fi Herr Profeflor 
Ulmann in Greifswalde eine Zeitlang mit demfelben beichäftigt 
hatte, in die Hand des Unterzeichneten, welcher der vertrauens- 
vollen Aufforderung der Witwe von W. A. Schmidt, fi der 
Herausgabe zu unterziehen, gern entiprad. Es erſchien faft 
völlig drudfertig, forgfältig in einzelne Abſchnitte eingeteilt und 
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mit einem Inhaltsverzeichnis verſehen. Nur einige Lüden, die 
durch Einfügung bereit3 gedruckter Dokumente ausgefüllt werden 
ſollten, waren ſtehen geblieben. Unter dieſen Umſtänden war 
dem Herausgeber feine Aufgabe von ſelbſt vorgezeichnet. Er hatte 
das Ganze zu revibieren und das Fehlende zu ergänzen, aber er 
durfte an dem Texte des Werkes fo gut wie gar feine Änderung 
vornehmen. Da fich jedoch die Hiftorifche Kitteratur der letzten 
Jahre vielfach mit dem Gegenftande dieſes Wertes berührt hat, 
jo mußte auf fie verwiefen werden. Hier war anzuführen, mo 
inzwifchen etwas von den Archivalien, die Schmidt vorgelegen 
hatten, befannt geworden war. Auch war hier die Aufmerkjamteit 
de3 Leſers auf mannigfaltige neue Funde, die in jüngfter Zeit 
and Tageslicht getreten find, zu Ienfen. Einiges ſonſt fonnte 
aus eigener Kenntnis des Herausgebers zugefügt werben. Alle 
bieje verfchiedenartigen Zufäge find durch edige Klammern kennt⸗ 
lich gemacht worden. 

Kein Zweifel, daß Schmibt von Veröffentlihungen wie ber 
des Steinchen Tagebudjes während des Wiener Kongreſſes u. a. m. 
einen reihen Gebrauch gemacht haben würde. Zumal bie Ab- 
ſchnitte, welche fih auf die polnifh-jähfiihe Krifis beziehen, 
würden dadurch gewonnen haben. Sie gänzlich umzuarbeiten 
erſchien indeſſen bei genauer Erwägung nicht rätlih. Das in- 
dividuelle Gepräge des Verfaſſers, das fie tragen, wäre bamit 
verloren gegangen. Hier, wie in allen übrigen Teilen bes Werkes, 
wird man in ihm ben gewiſſenhaften Forſcher wieder erkennen. 
Er ift bemüht, fi) ber geiſtreich fchillernden Phrafen, der be 
ftehenden Kraftausbrüde und Superlative, der vorſchnellen Ab- 
urteilung der Vergangenheit durch Übertragung unrichtiger Maß: 
ftäbe zu enthalten. Dafür aber wirkt er durch die Sicherheit und 
Unerbittlichkeit der Methode, gegenüber äußerlich glänzenden, in 
Wahrheit widerſpruchsvollen und unzulänglichen Künſten hiſtorio⸗ 
graphiſcher Rhetorik, außerordentlich heilſam. In dieſer Hinficht 
mag feine Arbeit namentlich au den Anfängern auf dem Ge: 
biete der Geſchichtswiſſenſchaſt, ala ein Mufter umfichtiger Unter: 
ſuchung, zum Studium empfohlen fein. Daß fie weit über ben 
Kreis der Fachgenoſſen hinaus Beachtung verdient, wird ſchon 
ein Blid auf ihren reichen Inhalt Iehren. 


Zürich, 24. Mai 1890. 
Alfred Stern. 
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Je tiefer die Schmach Deutſchlands in den erften zwölf Jahren 
unſers Jahrhunderts war, defto zuverſichtlicher war auch die Über- 
zeugung jedes wahren Patrioten, daß früher oder fpäter ein ent⸗ 
ſcheidender Anlaß fi) darbieten werde zur Wiebererhebung und 
Selbftbefreiung des deutfchen Volfes.- Und ein folder Anlaß bot 
fih 1812 dar. 

Als Rußland in den erften Monaten des genannten Jahres 
durch eine halbe Million Streiter unter Napoleons Führung an 
feinen Weftgrenzen ſich bedroht fah: da mußte Kaifer Alerander 
fih wohl jagen, daß diefer gewaltige Anprall des Weitens gegen 
den Oſten zu den Unmöglichkeiten gehört hätte, wenn das Gen- 
trum Europas, wenn Deutſchland ein feſtes, einheitliches und von 
Frankreich unabhängiges Machtgefüge geweſen wäre. Er war 
überhaupt eben damals, wie Graf Münfter in einer noch un— 
gedrudten Denkſchrift ihm nahrühmt, „überzeugt, daß der poli= 
tiſche Zuftand Deutſchlands von mächtigem Einfluß auf die Ruhe 
des Reſtes von Europa fei”*). 

Daher nahm er ſich ſchon vor dem Ausbrud des Krieges 
vor, fall er in dem Rieſenkampfe obfiege, für die Befreiung 
Deutſchlands vom napoleonifhen Joch und für eine kraftvolle Ge: 
ftaltung desfelben zu wirken, natürlich nicht ſowohl Deutſchlands, 
ala um feiner jelbft willen. Daher faßte er anfangs fogar die 
Eventualität ins Auge, den feindlichen Angriff nicht abzuwarten, 
ſondern feinerfeit3 die deutſchen Grenzen zu überfchreiten und jo- 
gleich auf deutſchem Boden die Entfcheidung herbeizuführen. Daher 


*) Münfter in ber unten ffigzierten Dentſchrift vom Oktober 1818. 
Schmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 1 
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auch berief er ſchon unterm 27. März 1812 durch einen eigen- 
bändigen Brief den Freiherrn vom Stein aus Prag als Berater 
zu fi, weil „es fid) darum handle, Europa vor ber Barbarei 
und der Knechtſchaft zu retten“. Und daher endlich fegte er, als⸗ 
bald nad) deſſen verfpäteter Ankunft im Juni, ein „deutſches 
Comit6“ ein, um unter Steins Yeitung auf Deutſchlands Erhebung 
und Befreiung hinzuwirken. Stein hatte den Brief des Kaiſers 
erft am 19. Mai erhalten, war nad) erlangten Päſſen am 27. Mai 
abgereift und am 12. Juni in Wilna eingetroffen, wenige Tage 
bevor fid die napoleoniichen Heerſcharen nad) Rußland hineinwälz- 
ten. Wenn Treiticfe 1, 395 zufällig die Berufung Steins durch 
Alerander unerwähnt läßt, jo darf dies nicht den Glauben er— 
weden, ala ob der erftere aus eigenem Antrieb „nach Rußland eilte“. 

Inzwiſchen Hatten ſich Preußen und Oſterreich an Frankreich 
angefchlofjen; jenes gezwungenerweiſe, infofern ihm nur die Wahl 
blieb zwiſchen Bündnis und Vernichtung; dieſes freiwillig, info 
fern ihm die Wahl geftellt war zwifchen Bündnis und Neutralität. 

Da dergeftalt die ſämtlichen deutfchen Staaten mit Einſchluß 
von Preußen und Oſterreich den Ruſſen feindlich gegenüberftan- 
den: fo war ein Verhandeln über Deutſchlands Zukunft mit ihnen 
jetber von jeiten Aleranders und feines deutſchen Comités oder 
Steins zu diefer Zeit unmöglid. Deshalb ſahen diefe ſich dar- 
auf angemwiejen, mit fremden Mächten über die deutſchen Inter: 
eſſen ſich zu beraten; und zwar mit England und Schweden, deren 
Alianz mit Rußland im Werke war. Jenes war ja überdies 
dur die Hoffnung auf Wiebererlangung Hannovers, diefes durch 
Schwediſch⸗Pommern an den Intereſſen Deutfchlands näher beteiligt. 

Nah Perg 3, 91 und 604 wären die erften amtlichen Eröff- 
nungen über Alexanders „Abfihten“ für die „Befreiung Deutich: 
lands” und über den ganzen „Plan der „Emanzipation“ des— 
felben an den Grafen Münfter in England unterm 30. Juni 
erfolgt. Dies bisher geltende Datum ift nicht Forreft, denn nad 
ber Angabe des Grafen Münfter ſelbſt, in jener ungedrudten 
Denkſchrift fand dieſe Eröffnung unterm „2. Juli“ 1812 ftatt*). 


*) Damit ſtimmt and Münſters Schreiben vom 3. Nov. Per 3, 187. 
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Die Verſchiedenheit der Data erklärt ſich fehr einfach. Pertz be- 
nußte das Konzept, das Stein unterm 30. Juni zur Begutachtung 
an Kaifer Alerander überfandte; diefer billigte es mittels Hand: 
ſchreibens (Perg 607) wahrfcheinlih am 1. Juli, und nun wurde 
die Depefche ohne Zweifel unterm 2. Juli erpediert. 

Seitdem nahmen die „vertraulichen Mitteilungen“ über den 
„politiſchen Zuftand von Deutichland“ zwiſchen Rußland, Eng: 
land und Schweden einen ununterbrocdhenen Fortgang. 

Stein betrieb in ftetem Einverſtändnis mit Alerander vor- 
zugsweiſe eine bewaffnete Infurgierung Deutſchlands und zunächſt 
der norddeutichen Bevölkerung, ohne alle Rüdjicht auf die deut- 
ſchen Fürften mit Einfchluß des Königs von Preußen. Ein ruſſi— 
ſches Heer jollte im günftigen Augenblid in die preußischen Oſt⸗ 
provinzen eindringen; ein ſchwediſches an der Oſtſeeküſte bei Lubeck 
landen und fi Mecklenburgs, Rommerns und der Marken bemäch- 
tigen; und ein engliſches folte von der Nordfee bei Emben aus 
da3 Land zwifchen Elbe und Rhein erobern und infurgieren. Denn 
die vorbringenden Heere follten in den eroberten Landftrichen 
„Truppen ausheben, die Einrichtung der Behörden ändern und 
alle Federn in Bewegung ſetzen, um die Leidenjchaften der Menge 
zu reizen und zu erheben“. Ein „Centralausſchuß“, durch den 
„Anführer der Ausrüftung” gebildet, aus den einflußreichften PBer- 
Tönlichkeiten und daher auch zugleich „natürlich aus ben Fürften“ 
der „von den Franzofen bejegten Länder” follte die „politifchen 
und militäriihen Geſchäfte leiten“, die „bewaffnete Maſſe orga— 
nifieren“ u. ſ. w.*). Diefe Bemerkungen über ben zu bildenden 
Eentralausfguß wurden von Stein im Hauptquartier zu Driffa 
niedergeſchrieben, alfo nicht vor dem 8. Juli, aber jedenfalls noch 
in dieſem Monat **). 

Münfter in der ſchon erwähnten Oktober-Denkſchrift (fiehe 
unten) fagt, daß jchon „kurze Zeit“ nad) jenen erften Mitteilungen 


*) Berg 3, 87 fi. 91 f. 96 ff. 139. 159. 289 f. Ompteda 2, 321. 

**) Berk 3, 96. 98. 100. [Die bei Perk 3, 96 angeführte Denkſchrift 
im Raffauer Archiv trägt die Überſchrift von Steins Sand: „Anartier gencral 
Drisss le 11 juillet nouv. style 1812.* Dgl. „Aus der Vorgeſchichte des 
Krieges von 1813." Hift. 3. ©. 68, 272 ff.] 
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ruffifcherfeit3 ein „Memoire“ ergangen fei, das eine „Skizze der 
Maßregeln enthielt, die Rußland in Betreff ber Verwaltung 
derjenigen deutſchen Provinzen anzuwenden vorſchlug, welde die 
verbündeten Armeen occupieren würben“. Dieſes „Memoire“ ift 
unfehlbar Steins Denkſchrift vom 18. September 1812 „über die 
Bildung eines Verwaltungsrates für Deutſchland“, die Pertz 3, 
144 ff. mitteilt, und die nad Aleranders Billigung fofort an 
England und Schweden übermittelt wurde. 

Infolge diefer Ationspläne mußte natürlicherweiſe auch die 
fünftige Geftaltung Deutſchlands zwiſchen den drei Mächten in 
Frage kommen. Graf Münfter fragte von England aus ſchon 
unterm 27. Juli 1812 bei Stein ausbrüdlih an, „wa3 man für 
Pläne für Deutſchland entwerfen werde” *). Und Stein war kühn 
genug, an eben jenem 18. September, troß des immer noch fieg: 
reichen Vordringens der napoleonifchen Heere, in feiner vielbe- 
fprodenen und dennoch jetzt fait zur Mythe gewordenen Denf- 
ſchrift „über Deutſchlands künftige Verfafjung“ die Frage aus- 
führlich zu beantworten. Diefe Denkſchrift wurde ebenfalls von 
Alerander genehmigt und den beiden anderen Kabinetten mitge: 
teilt**). Bei ihrer großen Bedeutung für bie heutige Geſchichts- 
auffaffung geben wir, obgleich fie bereits bei Per gebrudt vor- 
Tiegt, ihren Wortlaut hier wieder, zumal fi die Frage daran 
nüpfen wird: Hat Stein kraft diefer Dentichrift, wie man viel= 
fach glaubt, den deutſchen Einheitsftaat als Ideal aufgeftellt? 


*) Bert 3, 608. 
**) Berg 3, 140 jj. 151. 
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„Das Los der Waffen wird über Deutſchlands Schidfal und 
über bie Verfaſſung entſcheiden, welche es erhalten ſoll. Das all: 
gemeine Beſte Europas erheiſcht die Auflöfung des Rheinbundes, 
aber man muß fi dann entfcheiden, was an die Stelle des 
gegenwärtigen Zuftandes treten fol. Einige Leute reden von Her- 
stellung der alten Reichsverfaſſung, aber ich frage: welcher? Der 
auf den weitfälifhen Frieden gegründeten, oder ber des 
Jahres 1802, welche Frankreich mit Anmaßung vorgeſchrieben 
und die Fürften Deutfchlands mit Knechtſinn herbeigerufen haben? 
Die Ruhe Europas erheifcht, daß Deutſchland fo eingerichtet fei, 
daß es Frankreich widerftehen, feine Unabhängigkeit er 
Halten, England in feine Häfen zulaflen, und der Möglichkeit 
Tranzöfifher Einfälle in Rußland zuvorkommen fönne*). 
Diefen. Zwed fann man erreichen: 

1) entweder durch Vereinigung Deutfhlands zu einer 
Monardie**), 

2) oder wenn man es nad) dem Laufe des Main zwifchen 
Preußen und Oſterreich teilt***), 


*) Dies entfprad) ganz den Intentionen Aleranders. 
“) d. h., wie das Weitere Iehrt, durh Wiederaufrigtung des 
KRaiferreics, womöglich nad bem Muſter der „alten Ronardie” 
des 10. bis 13. Jahrhunderts, auf feinen Fall aber nad; der Ver— 
faffung des weſtfäliſchen Friedens ober einer fpäteren. 
***) Gr meint durch AÄnſchließung ber norddeutſchen Länder an Erfteres, 
der fübbeutigen an Oſterreich 
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3) oder indem man in dieſen beiden großen Teilen einige 
Länder, wie 3. B. Hannover u. a., unter einem Bündnis 
mit Oſterreich und Preußen beftehen läßt. 

Jede diefer Einrichtungen würde Deutſchland mehr Kraft 
geben. Die Herftellung der alten deutſchen Verfafiung hingegen”) 
halte ich für unmöglich und wenig wünſchenswert. Diefe 
Verfaſſung war nicht das Ergebnis des Willens einer dur Er- 
fahrung und Kenntnis ihres wahren Vorteils aufgellärten Nation; 
fie verdankt ihren Urfprung den verberblihen Ränfen ber ehr- 
geizigen Päpfte, der Treulofigkeit und dem aufrühreriſchen Geifte 
der deutſchen Fürften, dem Einfluß der fremden Mächte. 

Deutſchland bildete im 10., 11., 12. und 13. Jahrhundert 
ein mächtiges Reich, welches aus einem zahlreichen Adel von 
verſchiedenen Klafien, einer achtungswerten Geiftlichfeit und einer 
Menge Heiner Eigentümer beftand. Der mächtigſte Mann war 
Unterthan des Kaiſers, und ber Heinfte freie Eigentümer hing, 
unmittelbar von ihm ab. 

Die Monarchie fiel**), und es bildeten jich allmählich Mittel: 
und Grundherrſchaften, durch die furze Dauer der Kaiferhäufer, 
die Teilnahme ber Kaiſer an den Angelegenheiten Italiens, ihre 
Rämpfe mit den Päpften und den großen Gemeinden. Daher die 
Wählbarkeit der Krone, die Veräußerung der Reichsgüter, die Erb⸗ 
lichkeit der Lehen, die Anmaßung des vom Herrſcher anvertrauten 
Anfehens durch die öffentlichen Beamten, der Uriprung der Lan: 
deshoheit, die Unterdrüdung der Heinen Eigentümer dur die 
großen. Eine Heine Zahl Fürften maßte ſich das Recht der Kaiſer⸗ 
wahl an, und benußte es, um fich ein größeres Anfehen zuzu⸗ 
wenden; und da die Kaifer ihr Anfehen vernichtet jahen, fo fingen 
fie an, ſich ausfchließlid mit dem Vorteil ihrer Erblande zu be: 
ſchäftigen und Deutſchlands Vorteile zu vernadhläffigen. So kam 


= b. i. „der alten auf den weſtfäliſchen Frieden gegründeten Reichs- 
verfaffung.“ 
**) Gr will fagen: der Verfall trat infolge von Urſachen ein, die fich 
ihen in jenem Zeitalter anbahnten und feitdem, d. i. feit ber 
Mitte des 18. Jahrhunderts immer ſchroffer entwidelten. 
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&, daß bie großen Angelegenheiten des Volkes ehrgeisigen Neben- 
abfichten geopfert wurden *). 

Deutſchland ward in zwei Jahrhunderten durch die Religiong- 
friege erichüttert; die Thorheit der Fürften zog die Fremden in 
feinen Bufen; fie wurden dafür durch den Verluft mehrerer ſchönen 
Länder, durch eine dreißigjährige Verwüftung des Landes beftraft; 
man gab ihnen durch den weftfälifhen Frieden eine mißge— 
bildete Verfaffung, welche den Keim einer fteten Erſchütterung 
und allmählihen Auflöfung enthielt. Die Furt vor den Türken 
und Franzoſen belebte den Volksgeiſt wieder, man befämpfte die 
Feinde während 40 Jahren, die öſterreichiſche Macht befeftigte ſich 
durch die Eroberung von Ungarn, fie erhielt einen vorwiegenden 
Einfluß in Deutſchland. 

Preußen erhob ſich, Oſterreich verband fi mit Frankreich; 
ein langer Friede hob bie Nationaleiferfucht auf; die Einheit 
ward gelöft, die Bürgerfriege von 1740 und 1756 erbitterten 
die Gemüter und bereiteten Deutſchlands Fall vor. 

Das ift der Abriß der unglücklichen Gefchichte dieſes großen 
Landes. Wollen wir nad folgen Erfahrungen das alte Gebäude 
einer fehlerhaften Verfaſſung mieberherftellen? können wir es? 

Wenn wir ernftlih diefen Plan haben, jo müßte man 
Oſterreich feinen Einfluß, feine Obergewalt wiedergeben, Preußen, 
Bayern verkleinern, die geiftlihen Fürften, die Reichsritterſchaft, 
die Reichsſtädte, die Reichsgerichte mwieberheritellen. Denn nur 
mittel3 dieſer Federn war e8 dem Kaifer möglich, eine fo un= 
vollfommen eingerichtete Regierung, wie das Deutfche Reich war, 
in Bewegung zu fegen. 

Aber wenn ein folder Plan ausgeführt werden Fönnte, 
wenn es möglich wäre, den Widerftand dagegen zu befiegen, 
jo würde e8 weifer fein, die Umſtände zu Ausführung von Ent: 
mwürfen zu benugen, welche den großen Angelegenheiten der Na: 
tion im allgemeinen mehr entjpreden. 

Denn die Heritellung der alten Verfaſſung würde jedenfalls 





*) Hier ift alfo die Zeit bis zum 16. Jahrhundert oder bis Narl V. 
umjcht ieben. 
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einen ſehr unvollfommenen Zuſtand der Dinge ergeben; Deutſch⸗ 
land würde Franfreih nur einen ſchwachen Widerftand entgegen: 
fegen können; es würde zwiſchen Mittel: und Grundherrichaften 
zerftüdtelt*), deren Dafein jedes Gefühl der Würde eines großen 
Volkes, den Eriegerifchen Geift zerftört, die Aufmerkſamkeit von den 
Angelegenheiten der Nation auf bie eines Heinen Landes, auf die 
Bewegungen der Heinen Höfe ablenkt, deren Vervielfältigung für 
die Sitten und für eine ftolze unabhängige Haltung bes Einzel- 
nen verderblich ift. 

Noch unvollfommener ift die von Frankreich vorgefchries 
bene Verfafjung von 1802, weil fie durch Zerftörung ber geift- 
lichen Fürften und Reichsſtädte und Vergrößerung einiger Fürften- 
häuſer den Kaiſer aller Mittel des Einfluffes und aller Federn 
zur Handhabung der Regierung beraubte. 

Statt die deutſche Verfaſſung des weitfäliihen Friedens her- 
zuftellen, würde es dem allgemeinen Beſten Europas und dem be— 
fonderen Deutichlands unendlich angemeffener fein, die alte 
Monardie**) wieder aufzurihten, ein Reich zu bilden, 
welches alle fittlihen und phyfifchen Beftandteile der Kraft, Frei- 
heit und Aufklärung enthielte, und dem unrubigen Ehrgeiz 
Frankreichs widerftehen könnte. Ein folder Zuftand der Dinge 
würde dem Volke das Gefühl feiner Würde und feiner Unabhän- 
gigteit wiebergeben, feine Kräfte würden nicht in Beſchäftigung 
mit Heinen Territorialangelegenheiten verjplittert, fondern ſich 
denen ber Nation im Ganzen zuwenden; außerdem ift das ben 
Wünſchen faft der Gefamtheit entiprechend, feitdem fie un: 
würdig von denen verraten ift, welche verftehen mußten, für fie 
zu fterben, ſeitdem fie in den Fürften nur noch Feige fieht, welche 
das Blut ihres Volkes verkaufen, um ihr ſchamvolles Dafein zu 
verlängern; ebenfo müßten e3 die Fürften wünſchen, weil eine 
ſolche Ordnung der Dinge ihr eigenes Dafein fichern, ihnen 
bie edle Aufgabe anweiſen würde, die Ratgeber eines großen 
Volkes zu fein***), ftatt der erblicden Präfekturen, welche fie jegt 


=) nämlich zwiſchen vielen Hunderten. 
**) d. i. bes 10. Bio 18, Jahrhunderts. 
") Nämlich auf den Reichstagen 
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einnehmen, ungewiß in der Dauer, wenig ehrenvoll wegen der 
Nleinheit ihres Wirkungskreifes. 

Die Wiederherftellung der alten Monarchie ift unmöglih*); 
aber jelbft dann würde die Teilung Deutſchlands zwiſchen Ofter- 
reich und Preußen der Herftellung der alten Verfafjung 
(de3 weitfäliichen Friedens) vorzuziehenfein, jelbft wenn man**), 
um bie Eigenliebe zu fehonen, die Yänder der vertriebenen Fürften 
beftehen lafjen müßte, indem man fie mit dem Teile Deutſch⸗ 
lands, worin fie eingeſchloſſen find, in ein Bundesverhältnig 
brachle.⸗* 


Hiernach ſieht man: Stein ſtellte in dieſer Denkſchrift die 
anfangs aufgezählten drei Eventualitäten gewiſſermaßen zur 
Auswahl auf. Unter der erſten, „Vereinigung Deutſchlands zu 
einer Monarchie”, verftand er ausdrücklich nicht die Geitalt 
der Reichsverfaſſung von 1648, die er für „wenig wünfchens- 
wert” und „jehr unvolllommen“ erklärt, noch gar bie „Berfaj: 
fung von 1802“, die er al3 „noch unvollfommener” bezeichnet, 
fondern vielmehr die „alte Monarchie” des „10. bis 13. Jahr: 
Hunbert3”, deren „Wiederaufrihtung“ ihm „unendlich ange: 
meffener” erſcheint, in welcher felbft der „mächtigfte Mann“, 
d. h. der größte Vafall „Unterthan des Kaifer3 war“, und welche 
ſelbſt „die Fürften wünſchen müßten”, um „ihr eigenes Da- 
fein zu fihern“. Mit feiner Silbe erwähnt er einer andern 
monardifchen, wenn aud) nur idealen oder theoretiſchen Ein- 

heitsform. 
Wie man daher auch über den Inhalt der Denkſchrift im 


*) Befonderd wegen des Dualismus von Öfterreih und Preußen. 

**) Die Konftzuttion ift mißraten; es folte heißen: „aber der Ser: 
ftellung d. a. 2. würde die Teilung v. Deutfchland zw. ©. u. Br. jelbft dann 
vorzuziehen fein, wenn man u. ſ. m.” 

er) Der noch folgende Abfak, eine Rechtfertigung der gebrauchten 
ſtarten Ausbrüde, ift ein Zufag zu der im April 113 dem Stantstanzler 
Hardenberg von Stein mitgeteilten Abſchrift. 
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Einzelnen urteilen mag: Eins fteht feit, daß Stein unter „Ver: 
einigung Deutfchlands zu einer Monardie” hier auf feinen Fall 
den wirklichen Einheitsſtaat verjtand. Und doch hat gerade 
dies in neuefter Zeit Treitfchfe mit ungewöhnlicher Zuverficht und 
mit ungewöhnlihem Nachdruck behauptet. Deshalb ift es uner- 
läßlich, näher darauf einzugehen. Denn in der That wäre es 
von der größten Bedeutung, wenn Stein ala der Vorkämpfer 
des deutſchen Einheitsjtantes bargeftellt werden dürfte. 





DI. a) Unterſuchung über die Frage: Bat 
Stein in der Sepfemberdenkfchrift over über- 
haupt je den deutſchen Ginheifsflaat als 
Ideal aufgeftellt? 


Teeitihfe (1, 398) führt jene drei von Stein aufgeftellten 
Eventualitäten nicht wörtlich, jondern umſchreibend ein, indem er 
jagt: „Im September entwarf er Pläne für Deutihlands fünf- 
tige Verfaffung — das Idealſte und Verwegenſte, was je 
zuvor über deutſche Politif gedacht morden. Und dies bildet, 
nächſt feiner Teilnahme an der Umgeftaltung Preußens und der 
Befreiung Europas, das dritte welthiftorifche Verdienft des 
Mannes: er hat früher und ſchärfer als irgend ein Staat: 
mann die Einheit Deutfhlands, ohne Phraſen und Vorbe— 
halte, als das höchſte Ziel deutſcher Staatskunſt aufgeftellt... 
Jede Rüdjiht auf die Dynaftie ſchien ihm unwürdig; als ob 
es in Deutſchland darauf anfäme, ob ein Medlenburg oder 
Bayern exiſtiere. . . . Jet, da der geſamte Zänderbeftand Eu: 
ropas ins Wanken fam, meinte er ſelbſt das Höchſte erreid- 
bar: eine große Monarchie von ber Weichfel bis zur Maas.... 
Sei dies nicht möglich, fo follte man Deutfchland nach dem Laufe 
des Mainz zwiſchen Oſterreich und Preußen teilen u. ſ. w.” Ger 
wiß wird niemand in diefen Sägen, ben legten ausgenommen, 
den Inhalt der September: Denkichrift wiebererfennen. 

Daß Hier aber wirklich Stein als der erite Befenner und 
Vertreter des Einheitsftaat3, des Unitarismus im jtrengiten 
Sinne des Wortes, dargeftellt werden ſoll, liegt auf der Hand. 
Sind doch die gebrauchten Ausdrudsweifen weder auf irgend 
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eine Verfaflungsform der Vergangenheit Deutichlands, noch 
auf die der Gegenwart, auf den bynaftiereihen Bundesftaat 
anwendbar! Stellt doch weder die von Stein gepriefene „alte 
Monarchie des 10. bis 13. Jahrhunderts“ noch das heutige Deutiche 
Neih, fo ſehr wir uns feiner mit Recht erfreuen, den Super: 
lativ des Idealen und Verwegenen dar, oder eine „Einheit 
ohne Phrafen und Vorbehalte”. 

In welden Worten der September-Denkfhrift die ſe Cha— 
rakteriftit auch nur eine Anfnüpfung finden fönnte, ift nicht er= 
fennbar. Steht es doch von vornherein feit, daß Treitſchke mit 
der Einheitsform, wie er fie im Sinne hat, nicht die von 
Stein gefeierte alte Monarchie des 10. biß 13. Jahrhunderts 
gemeint haben kann. Denn nicht nur bezeichnet er jene als die 
ibealfte und verwegenfte Form, was diefe durhaus nicht war; 
fonbern er ftellt auch in Abrede, daß jene je „früher von irgend 
einem Staatömann aufgeftellt” worden fei, während dieſe bereits 
Jahrhunderte hindurch in Wirkſamkeit beftanden hatte. 

Und doch bezeichnet Treitichle (S. 399) Stein „Wünſche“ 
als „unitarifh” und verſichert noch S. 683 ausdrücklich, daß 
in „Steing Augen der Einheitsftaat (in jenem „verwegenften“ 
Sinne) immer da3 Ideal blieb“. 

Alfo im „September“ 1812 und „immer“ wäre ber 
„Einheitsſtaat“ dag „Ideal“ Steins geweſen! 

Dieſe in den Leſern erweckte Vorſtellung ſteht nun aber nicht 
nur mit dem Inhalt der September-Denkſchrift, ſondern über- 
haupt mit der ganzen Dentweife Steins, ſoweit fie in den 
Tuellen zum Ausdrud gelommen, in ſcharfem Widerſpruch. Denn 
diefer hat hiernach 1) nie ben Einheitsftaat für „erreihbar” 
erklärt; er bat auch 2) nie denfelben als jein „Ideal“ und als 
„das höchſte Ziel deuticher Staatskunſt aufgeftellt“ ; er hat 3) nie 
mals daran gedacht, alle Tynaftien in Deutichland bis auf 
eine einzige zu befeitigen. "Die näheren Beweismomente find 
folgende: 

1) Gerabe in der Zeit, wo Stein den Einheitsſtaat als höchſtes 
Ziel verkündet haben fol, und nod) zwei Monate früher, im Juli 
1812, erflärte er, wie wir ſchon ſahen: Der Centralausſchuß der 
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zu erobernden deutjchen Länder „beiteht natürlich aus ben Fürs 
iten und den Männern, melde den größten Einfluß haben“. Und 
in der „Dentſchrift über die Bildung eines Verwaltungsrates für 
Deutſchland“ vom 18. September besjelben Jahres, alfo vom 
gleiden Tage wie die obige Denkſchriſt, räumt er in dem Gen: 
tralausſchuß, der vier Mitglieder zählen fol, nicht weniger als 
drei Stellen deutſchen Fürften ein; nämlich je eine dem Prinz: 
Regenten von England und dem Kronprinzen von Schweben, ald 
den Vertretern von Hannover und Schwedifh- Pommern, 
und eine „ven vertriebenen Fürften gemeinſchaftlich“; das vierte 
Mitglied foll natürlich der Kaifer von Rußland ernennen. ALS 
Erwählten des legteren denkt er ſich ſelbſt; als Vertreter Eng: 
land⸗Hannovers wünjcht er den Grafen Münfter*). 

2) Die September-Denkihrift jodann über Deutſchlands künf— 
tige Verfaflung, die Treitfchfe ganz fpeciell als ein Bekenntnis 
des Einheitzftantes geltend macht, zeigt ung Stein vielmehr, wie 
mir ſahen, ala entſchiedenen Lobredner der „alten Monarchie” 
bes „10. bis 13. Jahrhunderts”. Ya er ſchwärmt für fie wie 
für ein hohes und höchſtes Ideal glangvoller Macht und Herr: 
lichkeit, obgleich fie, bei ber ſtets wachſenden Macht ber großen 
Vafallen, nad) feiner wie nad) allgemeiner Überzeugung natürlid) 
nicht? weniger al3 ein wirklicher Einheitsftaat war. Denn daß 
die „Monarchie” als höchſte Spige noch keineswegs für den Ein- 
heitsſtaat zeugt: das bewies Deutjchland bis auf das Jahr 1806, 
und Frankreich bis auf das Ende des 15. Jahrhunderts, wo es 
erft zum Einheitsſtaat erwuchs. Wenn daher Stein „bie alte 
Monardie wieder aufrichten“ möchte, weil das heiße „ein 
Reich bilden, welches alle fittlihen und phyſiſchen Beltand- 
teile der Kraft, Freiheit und Aufflärung enthielte“, welches 
„ven Wünfchen fait der Gejamtheit entiprechen würde“, und 
welches felbft „die Fürften wünſchen müßten“, um „ihr eigenes 
Dafein zu ſichern“: jo fieht man, daß auch in feiner eriehnten 
„Monarchie“ bie territorialen erblihen „Fürften” eine große Rolle 
fpielen jollten, zwar nicht als Souveräne, wohl aber als einfluß- 
reihe mächtige Vafallen de3 Kaifers, 

9) Berk 3, 146, 
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Und wie nun im „September 1812”, jo war „immer“, d. h. 
vorher und nachher nicht der „Einheitäftaat“, fondern jene „alte 
Monarchie” und deren „Wiederaufrichtung” Steind „deal“. 

3) Schon ein ganzes Jahr zuvor, am 6. Oftober 1811, 
zu einer Zeit wo vollend& noch den Zufunftsphantafien der Spiel: 
raum frei und Steins Ingrimm gegen die deutſchen Fürften ein 
ichrankenlofer war, ging er dennoch in feiner Sehnſucht nad) Ein- 
heit nicht über jenes Ziel hinaus. Damals ſchrieb er nämlich an 
Münſter (ſ. Pertz 3, 45 ff.): 

„Der allgemeine Unwille hat in Deutſchland die Bande, die 
den Unterthanen an den Fürſten knüpften, gelöſt. Er ſieht in 
ihnen entweder feige Flüchtlinge, die nur für ihre Erhaltung be— 
ſorgt, ſich durch Flucht retteten, taub gegen die Forderungen der 
Ehre und Pflicht, oder betitelte Sklaven und Untervögte, die mit 
dem Gut und Blut ihrer Unterthanen eine hinfällige Eriftenz er= 
betteln. Daher entjteht der allgemeine Wunſch nach einer Ver: 
fafjung, auf Einheit, Kraft, Nationalität gegründet. Jeder große 
Mann, ber fie herzuftellen fähig wäre, würde der Nation .. . wills 
fommen fein. Die Individualität der Fürftenhäufer felbft ift herab⸗ 
gefunfen, durchaus herrſcht in ihnen Erbärmlichkeit, Schwäche, 
niederträchtige Friechende Selbftfucht.” 

„Was foll aber die Stelle des Alten erjegen? Könnte id 
einen Zuftand wieder herzaubern, unter dem Deutichland blühte, 
jo wäre es der unter unjeren großen Kaifern des 10. bis 
13. Jahrhunderts, welche die deutſche Verfaflung durch ihren 
Wink zufammenhielten (!) und vielen fremden Völkern Schutz und 
Geſetze gaben.” 

„Läßt ſich aber ein folder Zuftand erwarten, hat nicht Reli 
gion, Sprache, Verſchiedenheit der Givilijation, Temperament eine 
unglückliche Spaltung verurfacht? Läßt ſich diefe heben? Aber 
gejegt, der alte beutiche Staatenbund unter einem gemeinſchaft- 
lien Oberhaupt würde wieder hergeftellt, fol das auf den Baſen 
des weſtfäliſchen Friedens geichehen? .. . muß das Bundesverhält- 
nis nicht fefter gefchloffen werden, und dag kindiſche Puifjanzieren 
der einzelnen Teile aufhören?” ... 

„Die Befreiung von Deutichland wird man ohne Öfter- 
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reichs Mitwirkung nicht erreichen, da diefes allein durch Streit: 
kräfte und Einfluß auf das ſüdliche Deutfhland zu wirken im 
ftande ift, defien Bewohner Regiamkeit genug haben, um ſich über 
die Berechnungen der Selbſtſucht zu erheben und durch Gefühle 
binreißen zu lafjen.” ... 

„Auf freiwillige plögliche außgebreitete zugleich ausbrechende 
Smfurrektion kann man bei dem Phlegma der nördlichen Deut- 
chen, der Weichlichleit der oberen Stände, dem Mietlingsgeift der 
öffentlihen Beamten nicht rehnen; man wird vielmehr, wenn 
& unter dem Schuß einer Armee geihehen Tann, Volksbewaff- 
nung, Bildung von Landwehrbataillons, Rekrutenftellung befeh- 
len, und den Adel mit Degradation, den Beamten mit Tot- 
ſchießen, wenn fie Lauigfeit und Schlaffheit beweiſen, beftrafen 
müffen*).” 

& kommt bier nicht darauf an, die vielfach irrigen Urteile 
in biefer Ausführung, namentlich die faſt gehälfige Geringihägung 
Norddeutſchlands oder Preußens zu widerlegen, ſondern nur zu 
zeigen, daß das Einheitsideal Steins von jeher nicht der Ein- 
heitäjtaat, fondern die Reichseinheit des 10. bis 13. Jahrhun⸗ 
dert war. 

4) Wiederum ein Jahr ſpäter, Ende Auguft 1813, erklärte 
er in voller Übereinftimmung mit den Äußerungen ber beiden Vor: 
jahre**): „Das Wünfhenswerte wäre ein einziges felbftän: 
diges Deutichland, wie es vom 10. bis 13. Jahrhundert unfere 
großen Kaiſer kräftig und mächtig beherrſchten. Die Nation würde 
fi zu einem mädtigen Staate erheben, der alle Elemente der 
Kraft, der Kenntniffe und einer gemäßigten und gejeglichen Frei- 
heit in ſich faßte. Dieſes ſchöne Los ift ihr nicht beſchieden, 
auf anderen Wegen muß fie u. |. w.” Denn aud) hier erklärt er 
dieſes „Wünfchenswerte”, dieſes „Ichöne Los“, diefen Zuftand der 
nBlüte”, den er jo gern „wieder hervorzaubern” möchte, dieſes 
„unendlich angemeljenere” als alles andere, nicht für „erreichbar“, 
fondern gerade umgekehrt für „unausführbar”. 


*) Das hier über Öfterreich und Rorddeutſchland Gefagte trat faft 
wörtlich fon in dem Schreiben vom 17. Sept. 1811 auf; i. Berk 3, 20 f. 
“) 6. Ompteba, Pol. Nachlaß 3, 226. 
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5) Nicht an eine Befeitigung aller Füriten oder Dyna— 
ftien dachte Stein, wie wir ſchon unter 1) und 2) gejehen, ſon⸗ 
dern nur an eine Verminderung berjelben, wie zumal ein Vor⸗ 
gang im April 1813 des Näheren zeigt. Und doch hielt er da= 
mals noch fo feft an feiner September:Denkihrift, daß er fie nun 
erit dem Staatsfanzler Hardenberg mitteilte. Aljo war es noch 
damals jeine Meinung, daß eine Verwirklihung feines Ideals, 
die „Wiederaufrihtung der alten Monarchie des 10. bis 13. Jahr⸗ 
hundert“, das „Dafein ber Fürften jihern“ würde. Und in dem 
gleihen Monat April gab er, Gagern gegenüber, im Fall der 
Wiederherftellung des Kaifertums die Zahl der zu belaffenden 
deutſchen Fürften auf „15 bis 16“ an (f. Perk 3, 665). 

Fragt man, weldes die 15 bis 16 Staaten find, die Stein 
auf deutjhen Boden übrig laffen wollte, jo darf man darüber 
in Anbetracht feiner fonftigen Außerungen vorher und nachher, 
insbefondere im Hinblid auf fein drei Monate fpäter, im Auguft 
1813 verfaßtes Memoire, folgendes Verzeichnis aufftellen: 1) Üfter- 
reich; 2) Preußen; 3) Hannover; 4) Bayern, 5) Württemberg; 
6) Baden; 7) Kurheſſen; 8) Heſſen-Darmſtadt; 9) Braunſchweig; 
10) Oldenburg; 11) ein Teil des Herzogtums Berg ala Erſatz- 
ſtaat für dag medienburgifche Haus; 12) Nafjau; 13) das Für- 
ſtentum Ansbach für einen öſterreichiſchen Erzherzog; 14) Weimar 
und etwa nod 15) Meiningen oder Coburg, und 16) ein eini: 
ges Anhalt. Danach würden dem Untergange durch Annerion 
von ihm etwa beftimmt gemejen fein: 1) ausdrücklich „Kurſach-⸗ 
fen“, jowie 2) Holftein und 3) das territoriale Medlenburg (duch 
Annerion an Preußen); 4) Naflau-Weilburg; 5) Naffau:Oranien; 
6) Gotha; 7) und 8) zwei der drei Herzogtümer Anhalt; 9) Hohen⸗ 
zollern-Hedingen und 10) Hohenzollern-Sigmaringen; 11) Son= 
dershauſen; 12) Rubolftadt; 13) Walded; 14) Greiz; 15) Schleiz; 
16) Lobenftein; 17) Ebersdorf; 18) Detmold; 19) Schaumburg; 
20) Liechtenftein. 

6) Ferner darf ſchon hiernach behauptet werden: Nicht for 
wohl auf eine Befeitigung der Fürften fam es ihm an, als auf 
eine Bejeitigung ihrer unbeſchränkten, im Laufe der Zeit erlang- 
ten, d. i. „ufurpierten“ Souveränität oder Oberherrlichkeit. 
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Daher erklärte er jhon im Juli 1812: „Dem Glüd uyd ber ' 
Freiheit der deutſchen Nation find die Fürften fo gut als bie 
legten ihrer Unterthanen das Opfer ihres Vorteil zu. bringen 
verpflichtet, da fie niemals Oberherren, fondern Glieder und 
Unterthanen bes Kaiſers und Reiches geweſen find, und die durch 
den Rheinbund ihnen gegebene Souveränität nichts als eine Ufur- 
pation ift*).“ Daher fagte er ferner in einer neuen, an Kaifer 
Alerander gerichteten Denkſchrift vom 17. November 1812 über 
die „ven Fürften gegenüber“ in Deutſchland zu beobachtende Hal- 
tung: man müſſe „die Regierungen überwachen, leiten und in ges 
wiſſen Fällen ſich ihrer bemächtigen. ... . Diejenigen Fürften, welche 
fi der allgemeinen Sache anſchließen, müſſen ... ji nur mit 
mohldenfenden Männern umgeben und ihre Streitkräfte in bie 
Hände der Verbündeten geben... . Beſonders bei dem König von 
Preußen wird man darauf dringen, daß er fein Minifterium aus 
Männern bilde, melde die Reinheit ihrer Grundfäge und bie 
Kraft ihrer Charaktere erprobt haben... .; daß er dieſen feigen 
und verächtlihen Haufen entferne, der, weit entfernt, ihn gegen 
die Schwäche zu hüten und zu ftählen, biefer unglüdlicden Anlage 
nachzugeben vorzieht; und daß er dadurch ben Verbündeten, welche 
ihn fügen und ftügen, eine Gewähr feines politifchen Betragens 
gebe. Was die übrigen Fürjten betrifft, jo haben fie fein Recht, 
die Beibehaltung oder Wieberherftellung ihrer Oberherrlichkeit 
zu verlangen... . Selbft die vertriebenen Fürften haben fein Recht, 
Ähre Wiedereinfegung zu verlangen, ba es ausſchließlich von 
den verbündeten Mächten abhängt, welchen Gebrauch fie von ihren 
Erfolgen machen wollen“ **). Daher forderte er endlich in unzwei⸗ 
deutigfter Weife im Auguft 1813: „Die Souveränität oder bie 
Despotie ber 36 Häuptlinge gehe unter und geftalte fih um in 
eine den Bedürfniffen und Wünfchen der Nation angemeflen um: 
geformte Landeshoheit***).” 

7) Freilich ſchaltet Treitichle S. 398 in jene Umſchreibung 
der September⸗Denkſchrift, um die Auslegung ber erſten Eventua- 





“) Bert, 8, 214 f. 
Ompieda, Bol. Nacht. 3, 227. 
Sqhmidt, Deutfhe Berfaffungsfrage. 2 
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litãt (Bereinigung zu einer Monarchie) im einheitsftaatlihen 
Sinne zu ftügen, die Worte ein: „Wer ifm von Schonung ber 
althergebrachten Zerfplitterung rebete, dem erwiderte er: einen 
folhen Zuftand wieberherftellen, ift gerade fo, als wollte man 
darauf beitehen, daß ein toter Mann auf feinen Beinen ftehen folle, 
weil er es thun Fonnte, fo lange er noch lebte.” Allein einmal 
iſt diefer Ausfpruh gar nicht der September-Denkſchrift, 
ſondern ſtillſchweigend der eben angeführten November-Denkihrift 
entnommen; fodann ift es nicht ein Ausſpruch Steins, fondern 
des Engländers Paisley, der gar nicht fpeciell von Deutfch- 
land redet, fondern überhaupt von den „Thronen der Heinen 
Staaten, in welche Europa jeßt geteilt ift“; endlich foll mit 
jenen Worten nicht fomohl die Zerfplitterung, d. i. das Dafein 
Heiner Staaten befämpft werben, obgleich Stein wie Paisley 
deren Verminderung wünſchte, als vielmehr eben die Oberherr: 
lichkeit berfelben. Beide haben, wie ſich mit Sicherheit ergiebt, 
nicht etwa mediatifierte oder von einer höheren Autorität ab- 
bängige Staaten im Sinn, denen es in Kriegszeiten gar nicht 
freiftehen würde, wen fie folgen wollen; fondern nur Keine 
fouveräne Staaten, „bie Unterabteilungen des Yeftlandes in 
ihrem jegigen Zuftande“, welche als ſolche Herren ihrer Streit: 
träfte find und „unvermeiblih im Kriege dem Stärkern folgen”. 
Was Deutſchland betrifft, fo denken beide alſo vorzugsweiſe an 
die fouveränen Rheinbundftaaten. Unb daher jagt auch 
Paisley von dem Wortlaut Treitſchles abweichend: „einen ſolchen 
Buftand zu ftüßen und wieberherzuftellen, ift gerabe fo u. |. w.“ 
Der Ausſpruch Paisleys ſchließt fih bei Pertz den oben ange 
führten Worten Steind unmittelbar an (S. 216). Der Bor- 
behalt des legten, daß dem „Rheinbund“ gegenüber, kraft des 
„Groberungsrechtes”, das „Los Deutſchlands zu feiner Zeit nach 
dem wahren Vorteil des Volles und Europas feſtzuſetzen“ ſei 
(216 f.), folte denn auch keineswegs die Befeitigung aller mitt- 
leren und Hleineren Staaten, und am allerwenigften Hannovers, 
vorbehalten, fondern eben nur auf alle Fälle die Befeitigung ihrer 
unbeſchränkten Oberherrlichkeit, ſowie bie Entſcheidung darüber, 
welche von ihnen fortbeftehen follten und in welchem Umfange. 
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8) Treitfchke ſchaltet ferner in die Umfchreibung des Inhalts 
der September⸗Denkſchrift die ſchon angeführten Worte ein: „Jede 
Ruckſicht auf bie Dynaftien ſchien ihm unwürdig: als ob es in 
Deutſchland darauf anfäme, ob ein Medlenburg ober Bayern 
eriftiere;“ ſowie auch als Meinung Steins bie Worte: „Sollte 
diefer Krieg dahin führen, daß bie alten Streitigfeiten der beut- 
ſchen Montechi und Gapuletti wieder auflebten, dann wäre der 
große Kampf mit einem Poſſenſpiele beendigt;“ und er macht 
den Zufag: „Sein Ziel war die Einheit und, ift fie nicht mög- 
lich, ein Austunftsmittel, ein Übergang.” Alle dieſe Ausfprüce, 
fomeit fie begründet find, gehören ebenfalls gar nicht der Sep- 
tember⸗Denkſchrift an, fondern find ftilfehweigend, mit Aus- 
nahme des Sapes über Mecklenburg und Bayern, aus einem 
Briefe Steing an Münfter vom 1. Dezember 1812 entnommen. 
Auch fie aber können nicht für das Ideal des Einheitöftantes 
zeugen, wie ber Zufammenhang lehrt. Münfter, der Hannover 
durch Vergrößerung zu einer Macht erften Ranges erhoben, 
Preußen aber durch noch weitere Verkleinerung zu einer folchen 
„zweiten ober dritten Ranges“ herabgebrüdt zu fehen Hoffte, 
hatte nämlich unterm 3. November 1812 im Hinblid auf den 
projektierten vierföpfigen Verwaltungsrat mit „unumfchränfter 
Gewalt” an Stein gefchrieben: „Ein viereiniger Diktator bat 
manches Bedenkliche; indefien glaube ich, daß unfere beiden Köpfe 
unter einen Hut paflen würden — wenn ich gleich nicht ſchwören 
wollte, daß Sie den Preußen und id den Hannoveraner 
ganz würden ablegen können *).” 

Durch dieſe Außerung wurde Stein in hohem Grabe ge- 
reizt und ſchrieb in biefer gereisten Stimmung jofort am 1. De: 
zember 1812 an Münfter zurüd: „Es ift mir leid, daß Em. 
Excellenz in mir den Preußen vermuten und in fi ben Han— 
noveraner entbeden — id) habe nur ein Vaterland, das Heißt 
Deutfchland, und da ih nah alter Berfaflung nur ihm 
und feinem beſondern Teil desſelben angehörte (nämlich 
als unmittelbarer Reichsritter), jo bin ih auch nur ihm, und 


*) Perg 3, 136 ff. 
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nicht einem Teil besfelben von ganzem Herzen ergeben. Mir 
find die Dynaftien in biefem Augenblid großer Entwidlung 
vollkommen gleihgültig, es find bloß Werkzeuge; mein 
Wunſch if, daß Deutſchland groß und ſtark werde, um feine 
Selbftändigteit, Unabhängigkeit und Nationalität wieder zu er- 
langen, und beides in jeiner Lage zwiſchen Frankreich und Ruß: 
land zu behaupten; ... es kann auf den Wege alter zerfallener 
und verfaulter Formen (d. h. wie fie bis 1806 beftanden, und 
wie fie Münfter vorberhand als rechtlich fortbeftehenb anerfannt 
wiſſen wollte), nicht erhalten werben... . Mein Glaubens- 
befenntnis finden €. E. in der Anlage*), es iſt Einheit; ift 
fie nicht möglih, ein Ausfunftsmittel, ein Übergang (d. i. 
Teilung Deutſchlands zwiſchen Üfterreih und Preußen). Segen 
Sie an die Stelle Preußens was Sie wollen, löfen Sie 
es auf, verftärten Sie Öfterreih mit Schlefien und ber 
Kurmark und dem nördlichen Deutſchland mit Ausſchluß der 
Vertriebenen, reduzieren Sie Bayern, Württemberg und Baden, 
ala die von Rußland begünftigten, auf das Verhältnis vor 1802, 
und machen Sie Oſterreich zum Herrn von Deutichland — ich 
wünſche es; es ift gut, wenn es außführbar ift, nur denfen Sie 
nit an bie alten Montaigues und Capulets (b. i. an ein 
Bündel fouveräner Staaten, wie es Münfter allerdings vor— 
ſchwebte, und wobei es leicht wieder zu zerfleifchenben beutichen 
Bürgerkriegen kommen fonnte) . . . Toll ſich der blutige Kampf, 
den Deutſchland 20 Jahre unglüdli beftanden, und zu dem e& 
jegt wieder aufgefordert wird, mit einem Poſſenſpiel endigen, 
fo mag ich wenigftens nicht teil daran nehmen, ſondern kehre in 
das Privatleben freudig und eilig zurüd**).” 

*) Damit ift ohne Zmeifel eine Kopie der September-Denffärift „über 
Deutſchlands fünftige Verfaffung“ gemeint, die anſcheinend bis bahin mur 
dur den ruſſiſchen Geſandten Graf Lienen und durch Lord Walpole in 
England befannt wurde (Berk 3, 151. 201). Dafür ſpricht aud der Um: 
ftand, daß Münfter in feiner Oftober-Denkfhrift von 1813 am gehörigen 
Orte nur des gleichzeitigen Memoire über bie „Bermaltung“ ber occupierten 
Länder gebentt. 

**) Rerh, 3, 226 f. 
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Hier fieht man wiederum auf das beutlichfte, und vielleicht 
noch deutlicher als zuvor, daß das „Glaubensbekenntnis“ 
Stein zwar die „Einheit“ war, aber nicht im Sinne des Ein- 
heilsſtaates, fondern im Sinne der „alten Monarchie“. Oſter⸗ 
rei wird ala „Herr von Deutſchland“ gedacht, aber unter ihm 
ſollen als Vaſallenſtaaten namentlich noch beftehen bleiben: ein 
fehr verfleinertes Preußen, ferner die „reduzierten“ Staaten 
Bayern, Württemberg und Baden und natürlich ebenfo das nicht: 
genannte Hannover. Beiläufig fieht man aljo auch, daß bie bloße 
„Exiſtenz“ Bayerns und einer bayerifchen Dynaftie hier, jo 
wenig wie anderwärts, in Frage geftellt wird. Die Erwähnung 
Medlenburgs bei Treitſchle ftammt aber allem Anfchein nad) aus 
der Dentihrift vom Augujt 1813, wo Stein zwar dag Land 
Medienburg mit Preußen vereinigen, beflen Herzöge aber auch 
ferner als regierende Dynaftie im Herzogtum Berg „exi— 
tieren“ laſſen will*). Das alfo ift ungefähr der Inhalt von 
Steins „Wünſchen“, die Treitfchfe ald „unitarifche” bezeichnet, 
die aber in Wahrheit weſentlich nur gerichtet waren auf Ver— 
minderung der Fürftenzahl, auf Konzentrierung ber Macht— 
befugnifie und damit auf die Befeitigung der unbegrenzten 
territorialen Souveränität. 

9) Endlich ſchaltet Treitſchle in die Umfchreibung ber erften 
September:Eventualität Steins („Vereinigung zu einer Mo: 
narchie“), um die Deutung im einheitsftaatlihen Sinne zu 
ftügen, die oben nur zum Teil angeführten Worte ein: „Sept, 
da der gefamte Länderbeftand Europas ins Wanken fam, meinte 
er felbft das Höchſte erreichbar: eine große Monarchie von der 
Weichſel bis zur Maas, ebenfo Italien zu einer geſchloſ— 
Tenen Maffe verbunden — ganz Mitteleuropa zurückgeführt in 
einen Zuftand der Kraft, der Widerftandsfähigkeit.” 

Daß fich auch für diefe legteren Momente Feine Anknüpfungs- 
punfte in ber September: Denkirift vorfinden, braucht nicht 
gejagt zu werden. Daß Stein fi als Grenzen des neuen Deutjch- 
lands gegen Frankreich die Vogefen und die Mans damals dachte, 








*) Dmpteba, Pol. Wahl. 3, 230. 
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nit einem Teil desſelben von ganzem Herzen ergeben. Mir 
find die Dynaftien in diefem Augenblid großer Entwidlung 
vollkommen gleihgültig, es find bloß Werkzeuge; mein 
Wunſch if, daß Deutſchland groß und ſtark werde, "um feine 
Selbftändigkeit, Unabhängigkeit und Nationalität wieder zu er- 
langen, und beides in feiner Lage zwiſchen Frankreich und Ruß: 
land zu behaupten; ... es kann auf dem Wege alter zerfallener 
und verfaulter Formen (d. h. wie fie bis 1806 beftanden, und 
wie fie Münfter vorberhand als rechtlich fortbeftehend anerkannt 
wiſſen wollte), nicht erhalten werben... .. Mein Glaubens 
bekenntnis finden €. €. in der Anlage*), es ift Einheit; ift 
fie nicht mögli, ein Ausfunftsmittel, ein Übergang (b. i. 
Teilung Deutſchlands zwiſchen Ofterreih und Preußen). Segen 
Sie an die Stelle Preußens was Sie wollen, löſen Sie 
es auf, verftärfen Sie Öfterreih mit Schlefien und ber 
Kurmark und dem nörblihen Deutſchland mit Ausflug der 
Vertriebenen, reduzieren Sie Bayern, Württemberg und Baden, 
als die von Rußland begünftigten, auf das Verhältnis vor 1802, 
und machen Sie Ofterreih zum Herrn von Deutihland — ich 
wünſche es; es ift gut, wenn ed ausführbar ift; nur denken Sie 
nit an bie alten Montaigues und Capulets (d. i. an ein 
Bündel fouveräner Staaten, wie es Münfter allerdings vor- 
ſchwebte, und wobei es leicht wieder zu zerfleifchenden deutſchen 
Bürgerkriegen kommen Eonnte) . . . joll fi der blutige Kampf, 
den Deutſchland 20 Jahre unglücklich beftanden, und zu dem es 
jet wieder aufgeforbert wird, mit einem Poffenfpiel endigen, 
fo mag ich wenigftens nicht teil daran nehmen, fondern fehre in 
das Privatleben freudig und eilig zurüd**).” 





*) Damit ift ohne Zweifel eine Kopie ber September-Denkſchrift „über 
Deutfhlands künftige Verfaffung“ gemeint, bie anſcheinend bis bahin nur 
durch den ruffifhen Gefanbten Graf Lieven und durd Lord Walpole in 
England befannt wurde (Berk 3, 151. 201). Dafür ſpricht aud) der Um: 
ftanb, daß Münfter in feiner Oktober-Denkfchrift von 1818 am gehörigen 
Orte nur des gleidgeitigen Memoire über die „Verwaltung“ der occupierten 
Zänber gebentt, 

”*) Text, 3, 226 f. 
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Hier fieht man wiederum auf das deutlichſte, und vielleicht 
noch deutlicher al zuvor, daß das „Glaubensbekenntnis“ 
Steind zwar die „Einheit“ war, aber nicht im Sinne des Ein- 
heitsſtaates, ſondern im Sinne der „alten Monardie”. Oſter⸗ 
reich wird als „Herr von Deutſchland“ gedacht, aber unter ihm 
ſollen als Vafallenftaaten namentlich noch beftehen bleiben: ein 
ſehr verkleinerteg Preußen, ferner die „reduzierten Staaten 
Bayern, Württemberg und Baden und natürlich ebenfo das nicht- 
genannte Hannover. Beiläufig fieht man alfo auch, daß die bloße 
„Exiſtenz“ Bayerns und einer bayeriſchen Dynaftie hier, fo 
wenig wie anderwärts, in Frage geftelt wird. Die Erwähnung 
Medienburgs bei Treitfchke ftammt aber allem Anſchein nad aus 
der Denkſchrift vom Auguſt 1813, wo Stein zwar das Land 
Medienburg mit Preußen vereinigen, deſſen Herzöge aber auch 
ferner als regierende Dynaftie im Herzogtum Berg „exi— 
ftieren” laſſen wil*). Das alfo ift ungefähr der Inhalt von 
Steins „Wunſchen“, die Treitfchle ala „unitarifche” bezeichnet, 
die aber in Wahrheit weſentlich nur gerichtet waren auf Ver— 
minderung der Fürftenzahl, auf Konzentrierung der Macht: 
befugniſſe und damit auf die Befeitigung ber unbegrenzten 
territorialen Souveränität. 

9) Endlich ſchaltet Treitfchle in die Umfchreibung der erften 
September-Eventualität Stein („Vereinigung zu einer Mo: 
narchie“), um die Deutung im einheitsftaatlihen Sinne zu 
ftügen, die oben nur zum Teil angeführten Worte ein: „Jetzt, 
Da der gefamte Länderbeftand Europas ins Wanken fam, meinte 
er felbft das Höchſte erreihbar: eine große Monarchie von der 
Weichſel bis zur Maas, ebenfo Jtalien zu einer geſchloſ— 
Tenen Maffe verbunden — ganz Mitteleuropa zurüdgeführt in 
einen Zuftand der Kraft, der Widerftandsfähigkeit.” 

Daß fich auch für diefe legteren Momente feine Anknüpfungs- 
punkte in der September-Denkihrift vorfinden, braucht nicht 
geſagt zu werden. Daß Stein ſich als Grenzen des neuen Deutich: 
Lands gegen Frankreich die Vogefen und die Maas damals dachte, 








*) Ompteda, Pol. Nachl. 3, 230. 
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ift albefannt (ſ. Per& 3, 202). Das übrige ift ohne Zweifel 
frei nach dem Schreiben an Pozzo di Borgo vom 7. November 
1812 gemodelt. In demfelben (f. Perg 3, 209 f.) jegt Stein 
allerdings zunächſt auseinander, wie alle Dinge im Schwanten 
find, „wie die Ereigniffe einander mit betäubender Schnelligkeit 
folgen“, wie „nichts ausgemacht, die Verhältnifle fließend” find; 
er fragt: „melden Gebraud wird man von den Erfolgen machen? 
welcher Partei Meinung wird angenommen werben? wer wird 
die Grundlagen der neuen politiſchen Ordnung Europas vor= 
bereiten, und welde hat man ſich vorgefegt?” Dann fährt er 
fort: „Wenn es nur auf wünſchen und raten ankommt, jo 
ſcheint es mir, daß es am nützlichſten wäre, daß Rußland Preußen 
zwinge fi) zu vereinigen, Oſterreich mit fortziehe, England feine 
Landung beicjleunige ... .; daß man ſich vereinige über eine 
politifche Ordnung, welche die Ruhe Europas gewährleifte gegen 
den franzöſiſchen Ungeftüm.” Er empfiehlt zu dem Ende „eine 
Einrihtung Deutfhlands und Italiens, die fie zu großen 
Maffen bilde”. Und er empfiehlt nun namentlich, auf die 
Eventualitäten feiner September-Denkſchrift zurüdtommend, „daß 
man Deutſchland zu einem großen Reiche bilde ober zwifhen 
Preußen und Ofterreich teile und als Vafallen der um- 
fließenden Reiche einige umſchloſſene Länder wie Hannover 
beftehen lafje“. Und, wie im September, hebt er hervor: 
„Jeder diefer Plane ift beffer als die Verfafjung des weit: 
fälifchen Friedens oder die von 1802“, mit dem Zufat: „weil 
man babuch eine größere Maſſe von Kraft und Wider: 
ftandsmitteln vereinigt”. 

Es leudtet ein, daß Stein auch hier unter dem „großen 
Reiche” gar nicht? anders verftehen kann, als was er zuvor im 
September, nahher im April und im Auguft anpries: die 
„Wiederaufrichtung der alten Monarchie” nad) dem Mufter des 
„10. bi8 13. Jahrhunderts“, mit mindeftens fünf „Vafallen”- 
Ländern: Preußen, Hannover, Bayern, Württemberg und Baden, 
wie ſich unter 8 ſchließlich ergab. 

Da ihm nun aber eine folde „Einheit“, eine ſolche „Ver— 
einigung Deutſchlands zu einer Monarchie“, als „unmöglich“ 
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erſcheint, und zwar wegen des Dualismus von Öfterreih und 
Preußen: jo empfiehlt er eben als „Auskunftsmittel” die Tei- 
lung zwiſchen beiden. Den loderen Formen der Einheit 
sieht er alfo lieber die Zweiheit vor, um wenigftens ben Haupt⸗ 
zwed, die Konzentrierung der Kräfte, freilich in zwei Brennpunf- 
ten ftatt in einem Mittelpunkte, zu retten. 

Wie fih Stein die Ausführung der zweiten Eventualität 
der September⸗ Denkſchrift (Teilung zwifchen Oſterreich und Preußen 
nad der Mainlinie) vorftellte, darüber läßt er ſich nicht näher 
aus. Seine besfallfige Meinung kannte man ja ſchon feit langen 
Jahren. Hatte er doch bereit am 10. Januar 1804 an ben 
Fürften von Nafjau-Ufingen in einem Briefe, der alsbald im 
Drud erſchien, den Ausſpruch gethan: „Sollen die mwohlthätigen 
großen Zwede, Deutſchlands Unabhängigkeit und Selbftändigfeit, 
erreicht werden: jo müflen die Heinen Staaten mit den beiden 
großen Monardien, von beren Exiſtenz bie Fortdauer bes 
deutſchen Namens abhängt, vereinigt werden; und die Vorſehung 
gebe, daß ich dieſes glüdlihe Ereignis noch erlebe*).“ 

Diefe Teilungsidee lag damals ſchon längſt in ber Luft. 
Wenigſtens die Halbheit des Gedanken, der verfafjungsmäßige 
Anſchluß aller nordbeutfhen Staaten an Preußen war 
ſchon feit der Begründung ber norbbeutichen Neutralitätspolitif 
duch Preußen auf das eifrigfte ventiliert worden, und zwar nicht 
bloß in den Denkfchriften von Dohm und Maſſenbach in den 
Jahren 1800 und 1801, fondern überhaupt, früher und fpäter, 
wie Manfo als Zeuge ſich ausdrückt: in ben Kreifen „aller Vater: 
landsfreunde ).“ 

Daher ſtand denn auch Stein als Miniſter nicht an, im 
Auguſt 1806 die von Johannes Müller verfaßte Kollektiv-Denk⸗ 
ſchrift an den König mit zu unterfchreiben, die es für ein Syflem 
der Weisheit erklärte, „die wichtigften deutſchen Staaten, bejon- 
ders im Norden, der preußiichen Monarchie anzuſchließen“ ***). 
Und fo erlebte er aud) noch als Minifter in demfelben Jahre, 

*) Berg 1, 268. 

**) Ad. Schmidt, Preußens deutihe Politit. 3. Aufl. S. 82 ff. 90 ff. 

** Perg, 1, 348. 
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wenngleich zur Seite ftehend, das preußiſche Projekt des nord⸗ 
deutſchen Reihsbundes und Kaiſertums, ſowie die öfterreichifche 
im preußifhen Hauptquartier durch Gent abgegebene Erklärung: 
„Sollte die Wiederherftellung der früheren Konftitution des 
Neiches ald unausführbar befunden werben, fo müfle man 
Deutſchland in zwei große, dur eine immerwährende Al: 
lianz vereinigte Ronföberationen teilen, die eine unter ber 
Proteltion Oſterreichs, Die andere unter der Proteftion Preußens *).” 

Andererfeit® kann nicht bezweifelt werden, daß Stein im 
Jahre 1812 mit feiner Teilungsidee nad Nord und Süd gar 
nichts anders zu erreichen gemillt fein konnte, als ba und dort 
dasjenige Maß von Konzentration berzuftellen, welches er in 
feinem Einheitsibeal, d. h. in der „alten Monarchie des 10. bis 
13. Jahrhunderts”, verkörpert zu jehen glaubte; alfo nicht etwa 
die Bildung zweier Einheitsftaaten, ſondern die Bildung 
zweier bergeftalt gearteter „Monarchien“, daß jede berjelben, ab⸗ 
gejehen von einer Verminderung der Heinen Staaten, nad dem 
Mufter der „alten“ Monarchie etlihe größere Vafallentümer 
als ihre unmittelbaren „Beſtandteile“ enthalte, wie aus ber 
Erläuterung der dritten Eventualität hervorgeht. Nach Treitſchke 
(S. 399) hätte Stein zwar in Betreff der zweiten Eventualität 
der September-Denkichrift begehrt: „man jolle die Rheinbunds- 
fürften als betitelte Sflaven und Untervögte bes Eroberers 
behandeln, au die von Napoleon verjagten Fürften nicht 
wieder einfegen“. Das fordert aber Stein in Wahrheit nir: 
gend. Er fagt nur an ganz anderen Stellen und in ganz an: 
deren Zujammenhängen 1) im Oftober 1811: „Der Unmwille in 
Deutſchland fieht in den Fürften betitelte Sklaven und Unter: 
vögte (ſ. oben S. 14), und 2) im November 1812, und im 
Gegenfag zu „denjenigen Fürften, melde ſich der allgemeinen 
Sade anſchließen“: „die übrigen Fürften haben fein Recht, die 
Wiederherſtellung ihrer Obe rherrlichkeit zu verlangen und jelbft 
die vertriebenen Fürften haben fein Recht ihre Wiederein- 
ſetzung zu verlangen“ (j. oben ©. 17). 


*) Wreußens deutſche Bol. 3. 79 ff. 161. 
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Über bie dritte Eventualität ließ ſich Stein ſchon in der 
September-Denkichrift näher aus, wenn er fagte: „Die Teilung 
Deutſchlands zwiſchen Oſterreich und Preußen würde felbit dann 
(dev Reichsverfaſſung feit dem weſtfäliſchen Frieden) vorzuziehen 
fein, wenn man, um die Eigenliebe zu ſchonen, die Länder der 
vertriebenen Fürften beftehen laſſen müßte, indem man fie mit 
dem Teile Deutſchlands, worin fie eingejchloffen find, in ein 
Bundesverhältnis brächte.“ Noch näher, aber wunderlicher, 
ſprach er fih darüber am 1. November 1812 dem britiſcheu 
Kabinett gegenüber aus, die September-Denkſchrift dahin erläu- 
ternd: „Nimmt man den dritten Plan, die Teilung Deutich- 
lands zwifchen Öfterreich und Preußen mit Beibehaltung einiger 
umfchloffener Länder, an: jo müflen Bayern, Württemberg und 
Baden auf die Gebiete und Würden vor 1802 beſchränkt, in 
das Verhältnis großer Vafallen zu Ofterreich gefeßt werben und 
das Recht der Bundniſſe und Gefandtichaften verlieren; aus dem 
übrigen würde ein Königreich Süddeutſchland unter öfterreichiicher 
Herrſchaft gebildet und dieſes eine Verfaflung erhalten, da die 
weſentlichſten Beftandteile dieſes Landes feit unvordenklichen Zeiten 
einen Grab von Freiheit genofjen haben, deren völliger Verluſt 
ihnen eine autofratiihe Regierung äußerft unangenehm machen 
würde. Auf gleiche Weife- würde Norbdeutichland eingerichtet: 
verfafiungsmäßiges Königreich, große Vafallen Hannover, Helen, 
Braunſchweig, Oldenburg, abhängig vom Königreih, aber nicht 
deſſen Beitanbteile*).” 

Hiernach empfahl aljo die Teilungsidee entweder zwei 
Monarchien, deren Vaſallentümer „Beſtandteile“ de3 einen ober 
andern Reiches waren, oder zwei monarchiſch zugeipigte Bundes- 
ftaaten, in denen die genannten Länder, wie es ausbrüdlic 
heißt, „nicht Beſtandteile“ des führenden Staates, fondern 
Glieber eines „Bundes“ waren. 

Ziehen wir das Facit! Stein hat weder in ber September: 
Denkſchrift noch in früheren ober jpäteren Außerungen den „Eins 
heitsſtaat“ als fein „deal“ aufgeftellt, vielmehr immer nur 


*) Berg, 3, 201 f. 
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die „alte Monarchie des 10. bis 13. Jahrhunderts“. Es würde 
daher nicht zu billigen fein, wenn für ben irrigen Glauben, daß 
Stein der Vorkämpfer bes deutſchen Einheitsftantes geweſen fei, 
nachhaltige Propaganda gemacht und dergeftalt die Geſchichte an 
dieſem Wendepunkte zur Legende geftaltet würde. 

Etwas anderes freilich als bie hier behandelte hiſtoriſche 
Frage. wäre die pſychologiſche Frage, ob Stein wohl gleich 
taufend und abertaufend andern Patrioten gelegentlih einmal 
von dem deutſchen Einheitsftaate träumte? Das ift allerdings 
nicht unmöglich, zumal bei feinem ftarfen reichsritterſchaftlichen 
und deshalb an fi fürftenfeindlichen Bewußtfein, wie es auch 
in ben obigen Texten mehrfach zum Durchbruch kommt. Konnte 
er es doch nie verwinden, baß feine reichsritterſchaftlichen Be— 
ſitzungen in die Lanbeshoheit Naflaus aufgegangen waren! 
Schwärmte er doch bei jedwedem Anlaß mit wahrem Fanatismus 
für die von den Fürften unterbrüdten reichsritterfchaftlichen Frei- 
heiten und Rechte! während er andererfeitö jede Gelegenheit wahr: 
nimmt, um bie „deutſchen Fürften” in faft wildem Zorne als 
„Verräter“, als „Feige“, ja als „Niederträchtige“, als „Lumpen⸗ 
gefindel” zu qualifizieren, und ber ruſſiſchen Kaiferin an der Hof- 
tafel zuzurufen: Sie folle fi nicht „der Deutſchen“, ſondern 
ihrer „Vettern, der deutſchen Fürften, jhämen“*). Allein wäh- 
rend er bergeitalt, gleih den fanatiſchen Reichsrittern früherer 
Zeiten, bie Fürften gelegentlich zermalmen zu wollen ſchien, 
nahm er doch zu allen Zeiten für ben einen ober andern Teil 
derjelben offen Partei. Er ſchwärmte namentlih nit unauss 
gejegtem Eifer, wie faum ein Zweiter, für die Interefien, für die 
Befreiung, ja für Wieberheritellung der von ben Rheinbund- 
fürften mebiatifierten Fürjten und Grafen; er rief bald die Mittel» 
ſtaaten gegen die Kleinftanten, bald diefe gegen jene zu Hilfe, 
d. 5. er ſtützte abmechiend die einen und die anderen, — was 
fi) alles mit den deal des Einheitsſtaates nicht verträgt. 

Wenn nun aber au Stein wirklich einmal gelegentlih von 
einem folchen träumte — in Wort und That fundgegeben hat 


*) Perb, 3, 148. 175. 199. 
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er dies nie. Und darauf allein kommt es an. Denn unaus- 
geſprochene und unbethätigte Gedanken haben nichts mit der Ge: 
ſchichte zu thun. 

Nun erübrigen indes noch zwei Bemerkungen. 

Erſtens. Geſetzt Stein hätte wirflih in der September 
Denkſchrift oder anderwärts den Einheitäftaat als das „höchſte 
Ziel der deutfchen Staatskunſt aufgeftelt”: jo läßt ſich ſchwer 
begreifen, warum Treitfchfe an Ernft Morig Arndt tadelt, was 
er joeben an Stein ala „welthiftorifches Verdienſt“ gepriefen 
Hat. Denn von dem erftern jagt er ©. 675: „Der herrliche 
Mann hatte über die weſentlichen flaatsrechtlihen Begriffe noch 
gar nit nachgedacht. Er fordert einen Kaifer und einen 
aus den Landboten der Provinzen gebildeten Reichstag, ohne 
der Rechte der Fürften auch nur zu gedenken.“ Das Klingt 
doch einmal, als ob er hier den Einheitsſtaat geringer ſchätze wie 
die fürftenreiche Kaiferzeit; und andererſeits würde e8 nur be- 
weifen, daß das „Verwegenſte“, was je „über deutſche Politif 
gedacht worden“, gerade nicht von Stein, jonbern von Arndt 
gedacht wurde. Indes verhält es fih auch hiermit anders, wie 
wir unterm Februar 1814 fehen werden; auch Arndts Kaiferreich 
ift fein Einbeitöftaat, auch er gebenkt der Fürften und ihrer 
Rechte (ſ. XIV). 

Zweitens. Denſelben Fall geſetzt: ſo begreift man nicht, 
wie Treitſchle zu der Behauptung kommt, daß Stein dies ver- 
meintliche Ziel des Einheitäftantes „Früher als irgend ein Stants- 
mann“ aufgeitellt habe. Wiſſen wir bob, um nur einiges an- 
zuführen, daß ſchon im 11. Jahrhundert Konrad II. und Hein- 
rich III. die Herftellung des erblichen Einheitsftantes durch Ver⸗ 
einigung aller Herzogtümer mit der Königs- und Kaiferkrone 
erzielten! Und daß im 12. Jahrhundert Friedrich I. und Hein- 
rich VI. bem gleichen Ideale Huldigten! War nicht ferner bie 
Herſtellung des Einheitsftantes in England, in Spanien und vor 
allem in dem benachbarten Frankreich, feit dem Ausgange des 
15. Jahrhundert? notwendig für Herrſcher- und Staatsmänner 
in Deutſchland ein Sporn, aud hier dem Einheitäziele nadzu: 
ftreben! Hat nicht im 16. Jahrhundert die fürftenfeindliche Reichs⸗ 
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titterfhaft, voran Sidingen und Hutten, im Bunde mit den 
Städten und Bauernfchaften, die Fürftenmadht brechen und die 
Kaiſermacht erheben wollen! Xegte nicht im 17. Jahrhundert 
gelegentlich Wallenftein das Belenntnis ab, daß es in Deutich- 
land überhaupt feiner Kurfürjten und Fürften mehr bebürfe, fon- 
dern nur Eines Herrn, gleihwie in Spanien und Frankreich! 
Und haben nit im 18. Jahrhundert Männer wie der General 
Winterfeldt offen dem Wunſche Ausbrud gegeben, daß Friedrich 
der Große „ganz Deutſchland erobern“ und einen Einheitsſtaat 
als erbliches Kaifertum begründen möge! Hat nicht 1806 Hein- 
rich von Bülow in feinen „Bliden auf zukünftige Begebenheiten” 
eben diefe Verjhmelzung von „ganz Deutichland“ zu „Einem 
Staate” als Ideal aufgeftelt, während er zur Zeit „mwenigftens 
das halbe Deutichland unterworfen” und „alle Heineren Sou: 
veräne abgefegt” willen wollte *). 

Übrigens ſcheint es Treitſchte andererſeits wieder mehrfach 
zu vergeſſen oder außer acht zu laſſen, daß er Stein als den 
Bekenner des „Einheitsſtaates“ der „Einheit ohne Phraſen und 
Vorbehalte“, d. i. doch der vollendeten oder vollſtändigen 
Einheit hingeſtellt hat. Dafür ſpricht ſein obiges Urteil über 
Arndt. Dafür ſpricht, daß er den heutigen Zuſtand nicht nur 
als „Einheit Deutichlands unter Preußens Krone” (S. 678), 
jondern fogar als „Vollendung der nationalen Einheit” be: 
zeichnet (S. 677), während es fi doch nur um einen Bundes: 
ſtaat Handelt. Dafür fpricht insbefondere, daß er ©. 487 Stein 
in der Denkſchrift vom Auguft 1813 für die „vollftändige 
Einheit der alten großen Kaiferzeiten” ſchwärmen läßt, wäh: 
end doch in diefem Fall der von Treitichle geſchilderte Einheits- 
ftaat nicht deſſen Ideal geweſen fein kann. In Wahrheit drückt 
fih aber aud Stein, wie wir bereit? ſahen (S. 15 unter 4) 
und nod näher jehen werden (VII), nur dahin aus: „Das 
Wünſchenswerteſte wäre ein einziges felbftändiges Deutich- 
land, wie e8 vom 10. bis 13. Jahrhundert unfere großen Kaiſer 

*) 3% Habe hierauf ſchon verwiefen, |. „Preußens deutſche Politit“ 
©. 22.91 (8. Auflg.). Teeitfgte 1, 54 bericht den Wunſch Winterfelbts 
irrigerweife auf die „römifhe" Krone. 
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träftig und mächtig beherrſchten.“ Nur eben die Form der 
alten Monardie ift es, die er in feinem „Glaubensbekenntnis“ 
als die wünfhenswerte „Einheit“ bezeichnet, nicht etwas nie Da- 
gemejenes. 


Bei diefem Anlaß können wir nicht umhin, zugleich aud die 
viel ventilierte Frage zu berühren: 


II. b) Bat Sfein je die Dereinigung 
Deuffclands unter Preufen« Führung als 
3iel im Sinne gehabt? 


Früher und noch lange nah dem Erſcheinen des weſentlich 
erichöpfenden Werkes von Perg ift es wohl niemanden eingefallen, 
eine Behauptung im obigen Sinne zu äußern. Pertz felbft hat 
eine foldhe nirgend gewagt. Bis zum Jahre 1870 fah man bie 
Größe Steins mit Recht lediglich in feiner großartigen Reform: 
gefegebung für Preußen, in feinem großartigen Glüheifer für 
die Befreiung Deutſchlands und Europas von dem napoleoniſchen 
Joche, und endlich in feinem unabläffigen Streben und Drängen 
nad einer ftarfen und freifinnigen Neugeftaltung Deutſchlands. 
Erft ſeit der Errichtung des heutigen Deutſchen Reiches und 
Kaiſertums fühlte man fich verſucht, ihn aud ala Propheten und 
Vorkämpfer diefer heutigen deutſchen Zuftände erfcheinen zu laſſen. 
Zum Belege führen wir zwei Beilpiele an. 

Auf Grund einer brieflihen Hußerung Steind aus dem 
Jahre 1829 behauptete Mejer 1871 („Der Freiherr v. Stein über 
deutiche Einheit und deutſches Kaifertum. Roftod“ ©. 85 f.): ber- 
jelbe habe „eine deutfche Einheit unter Führung Preußens im 
Sinne gehabt”. Es ift aber in dieſem Briefe (ſ. Gagern, Mein 
Anteil 4, 276) nichts weiter ausgebrüdt, als der „Wunſch“, 
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daß im Interefle „nit für Preußen, fondern für Deutſch- 
land“, der „Zerfplitterung“ (nämlih im nördlichen Deutſch— 
land) durch „eine feftere Kryftallifation” ein Ende gemacht werde. 
Das ift einfach eine Parallelftelle zu jenem Briefe an den Fürften 
von Naſſau⸗Uſingen vom Jahre 1804 (f. oben S. 23), ebenjo 
wie zu der Erklärung vom Jahre 1826 (Gagern 5, 166 ff.): 
„Mein Wunſch, Preußen vergrößert zu ſehen, floß nicht aus 
einer blinden Anhänglichkeit an dieſen Staat, fondern aus 
der Überzeugung, daß die Zerftüdelung Deutſchland ſchwächt.“ 
Jene Deutung wäre aud; vieleicht gleich ähnlichen Behauptungen 
vergeiien worden, hätte nicht im Jahre darauf, 1872, Sybel 
in feiner Rede „Am Denkmal Steins“ (Bonn, S. 4) zur Über: 
raſchung vieler verſichert: Stein „erfannte mit vorausfhauen- 
der Einſicht ſchon inmitten des 18. Jahrhunderts den wirf- 
lihen deutſchen Zukunftsſtaat“ (b. 5. Preußen). Dies 
trifft indes weder auf das 18. no auf das 19. Jahrhundert 
zu. Alb. Dunder hat denn auch fofort 1873 entgegnet („Der Freiherr 
vom Stein u. d. deutſche Frage auf d. Wiener Kongrefie, Hanau“ 
©. 65): „An ein Deutſchland ohne Öfterreih mit preußi- 
fer Führung hat Stein noch nit (b. h. niemals) ge- 
dacht.“ 

In der That iſt es auf Grund der geſamten Materialien 
nachweisbar, daß Stein nicht nur niemals an ein Deutſchland 
ohne Oſterreich gedacht, ſondern auch bei ber Idee einer „Ver— 
einigung Deutſchlands zu einer Monarchie“, gleichviel in welcher 
alten oder neuen Form, niemals Preußen, ſondern immer nur 
Oſterreich ins Auge gefaßt hat. So bei dem oben erwähnten 
Anlaß (S. 21), und ſo auch bei allen ferneren Gelegenheiten, 
deren wir keine übergehen werden. Die 1815 von Kapodiſtria 
in feiner Denkſchrift vorbehaltene Alternative „Oſterreich oder 
Preußen“ war ein ruſſiſches Manöver*), und ift nicht nach 
der Hypothefe von Perg (4, 322, 320) auf Stein zurüdzus 


*) &o auch Eonft. Rößler, Eine Dentſchrift v. Humboldt u.f. m. in 
Btfhr. f. preuß. Geſch. u. Landeskunde IX. 1872, ©. 80: „Diplomatifches 
Altionsmittel", 
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führen *). Zudem jtügt ſich Pertz, ftatt eines Aktennachweiſes, 
lediglich auf die möglichen Chancen des Wahlreichs (S. 596), 
nicht deſſen eingebenf, daß Stein immer nur an eine Erbmonardjie 
dachte. Daß Kapodiftria jelbftändig verfuhr, zeigt eben auch der 
Umftand, daß er im Gegenfaß zu Stein aud die Wahl: 
monarchie zulafien wollte. Doch davon fpäter. 

Die Thatfache, daß Stein fi) gar feine andere Spige Deutich- 
lands als eine öfterreidhiiche zu denfen vermochte, erflärt ſich aus 
feinen Neichgerinnerungen, aus feinem unverwüftlihen Reſpekt 
vor Oſterreich als dem durch Jahrhunderte geheiligten Oberhaupte 
Deutſchlands, und vor allem aus feinem ftolzen reichsritterſchaft⸗ 
lichen Bewußtſein, kraft deſſen er fich zur Zeit des Reiches un- 
mittelbar dem Kaiſer und nur ihm, d. h. dem Beherrfcher 
Oſterreichs, unterthan wußte. 

Daher jah er gerabe in dem berufenen 18. Jahrhundert bie 
„Fortſchritte“/ von Ofterreihs Macht und Einfluß in Deutfd- 
Land keineswegs mit feindfeligen Augen an, fondern betrachtete 
fie vielmehr offenbar ala mögliche Übergänge zu einer Konzen- 
trierung Deutſchlands. Daher redet er mit Genugthuung davon, 
was wir bereit3 mwahrnahmen (Seite 7), wie damal3 „bie 
öfterreichifche Macht fich befeftigte” und „einen vorwiegenden Ein- 
fluß in Deutſchland erhielt“, während er andererfeits „Preußen“ 
beſchuldigt, daß es „die Einheit gelöft” und durch die „Bürger 
friege von 1740 und 1756 Deutihlands Fall vorbereitet” 
habe. Und daher au hat er 1785 die Mitwirkung an der Be: 
geündung des deutſchen Fürftenbundes trog der Autorität Fried: 
richs des Großen — das follte man doch nicht vergeflen — ent- 
ſchieden abgelehnt, unter dem Vorwand, daß er „mit den 
gewöhnlichften Grundfägen der Politif unbetannt fei”. Den- 
nod übte er zugleich eine verurteilende Kritif gegen den Plan 
Friedrichs des Großen durch die Erklärung: daß e3 „eine dornige, 
ſchwierige Aufgabe jei, einen Hof mit überwiegendem Einfluß 
im Reiche (d. i. den öſterreichiſchen) in feinem Fortſchritt auf 


*) &o Maurenbrecher, Die deutſche Frage, Preuß. Jahr6.27,67. [Bpl.Steins 
Tagebuch vom Wiener Rongref Herauög. von Mar ehmann. Hift. 3.©.60,430.] 
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und ohne weiteres von der „Gewißheit des Mißlingens“ ſprach. 
Erſt als er dergeftalt auf dem beiten Wege war, zu einer per- 
sona ingrata zu werben und bie Regierung ihm direkt „perfön- 
liche Rückſichten und Furcht vor dem Wiener Hofe” vorwarf, er= 
achtete er es als eine „Ehrenſache“, nachträglich die Miffion zu 
übernehmen, die nun indes für ihn auf einen einzigen Hof, ftatt 
mehrerer, auf den Mainzer beſchränkt ward, mit dem ihn bie 
meiften Fäden verknüpften (Berk 1, 38 ff.). Daß er ſich wäh: 
rend feiner Unterhandlungen von ber Eriftenz „öfterreichiicher 
Eingebungen und Ränke“ überzeugte (S. 68), vermehrte wohl 
jeine „entfchiebene Abneigung gegen die Diplomatie” (S. 69, 75), 
verminderte aber keineswegs feine Geneigtheit für Oſterreich. Da- 
her wandte er fi von dem Fürftenbunde, während der Herzog 
von Sahfen-Weimar, Karl Auguft, ſowie Johannes Müller u. a. 
mit Eifer für eine großartige Entwidlung desjelben wirkten, jo 
fort und auf immer mit Gleihmut ab. Und daher war er auch 
ipäter, zumal feit 1804, angeſichts des unabwendbaren Dualis- 
mus von Öfterreih und Preußen, wohl bis zur Teilungsidee 
nad Süd und Nord vorgejchritten, aber niemals darüber hinaus⸗ 
gegangen bis zu dem Gedanken einer preußifchen Spige Deutichlands. 

Um fo weniger, als er feit der furchtbaren Niederlage Preu- 
ßens im Jahr 1806 fi mehr und mehr in eine Unterfhägung 
Preußens hineinlebte. Sahen wir doch ſchon oben, wie er dag 
norddeutſche und damit das preußifche Weſen mit auffallender 
übellauniger Mißachtung dharakterifierte (S. 15); wie er bie 
Bezeichnung als „Preuße” (d. i. ald preußiſch denfender Staats: 
mann) mit Entrüftung zurückwies (S. 19), und an Münfter die 
Worte richtete: „Seen Sie an die Stelle Preußens was 
Sie wollen, löfen Sie Preußen auf, verftärken Sie Öfter- 
reich mit Schlefien und der Kurmarf und dem nördlichen Deutſch- 
land, und machen Sie Öfterreid) zum Herrn von Deutſchland — ich 
wünſche es“, — Worte, die ein wahrhaft preußiicher Staatsmann 
nie über die Lippen oder aus ber Feder gebracht haben würde. 
Auch ftellte er die Streitbarfeit Oſterreichs, wie ſchon Conſt. Rößler 
erfannte*), weit über diejenige Preußens. Daher rühmte er u. a. 
H Hßeeitchr. f. preuß. Geſch. u. Landeskunde 9, 79. 





Vereinigung Deutſchlands unter Preußens Führung als Ziel? 33 


ſchon in jener September -Dentirift (S. 7) die beharrlichen 
„40 jährigen Kämpfe” Öfterreihs mit den „Türken und Fran— 
zoſen“. Daher ergriff er noch Ende Mai 1815 die Gelegenheit, 
dem Kaifer Franz feine Bewunderung darüber auszufprechen, 
daß Oſterreich „23 Jahre mit unerſchütterlicher Beharrlichkeit“ 
und bis zum „glücklichen Erfolge ſeiner Unternehmung“ gegen 
Napoleon gekämpft habe (Pertz 4, 448). Daher erklärte er, wie 
wir noch näher fehen werben, um feine Inanfpruchnahme ber 
deutſchen Kaiferwürbe für Oſterreich zu reditfertigen, unummun- 
den: „Preußen habe das höchſte Intereſſe an einer ſtarken Ver- 
faflung Deutſchlands“; denn es „bebürfe zu feiner Verteidigung“ 
der Streitkräfte besjelben; „Oſterreich“ bagegen „habe ein gerin- 
geres Intereſſe an Deutichland“, d. h. es bedarf deſſen nicht, es 
„beſtehe ſogar in ihm eine Tendenz zur Loslöſung“; aber eben 
deshalb und weil andererſeits „bie Vereinigung Oſterreichs mit 
Deutichland für legteres unerläßlich“ fei, d. h. weil Deutſch⸗ 
Land mit Einſchluß von Preußen notwendig Oſterreichs be— 
Dürfe: jo müffe es durh „großen Einfluß“, dur ein ihm 
„einzuräumendes Übergewicht“, d. 5. durch die deutſche 
Raijerwürde dauernd, alſo eben erblich, an Deutſchland gebun: 
Den werben. 

Selbit noch lange nach dem Wiener Kongreß, in ben zwan- 
ziger Jahren, al3 Stein mit der Politik Metternichs fo zerfallen 
war, daß feine Vorliebe für Oſterreich mehr und mehr dahin 
ſchwand, war derjelbe dennoch weit entfernt, in Bezug auf Deutſch⸗ 
land eine künftige Bevorzugung Preußens vor Oſterreich vor: 
augzufehen. Er erfannte zwar nunmehr bereitwillig bei Preußen 
ven „Glanz eines großen politiſchen Ruhmes“, den „Ruhm des 
fiebenjährigen Krieges und Befreiungskrieges“ an; aber ala Mo: 
tive feines früheren „Wunjches“ für Vergrößerung Preußens führt 
er im Grunde neben der ſchädlichen Zerftücdelung Deutſchlands 
jeltfamermeife nur den „Haß gegen die Fürften“ auf, der „bem 
reihsunmittelbaren Adel angeboren fei und aus feinem Kampf 
mit der Territorialhoheit fließe” *); mit feiner Silbe dagegen deutet 

*) Briefe an Gagern vom 6. Mai 1822 und 1. Mai 1826. 
Schmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 3 
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er an, daß er fie wünjche, oder gewünfcht habe, weil er in Preußen 
den „wirklichen deutſchen Zufunftsftaat erkenne“, oder deſſen Be— 
ruf zur Einigung Deutſchlands unter feiner Führung. Ebenſo 
macht er zwar die Bemerkung, daß durch „drei große Regenten 
im 17. und 18. Jahrhundert“ eine „große Gegenwart und ber 
Grund zu einer vielleicht größeren Zukunft gelegt wurde“ *); 
allein einmal ift das „vielleicht“ nur die Bezeichnung von etwas 
Möglihem, nit von etwas zuverſichtlich Erfanntem, und über- 
dies bezieht es fid) immer nur wieder auf den von ihm gewünfch- 
ten Anſchluß der Heinen norbdeutjhen Staaten an Preußen — 
wie ber ſüddeutſchen an Oſterreich. 

In den Jahren 1811 und 1812, ja big in die Mitte des 
folgenden blieb Stein in ftetem Schwanken zwiſchen der Jdeeder 
Reichseinheit und der Halbierung Deutſchlands zwiſchen Oſter— 
reich und Preußen. Wenn er dabei dieſe einmal, wie wir ſahen 
(S. 20), als ein „Auskunftsmittel“ oder einen „Übergang“ be: 
zeichnete, alfo doch wohl ala einen Übergang zur Reichseinheit: 
fo kann man daraus, wie ſchon die Folgefäge lehren, nichts weiter 
entnehmen, als bie Erwartung, daß ſchließlich Oſterreich trog allem 
Herr werden dürfte über Preußen. 

Bei jenem Schwanken und jener Denfart, die doch unter 
Umftänden bereit war, das Zufammenhalten des Ganzen preie: 
zugeben, hätte e8 allerdings nahe gelegen, gewiſſermaßen ala Ner: 
mittlung eventuell an ein Deutſchland unter öſterreichiſcher 
Spige neben einem getrennten Preußen, oder unter preußi: 
ſcher Spige neben einem getrennten Oſterreich zu benfen; 
wobei auch glimpflichen Falls die moderne Theorie eines engeren 
und weiteren Bundes hätte Anwendung finden können. Für die 
erftere Eventualität trat, wie wir ſehen werben, im Dezember 
1814 Metternich ein. Die zweite vertraten zwar in ber Zeit von 
1785 bis 1815 bald in größerem, bald in geringerem Umfange, 
außer Friebrih dem Großen und Karl Auguft, zahlreiche Staats: 
männer, Politiker und Hiftorifer, wie eben die Johannes Müller, 
die Dohm, die Mafienbah, die Billom, die Manfo, die Bret: 


*) Brief an Gagern vom 9. Juni 1822. 
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ſchneider, die Thon, die Gersborf und viele andre*). Das waren 
die Männer, die damals in Preußen den deutſchen Zufunftsftaat 
erfannten, gleichwie naher die Paul Pfizer, die Mar Schneden- 
burger u. ſ. w., nidt aber Stein**). Denn dieſer wollte eben 
unter allen Umftänden weder ein Deutſchland ohne Preußen, noch 
ein Deutſchland ohne Ofterreih; und ſoweit ftand er mit Harben- 
berg und Wilheln v. Humboldt auf gleicher Grundlage. Allein 
gerade auf biefer Grundlage entwidelten ſich zwiſchen ihnen bie 
Differenzen und die Schwierigkeiten 


IH. c) Prinzipielles Perhälfnis Steins u 
Bardenberg und Bumboldf in der deuffcen 
Frage. 


Hardenberg und Humboldt nämlich ſahen es fo wenig wie 
Stein für ihre Aufgabe an, fernhin die Zukunft vorauszu: 
ſchauen; ihnen wie diefem kam es vielmehr lediglich darauf an, 
die trümmerhaft ſchwankende Gegenwart zu geftalten. 

Beide gingen, und zumal Hardenberg gleichwie Stein, von 
einer Alternative, und zwar von derſelben Alternative aus, 
nämlid: Reichseinheit oder Teilung zwiſchen Oſterreich und 


*) JG bemerke hier, daß die von mir in „Preußens deutſche Pol.“ 
3. Aufl. S. 91 ff. analyfierte anonyme Schrift „Deuticland und Preußen, 
von einem Nicht-Preußen, 1806" von Vrettſchneider Herrührt, wie ic) zunächſt 
Durch meinen Jenenfer Kollegen Prof. Grimm erfuhr. 

*) Schnecenburger ſchrieb 1840: „Dem habsburgiſchen Kaiſerhauſe 
dürfte keine bedeutende Rolle mehr zugemeffen fein in der Zukunft Deutſch⸗ 
lands. Dagegen erfheint eine Ausbehnung Oſterreichs dem Laufe der Donau 
nad)... . ais feine natürliche Bilbungsaufgabe der Hünftigen Zeit. Und a. a. D.: 
„Breußen ift unzweifelhaft berufen, bie Hegemonie zu befleiden.” ©. Otto 
Elben, Geſch. des Schwäb. Merkurs, 1885. ©. 128 f. 
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Preußen. Bon vornherein walteten jedoch Verſchiedenheiten der 
Mittel und Wege ob. Hardenberg und Humboldt als praktiſche 
Staatömänner wollten nur mit realen Faktoren rechnen; Stein, 
weil in keines Staates Dienſten, ließ fih nur allzu leicht durch 
unpraftifhe Theorien und Ideale beftimmen. Jene beiden als 
preußifche Staat3männer vertraten mit demfelben Recht voll 
und ganz die Intereffen Preußens, wie Metternich die Inter- 
eſſen Oſterreichs, wie Wrede die Interefien Bayerns u. f. w.; 
Stein aber, weil er nicht als preußifcher Staatsmann fungierte, 
nahm ba, wo es ihm auf Durchjegung feiner Ideen ankam, nicht 
den geringften Anftand, in Plänen und Unterhandlungen die Inter⸗ 
eſſen Preußens mit völliger Nichtachtung bintanzufegen, ja fie 
rückſichtslos zu verlegen und preiszugeben. Man hat daher ſchon 
frühzeitig insbeſondere über fein „mehr ruſſiſches als preußifches 
Auftreten gellagt“; man hat jogar gleich in Betreff jeiner Über- 
haftung des Kalifcher Vertrages ihn beſchuldigt: „gerade er habe 
Preußen ſchwer geſchädigt“ *). 

Und dazu famen nun die Verfchiedenheiten in den Zielen 
ober in den Zielpunkten der beiden Glieder jener Alternative. 
Hardenberg war urſprünglich, d. h. zur Zeit, als der Rheinbund 
von fernher drohte, auch feinerfeitz für Aufrechthaltung des Kaiſer— 
reichs geweſen. Wir befigen ja noch heute den „Entwurf zu einer 
neuen Verfaflung des Deutſchen Reichs“, den er am 5. Februar 
1806 nieberfchrieb. Der Kern desfelben ift: Die noch erhaltenen 
Staaten des Deutfhen Reiches bilden einen Bund unter einen 
Raifer, der von den Wahlfürften gewählt wird; das Reid) 
wird in 6 Kreife geteilt und in 3 Konföberationen: eine öfter: 
reichiſche, eine bayerifche und eine preußiiche, mit 3 Kolle= 
gien **). 

Hier ergab ſich aljo eine erfte unverſöhnliche Differenz zwi— 
ſchen Hardenberg und Stein. Jener wollte eine Wahlmonardjie, 
wie fie bisher beitanden, fo daß die Wahl aud) Preußen treffen 
konnte; dieſer wollte eine Erbmonardie, die ein für allemal an 


*) Maurenbredher a. v. D. &. 45. 
**) Hardenberg Dentw. a, Ranke 5, 294 ji. 
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Oſterreich zu übertragen fei. Darein fonnten preußiſche Staats: 
männer wie Hardenberg und Qumbolbt nieund nimmermehr willigen. 

Als e3 dann zur Proffamierung des Rheinbundes fam, zur 
Abdantung des Kaiſers Franz, zur Vernichtung des Deutfchen 
Neiches, zur Verhinderung des „norddeutichen Reichsbundes“ und 
zu dem Verzweiflungsfampf Preußens gegen Frankreih und den 
Rheinbund, und als felbft nach der Heldenmütigen Schlacht bei 
Eylau Öfterreich trog feiner Ehrenpflicht für das Deutſche Reich 
einzutreten, fi) der Koalition gegen Napoleon entzog, — da 
ſchloß Hardenberg am 26. April 1807 mit Rußland jenen Bar: 
tenfteiner Vertrag, in deſſen fünften Artikel gejagt wurde: Da 
die Wieberherftellung des Deutichen Reichs in feine alte Schwäche 
unzwedmäßig fei, fo folle in Deutſchland ein Staatenbund ge- 
ſchaffen werden; die Leitung desſelben hätten Preußen und 
Oſterreich gemeinſchaftlich zu übernehmen, und über die Be 
grenzung ihres Einfluffes fih miteinander zu verſtän— 
digen. Der Hauptzweck follte der militärife, die gemeinfame 
Verteidigung, die Aufrecthaltung der Unabhängigkeit Deutſch- 
lands fein. Beide Mächte, Preußen und Oſterreich, follten alle 
Urſachen zur Eiferfucht gegeneinander für immer hinwegräumen 
und fi miteinander innig und dauernd verbinden. 

Diefer Grundgedanke, ber das Beſte unter bem allein Mög- 
lien, und daher das Richtige und Praftifche erzielte, blieb feit- 
dem durch alle Zeiten, d. h. bis über den Wiener Kongreß bin- 
aus, ber Xeitftern Hardenberg und Humboldts in der deutſchen 
Frage. Daher ſchrieb Humboldt noch in feiner Denkſchrift vom 
30. September 1816 aus Frankfurt an Hardenberg: „Seder Un- 
parteiifche wird zugeben, daß das Wahre und Eigentliche wäre, 
dag Preußen und Oſterreich gemeinfhaftlid den Bund 
leiteten; denn Preußen Tann fih, aud bei der größten An— 
ſpruchsloſigkeit, Oſterreich ſchon darum nicht unterordnen, weil 
Oſterreichs politiſche Lage in Europa zu wenig enge mit Deutſch- 
fand verbunden ift, und Oſterreich kann ebenfowenig Preußen nad; 
itehen, wenn es nicht, was wiederum niemand wünſchen ann, 
gänzlich von Deutſchland ausſchiede*).“ 


*) Zeitfhrift f. Preuß. Geſch. u. Landestunde 9, 109. 
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Preußen. Von vornherein walteten jedoch Verſchiedenheiten der 
Mittel und Wege ob. Hardenberg und Humboldt als praftifche 
Staatsmänner wollten nur mit realen Faktoren rechnen; Stein, 
weil in feines Staates Dienften, ließ ſich nur allzu leicht durch 
unpraktiſche Theorien und Ideale beftimmen. Jene beiden als 
preußifche Staat3männer vertraten mit bemfelben Recht voll 
und ganz die Intereffen Preußens, wie Metternich die Inter- 
eſſen Oſterreichs, wie Wrede die Interefien Bayerns u. f. w.; 
Stein aber, weil er nicht als preußiſcher Staatsmann fungierte, 
nahm da, wo es ihm auf Durchfegung feiner Ideen ankam, nicht 
den geringften Anftand, in Plänen und Unterhandlungen die Inter= 
eſſen Preußens mit völliger Nichtachtung hintanzufegen, ja fie 
rückſichtslos zu verlegen und preiszugeben. Man hat daher ſchon 
frühzeitig insbeſondere über fein „mehr ruſſiſches als preußifches 
Auftreten geklagt“; man hat jogar gleich in Betreff feiner Über- 
haftung des Kalifcher Vertrages ihn beichuldigt: „gerade er habe 
Preußen ſchwer geſchädigt“ *). 

Und dazu famen nun die Verjchiebenheiten in den Zielen 
ober in den Zielpunften der beiden Glieber jener Alternative. 
Hardenberg war urfprüngfich, d. h. zur Zeit, als der Rheinbund 
von fernher drohte, auch ſeinerſeits für Aufrechthaltung des Kaiſer⸗ 
reichs gewefen. Wir befigen ja noch heute den „Entwurf zu einer 
neuen Verfaffung des Deutſchen Reichs“, den er am 5. Februar 
1806 nieberfchrieb. Der Kern besfelben ift: Die noch erhaltenen 
Staaten des Deutichen Reiches bilden einen Bund unter einem 
KRaifer, der von den Wahlfürften gewählt wird; das Neid) 
wird in 6 Kreiſe geteilt und in 3 Konföberationen: eine öfter: 
reichiſche, eine bayerifche und eine preußifche, mit 3 Kolle— 
gien **). 

Hier ergab fich aljo eine erfte unverjöhnliche Differenz zwi— 
ſchen Hardenberg und Stein. Jener wollte eine Wahlmonardjie, 
wie fie bisher beitanden, fo daß die Wahl aud Preußen treffen 
fonnte; diefer wollte eine Erbmonarchie, die ein für allemal an 


*) Maurendreder a. v. D. S. 45. 
**) Harbendergs Dentw. a. Ranfe 5, 204 ff. 
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Oſterreich zu übertragen fei. Darein konnten preußiſche Staats: 
männer wie Hardenberg und Humboldt nie und nimmermehr willigen, 

Als e3 dann zur Profflamierung des Nheinbundes kam, zur 
Abdantung des Kaifer Franz, zur Vernichtung des Deutichen 
Reiches, zur Verhinderung des „norbdeutichen Reichsbundes“ und 
zu dem Verzweiflungstampf Preußens gegen Frankreich und den 
Rheinbund, und als felbft nach der heldenmütigen Schlacht bei 
Eylau Oſterreich trog feiner Ehrenpflicht für das Deutſche Reich 
einzutreten, fi) der Koalition gegen Napoleon entzog, — da 
ſchloß Hardenberg am 26. April 1807 mit Rußland jenen Bar- 
tenfteiner Vertrag, in deſſen fünften Artikel gefagt wurde: Da 
die Wiederherftellung des Deutichen Reihe in feine alte Schwäche 
unzweckmäßig fei, fo folle in Deutſchland ein Staatenbund ge- 
ſchaffen werden; die Leitung besfelben hätten Preußen und 
Oſterreich gemeinfhaftli zu übernehmen, und über die Be- 
grenzung ihres Einfluffes fi miteinander zu verftän- 
digen. Der Hauptzwed follte der militäriſche, die gemeinfame 
Verteidigung, die Aufrechthaltung der Unabhängigkeit Deutfch- 
lands fein. Beide Mächte, Preußen und Oſterreich, follten alle 
Urſachen zur Eiferfucht gegeneinander für immer binwegräumen 
und fi miteinander innig und dauernd verbinden. 

Diefer Grundgedanke, der das Veſte unter dem allein Mög- 
lichen, und daher das Nichtige und Praftifche erzielte, blieb feit- 
dem durch alle Zeiten, d. h. bis über den Wiener Kongreß Bin: 
aus, ber Xeitftern Hardenbergs und Humboldts in der deutſchen 
Frage. Daher ſchrieb Humboldt noch in feiner Denkſchrift vom 
30. September 1816 aus Frankfurt an Hardenberg: „Jeder Un: 
parteiifhe wird zugeben, daß das Wahre und Eigentliche wäre, 
daß Preußen und Üfterreih gemeinfhaftlid den Bund 
leiteten; denn Preußen kann fih, auch bei ber größten An- 
ipruchstofigkeit, Oſterreich ſchon darum nit unterorbnen, weil 
Oſterreichs politifche Lage in Europa zu wenig enge mit Deutid- 
fand verbunden ift, und Oſterreich kann ebenfowenig Preußen nach⸗ 
ftehen, wenn es nicht, was wiederum niemand wünſchen fann, 
gänzlich von Deutſchland ausſchiede*).“ 


*) Zeitfhrift f. Preuß. Geſch. u. Sandestunde 9, 109. 
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Hieraus ergab ſich nun ein weiterer Unterſchied ober viel- 
mehr Gegenfag zu den Zielpunkten Stein. Denn Stein hatte 
bei ber Eventualität einer Teilung zwiſchen Öfterreih und Preu- 
Ben von jeher eine räumliche Teilung nad) Norb und Süd oder 
der Mainlinie im Sinn; Hardenberg und Humboldt eine Tei— 
lung der Gewalt in ber Leitung von Geſamtdeutſchland, wo- 
bei es natürlich geſchehen Fonnte, daß mande ber gemeinfamen 
Kompetenzen, wie 3. B. die militärifche, räumlich nad Nord und 
Süd abgegrenzt wurden. Mit anderen Worten: Stein wollte im 
Teilungsfalle zwei getrennte Konföderationen mit je einer Spike; 
Hardenberg und Humboldt dagegen wollten, um die Einheit des 
Ganzen zu wahren, eine einzige Konföberation mit doppelter 
Spige, d. h. mit gemeinfamer Oberleitung Oſterreichs und 
Preußens, mit weſentlicher Gleichſtellung beider. 

Auch diefer Gegenfag erwies fi als unausgleihbar. Har— 
denberg und Humboldt verwarfen die Steinſche Teilung in ein 
öſterreichiſches Süddeutſchland und ein preußifches Nord— 
deutſchland; fie erklärten diefelbe, wie Humboldt? Denkſchrift von 
1816 zeigt, geradezu für „unpopulär”, weil dabei „von einem 
Deutſchland feine Rede mehr“ fein fönne*). Stein andererſeits 
wollte, falls es fi) um ein Geſamtdeutſchland ohne Kaiſertum 
handle, von einer Teilung der Gewalt, von einer gemein 
famen Leitung des Bundes dur) die beiden Großmädjte, von 
einer Gleichftellung Preußens mit Oſterreich durchaus nichts 
willen. 

Nicht daß er eine dualiftifche Leitung an fich für unzuläffig 
oder gar für unmöglich erachtet hätte! Denn bas hieße die That— 
ſachen der alten und der neueren Geſchichte leugnen, und über- 
dies war ja in ber beutfchen Geſchichte ber Dualismus Üfter- 
reichs und Preußens eine hiſtoriſch erwachſene reale Thatſache, 
welcher Rechnung getragen werden mußte, wenn nicht der Dua— 
lismus defto raſcher zu einem immer fchärferen Antagonismus 
und zu offenem Bruch ſich geftalten follte. Mit Recht ift daher 
gejagt worden: „Man wird immerbdar zugeben müflen, daß in 


*) Ebend. ©. 109 f. 
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einem Bunde, von dem weder Preußen noch Üfterreich ausge— 
ſchloſſen fein kann, gar nichts übrig bleibt, als der Verſuch 
der gemeinfhaftliden Leitung*).” Was Stein zur Oppo- 
fition gegen dieſe Gleichftellung beider Mächte veranlaßte, war 
vielmehr wieberum feine angelernte Unterfhägung Preußens 
und feine angeerbte Überſchätzung Üfterreichd. Auch in einem 
einheitlihen Bunde, gleichwie in einem einheitlichen Kaiferreich, 
jollte nad) ihm Preußen neben Oſterreich nicht eine koordinierte, 
ſondern eine fuborbinierte Stelle einnehmen. Das aftenmäßige 
Detail wird zeigen, daß er in der That bei jedem Anlaß bie 
Gleichſtellung Preußens mit fterreich zu befämpfen und zu Bin 
tertreiben eifrig bedacht war. 

Man wird ſich daher nicht wundern können, wenn Metter- 
nich die fo unflugerweife von Stein im voraus befämpften und 
erfjütterten Zielpunfte Preußens defto leichter durch ſchlaue Ver: 
Heißungen, durch falſche Wechſel an die Zukunft zu befeitigen ver⸗ 
mochte. Und nicht zum Schaden Preußens nur, ſondern weit 
mehr noch zun Schaden Deutſchlands überhaupt. Denn die Ziel: 
punkte Hardenbergs und Humboldts, wenn fie aud nicht eine 
den Wünſchen der Nation voll entiprechende Löfung bemirfen 
fonnten, wie fie nur durch kriegeriſche Entſcheidungen, nicht buch 
Pläne und Träume möglid war, hätten, von Stein erfolgreich 
unterftügt ftatt befämpft, wenigftens ſicher die Geſchichte bes beut- 
jchen Bundes bei weiten minder öde und troftlos geftaltet. Die 
nachträgliche Nichteinlöfung jener Wechſel im Frühling und Som 
mer 1816, nicht einmal in der von Stein empfohlenen Abjhwä- 
Hung ber preußifchen Anſprüche, machte nahezu mit feiner Er- 
Öffnung ſchon den deutfhen Bund zu einem Todeskandidaten. 

Endlich wäre noch einer weſentlichen Verſchiedenheit zu ge: 
denfen. Hardenberg und zumal Humboldt gingen bei der For- 
mulierung ihrer Verfafjungspläne einfah, klar und logiſch zu 
Werke; Stein dagegen, mit einer Ausnahme, deren Formulie- 
rungen er fpäter jelbft am meiften befämpfte, verfuhr jo gemun= 
den, unklar und unlogifh, daß er dadurch geradezu Monftro- 


*) Rößler, ebend. ©. 78. 
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fitäten und Karikaturen zu Tage förderte, die zum Teil fogar 
feinen deutſchen Patriotismus förmlich Lügen ftraften. Dahin 
gehört ſchon feine obige Formulierung der dritten Eventualität 
(S. 25). Dahin gehört überhaupt feine Idee der Teilung Deutfch- 
lands in zwei getrennte Gemeinwefen, ein öſterreichiſches und ein 
preußifches, die wir eben von Hardenberg und Humboldt als eine 
Vernichtung des Begriffes „Deutihland” hatten verwerfen fehen 
(©. 38). Dahin gehört ferner, wie wir fehen werden (unten VII f.), 
Steins Kaiferplan vom Auguft 1813, und vor allem feine ganz 
unglaubliche Formulierung der geographiſchen Definition bes deut- 
ſchen Bundes im Juli 1814 (fiehe unten XX, XXIL, XXII 
und XXIV), wonad), faft im geraden Gegenfat zu feiner „Tei- 
lung Deutſchlands zwiſchen Ofterreih und Preußen“, alle öfter: 
reichiſchen Länder recht? vom Inn famt der Hauptitadt Wien 
und alle preußiichen Länder rechts von der Elbe jamt der Haupt: 
ſtadt Berlin von Deutihland ausgeſchloſſen fein follten. 
Doc alles Nähere müfjen wir uns vorbehalten. 

Wir Ienfen jet wieder in die Neihenfolge der Entwidlun- 
gen ein, die ung zunächit fernab von Deutſchland und Preußen 
in das Ausland, nad Schweden und England führt. 


IV. Die ungedrurkfe ſchwediſche Denkfchrift 
über Deuffchlands künffige Berfaffung vom 
Derember 1812), 


Von ihr wiſſen wir nur wenig; Perg und Treitjchke kennen 
fie gar nit. Sie war die Antwort auf Steins September- 
Denkſchrift und rührte, wie diefer in feinem Memoire vom Auguft 
1813 fagt, vom „Kronprinzen” von Schweden her**). Ohne 
Zweifel iſt fie identiſch mit der „ſchwediſchen“ Denkjchrift, deren 
Graf Münfter in feinem ungedrudten Memoire vom Oftober 1813 
gedenkt, und in welder nach Münfters Angabe einerfeit die von 
Stein im Namen Rußland vorgeſchlagenen Verwaltungsmaß- 
regeln im Falle fiegreihen Vorbringens in Deutſchland erörtert, 
anbererjeit3 zugleich Die „Grunbfäge” bargelegt wurden, die „Schwe⸗ 
den in Betreff der fünftigen Verfaſſung Deutſchlands angenom⸗ 
men zu fehen wünſchte“. Im dieſer Beziehung ſprach fie ſich 
namentlih dahin aus, „daß man auf eine Wiederherftellung ber 
alten Berfafjung, die bereit3 feit dem Lüneviller Frieden nicht 
mehr eriftierte, verzichten müſſe“. Vielmehr betonte fie nad) Steins 
Ausdrud die „Notwendigkeit einer zu gebenden neuen Verfaſſung, 
welche die kaiſerliche Gewalt verftärke”, jevod „ohne bie Landes: 
hoheit gänzlich zu lähmen“. Ferner empfahl fie im Hinblid auf 
die franzöfifhe Revolution: „den Prinzipien, die alle fozialen 
Bande zerſtört hätten, bie einer ewigen Gerechtigkeit entgegenzu: 
fegen; man müfle die Moralität der Regierten ſicherſtellen durch 
die Dauerhaftigkeit der Regierungen; und um bahin zu gelangen, 


*) ©. unten Münſters Denkſchrift vom Oftober 1813. 
=") Dmpteba 8, 227. 
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müffe man Deutſchland eine folde Verfaſſung geben, die dem 
Volle Schuß gewähre vor der Unterdrüdung der Fürften, und 
dem Oberhaupte des Reiches eine genügend ftarfe moraliſche und 
phyſiſche Macht verleihe, um das Gleichgewicht zwiſchen den deut⸗ 
ſchen Staaten zu erhalten, während fie zugleich ihm genügende 
Mittel bieten würde zu ihrer Verteidigung gegen jebweben An— 
griff von außen“. Endlich ſprach fie jich nicht nur für die „Er- 
haltung“ der alten freien Reichsſtädte, fondern auch „für bie 
Herftellung neuer“ aus, und zwar zur „Belohnung für Vater- 
landsliebe”. 

Die ſchwediſche Denkſchrift wurde dem ruffifchen und dem 
britiihen Kabinett überfandt. Sie muß jedenfalld von Anfang 
Dezember datieren, da Münfter fie nocd im Laufe des Monats 
bei der einigen benugte*). 

*) [S. einen Auszug aus der ſchwediſchen Dentigrift in Steind Bericht 
an ben Zaren vom 16. März 1813 über ben beutfchen Verwaltungsrat, 
mitgeteilt von Mag Lehmann, Hiftor. 3. S. 59. S. 295-801. Wan er« 
Tieht daraus, daß „le prince royal s’offre, comme duc de la Pomeranie, 
de se charger du fardeau de la couronne imp£riale.-] 








li 


V. Münſters ungedructe Denkfchrift über 
Deulſchlands künftige Verfaſſung vom 
5. Januar 1813*). 


In England befam Graf Münfter, wie die fpätere Oftober- 
Denkſchrift lehrt, vom Prinz-Regenten den Auftrag, die ruſſiſche 
und bie ſchwediſche Denkſchrift miteinander „zu vergleichen, eine 
Vermittlung der etwa darin befindlichen wiberftrebenden Geficht3- 
punte zu verfudhen, und die Grundjäge zu formulieren, die Seine 
KRöniglide Hoheit jeinem Allierten empfehlen zu müflen glaube, 
ſowohl in Betreff der Verwaltungsform der occupierten Provinzen 
während de3 Krieges, wie in Betreff der Wiederherftellung einer 
dauernden Ordnung in Deutſchland“. 

Graf Münfter hatte jchon ſeit 1809 fi mit dem Plane 
getragen, alle geeigneten Chancen zu benugen, um nicht nur Hanno» 
ver wiederherzuftellen, fondern es zu einem großen Welfenreiche 
zwiſchen Elbe und Schelde zu erweitern, und endlich am 7. Dezem⸗ 
ber 1812, auf Grund der Siegesnachrichten aus Rußland, diefen 
Plan dem PrinzRegenten und dem engliſchen Minifterium vor 
gelegt**). Es war ihm ganz recht, wenn andererfeit? Rußland 


*) ©. unten Münſters Oktober-Denkſchrift. 

**) [In Steins Alten zu Naſſau, Kopie 3 Folios franzöſiſch „Londres 
ce 7. Dee. 1812, darüber von Steins Hand: „Bon Graf Münfter an 
Regenten“. Died entſcheidet gegen Dnden, Deſterreich unb Preußen 2, 488, 
f. aud) Hifter. 3. ©. 59, 298. Indeſſen fteht feft, daß Gneifenau bie Ideen 
Münfters teilte oder doch als Mittel, um auf die englifhe Regierung zu 
wirlen, benußte, und bie Vermutung läßt ſich nicht abweifen, daß er ſich 
Ende 1812 ſelbſt der Worte Münfters bedient habe. S. Perg, Gneiſenau 
1, 569. 2, 489. #74. Hiſtoriſche 3. S. #2. 505. 514.) 
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feine Herrſchaft bis zur Weichfel ausdehne, jo daß Preußen 
zwiſchen Weichſel und Elbe eingeengt werde. Die Staaten in 
Deutſchland follten vermindert, zu einigen größeren Maflen zu= 
fammengelegt, das wieberherzuftellende Kaifertum zwar verftärkt, 
aber den Einzelftaaten die Vorrechte des weitfälifhen Friedens 
belafien werben *). 

Nah Pers (S. 239) müßte man annehmen, daß Münfters 
Denkſchrift vom 7. Dezember 1812 „dem ruffiigen und dem 
ſchwediſchen Gefandten mitgeteilt worden“ fei. Dem ift aber 
nit fo. Denn die diefen zugeftellte Denkfchrift wurde erft „am 
Ende bes Jahres 1812 verfaßt“ und unterm „5. Januar 1813” 
außgefertigt, und nahm überdies auf die ſchwediſche Dezember- 
Denkſchrift noch NRüdfiht**). Augenſcheinlich ift alfo nad dem 
Eintreffen dieſer legtern in London die Münfteriche vom 7. De— 
zember noch einmal umgearbeitet und dem Auftrage des Prinz- 
Regenten gemäß zu ber vom 5. Januar geftaltet worden. 

Da das Memoire vom 5. Januar, das weder Perg noch 
Treitfchle fennen, auf alle fpäteren Verhandlungen von Einfluß 
blieb: jo ift ſchon deshalb die Anführung der wichtigeren Geſichts- 
punkte an diefer Stelle gerechtfertigt ***). Die Situation, in der 
es verfaßt wurde und in die Verhandlungen eingriff, die der 
Monate Dezember, Januar und Februar, macht es befonders 
intereffant, infofern nod fein einziger deutſcher Staat dem 
ruſſiſchen Bündnis beigetreten war; Preußens Beitritt wurde 
zwar feit Ende Dezember erhofft, doch erit mit bem 28. Februar 
definitiv erlangt. 

Das Memoire ging von dem allgemeinen Grundſatz aus, 
daß man, „ſoweit bie Intereſſen Europas und Deutfhlands im 
Beſondern es geftatten würden, alles Gefegmäßige wiberherftellen 
müſſe und die Einrichtungen, die, obgleich durch den Strom der 
Revolution umgeftürgt, neuerdings die Achtung genießen würden, 


**) Stein bei Ompteda 3, 227, und unten Münfter Ottober 1813. 

*) [S. einen Auszug aus Münſters Memoire vom 5. Jan. 1818 in 
dem erwähnten Berichte Steins an den Zaren vom 16. März 1818. SHift, 
3.6.59] 
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welche weiſe Nationen den Gewohnheiten und Gejegen zugeftehen, 
die jeit den entfernteften Zeiten beitanden haben”. Indem dann 
diefer Grundjag auf Deutichland näher angewandt wurde, hieß 
es: „Der wejentlide Charakter der deutfchen Verfaflung ift der 
eines Bundes verfchiedener Staaten unter einem wählbaren Ober- 
haupte... Man würde aljo empfehlen, dieſe deutſche Verfaſſung 
ala noch beftehend zu proflamieren und bemgemäß den Rhein- 
bund als ungejeglid und diejenigen Fürften, die bei ihm 
beharren würden, als den durch bie Verfafjung verhängten Strafen 
verfallen. Indem man biefer Erklärung hinzufügte, daß man jid) 
ipäter verjtändigen werde über die duch die Ereigniffe nötig ge- 
mordenen Abänderungen, würde man bie Hände freibehalten für 
alle notwendig einzuführenden Einrichtungen.” 

„Wenn die jchwebifche Denkichrift fage, dab man darauf 
verzichten müſſe, bie alte Verfafiung mwieberherzuftellen: fo habe 
fie nur fagen wollen, daß man fie nicht mit allen ihren alten 
Fehlern mieberherfiellen dürfe. Und in biefem Sinne könne 
man nur ihrer Forderung Beifall ſchenken: die Grundfäge einer 
ewigen Gerechtigkeit denen entgegenzufegen, die alle fozialen Bande 
jerftört hätten, die Moralität der Regierten ſicher zu ftellen durch 
die Dauerhaftigkeit der Regierungen; Deutſchland eine folde Ver: 
faffung zu geben, die dem Volke Schuß gewähre vor der 
Unterdrüdung der Fürften, und dem Oberhaupte eine 
genügend ftarfe moraliſche und phyfifche Macht verleihe, um das 
Gleihgewicht zwijchen den beutichen Staaten zu erhalten, und 
ihm zugleich ausreichende Mittel biete zu ihrer Verteidigung gegen 
jedweben Angriff von außen.” 

Münjter fordert daher: „die Fleineren Souveräne dürfen 
nicht mehr jelbftändig jein in militärifcher Beziehung und 
den auswärtigen Mächten gegenüber. Die Vereinigung deutſcher 
Provinzen mit fremden Monarchien — nicht wie Hannover mit 
England, wo die Union nur eine perjonelle ift, jondern — wie 
Öfterreih mit Ungarn, Brandenburg mit Preußen, Holftein mit 
Dänemark, ift ein Uebel.” Münfter läßt den Wunſch durchblicken, 
dab diefem Übel abgeholfen und mo möglich „für die Zutunft 
vorgebeugt” werde. 
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feine Herrichaft bis zur Weichſel ausdehne, jo daß Preußen 
zwiſchen Weichfel und Elbe eingeengt werde. Die Staaten in 
Deutſchland follten vermindert, zu einigen größeren Maflen zu— 
fammengelegt, das wieberherzuftellende Kaiſertum zwar verftärkt, 
aber den Einzelftaaten die Vorrechte des weſtfäliſchen Friedens 
belafjen werben *). 

Nach Perk (S. 239) müßte man annehmen, daß Münfters 
Denkſchrift vom 7. Dezember 1812 „dem ruffiihen und dem 
ſchwediſchen Gefandten mitgeteilt worden” fei. Dem ift aber 
nicht jo. Denn die diefen zugeftellte Denkfchrift wurde erft „am 
Ende be3 Jahres 181:2 verfaßt” und unterm „5. Januar 1813% 
außgefertigt, und nahm überdies auf die ſchwediſche Dezember- 
Denkſchrift noch Rüdfiht**). Augenſcheinlich ift alfo nad dem 
Eintreffen diefer Iegtern in London die Münfterfche vom 7. Des 
zember noch einmal umgearbeitet und dem Auftrage des Prinz- 
Negenten gemäß zu der vom 5. Januar geftaltet worden. 

Da da3 Memoire vom 5. Januar, das weder Per noch 
Treitfchfe kennen, auf alle fpäteren Verhandlungen von Einfluß 
blieb: fo ift ſchon deshalb die Anführung der wichtigeren Geſichts— 
punfte an dieſer Stelle gerechtfertigt ***). Die Situation, in der 
e3 verfaßt wurde und in die Verhandlungen eingriff, die der 
Monate Dezember, Januar und Februar, macht es bejonders 
intereffant, infofern noch fein einziger deutſcher Staat dem 
ruſſiſchen Bündnis beigetreten war; Preußens Beitritt wurde 
zwar feit Ende Dezember erhofft, doch erit mit dem 28. Februar 
definitiv erlangt. 

Das Memoire ging von dem allgemeinen Grundjag aus, 
daß man, „ſoweit die Intereſſen Europas und Deutfchlands im 
Beſondern es geftatten würden, alles Gejegmäßige widerherſtellen 
müfle und die Einrichtungen, die, obgleich durch den Strom der 
Revolution umgeftürzt, neuerdings die Achtung genießen würden, 





*) Berg 3, 237 ff. 
**, Stein bei Dmpteba 3, 227, und unten Münfter Oftober 1813. 
**) [S. einen Auszug aus Münſters Memoire vom 5. Jan. 1813 in 
dem erwähnten Berichte Steins an den Zaren vom 16. März 1813. Hift, 
3. ©. 59] 
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welche weiſe Nationen den Gewohnheiten und Geſetzen zugeftehen, 
die jeit den entfernteiten Zeiten beftanden haben“. Indem dann 
diefer Grundjag auf Deutſchland näher angewandt wurde, hieß 
es: „Der wejentlihe Charakter ber deutſchen Verfaſſung ift der 
eine3 Bundes verſchiedener Staaten unter einem wählbaren Ober- 
haupte... Man würde aljo empfehlen, diefe deutiche Verfaſſung 
als noch beſtehend zu proflamieren und demgemäß den Rhein— 
bund als ungejeglich und diejenigen Fürften, die bei ihm 
beharren würden, als den durch die Verfafiung verhängten Strafen 
verfallen. Indem man biejer Erklärung hinzufügte, daß man ſich 
jpäter verjtändigen werbe über die durch die Ereignifje nötig ger 
worbenen Abänderungen, würde man die Hände freibehalten für 
alle notwendig einzuführenden Einrichtungen.” 

„Wenn die fehwedifche Denkichrift fage, daß man darauf 
verzichten müſſe, die alte Verfafjung mwiederherzuftellen: jo habe 
fie nur fagen wollen, daß man fie nicht mit allen ihren alten 
Fehlern wieberheritellen dürfe. Und in diefem Sinne könne 
man nur ihrer Forderung Beifall ſchenken: die Grundfäge einer 
ewigen Gerechtigfeit denen entgegenzufegen, die alle jozialen Bande 
zerftört hätten; die Moralität der Regierten ficher zu ftellen durch 
die Dauerhaftigfeit der Regierungen; Deutſchland eine folche Ver- 
faflung zu geben, die dem Volke Schuß gewähre vor ber 
Unterdrüdung der Fürften, und dem Oberhaupte eine 
genügend ftarfe moraliſche und phyſiſche Macht verleihe, um das 
Gleichgewicht zwiſchen den beutichen Staaten zu erhalten, und 
ihm zugleich ausreichende Mittel biete zu ihrer Verteidigung gegen 
jedweden Angriff von außen.” 

Münfter fordert daher: „die Eleineren Souveräne dürfen 
nicht mehr jelbftändig jein in militärifcher Beziehung und 
den auswärtigen Mächten gegenüber. Die Vereinigung deutſcher 
Provinzen mit fremden Monarhien — nicht wie Hannover mit 
England, wo die Union nur eine perjonelle ift, ſondern — wie 
Oſterreich mit Ungarn, Brandenburg mit Preußen, Holftein mit 
Dänemark, ift ein Nebel.” Münfter läßt den Wunſch durchblicken, 
daß diefem Übel abgeholfen und wo möglich „für die Zukunft 
vorgebeugt” werde. 


46 Wünfters ungebrudte Dentſchrift üb. Deutſchlands künftige Verfaſſung. 


„Das Mittel — fährt er fort — um bem Oberhaupt des 
Reiches eine hinreichend ſtarke moraliſche und phyſiſche Gewalt 
zu geben, kann auf zwei Weiſen erreicht werden: entweder indem 
man dieſes Oberhaupt erblich macht und ihm das ausſchließliche 
Recht des Krieges und Friedens im Reiche zuerfennt; oder indem 
man ein Syitem des Gleichgewichts herftellt, um zu ver- 
hindern, daß irgend eine Macht eriftiere, die ungeitraft den Ge: 
ſetzen des Bundes trogen könne.” 

„Der erftere Gedanke würde eine faft unüberfteigliche Schwierig- 
keit finden. Oſierreich ift die Macht, die man ohne Zweifel zu 
ber Kaiſerkrone berufen würde, die e8 mit geringer Unterbrehung 
Jahrhunderte hindurch getragen. Werden die anderen Mächte 
ihm den ungehenern Zuwachs des Deutichen Reiches zugeftehen ? 
Die Erwerbung ber erwähnten Rechte würde jedod ein Aquivalent 
dafür fein; denn fie würde notwendig dahin führen. Würde man 
andererfeit3 voraufegen bürfen, daß Staaten, bie jeit den ent- 
fernteften Zeiten der Unabhängigkeit genoffen, wie Bayern, Sachſen *), 
Brandenburg, nicht einen folden Gebanfen auf das äußerite 
befämpfen würden? Und würde man einen folhen Zuitand ber 
Dinge herbeiführen wollen in einem Augenblide, wo man bie 
Ordnung und die Ruhe wieberherzuftellen wünſcht?“ 

Demnach fei ein anderer, ber zweite Weg nötig, die Her— 
ftellung eines Syſtemes des Gleichgewichts, und zwar durch Ver— 
einigung ber zahlreichen deutſchen Staaten in einige größere 
Maſſen. „Der Gedanke — fagt Münjter — Deutihland in 
größere Mafien zu vereinigen, iſt oftmals vorgetragen worden. 
Die Säkularifierung ber geiftlihen Staaten hat das Werf begonnen 
und Bonaparte hat es zum Teil fortgejegt in feiner Bildung bes 
Rheinbundes . . . Es ſcheint, daß die Vereinigung zu großen 
Mafien, in denen die einverleibten Staaten ihre Rechte bewahren 
würden, mit Ausnahme derjenigen jener ephemeren Sou⸗ 
veränität und mithin desjenigen, eine Armee oder auswärtige 


*) &3 ift zu beachten, daß Sachſen damals noch nicht unter ber Ans 
Hage des Verrates ftand, die fidh erft mit ber Nüdfehr des Königs zu Ra- 
poleon nad) Dresben am 12. Mai 1813 anbahnte. 
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Beziehungen für ſich allein zu unterhalten, dem Zwed entiprechen 
würde und vor allem den Wünſchen der deutichen Nation. Die 
fouveränen Mitglieder de3 Bundes (aljo die Häupter der „großen 
Maſſen“) könnten felbft über gewiſſe Modifitationen in der Aus: 
übung ihrer Souveränitätsrechte übereintommen, 5. ®. feine Kriege 
zu unternehmen oder bejondere Verträge zu ſchließen, die nicht 
die Santtion des allgemeinen Reichstags erhielten.” 

Schon das bier Angeführte rechtfertigt die fpätere Angabe 
Steind: „Münfter ſchlage in feinem Memoire vom 5. Januar 1813 
vor, den Ständen das Recht des Friedens und Krieges zu nehmen 
und es dem Reichstage zu übertragen*).” Die Zahl der Stände 
d. h. der „fouveränen Mitglieder des Bundes“ ober ber „großen 
Maſſen“ gibt Münfter. nicht an; ba er aber, abgefehen von dem 
für ihn felbftverftändlihen Hannover, ausdrücklich Oſterreich, 
Bayern, Sachſen und (an legter Stelle) Brandenburg aufführt, fo 
dachte er ſich deren mindeſtens fünf. Schließlich führt berfelbe noch aus: 

„Unter ben Mitteln, dem Deutſchen Reiche als folhem mehr 
Macht zu geben, würde man noch vorſchlagen dasjenige ber 
Garantieleiftung von feiten Englands, Rußlands und Schwedens; 
die Errichtung einer ftehenden Reichsarmee, zufammengefegt aus 
den Kontingenten ber fauveränen bleibenden Fürften; und bie 
Errichtung einer Linie von Reichsfeſtungen, von der Art wie 
es ehemals Kehl und Philippsburg waren. Die Reichstruppen 
könnten als Garnifonen in diefen Feftungen bienen und in ben 
Reichsſtädten, wenn man deren beitehen laſſen oder deren neue 
zur Belohnung des Patriotismus errichten will, wie es Schweden 
vorgeſchlagen hat. Die frühere Reichsarmee, in der die Kon- 
tingente manchmal zwei bis brei Mann betrugen, mit ungleiher 
Ausrüftung, war nur eine Harlefinade. Dagegen eine ftehenbe 
Armee, unter einem von bem Kaifer und dem Reichstage ernannten 
Oberfeldherrn, würde Nefpeft einflößen und dem Kaiſer die nötige 
Macht verleihen. Die vorgeihlagene Garantie ift analog der des 
weſtfäliſchen Friedens; Frankreich bleibt natürlich ausgeſchloſſen; 
Schweden hat verbient, neuerdings dieſe Rolle der Garantie zu 
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übernehmen; Rußland hat fie feit dem Teichener Frieden ver: 
langt ... Nichts übrigens würde dieſem Verteidigungsiyfteme mehr 
Feftigfeit geben, als wenn man mit ihm Holland und die Schweiz 
verbände. Diefe beiden Länder würden die Grenze Deutſchlands 
gegen Frankreich decken.“ 

Das Januar:Memoire wurde, wie Münfter in ber Oftober- 
Denkſchrift (f. unten) ausdrücklich bekundet, „den Geſandtſchaften 
von Rußland und Echweben mitgeteilt“. Dasſelbe jagt er auch 
in feiner an Stein gerichteten Nachſchrift vom 5. Januar bei Pertz 
(3, 244); mur daß diefer (S. 240), da er weder das Januar⸗ 
Memoire noch die Oktober-Denkſchrift Münfters kennt, diefen 
fälſchlich, wie ji) aus dem Obigen ergiebt, der grunbfäglichen 
Meinung beſchuldigt, als ob „alle kleinen Fürften in ihren 
Souveränitätsrehten anzuerkennen“ ſeien, und „ohne 
Gewähr der Unterthanenrechte”, jo daß er eines Befleren erit 
jpäter „durch die Erfahrung belehrt worden” fei. - 

Schweden gab auf das Januar-Memoire, wie Münfter im 
Dftober bezeugt, eine „jehr befriedigende Antwort“. Mit Stein 
wußte er fi nicht in vollem Einklang. Deſſen aufgeregtes 
heftiges Schreiben vom 1. Dezember 1812, worin berjelbe deut- 
lich genug die Souveränität aller mittleren und Heineren Staaten 
als „Poſſenſpiel“ erklärte, hatte auch ihm zur Fortfegung der 
polemifchen Kontroverje gereizt. Daher begleitete er fein Memoire 
unterm 4. Januar mit einem Briefe an Stein, worin er namentlich 
deſſen Hußerungen vom 1. Dezember jowie deflen Verfaflungsvor- 
ſchläge bekämpft, und die feinigen befürwortet*). Unter anderem 
jagt er: „Ein Poſſenſpiel fol gewiß nit aus unferem Kampf 
hervorgehen ... Ich glaube, daß ber Weg ber Verbejierung, den 
ich vorfchlage, und zum Zwed führen kann, und daß bei E. E. 
Umwãlzungs⸗Vorſchlägen die Gefahr eintreten würde, alle zu ver: 
lieren. Sie fagen, daß Ihnen die Dynaftien glei find; mir 
find ſie e8 nicht.” Und nun preift er den Freiheitsſinn des „Guel- 
füchen Haufe”, mit dem Zujag: „Vergleihen Sie damit ben 
Preußiſchen Prügel und Ladeftod! Ich verehrte Friedrich den 


) ©. Perg 3, 240 fi. 
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Großen, aber er hat den Ruin Deutſchlands durch feine 
Vergrößerung herbeigeführt, und den feines Staats dadurch, 
daß er einen Körper gezeugt hat, den nur ein großer Geilt beleben 
tonnte, der mit ihm ſchied. Als ich dem Regenten die erwähnte 
Stelle Ihres Briefes zeigte, fagte er: wenn Stein die Dynaftien 
gleichgültig find, warum nennt er nicht uns ftatt Preußen? 
Die Frage möchte auch ich thun.“ 

Damit will Münfter jagen: „warum empfiehlt Stein „Tei- 
lung zwiſchen Öfterreih und Preußen“, warum nicht „Teilung 
wwiſchen Oſterreich und Hannover”? Und nun befämpfte er auf 
das entfchiedenfte alle Vorſchläge Steins; ſowohl die Einheitsidee, 
kraft deren derſelbe die Herrſchaft Oſterreichs über ganz Deutſch- 
land unter Aufhebung der Souveränität der Einzelſtaaten als 
wünſchbar erachtet hatte, wie insbeſondere die Teilungsidee. 

„Ich bitte E. E. zu bedenken — fährt er fort — daß wir 
uns bei meinen Vorſchlägen die Hände nicht binden, um alle 
nützlichen Veränderungen hervorzubringen, daß aber der Ihrige, 
Oſterreich mit ganz Deutſchland zu bereichern, ganz Europa, 
inkluſive Deutſchland, gegen ſich haben wird; und der zweite, 
Deutſchland zwiſchen Oſterreich und Preußen zu teilen, gewiß 
Rußland, England und Schweden, und alle Norddeutſchen, die 
nicht an die Regierungsſucht des preußiſchen Syſtems gewöhnt 
find.“ „Preußens Macht lebt nur noch in der Erinne— 
tung. Sie mag zwiſchen der Weichſel und Elbe als Macht 
ber zweiten ober dritten Größe aufftehen. Warum follte 
Rußland nicht die Weichſel als Lohn feiner Thaten erhalten? 
warum ſollte Preußen die in früheren Friedensſchlüſſen abge- 
tretenen Befigungen zurüd erhalten, um den Kreis feiner Vera- 
tionen auszubehnen und um mit Frankreich zu intrigieren. Be— 
denfen €. €. dagegen, was ich über die Bildung eines großen Staats 
zwiſchen Elbe und Rhein aus herrenlofen Befigungen gejagt habe.” 

Und zum Schluffe jagt er: „Ich habe mich nur rechtfertigen 
wollen, daß ich auf fein Poſſenſpiel denke, wenn ic) dagegen bin, 
daß unter den jegigen Umftänden die Vereinigung Deutſchlands 
unter Einen oder unter Zween Herren verfucht werde.” 





Sgmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 4 


VL Biſtoxiſche Übergänge. 


Um eben die Zeit, da Münfter fein Memoire und feinen 
Brief an Stein abfandte, hatte fi die Situation ſchon völlig 
verfhoben und eine Thatenentwidlung begonnen, die in raſcheſter 
Folge Wandlung an Wandlung reihte. Und bebeutfam genug 
war es gerade Preußen, dem Münfter die Herabdrüdung zu einer 
Mat dritten Ranges zugedacht hatte, das zuerit und in maß— 
gebender Weife Wandel ſchuf, und bergeftalt plöglich wieder zu 
einer Macht erften Ranges ſich erhob. 

Am 30. Dezember 1812 hatte York die Kapitulation mit 
Rußland geichloffen, der General Maſſenbach am folgenden Tage 
beitrat. Am 28. Februar 1813 erfolgte der Vertrag von Kalifch, 
wodurch Preußen in die vorderfte Kampflinie gegen Napoleon 
eintrat, und deſſen ausgeſprochener Zweck war: die Befreiung 
Europas, zumal Deutſchlands, und die Wiederherftellung Preußens 
in feinem alten Machtumfang von 1806, mit Ausnahme ber 
alten Beligungen bes Hauſes Hannover. Am 16. März erging 
die preußifche Kriegserflärung. Am 19. ſetzte Stein mit Neflel- 
ode, Hardenberg und Scharnhorft in Breslau die Beitimmungen 
über die vorläufige Verwaltung der zu befreienden Länder feft, 
mobei man aus Rüdficht für Öfterreich nur die norbdeutfchen ins 
Auge faßte. Nach diefen Beſtimmungen follte zunächſt ein Auf: 
ruf verfünden: daß „die beiden Mächte feinen anderen Zweck 
hätten, ala Deutihland dem Einfluß und der Herrſchaft Srant- 
reichs zu entziehen, und die Fürften und Völker zur Mit- 
wirkung für die Befreiung ihres Vaterlandes einzuladen. Jeder 
deutſche Fürft, der in einem beftinmten Zeitraum biejer Auf: 
forderung nicht entſpreche, follte mit dem Verluſt feiner Staaten 
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bedroht werden”. Demgemäß wurde am 25. der ebenfalls in 
Breslau feftgeitellte Aufruf von Kaliſch aus im Namen des Kaifers 
von Rußland und des Königs von Preußen durch die Heerführung 
erlaffen. In demſelben wurde „ven Fürften und Völkern 
Deutſchlands die Rückkehr der Freiheit und Unabhängigkeit 
(d. 5. natürlich von Frankreich oder dem Auslande) angekündigt“, 
ſowie die „Wiedergeburt eines (sic) ehrwürdigen Reiches“. Und 
zugleich gelobte darin der Kaifer von Rußland, daf die „Ver- 
faſſung“ des „mwiebdergeborenen Deutichland“ ein „Werk“ fei, das 
bem „fremden Einfluß“ entzogen werben müſſe, deſſen „Geftaltung 
ganz allein den Fürften und Völkern Deutſchlands anheim- 
geftellt bleiben folle; je Ichärfer in feinen Grundzügen und Um— 
riffen dies Werk heraustreten werde aus dem ureigenen Geifte 
des deutſchen Volkes, defto verjüngter, lebenskräftiger und in 
Einheit gehaltener wird Deutfchland wieder unter Europas Völkern 
erjcheinen können“ *). 

Ungeachtet der Mitwirkung Steins fehen wir aljo auch hier 
der „Fürften” in einer Weife gedacht, welche zeigt, daß er keines— 
wegs deren volftändige Bejeitigung erzielte. Die übrigen Aus: 
drücke in betreff der fünftigen Verfaſſung find nichtsſagend, elaſtiſch 
und vieldeutig. Zwar durfte die Phrafe von der „Wiedergeburt 
eines ehrwürbigen Reiches“ durch achtlofe Lefer ala Verkündigung 
der Wiederherftellung des alten Kaijerreiches gedeutet merden. 
Indes, dann hätte e3 heißen müſſen „Wiedergeburt des e. R.“, 
während der unbeftimmte Artikel einer folhen Deutung eher 
entgegenfteht und vielmehr die Neugeburt eines e. R. in Ausſicht 
ftellt. Wenn fpäter die Abgeordneten der 31 „jouveränen Fürften 
und freien Städte“ in ihrer Note vom 20. Dezember 1814 be— 
haupteten: der Kaliſcher Aufruf babe den deutichen Völkern die 
Wiedergeburt ihres ehrwürdigen Reiches” angekündigt**), fo 
war dies eben einfach eine Fälfhung. Stein hielt eine ſolche 
Deutung nit für geboten. Denn auch er berief fi in feiner 
Denkſchrift vom +. November 1814 auf jenen Pafjus, freilich in 

*) Berg 3, 303 f. 312 ff. 319 ff. 
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der ungefälfchten Form (W. eines e. R.), um durch diefe Grinne- 
rung dringend die Annahme — nicht der alten Reichsverfaſſung, 
ſondern eines nichtmonarchiſchen Yunbesprojeftes zu empfehlen *). 

Immerhin mag man die elaftifhen Ausdrüde mit Wohl- 
bedacht gewählt haben. War doch alles noch im März in ber 
Schwebe! Nichts verbürgte die öſterreichiſche Allianz, nicht? den 
endlichen Sieg! Bon ber fünftigen Verfaſſung Deutichlands lie 
ſich nur in Worten reden, die auf fehr verfchiedene Eventualitäten 
anmenbbar waren, wie fie namentlich Stein in feiner September- 
Denkſchrift erörtert hatte. Bei den Eventualitäten der Kaiſeridee 
ließ ſich überdies ebenfofehr an bie Wiebererrihtung „eines ehr- 
würdigen Reiches“ ohne Oſterreich wie mit Oſterreich, unter 
Wahlkaiſern wie unter Erblaifern, unter preußiſcher wie 
unter öſterreichiſcher Spitze benfen. Daß alle derartigen 
Möglichkeiten den Verfaſſern des Aufrufs ebenfals vorſchwebten, 
dafür fpricht das „Wahlfaiferprojeft”, das Hardenberg als preußi- 
ſcher Minifter im Februar 1806 für ganz Deutſchland mit Ein- 
ſchluß Oſterreichs vorfhlug **); und nicht minder die Empfehlung 
des Friedericianiſchen Syſtems, „die wichtig ften deutſchen Staaten, 
befonders im Norden, der preußifcden Monarchie anzufchließen“, 
durch die Prinzen: Adrefje vom Auguft 1806, die au Stein als 
preußifcder Minijter unterfcrieben hatte***). 

Auf der anderen Seite durfte unter der „verjüngten, lebens⸗ 
kräftigen“ Geftalt auch ein nah Süd und Nord geteiltes öfter- 
veichifch-preußifches Proteftorat verftanden werben, wie es Stein 
jeit 1804 und neuerdings wieder im September 1812 fpeciell 
empfohlen hatte, zumal es wohl möglich geweſen wäre, bie beiden 
Teile durch ein Band der „Einheit“ zufammenzuhalten. Harden⸗ 
berg hatte fich diefer Eventualität ſchon in feinem Wahllaiferprojeft 
zugewandt, infofern er darin ganz Norddeutſchland ber preußijchen 
KRonföberation zuwies; und er hatte dann, gleich wie Stein, ben 
Haugwitzſchen „nordiichen Reichsbund“, troß der perfünlichen Feind⸗ 
ſchaft gegen den Urheber, nicht nur gebilligt, fondern als „weiſe“ 


H Pers 4, 147. 
+») Harbenberg, Denkw. 5, 294. ff. Dgl. 2, 453 f. 
“) Yerp 1, 348. 
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bezeihnet*). Selbft der Wiener Hof hatte ja damals diefem 
norbifhen Bunde den „allergrößten Beifall” gezollt; Kaifer Franz 
hatte fogar feine „Freude“ darüber geäußert, daß derſelbe „durch 
feine Abdikation als Kaiſer von Deutfchland erleichtert werde“ **). 
Und Gent hatte als öjterrethifher Unterhändler im preußischen 
Hauptquartier die Erklärung abgegeben: „Sollte die Wiederher- 
ftellung der früheren Konftitution des Reiches als unausführbar 
befunden werben, jo müſſe man Deutihland in zwei große 
durch eine immerwährende Allianz vereinigte Konfödera— 
tionen teilen, bie eine unter der Proteftion Oſterreichs, die 
andere unter ber Proteftion Preußens.” Gleicherweiſe Hatte 
Rußland ſchon im Bartenfteiner Vertrage vom 26. April 1807 
die Beſtimmung vertreten, daß in Anbetracht der Unzwedmäßigkeit 
einer Wieberherftellung der alten ſchwachen Reichsverfaſſung ein 
Staatenbund in Deutſchland geſchaffen werden folle, deſſen Leitung 
zum Zwede gemeinfamer Verteidigung Preußen und Oſterreich, 
jedes innerhalb beſtimmter Grenzen, und auf Grund gegemfeitiger 
Verftändigung, zu übernehmen hätte. 

Daß Stein aud) zur Zeit des Kalifcher Aufruf der Teilungs- 
idee noch ergeben war, beweiſt die Thatſache, daß er nun erft, 
im April 1813 dem Staatslanzler Hardenberg eine Kopie der 
Denkſchrift vom 18. September 1812 übergab, worin er die 
„Teilung Deutſchlands zwiſchen Oſterreich und Preußen“ bei 
England und Schweden befürwortet hatte, und die er jetzt mit 
jenem Schlußſatz verſah, der die im Text enthaltenen „ſtarken 
Ausdrücke“ gegen die Fürften gemiflermaßen entſchuldigte. 

Ein geteiltes öſterreichiſch-preußiſches Protektorat konnte übri⸗ 
gens auf mehr ala eine Weiſe verwirklicht gedacht werben; nicht 
nur al3 zwei Konföderationen mit einem öfterreihifchen Pro- 
teftorat für das ſudliche Deutſchland und einem preußifchen 
für dag nördliche, oder als eine Konföberation mit einen nach 
Nord und Süd geteilten Protektorate, wie fie der Bartenfteiner 
Vertrag im Auge zu haben ſchien, fondern namentlich auch ala 
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**) Ghend. 3, 149. 


54 Diſtoriſche Übergänge. 


ein gemeinfames Proteftorat beider Mächte über das ganze 
Deutſchland, dergeftalt daß Ofterreih und Preußen gewiſſermaßen 
als Konfuln oder Duumvim die oberfte Gewalt gemeinſchaftlich 
dargeftellt hätten. Die grundfägliche Alternative, die dieſen ver- 
ſchiedenen Richtungen entſprach, war kurz ausgebrüdt: Entweder 
zwei Hälften unter je einer Spite, oder das Ganze unter 
zwei Spigen. Die legtere Eventualität gelangte damals anſchei— 
nend noch nicht einmal andeutungsweiſe zum Ausdrud. Die 
erftere dagegen, bie Teilungsidee nad der Mainlinie, nahm Har- 
denberg gar feinen Anſtand, obgleich Oſterreich noch nicht dem 
Bündnis beigetreten war, auch feinerjeitö gelegentlich zur Sprache 
zu bringen, ſowohl Metternich wie dem britifchen Kabinett gegen- 
über. In Bezug auf das legtere äußerte ſich namentlich darüber 
Hardenberg ſelbſt gegen Ompteba, und Gneifenau gegen Caftle: 
reagh. Allein Münfter, in Übereinftimmung mit feinen obigen 
Kundgebungen vom Januar, proteftierte fofort dagegen auf das 
ſchärfſte unterm 13. und 14. April, indem er erklärte: der Prinz- 
Regent werde „auf feinen Fall” in ein norddeutſches Protef- 
torat Preußens willigen, das ihn zum Vafallen Preußens machen 
mwürbe*). 

Im Hauptquartier war man indes anfcheinend übereingefom- 
men, nähere Beratungen über Deutſchlands künftige Verfaſſung 
bis zu günftigerer Zeit zu verjchieben. Dies läßt ſich auch viel- 
leicht aus Omptedas Bericht an Münfter vom 23. März fhließen**). 
Tod) vertrat Stein privatim noch im April Gagern gegenüber 
die Unzuläffigfeit einer Wiederherftellung der alten Reichsver⸗ 
faffung, die diejer münfchte, und dagegen die Notwendigkeit einer 
„Bereinigung Deutſchlands unter Preußen und Üfterreih“. Er 
ſprach die Überzeugung aus, daß der Kaijer ohne „Macht und 
Anfehn“ bleiben würde, obgleich er eben bei diejen Anlaß bie 
Zahl der „übrig“ zu laflenden deutſchen Fürften auf „15 bis 
16“ tagierte***). Und ebenfo vertrat er im Mai jedem gegenüber 
energiſch das norddeutſche Proteftorat Preußens, indem er er- 


*) Dmpteda 3, 74. 80. 86. 
**) Ehend. 3, 49 f. Bel. S. 131. 
*) Pert 3, 340. 664 j. Vgl. oben ©. 16. 
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Härte: Eine Garantierung der Integrität Sachſens durch Öfter- 
rei, wie fie damals in Rede fand, fei eine Einmiſchung in bie 
Angelegenheiten Norddeutſchlands, über die feine Macht das Recht 
habe mitzureden außer Rußland und Preußen *). 

Nicht unintereffant ift nad) dem allen der Bericht Omptedas 
an Münfter vom 13. Juni aus Reichenbach. Er Hatte den 
„wieberholten Befehlen zufolge” dem Staatslanzler Hardenberg 
die Erflärungen gegen das öſterreichiſch-preußiſche Protektorat 
überbradit und die Verfiherung erhalten: „daß von diefem Pro: 
jeft gar nicht weiter die Rede geweſen fei, und baß es bei der 
dermaligen Lage der Dinge auch gar nicht möglich fei, ſich mit 
irgend einem Projekte zu beichäftigen, das auf die künftige Re— 
gulierung der beutfchen Angelegenheiten Bezug habe... . Ehe 
man baran benfen fönne, würde es notwendig fein, daß Preußen 
und Ofterreih darüber in Kommunifation träten, zu der aber 
jetzt weder die Zeit noch bie Umftände geeignet wären”. Dann 
meldet Ompteda: „Ein gewiſſer Herr von Gagern will fomohl 
aus dem Munde des Grafen Metternih, als aus dem Munde 
des Kaiſers Franz ſelbſt Äußerungen vernommen haben, nad 
welchen das Haus Öfterreich die Idee noch nicht follte aufgegeben 
haben, wenn e3 die Umftände erlauben und unter Modifikationen 
... ben Plag wieder einzunehmen, ben e8 ehemals in Beziehung 
auf Deutichland behauptete”. Aber Hardenberg „widerſprach 
diefer Angabe auf das Iebhafteite und verficherte, daß fie den 
früher geäußerten Ideen de3 Grafen Metternich gerade zumider 
und unrichtig fei”. Es hatte das britifh-hannoveriiche Kabinett 
auch beunruhigt, daß in der Konvention vom 19. März über 
die Verwaltung ber zu befreienden deutſchen Länder nur die nörd⸗ 
fiche Abteilung Deutſchlands ins Auge gefaßt war, wie wenn die 
Verwaltung ber füblichen Oſterreich überlaſſen werben folle, und 
man hatte darin einen „Vorboten des intendierten geteilten Pro: 
teftorate3” gewittert. Doch beſchwichtigt Ompteda dies Bedenken 
durch die Erklärung: Diefe Beſtimmung „ſcheine bloß eine Lod- 
fpeife für Öfterreich geweſen zu fein, um bei dem gehofften Bei- 
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tritt biefer Macht ihr in dem ſüdlichen Deutſchland eben die 
Reffourcen zu überlaffen, deren Preußen und Rußland fih im 
nördlichen Deutfchland zur Führung des Krieges bedienen 
wollten“ *). 

Am 14. und 15. Juni famen zwifchen Preußen, Rußland 
und England bie Reichenbacher Verträge zuftande, auf deren 
Inhalt wiederum Stein entſchiedenen Einfluß geübt hatte. Sie 
dienten namentlich in Bezug auf die vom britiſch-hannoverſchen 
Kabinett gefürchteten Projekte zur Beruhigung, indem fie, ent- 
fprehend dem Bertrage von Kaliſch, die Wiederherftellung nicht 
nur Preußens, fondern aud Hannovers und Braunfchweigs ver- 
bürgten. 

Endlich trat auch Öfterreich dem Bündnis bei, erklärte am 
12. Auguft den Krieg an Napoleon und ſchloß am 9. Sep- 
tember die definitiven Tepliger Verträge ab. Die Yauptbeftim- 
mungen waren: Wiederherftellung der öfterreihiihen und der 
preußifchen Monarchie nad dem Maße von 1805; Auflöfung 
des Rheinbundes und gänzlihe und abjolute Unab- 
hängigkeit der zwiſchen Oſterreich, Preußen, Ahein und Alpen 
liegenden Staaten; Wiederherftellung Hannovers und Braun- 
ſchweigs u. ſ. w. Die von Üfterreich vertretene Ausdrudsweiſe: 
independance entiere et absolue fonnte verhängnisvoll werben 
und wurde es. 

Die Zeit des vorangegangenen Waffenſtillſtandes und der 
Verhandlungen Oſterreichs mit Frankreich und mit den Alliierten 
hielt Stein für geeignet, um einen weiteren Schritt in ber Frage 
der künftigen Verfaſſung Deutſchlands zu unternehmen. Noch 
ehe das Yauptquartier von Prag nad Teplig verlegt mwurbe, 
übergab er einerjeit8 dem Kaiſer Alerander Ende Auguft eine 
franzöfifche Denkichrift über diefen Gegenftand, die er außerdem 
nur dem Lord Caftlerengh und zwar zu feiner „ausſchließ⸗ 
lien” Kenntnis zugehen ließ, d. h. mit Übergehung Münfters, 
weil er fih, wie er zu Ompteda äußerte, „vor befien fcharfer 
Kritit und zu großer Vorliebe für eine ausgedehnte Territorial: 


*) Ebend. S. 131 f. 
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Landeshoheit fürchte“. Doch las er fie Ompteda vor. Andererfeits 
legte er feine besfallfigen Ideen „noch ausführlicher” in einem 
deutſchen Memoire dar, das zunächſt für den Staatsfanzler Har- 
denberg beftimmt war, aber ohne Zweifel au dem Grafen 
Metternich mitgeteilt wurde, und dem wir und nunmehr zuwen⸗ 
den wollen*). 


*) Dmpteba 3. 219 f. 


VII. Stein’s Memoire über eine deutſche 
Derfaffung, 
Prag, Ende Auguft 1813. 


Bon diefem überaus merkwürdigen Memoire hatte Berk feine 
Ahnung; was er von Steins damaligen „Wünfchen“ fagt (3, 415f.), 
befteht aus einem einzigen Sate, wonach Stein die Meinung 
ausgeſprochen habe: „eine Teilung in zwei große Mafien, Ofter- 
reich und Preußen, fei nit möglich,“ und deshalb bie 
„Wiederherftellung der Kaiſerwürde“ zu empfehlen. In der That 
ift damit das Richtige getroffen. Denn nachdem Stein ſelbſt die 
Wieberherftellung der alten Monardie bes 10. bis 13. Jahr: 
hunderts, fein Ideal, für unausführbar erklärt hatte, und nach— 
dem andererfeit3 auch die Teilunggidee und das norbdeutiche Pro⸗ 
teftorat Preußens durch das ımbedingte Veto des britifch-han- 
noverſchen Kabinetts unausführbar geworben war, fah er fi auf 
der Sfala jeiner Septemberwünfde auf die letzte Sproſſe zurüd- 
gedrängt, auf die Reichsverfaſſung des dreißigjährigen Krieges. 
Diefe in verbefierter Geftalt, wie er meinte, zu empfehlen, war 
die Aufgabe feines neuen Memoire. Ben Tert desjelben hat ung 
erft der „Politiſche Nachlaß“ Omptedas 1869 zugeführt*). O mp: 
teda felbft erzählt, daß ihm erft auf fein „wieberholtes Einbrin= 
gen” und „nad, langem Wiberftande” von Stein eine „Abfchrift 
verſprochen“ wurde, um fie an Münſter gelangen zu laffen, und 
daß er fie ſchließlich „eigenhändig“ machte**). 

Aus Ompteda hat ohne Zweifel Treitichfe entnommen, was 





*) 3, 224 ff. [Bielfad) damit übereinftimmenb ift die Aufzeichnung 
Steins vom 21. November 1813, welche P. Bailleu in der Hiſtor. 3. ©. 46, 
©. 191, 192 mitgeteilt hat.] 

»*) Eben. ©. 220. 
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er ©. 487 f. über den Inhalt des Memoire ausfagt. Aber 
diefe Ausfage ift fo unvollftändig und daher zum Teil fo leicht 
zu Mißverſtändniſſen Anlaß gebend, daß es fih um jo mehr em: 
pfiehlt, den jo wenig befannten Tert des Aktenftüds hier voll- 
ſtändig wiederzugeben. Der leichteren Vergleihung halber habe 
ich die Abfäge desfelben paragraphiert; denn wir werden nachher 
mehrfach auf die einzelnen Paragraphen verweifen müffen. 


Steins Memoire. 
Brag am Ende Auguft 1818. 

„S 1. Gerecht und befcheiden ift der Wunſch jedes Teutſchen, 
das Refultat eines zwanzigjährigen blutigen Kampfes fey für fein 
Vaterland ein beharrliher Zuftand der Dinge, der dem Einzelnen 
Sicherheit des Eigenthums, der Freiheit und des Lebens, der 
Nation Kraft zum Widerftande gegen Franfreih als ihrem ewi- 
gen, unermüdlichen, zeritöhrenden Feind verfchaffe. 

82. Es ift von der größten irdiſchen Angelegenheit die 
Rede. 15 Millionen gebildeter, fittlicher, duch ihre Anlagen 
und den Grad ber erreichten Entwidelung achtbarer Menfchen, 
die durch Gränzen, Sprache, Sitten und einen innern ungerftör 
baren Charakter der Nationalität mit zwei anderen großen Staa- 
ten verfhwiftert find. Der Gegenitand der Erwägung ift aljo 
witig, der Moment verhängnißvoll, Zeitgenofien und Nachwelt 
werben ftrenge diejenigen beurtheilen, die zu der Löſung ber Auf: 
gabe berufen durch ihre Stellung im Leben, ihr nit alle Kraft 
und allen Ernit widmen. 

$. 3. Die alte Verfafjung Teutſchlands verjiherte jedem 
feiner Einwohner Sicherheit der Perfon und des Eigenthums; in 
den größeren geſchloſſenen Ländern (territoriis clausis) verbürg- 
ten beides Stände, Gerichtsverfaſſung, in denen übrigen die 
Reichsgerichte, die Cheraufficht des Kaiferd. Die Willkühr der 
Fürften war durchaus in der Abgaben-Erhebung, in ihrem Ver- 
fahren gegen die Perſon ihrer Unterthanen beſchränkt. Alle diefe 
Schugmauern find eingeriiien, 15 Millionen Teutfhe find ber 
Willkühr von 36 kleinen Despoten Preis gegeben, und man ver- 
folge die Geſchichte der Staatverwaltung in Baiern, Würtem- 
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berg und Weitphalen, um fi zu überzeugen, wie es einer 
Neuerungsſucht, einer tollen Aufgeblafenheit und einer grängen: 
loſen Verſchwendung und thieriſcher Wolluft gelungen if, jede 
Art des Glüds ber beflagenswerthen Bewohner dieſer einft blühen: 
den Länder zu zerftöhren. 

$ 4. Die Folgen eines folden Zuftandes werben fortfchrei- 
tend verberbliher. Nahm die ältere Zerftüdelung Teutſchlande 
jeinem Bewohner das Gefühl der Nationalität, verminderte jie 
das feiner Selbftftändigfeit, gab fie ihm einen Heinlihen vom 
Intereſſe des Vaterlandes abgemendeten Blid, fo behielt er, der 
unter dem Schutze der Geſetze lebte, doch Sittlichleit, ein Gefühl 
feiner perſönlichen Würde. Beides wird aber ſchnell untergehen 
in diefen Meinen Despotien, wo er der Laune des Negenten und 
feiner Günftlinge Preis gegeben und unmwiberbringlich verlohren 
ift, fobald er es nur im geringften wagt feine Feſſeln zu löfen, ſich 
zu erheben. Der Teutfche wird alfo fortfchreitend ſchlechter, krie 
chender, unedler werben, die Entfremdung der verſchiedenen Län- 
der mit jedem Jahre wachſen, follte die gegenwärtige Zerſtücke- 
lung durd) einen zufünftigen Friedensſchluß befeitigt werben. 

85. Durch die Erhaltung diefer Heinen Despotien bleibt 
ferner der überwiegende Einfluß Frankreichs auf Teutihland fort- 
dauernd, wird gleich der Nheinbund formell aufgelöfe. Denn es 
gränzen mehrere diefer Heinen Souverains, ald Baden, Würtem- 
berg, Darmftadt, u. ſ. w. unmittelbar mit Franfreih, an das 
fie die Furcht feſſelt. Die mehr zurüdliegenden, als Baiern und 
Sachſen, fehen aus Eiferfucht gegen ihre mächtigeren Nachbaren 
Frankreich als ihren Beichüger an, das durch die mehrere Ge- 
wandheit feiner diplomatifchen Agenten, durch feine bisher be- 
gründeten Verbindungen, durch anfdeinende Vortheile bie es 
momentan anzubieten im Stande ift, einen Grad von Einfluß 
behaupten kann, der denen übrigen Mächten aus mehreren Grün- 
den unerreihbar fein wird. 

8 6. Die Fortdauer der Zerftüdelung Teutſchlands in 36 
Despotien iſt folglich verberblich für die bürgerliche Freiheit und 
für die Sittlicfeit der Nation, und verewigt ben überwiegenden 
Einftuß Frankreichs über eine Bevölkerung von 15 Millionen 
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zum Nachtheil für fie felbft und für die Ruhe der übrigen Mächte 
Europens. Benugen die an der Epige der teutjchen Angelegen- 
heiten ſtehenden Staatsmänner die Crife des Moments nicht um 
das Wohl ihres DVaterlandes auf eine dauerhafte Art zu befeftis 
gen, beabfichtigen fie nur auf eine leichte bequeme Weife einen 
Zwifchenzuftand herbeizuführen, durch welchen bie nächften Zwece 
einer vorübergehenden Ruhe, einer etwas erträglichen Lage er- 
teicht werben, fo werben Zeitgenofien und Nachwelt fie des Leicht- 
ſinns, der Gleichgültigkeit gegen das Glüd des Vaterlandes mit 
Recht anklagen und al3 daran ſchuldig brandmarfen. 

8 7. Die Frage, welche Verfafjung foll Teutſchland erhal- 
ten, als Refultat des zwanzigjährigen Krieges, kann auf feine 
Art umgangen werben, das Wohl feiner Bewohner, das Interefie 
Europa’8, die Ehre und Pflicht der die großen Angelegenheiten 
der Nationen leitenden Staatömänner erfordert, daß man fie mit 
allem dem Ernite, der ihrem Umfange, und mit der tiefften Be- 
ionnenheit die ihrer Heiligkeit gebührt, erwäge und Flachheit, 
Leichtſinn und Genugliebe entferne. 

$ 8. Die Art der Auflöfung der Aufgabe muß zwar das 
Etreichbare, aber auch das unter diefer Bedingung möglihft Voll- 
tommene befördern. 

$ 9. Das Wünfchenswerthe, aber nicht das Ausführbare, 
wäre ein einziges ſelbſtſtändiges Teutichland, wie es vom 
10.—13. Jahrhunderte unfere großen Kaiſer kräftig und mächtig 
beherrichten. — Die Nation würbe ſich zu einem mächtigen Staate 
erheben, der alle Elemente der Kraft, der Kenntniſſe und einer 
gemäßigten und gefeglichen Freiheit in ſich faßte. Diefes ſchöne 
Loos iſt ihr micht beichieden, auf anderen Wegen muß fie ihre 
innere geſellſchaftliche Entwidelung zu erreichen fuchen, die diefer 
entgegenftehende Hinderniſſe befeitigen, neue Einrichtungen und 
Verfaſſungen ſchaffen. 

$ 10. Teutſchland hat eine Richtung genommen zu einer 
Trenmung in zwei größere Theile, in das nördliche und übliche. 
In dem erfteren befaß Preußen, in dem Legteren Oeſterreich ein 
Uebergewicht, in den öffentlichen Angelegenheiten. Verſchiedenheit 
der urfprünglihen Stämme feiner Bewohner, der Saßen und 
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Franken, der Sitten, der Religion, der Gemeinde-Einrichtungen 
veranlaßten und beförberten dieſe Trennung, und fie würde ohne 
Schwürigkeit in dem gegenwärtigen Augenblide können ausge: 
führt werben. ft es möglich, die Einheit der Nation zu erhal- 
ten, fo bat dieſes ohnftreitig einen großen Vorzug in Hinficht 
auf Macht und innere Ruhe. In diefem Falle ift es nöthig, die 
Macht des Kaiſers oder das Oberhaupt des Staates noch mehr 
zu verftärken. In wie fern ift aber diefes dem Abfichten der 
Verbündeten angemeflen? 

& 11. Das was in der Folge gejagt wird von der Drga- 
nifation der Staatäverfaflung des Ganzen, kann auch angewandt 
werden, wenn man ſich Teutſchland in zwei größere Bundes- 
ſtaaten aufgelöfet denkt, die fih an Preußen und Defterreih an: 
ſchließen. — 

$ 12. Bereits im December äußerte ſich der tapfere und 
geiftvolle Kronprinz von Schweden in einem dem Ruffiichen Hofe 
mitgetheilten Memoire über die Nothwendigfeit einer Teutſchland 
zu gebenden neuen Verfaſſung, die die Kaiferlihe Gewalt ver: 
ſtärkt, ohne die Landeshoheit gänzlich zu lähmen. Auch der 
Churhannöverfche Miniſter Graf Münfter ſchlägt in feinem Me 
moire d. d. 5. Januar 1813 vor, den Ständen das Recht des 
Friedens und Krieges zu nehmen und es dem Neichötage zu 
übertragen. 

& 13. Die Vernichtung der franzöfiichen Organifation und 
die Auflöfung des Rheinbundes find die eriten Bedingungen der 
Wiederherftellung ber teutichen Freiheit. 

„Diele trügerifche Feſſel, mit welcher der Allentzweiende 

das erft zertrümmerte Teutfhland, — umfchlang, kann als 

Wirkung fremden Einflufies länger nicht geduldet werden,“ 
jagt der veremigte Feldmarſchall Kutujoff in dem Namens ber 
verbündeten Mächte an die Teutihen den 25. März a. c. er= 
lafjenen Aufruf. 

8 14. Mit ihr gehe die Souverainetät ober die Despotie 
der 36 Häuptlinge unter und geftalte fih um in eine denen Be: 
bürfniffen und Wünſchen der Nation angemefjen umgeforinte 
Landeshoheit. 
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315. Die Macht des Kaiferd werde vergrößert, man jege 
ihn in den Stand eine Oberherrlichteit auszuüben, indem man 
allen denjenigen Mitgliedern des Reichs, fo nach dem Reichs— 
Deputationsſchluß von anno 1803 unmittelbar waren, diefe 
Eigenfchaft wieder beilege, die Länder in die damahligen Gränzen 
einfhränfe, denn es waren bie großen teutſchen Staaten fo fi 
durd) Neutralitäts-Allianz-Verträge an Frankreich anſchloſſen und 
ihren Pflichten gegen Teutſchland entzogen, nicht die kleineren 
die feft an der alten Verfafjung hielten und von ihrer Erhaltung 
ihr Heil erwarteten. Die Vergrößerung einzelner Stände, die 
Aufhebung vieler Kleinen, waren Mittel deren Frankreich ſich bes 
teits anno 1806 bediente, um den Einfluß des Kaiferlihen Hofes 
zu vernichten, und biefem Vlittel muß um fo fräftiger entgegen 
gemürdt werben als e3 in der Natur eines Bundes Heiner Staa- 
ten liegt, daß feinen Mitgliedern eine immer rege Neigung zur 
Unabhängigkeit und Vergrößerung beimohnt, die nur durch ihre 
Keinheit und ihr Unvermögen unſchädlich gemacht werden Fann. 

Die Macht der Stände werde ferner geſchwächt, man nehme 
ihnen das Recht Krieg und Frieden zu fließen und übertrage 
e⸗ Kaiſer und dem Reichstage. 

16. Der Kaiſer erhalte das Recht der exekutiven Gewalt, 
»as / heißt die Ober⸗Aufſicht über die Reichsgerichte, ihre Viſita— 
tion, die unmittelbare Leitung der Verhältniſſe mit fremden 
Nachten, der Militair-Angelegenheiten, der Reichskaſſe (NB. bie 
Worte „der Reichskaſſe“ waren von der Hand des Verfaſſers 
jelbft wieder ausgeftrichen). 

Er ernenne die Generalität, den Generalftab, das Commif- 
ſariat allein. Im denen Heinen Staaten, fo unter breitaufend 
Dann ftellen, ordne er unmittelbar die militairifche Organifation, 
in denen größeren übe er die Oberaufficht aus. 

Die allgemeinen Militair-Anftalten, als Feſtungen, Genie, 
Artillerie, Fuhrwefen leitet und ordnet er allein. 

817. Es wird ihm eine Givilliite und der Bedarf für 
das Kriegsweſen, Reichögerichte, Geſandtſchaſten anvertraut, aus 
diefen die Stantsbeamten, die er ernennt, bejoldet. Das Reichs: 
Vinifterium befteht aus dem Reichsfeldmarſchall, dem Reiche: 
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canzler, der das conftitutionelle und politiſche leitet, dem Reichs: 
FinanzMinifter, mit ihren Canzleien, mit ihren in den Territo- 
vien angeftellten Unterbehörben. Der Raifer hat fein eigenes von 
Defterreich verſchiedenes corps diplomatique. 

8. 18. Die Staatsbeamten dürfen nur Teutfche fein, fie 
dürfen nicht in anderen Dienften zugleich ftehen. 

& 19. Der Sig ber teutihen Verwaltungsbehörben ift in 
Regensburg, nicht im kaiſerlichen Hoflager — hierhin wird ber 
Reichshofrath verlegt — Hier ift der teutiche Hofkriegsrath, ber 
Reichs⸗General⸗Feldmarſchall, der Reichscanzler, die Reichskaſſe, 
u. ſ. w. und der Reichstag. 

8 20. Der Kaiſer und der Reichstag üben die geſetzgebende 
Gewalt aus, ihm wird von dem kaiſerlichen Prinzipal-Commiſſair 
die Nachweiſung über den Zuftand ber verfchiedenen Verwaltungs- 
zweige vorgelegt — zur Einficht und Beurteilung. 

Auf dem Reichstage gilt die Stimmenmehrheit. Das jus 
eundi in partes und alle auf die Religionsverſchiedenheiten 
Bezug habende Einrichtungen, z. B. corpus catholicorum, Pari- 
täten in den Deputationen u. f. w. werben aufgehoben, die Gleich: 
beit der Anſprüche und Rechte ber drei Neligionspartheyen be— 
ftätigt und ſchlechterdings gar fein Unterfchied zugelafien. 

8 21. Die Reichstagsmitglieder find Repräfentanten, feine 
Gefandte — e3 werden der Städtiſchen Bank noch Abgeordnete 
aus der Reichsritterſchaft, aus den Territorien nach der Stände» 
Wahl beigeorbnet, wegen der verminderten Zahl der Reichsſtädte; 

$ 22. Dem fatholifhen Religionstheil werben noch 27 
Stimmen zugelegt, um ihn dem proteftantifchen gleih zu 
fegen; 

8 23. Münz- und Zollweien gehört für den Reichstag. Alle 
Territorial-Zoll-Einrihtungen werben aufgehoben, und Gränzs, 
Land: und Seezölle für Rechnung des Reichs errichtet; 

8 24. Die Gegenftände der Landeshoheit bleiben: 

innere Lanbes-Polizei, Rechtspflege, Erziehung, Cultus, 
Militair und Finanzen, unter ben oben bemerkten Be- 
ſchränkungen. 

& 25. Der Unterhalt der Fürſten wird auf die Domainen 
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angemiejen, die vom Lande vermilligten Abgaben werden zu ben 
Reichsbedürfniſſen verwandt. 

8 26. In denjenigen Territorien, die Landſtände befiten, 
werben fie beibehalten, die aufgehobenen wieberhergeitellt und zwed⸗ 
mäßig organifirt, in den Ländern, wo fie nicht vorhanden waren, 
von neuem gebildet und ihnen eine Concurrenz bei der Provin- 
zial:Gefeggebung, bei ber Ahgabenbemilligung eingeräumt — fie 
wählen Reichstagsgeſandte auf die dritte Banf. — 

8 27. Erhält Oeſterreich die fo verflärkte Kaiſerwürde, jo 
wird feine Macht bedeutend vermehrt. Es ift rathſam fie ihm 
anzuvertrauen, um fein Intereſſe an Teutichland zu binden, und 
wegen bes langen Befiges und der Gewohnheit der Völker. 

8 28. Aber auch Preußen darf Teutichland nicht entfrem- 
det werden und e8 muß eine hinlängliche Kraft erhalten um zu 
deſſen Vertheidigung mitzumürfen, ohne feine Kräfte zu überfpan- 
nen und fein politifches Dafeyn auf das Spiel zu ſetzen — es 
muß fräftig. und felbftftändig merden. In Preußen erhält fich 
der teutſche Geift freier und reiner al3 in dem mit Slaven und 
Ungarn gemifhten, von Türken und Slaviſchen Nationen um- 
gränzten Defterreih, deſſen Entwidelung daher auf jeden Fall 
erjchwert würde, wären ihre Fortichritte au nit im XVII. 
und XVII. Jahrhundert noch durch Geiftesbrud und Intoleranz 
geftört worden. 

8 29. Ein tiefes Gefühl der Schwäche hielt Preußen von 
einer Theilnahme an entfernteren Kriegen zurüd, es befaß nur 
9 Milionen Menihen, 36 bis 38 Millionen Thaler Eintommen, 
eine Armee von * Mann, das Einkommen war für auswärtige 
Kriege unzureichend, die Armee für die Bevölkerung zu zahlreich, 
wenn man als Grundfag annimmt, 20,000 Mann auf eine Mil- 
lion zu rechnen — feine Provinzen lagen zerftreut und ein Theil 
feiner Unterthanen, die Polen, feindfelig gefinnt. 

& 30. Preußen bleibt wegen feiner geographiichen Lage, 
des Geiftes feiner Bewohner, feiner Regierung, des Grades feiner 
erworbenen Bildung, ein für Europa, bejonders für Teutfchland, 
wichtiger Staat: Die Nothwendigteit feiner Wieberherftellung ift 
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von Rußland, Defterreih und England anerkannt, aber feine 
Wiederherftellung ift, ohne feine innere Verftärtung, ohne Werth 
und ohne weſentlichen Erfolg. Preußen hat feinen politifchen 
Indifferentismus, den es feit dem Bafeler Frieden zeigte, theuer 
gebüßt und feine Anſprüche auf den alten Waffenruhm und eine 
achtbare Stelle unter den Nationen mit feinem ebelften Blute 
wieber erfauft. 

8 31. Um Preußen abzurunden und zu verftärken müßte 
man ihm Medlenburg, Holftein, Chur⸗Sachſen einverleiben — über 
beide letztere entfcheidet das Eroberungsrecht. 

8 32. Die Herzöge von Medienburg entſchädigt ein ver- 
hältnismäßiger Theil des Herzogthums Berg. — 

8 33. Anſpach erhielte ein öfterreichifher Erzherzog — 
Defterreih gelangt zu dem Befigftand von 1805 und zu der mit 
Macht und Einfluß verfehenen Kaiſerwürde über eine Bevölferung 
von 10 Millionen Menſchen, die nah Abzug der Preußifchen 
Vergrößerungen und feiner eigenen übrig blieben — 

$ 34. Preußens Bevölkerung beträgt alsdann ohngefähr 
11 Millionen Menfchen, fein Verhältniß gegen Teutſchland ift 
das eines zur Mitforge für feine Erhaltung verpflichteten Stan- 
des, und eines ewigen Garant feiner Verfaſſung und Integrität. 
Teutſchland verbürgt ein gleiches an Preußen, der casus foederis 
ift ein Angriffsfrieg von Auswärtigen. 

$ 35. Oeſterreich verbindet mit der Kaiferwürbe die Eigen- 
ſchaften eines Mitftandes und eines Garantd von Teutichland 
und Preußen. 

8 36. Wird diefer Bund von Teutichland, Defterreih und 
Preußen mit Treue beobachtet, mit Kraft vertheidigt, fo ift feine 
Macht hinreichend, die Ruhe und Integrität der teutſchen Völker: 
haften zu gründen und dauerhaft zu erhalten, und vieleicht 
unter günftigen Umftänden Frankreich das Land zwiſchen Rhein 
und Schelve wieber zu entreißen, um bier einen neuen Zwiſchen⸗ 
ftaat zu gründen, der Teutſchlands Vormauer gegen jeinen natür- 
lichen Feind ift. Auch Rußland wird auf immer gegen eine In— 
vafion gefichert, die feinen Grenz: Provinzen verderblich ift und 
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jelbft feine Selbſtſtändigkeit bedrohet, wenn der Angriff mit meh- 
rerer Klugheit als anno 1812 geleitet wird, und wenn Frank: 
reich fortdauernd alle feine Nachbarn in einer ſolchen gänzlicden 
Abhängigkeit erhält, daß es ihre gefammten Streitkräfte durch 
eine lange Folge von Jahren und nad) einem richtig berechneten 
Plane gegen Rußland anzuwenden vermag.” 


VII. Treitſchkes Angaben über dieſes 
Memvire, mit befonderer Rückſicht auf die 
Frage: Wollte Stein ein deuffches 
Parlament? 


Auf den erften Blick, meine ich, wird jedermann wahrneh- 
men, daß Stein hier bedacht ift, die gegenſätzlichen Eventuali- 
täten feiner September-Dentichrift von 1812 miteinander zu ver: 
quiden, d. h. bie Idee der Reichgeinheit und die Teilungs- 
idee, den Monarchismus und ben Dualismus ftaatsrechtlich 
in Einklang zu bringen. Dies Wagnis war ein fo verzmweifeltes, 
daß man ihm auf Schritt und Tritt die Verlegenheit anfieht, 
momit er fi durch die Schwierigkeiten hindurchwindet. Und fein 
Reſultat ift eine Verfaflung, die doch wahrlich auch für jene Zeit, 
vom Standpunkt der Einheitlichfeit aufgefaßt, kaum monftröfer 
und haarfträubender gedacht werden konnte. Die Geſamtmaſchine 
erſcheint als verwidelte Mißbildung, und in den Einzelheiten des 
Räderwerkes wechſeln Fortiritt und Reaktion, moderne Forbes 
rungen mit feudalen, mittelalterlihen Zöpfen ab; ja biömeilen 
überbietet er noch die Romantif des Mittelalters. 

So 3. B., wenn er $ 21 in feinem veichöritterlichen Dünkel 
noch im 19. Jahrhundert die Reichsritterſchaft als foldhe in den 
Reichstag eindrängen will, dem fie nie angehörte; während er zu= 
glei) die Aufnahme von Abgeordneten der Territorialftände und 
damit, freilich in ber allerbejcheidenften und feltfamften Form, 
einen Verſuch moderner Stänbedelegation empfiehlt. So ferner, 
wenn er & 17 bem Oberhaupt als Kaifer von Deutſchland und 
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als Kaiſer von Oſterreich je ein „verſchiedenes corps diploma- 
tique“ beiorbnen will, wogegen er fehr korrekt dem Reichmini- 
fterium das Kriegsweſen, die Finanzen, das Auswärtige und bie 
innere Reihsleitung (das „Politiſche“ und „Ronftitutionelle”) zu: 
weiſt. Den Reichstag will er zwar verbeflern, wie $ 20 zeigt; 
aber die mittelalterliche Scheidung in drei Kollegien läßt er 
beftehen, obgleich er den lapsus linguae begeht, diefelben als 
„Bänke“ zu bezeichnen, indem er $ 21 von der „ſtädtiſchen 
Bank” redet und diefe $ 26 ausbrüdlich die „dritte Bank“ 
nennt. Natürlich kann nur von einem Vergreifen im Ausdruck 
die Rebe fein; denn Stein mußte jedenfalls willen, daß die „Bänke“ 
die Unterabteilungen der Kollegien waren. Die von ihm ge 
forderte Entſcheidung durch „Stimmenmehrheit“ bezieht ſich daher 
auch jelbjtverftändlich nicht etwa auf den Reichstag als Plenum, 
fondern auf jedes ber drei gejondert abjtimmenden Kollegien, in 
welchen fortan nicht mehr wie früher ftatt der Stimmenmehrheit 
das „jus eundi in partes“ gelten foll — ein Recht, das den 
NReligionsparteien bei allen Beratungen im Kollegium zuftand. 
Was die Zufammenfegung der einzelnen Kollegien betrifft, jo 
ſpricht Stein nur von ber bes „Dritten“ ober bes „ſtädtiſchen“ 
Kollegiums, die er eben durch reichsritterſchaftliche und territo- 
rialftändifche Deputierte erweitert willen will. 

Bliden wir num auf Treitſchkes Angaben hin. 

Zunächſt jagt derfelbe: Stein habe die Denkſchrift „den Mo- 
narchen übergeben“. Ich weiß nicht, wodurch das belegt werden 
Tann; nad dem Obigen ift die Übergabe nur an Alerander und 
aur in kürzerer franzöfifher Form gewiß. Es wäre aber von 
Bedeutung, zu erfahren, ob in der That die Denkſchrift auch dem 
Kaiſer Franz und dem König Friedrih Wilhelm zu Gefiht kam; 
denn die Lage der Dinge wäre dann no) viel harakteriftifcher, da 
die Denkſchrift alsbald allfeit3 zu den Toten gelegt wurde. 

Ferner bezeichnet Treitichle die Denkſchrift Stein als „eines 
der berebteften und mädtigften Werke feiner Feder“, das fi in 
„seierlichen Worten“ und im „markigen Lapidarftile” bewege. Auf 
mich hat vielmehr das Schriftftüd, trog vielmaliger Lektüre, ftet3 
den Eindrud des Breiten, Schleppenden, Wiederholungsreihen 
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gemacht (fiehe z. B. die wörtlichen Wiederholungen 88 2, 6, 7); 
gleihwie den Eindrud des Unklaren und Verworrenen. Und ich 
habe dies alles auf die Rechnung ber Verlegenheiten gelegt, in 
die ihn feine gewiſſermaßen myſtiſche Aufgabe verwidelte. 

Treitſchke führt zuerft den mefentlichen Inhalt von 3 2 an; 
aber er hebt nicht bie ſeltſame Thatſache hervor, daß hier ſowie 
anderwärts, namentlich $$ 6, 34, 35 und 36, Steins Ausdruds- 
und Auffaffungsweife an die bedenkliche Vorftellung der „troi- 
sieme Allemagne“ erinnert. Nennt er doch jdließlih (8 36) 
feine Verfaffung einen „Bund von Deutſchland, Oſterreich und 
Breußen“. 

Nachdem ſodann Treitſchke den mweientlihen Inhalt von 3 3 
und 4 über die Verfafjung des „alten Reiches“, fowie über den 
„Rheinbund“ und deſſen forrumpierende Wirkungen angegeben, 
fagt er: „Darum muß mit dem Rheinbunde auch bie Despotie 
der 36 Häuptlinge verfhmwinden”. Dies ift beim Mangel jedes 
erläuternden Zufages entſchieden angethan, den Leſer zu dem 
Glauben zu verleiten, als ob Stein die 36 Dynaftien befeitigen, 
ihre Staaten in einen Einheitsftaat aufgehen laſſen will, zumal 
im Hinblid auf die Auslegung, die ber Verfafler der September- 
Denkſchrift Steins von 1812 gegeben hatte.*) Treitihte hat, wie 
das nach jenem Sage folgende „Dann kommt er” beweiſt, zu⸗ 
nädjft den $ 6 im Sinn. Hier fagt indes Stein nur: „Die 
Fortdauer der Zerftüdelung Deutſchlands in 36 Despotien ift 
verderblich für die bürgerliche Freiheit u. ſ. w.“ was um fo 
weniger die Abficht involvieren ann, alle 36 verfhmwinden zu 
machen, als ja ausdrücklich nach feiner ſchon im April geäußer: 
ten Meinung 15—16 fortbeftehen follten. **) Überdies find die 
fraglichen Worte in Wahrheit dem $ 14 entnommen, jagen aber 
bier ganz und gar nicht, was fie bei Treitſchke zu fagen ſcheinen; 
denn Stein fließt jedes Mifverftändnis im Sinne des Einheits- 
ſtaates aus, indem er fi) alfo ausbrüdt: „Mit ihr (ber Feſſel 
des Rheinbundes) gehe die Souveränität ober die Despotie der 

) ©. oben ©. 11. 

+) S. oben ©. 16. 
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36 Käuptlinge unter und geftalte ſich um in eine... . ange: 
meſſen umgeformte Landeshoheit“. 

Auf jenen Satz folgt: „Dann kommt er (Stein) auf ſeine 
Petersburger Pläne zurück und verlangt, da die vollſtän— 
dige Einheit der alten großen Kaiſerzeiten unmöglich fei, 
die Bildung zweier großer Bunbesftaaten, alfo daß Preußen 
... auf 11 Millionen Einwohner verftärft den Norden, Öfter- 
reich mit... 10 Millionen den Süden beherrſche. In biefem 
dualiftifhen Gemeinweſen follen alle noch brauchbaren In— 
ftitutionen de3 alten Reichs wieder aufleben. Daher Wiederher: 
ftellung der Mebiatifierten von 1806 ... und Verkleinerung ber 
Mittelftanten ... Daher ferner Wieberaufrihtung des Kaifer- 
tums für Üfterreih .... Heerweien und auswärtige Politi ge— 
bühren dem Reiche... .; deögleichen Münze und Zölle und Reiche- 
gerichte. Ein Reichstag in Regensburg mit drei Bänken wie vor 
Alters (I) ...; die Bank der Reichsſtädte verftärkt durch Abge- 
orbnete der Landtage, bie in allen deutſchen Staaten einzuberufen 
find. Ein folder Bund könne vielleicht dereinſt den Franzofen 
das Land zwifchen Rhein und Schelde wieder entreißen.” 

Nur im Vorübergehen bemerfe ih, daß Hier der Steinſche 
lapsus „Bank“ für „Kollegium“ noch verfchlimmert erfcheint. 
Denn bier wird ausbrüdlich dem „Reichstag“, ftatt ber brei 
Kollegien, die Summe von „brei Bänken“ beigelegt, während 
doch ſchon das Kollegium der Reichsſtädte allein zwei Bänke 
bildete, die rheinifche und die ſchwäbiſche, und während das fürft- 
liche Kollegium nit nur eine weltliche, eine geiftliche und eine 
Querbank, ſondern daneben auch noch vormals eine oberländijche 
und eine nieberländifhe, fpäter eine wetterauifche, ſchwäbiſche, 
fränkiſche und weitfäliihe Grafenbant enthielt. 

Hiervon abgejehen, darf wohl behauptet werben, daß bie 
obigen Säße nicht ein zutreffendes Excerpt der SS 8 bis 11 und 
14 bis 36 barftellen und in ihrer ſyntaktiſchen Gliederung bei 
dem Lefer einen anders gearteten Eindrud erzeugen müffen, 
wie das Original, das fie überdies an Unflarheit noch überbieten. 
Namentlich fpielt in ihnen die Bildung „zweier Bundesftaa- 
ten“ die Hauptrolle und die „Einheit“ die Nebenrolle, während 
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bei Stein umgefehrt die „Einheit der Nation“, die Aufrihtung 
des „Kaiſertums“ das Hauptaugenmerk ift, wie $ 10 im Ver- 
hältnis zu $ 11 lehrt. Daher beichäftigt ſich denn aud Stein 
mit der Konftituierung des Kaiſertums in erfter Linie und 
ununterbrochen von $ 12 bis 27, während von ben „zwei Bun⸗ 
desſtaaten“ außer in $ 11 gar nicht wieder die Rebe ift, fondern 
nur in 88 28—31 und 34 von „Preußen“, von feiner „Wich- 
tigfeit“, von ber Notwendigkeit feiner „Abrundung und BVerftär- 
fung“, von dem „Verhältnis“ desfelben zu „Deutſchland“, als 
„eines zur Mitforge für deſſen Erhaltung verpflichteten Standes“ 
und von bem „casus foederis“. 

Die Verquidung des „dualiſtiſchen“ Planes mit dem ein- 
heitliden „Kaiſertum“ ftelt natürlich Treitjchfe nicht in Ab— 
rede, aber ohne die geringfte Rüge einzuflechten. Nur fügt er 
im Schlußwort referierend hinzu (S. 488): „Wie Preußens 
norbdeutfhe Hegemonie mit dem öfterreihiichen Kaijertum 
und dem Regensburger Reichstage ſich vertragen, ob au Preußen 
zu Gunften diefer Kaijerfrone auf feine Militärhoheit und auf 
feine felbftändige europäifche Politik verzichten follte — alle dieſe 
verhängnisvollen Fragen lafje Stein unerörtert“. Wie ganz 
anders, d. h. mit wie ftrengem Urteil redet dagegen Treitjchle bald 
danach (S. 513) von Görres. Diefer „Romantiker”, heißt es 
bier, „luchte feine Kaiferträume wohl oder übel zu verjchmel- 
zen mit den bualiftifchen Plänen... .; doch felbft diefen ver- 
ſchrobenen Gedanken einer zweifahen Hegemonie unter habs— 
burgiſcher Oberhoheit u. ſ. w.” Auch hier aljo mißt Treitſchke 
mit ungleihem Maße. 

Während er e3 aber unterläßt, den gleihen Gedanken, 
wenn es fih um Stein handelt, ebenfalls als einen verfchrobenen 
oder phantaſtiſchen oder nur unausführbaren zu qualifizieren, ver- 
fündet er andererjeit3 mit Nahdrud: „Große, zukunftsreiche 
Gedanken” habe Stein „in dieſer Denkſchrift niedergelegt; jo das 
zweifache Verlangen nad landſtändiſchen Rechten und einem 
deutfhen Parlamente”. Dieje Lobpreifung muß ſchon des— 
halb als eine ſehr ftarfe Übertreibung erfcheinen, weil das ge: 
dachte zwiefahe „Verlangen“ feit dem Beginn der Freiheitätriege 
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in der Luft lag, auch durch andere Stimmen weit energifcher und 
jelbft öffentlich vertreten wurde, während Steins Denkichrift ein 
nahezu völlig geheimes Aftenftüd blieb. Ein einheitliches und volks⸗ 
tümliches deutſches Parlament war fogar ſchon im Fortgange der 
franzöſiſchen Revolution, zumal von der republifanifierenden Publi- 
ziftif gefordert worden; ich erinnere nur an ben „Entwurf einer 
tepublifanifchen Verfaffungsurfunde, wie fie in Teutſchland taugen 
möchte“, der im Jahre 1798 erſchien. Die Hauptſache aber ift, 
daß die Behauptung Treitſchkes der Wirklichkeit, d. h. dem In— 
halt der $$ 21 und 26 der Denkfchrift nicht entipricht. 

Reben wir zunächſt von dem zweiten Punkte! Dan kann 
doch unmöglich ernfthafterweife den 8 21 als ein „Verlangen 
nach einem deutſchen Palamente” deuten! Diefer Ausdrud er- 
weckt ja unvermeidlich in dem Leſer ganz moderne Vorftellungen, 
da der Begriff in Deutichland ein ausfchließlic moderner ift. 
Auch bezeichnet Treitſchle jelber den Gedanken vom Standpunkt 
des Jahres 1813 aus als einen „zutunftsreichen”, alſo mober- 
nen. Der uneingeweihte Leſer muß daher notwendig annehmen, 
Stein babe in der Denkichrift jenes „Verlangen“ ganz ausge 
ſprochen, um jo mehr als Treitichle S. 489 noch einmal kurzweg, 
d. 5. auch hier ohne irgend eine Erläuterung, behauptet: 
Stein habe „die Forderung eines deutfhen Parlamentes“ 
aufgeftellt. Daran hat aber Stein nicht im entfernteften ge 
dacht; vielmehr hat er lediglich fraft $ 21, wie ich ſchon angab, 
eine überaus bejcheidene und überaus feltiame Art der Stände 
delegation empfohlen, nämlich als einen äußerft kümmerlichen 
Anner in dem verwidelten Räderwerk des wiederaufzurichtendent 
alten Reichstags. 

Treitfchke felbft giebt zu (wenn wir überall den falſchen Aus- 
drud „Bank“ duch „Rollegium“ erjegen), daß Stein den Reichs: 
tag mit „Drei“ Rollegien „wie vor Alters“ wiederherſtellen und 
das „dritte“ Kollegium, dad „ver Reichsſtädte“ durch „Abge— 
ordnete ber Landtage verftärten“ wollte. In dieſer legteren Beziehung 
verſchweigt er aber, was für Stein die Hauptfache war; denn diefer, 
als fanatifcher Neichsritter, forderte in erfter Linie die Berftär- 
tung be3.Stäbtefollegiums duch „Abgeordnete aus der Reichs— 
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ritterſchaft“ und erft in zweiter Linie durch landſtändiſche 
Delegierte. 

Es war ihm alfo um einen wejentlih ariftofratifhen 
und feudalen Zufag zu ber im Ganzen populären Vertre— 
tung der Städte zu thun. "Denn auch den Zuſchnitt der Land- 
fände dachte er ſich ja befanntlich durchaus feudal, jo daß auch 
die Delegierten der Landftände zum guten Teil durch Verfamm- 
lungen von Fürften, Grafen, Reichsrittern und Adligen aller 
Art gewählt worden wären. Ging dod in Bezug auf Land: 
fände feine Anfiht dahin, daß im Grunde nur der „Geſchlechts- 
und Güter-Adel“ oder die „Vereinigung ber großen Grundeigen: 
tümer“ dem Regenten „Sicherheit verſchaffe“, während er dem 
„Mittelftande” nichts geringeres als „neuernden Unternehmungs- 
geift“, „Eitelkeit“, Trachten nad „Herabwürbigung ber oberen 
Stände” und Luft zu „Angriffen“ gegen „die Perfon und bie 
Würde des Regenten“ zufchrieb*). 

Und welche Rolle hätten denn nun die Iandftändifchen Dele- 
gierten in dem alten Reichstage mit feinen drei Kollegien, wie 
ihn Stein wiederherftellen wollte, gefpielt? 

Zunächſt nahm das dritte Kollegium, das ftädtifche, dem 
die ſtändiſchen Delegierten einverleibt werben follten, im Verhält- 
nis zu den beiden erften Kollegien, dem furfürftlichen und dem 
fürftlihen, nur eine wejentlih untergeordnete Stellung ein. 
Denn troß bes weitfäliihen Friedens erlangte es thatſächlich nie: 
mals die fogenannte „Parififation” oder bie Gleichberechtigung. 
Es beſaß nicht viel mehr al3 ein Votum consultativum, oder 
als dag Recht den beiden höheren Kollegien zuzuftimmen, wenn 
überhaupt ein Reichsſchluß zuftande kommen follte. Denn nur 
dann erft kam die Meinung des ſtädtiſchen Kollegiums in Frage, 
wenn die beiden anderen fi zuvor über einen gemeinfamen 
Beſchluß vereinbart hatten. 

Sodann aber hätten in diefem jubordinierten Kollegium 
der Reichsſtädte die Delegierten der Landftände notwendig wieber- 

*) Stein, Über die Vorteile einer Herrenbank in deutſchen Stänbever- 
fammlungen, 12. Febr. 1814. Schon bei Pers, Dentſchriften S. 28 fi. 
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um eine fehr fubordinierte Role geipielt. Denn da felbit bie 
vier Grafenbänte in bem Fürftenfollegium, das nad) Stein ($ 15) 
bie feit 1803 Mebiatifierten wieder als „unmittelbare“ in fi 
aufzunehmen hatte, der Fülle der Virilſtimmen gegenüber nur je 
eine Kuriatftimme hatten: jo hätte doch vollends im Kollegium 
der Reichsſtädte, wo dieſe bisher allein votiert hatten, ſowohl 
der Reichgritterfchaft wie der Stänbebelegation felbftverftändlich 
nicht mehr als ein paar Kuriatſtimmen eingeräumt werben 
tönnen, den Virilſtimmen der Reichsſtädte gegenüber. 

Das ijt die einzig zuläffige Folgerung aus der Denkſchrift 
Steins, der ja ausgeſprochenermaßen die Rechte aller vormals 
Unmittelbaren wieverherzuftellen beeifert war, und ber alſo auch 
nicht ausnahmsweiſe die Rechte ber unmittelbaren Reichsſtädte zu 
zerftören bedacht fein fonntee Das wäre aber gefchehen, wenn 
man mit ihnen bie Reichsritter umd bie Ständebelegierten, die 
bisher gar nicht zu Sat und Stimme berechtigt waren, durch 
Verleihung von Birilftimmen gleichgeftellt hätte. Yatte man 
doch auch früher, wenn von Aufnahme der Reichsritterſchaft unter 
die Glieder de3 Reichstags die Nee war, immer nur an die Auf- 
nahme in eine „Rurie” des Grafenftandes gedadt*). Und war 
doch auch nachher noch Stein bereit, jogar der „Gejamtheit 
der Fürften, Grafen und Herren, die vormals die Reichs— 
ſtandſchaft Hatten, und deren Befigungen eine Bevölkerung von 
50 000 Seelen nicht erreichen“, nur ſechs „Kuriatſtimmen“ 
gegenüber den Virilftimmen der Städte einzuräumen**). Aus 
Steins Eifer für alles, was reichsunmittelbar geweſen war, 
erklärte fih auch der Umſtand, daß er die Zulafjung einer Ver— 
tretung ber Reichsritterſchaft viel ausbauernder betrieb, wie bie 
der Lanbjtände***). Denn wenn auch beide als bisher Unbered: 
tigte einander gleich waren, jo bejaß doch jene eben in Steins 
Augen den ftolgen Vorzug der Unmittelbarkeit, während die Land- 
Rände als folde nur eine mittelbare Kategorie, nur Unter 
thanen von unmittelbaren Glievern des Reiches daritellten. 


*, ©. z. B. Majer, Teutſche Staatstonftitution, 1800. 1, 133. 
**) Berk 4, sub 358. 
*) S. J. B. ebend. ©. 58 f. 
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Auf alle Fälle wäre alfo die Rolle, die nad) Steins „Ver- 
langen” die Abgeorbneten der Landftände im Reichstage geipielt 
hätten, eine im höchſten Grade untergeordnete und winzige ge= 
wejen, ja eine geradezu beſchämende, wenn man fie nad dem 
folgen Begriff eines „Deutſchen Parlamentes” bemeſſen hätte. 
Das hat aber auch dazumal niemand gethan, und Stein am 
wenigften, denn er hatte eben damals, jowie jpäter, durchaus 
fein Verlangen nach einem beutichen Parlamente. Es ift daher 
zu bedauern, daß Treitfhfe dieſe ſtolze Bezeihmung, zumal ohne 
Andeutung des Zufammenhanges, Leſern entgegengetragen hat, 
die von dieſem Zufammenhange feine Ahnung haben und nun 
wirklich Stein für den Träger des „großen, zufunftsreihen Ge- 
dankens“ halten müſſen. 

Zwar iſt Stein nachher, in ſeiner Denkſchrift vom März 
1814, die wir unten folgen laſſen, dieſem Gedanken inſofern 
etwas näher getreten, als er in der nun projektierten Bundes— 
verfanmlung zu den „Abgeorbneten der Fürften und ber Hanſe— 
ftädte” noch „Abgeordnete der Provinzialftände Hinzufügen“ 
wollte. Aber einerfeits hat es doch auch hier ohne den aller- 
geringften Zweifel, wie aus allen früheren und fpäteren Analo— 
gien folgt, nur um einige Kuriatftimmen für die Delegierten 
der Land-, nicht der „Brovinzialftände” gehandelt. Und an— 
dererſeits hatte ja inzwifchen vielmehr E. M. Arndt jeinerfeits 
in der Schrift „Über. künftige ſtändiſche Verfaſſungen in Deutfeh: 
fand”, die er im Winter 1813.14 in Frankfurt a. M. verfaßte 
und herausgab, allerdings ein beutfches Parlament im heu: 
tigen Sinne des Worts verlangt, einen „Reichstag“ weſentlich 
von der Art des jegigen, zufammengefegt aus den „Landboten“ 
der Provinzen Deutſchlands ohne Beteiligung der Fürften*). Nur 
haben wir freilich geſehen (S. 27), daß Arndt trogbem, ja eben 
beshalb, von Treitſchke bei diefem Anlaß die Rüge mangelhafter 
ftaatsrechtlicher Begriffe erfährt. Ya noch früher, ſchon im Dezem- 
ber 1813 hatte Humboldt am Schlujje der unten mitzuteilenden 
Denlſchrift, die eine Erwiderung auf die Steinfche Auguft-Denf- 


*) ©. unt. XIV. 
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ſchrift war, für den Fall der Herftellung eines deutſchen Kaifer- 
reiches” wahre Reichsſtände verlangt — offenbar im Gegenſatz 
zu den von Stein erfünftelten. Was er unter „wahren Reichs- 
Händen“ verftand, hat er in Bezug auf Preußen fpäter bar: 
gethan. 

Übrigens darf daran erinnert werben, baß ein Parlament, 
wie es Arndt damals für Deutfchland verlangte, fünf Jahre zuvor 
bereit durch den Freiheren v. Vinde für Preußen verlangt wor: 
den war. Vincke in feiner Denkſchrift vom 20. September 1808 
hatte einen „Reichstag“ oder, wie er zweimal ſich ausdrückte, 
ein „Parlament“ begehrt, beftehend aus einer einzigen Kammer, 
einem wahren Volkshauſe, ohme jeglichen Ständeunterſchied, ohne 
irgend eine „Rüdficht” auf den Abel, der fi nur, wie er fagte, 
durch „Titel und Wappen“ untericheide und daher ein „leerer 
Stand“ fei, „welcher nicht zur Grundlage des Repräfentationg- 
ſyſtems dienen” könne. Vielmehr follte ala „Vertreter des Vol- 
te3“ jedermann aus allen Schichten besjelben wählbar fein, ohne 
Unterfchied der Geburt, des Vermögens und der Lebenzftellung; 
gewählt aber follten fie werben durch bie Provinzialftände, die 
ibrerfeit8 aus ben Wahlen des Volkes hervorgehen follten, auf 
Grund eines überaus winzigen Genfus; denn zur Stimmbered: 
tigung follten genügen: 30 Thaler Reineintommen aus freiem 
Zandeigentum, 50 Thaler aus Erbpachtsgründen, 60 Thaler aus 
anderem Vermögen und 150 Thaler Befoldung *). 

Nun noch ein Wort über die andere Behauptung Treitſchkes, 
wonach dem Freiherrn vom Stein nachgerühmt wird, in der Au: 
guſt⸗Denkſchrift aud den „großen, zukunftsreichen Gedanken” 
eines „Verlangens nad) landſtändiſchen Rechten niedergelegt” 
zu haben. Abgejehen davon, daß landftändifche Rechte der man- 
nigfaltigften Art etwas Uraltes waren, daß man allüberall Ver- 
faflungen, Konftitutionen oder Landſtände begehrte, ift doch wahr: 
lich dasjenige Daß an landſtändiſchen Rechten, das Stein da: 


*) Berg, Dentſchriften ©. 2 fi., def. S. 6. 8-10. [Bgl. Hierüber, fo- 
wie über die Entwürfe Hippels und Rhebigers: Stern, Gefhichte ber preußi- 
ſchen Berfoffungsfrage 1807—1815 in den Abhandlungen und Aktenftüden 
dur Geſqhiche der preußiſchen Reformzeit. Leipzig 1885. =. 149--154.] 
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mals in $ 26 verlangte, faum der Rede wert. Glücklicherweiſe 
ging er auch hierin fpäter beträchtlich weiter; damals aber ging 
er noch gar nicht über das vieldeutige und vielleicht eben bed- 
halb beliebte Wort einer „Konkurrenz“ *) bei ber „Provinzial- 
geſetzgebung“ (Toll heißen: Landesgefeggebung) und „bei ber Ab⸗ 
gabehewilligung“ hinaus. Ja er entzieht den Lanbftänden ein 
wichtiged Recht, indem er im $ 25 ben Fürften bie Domänen 
zumies, — eine Beftimmung, die er auch hartnädig nod in ber 
Tenkichrift vom 10. März 1814 feithielt. Mit Recht jagt daher 
Pertz 3, 562: „Die Zuteilung der Domänen an bie Fürften war 
eine Abweihung von dem alten und urkundlichen Rechte, 
infofern nad) diefem die Domänen nicht nur zur Veftreitung der 
Koſten des landesherrlichen Hofes, fondern auch der Regierung 
dienen, und nur wenn fie dazu erweislich nicht ausreichen, Steuer- 
zuſchüſſe vom Lande gefordert werben können.“ Graf Münfter 
that denn auch al3bald entfchiedenen Einfpruch gegen biefe Recht3- 
entziehung, indem er in feiner Denkſchrift vom 30. März 1814 
erklärte: Steins Vorfhlag in Betreff der Domänen fei „unzu: 
läjfig“ ; denn „in den meiften Ländern feien die Domänen wahre 
Nationalgüter, die dazu dienen, die Koiten der Regierung zu 
beftreiten u. f. w.“ 

ebenfalls gingen ſchon früher wie Stein und gleichjeitig 
mit ihm andere in Bezug auf landftändifche Rechte viel weiter. 
Binde in jener Denkſchrift von 1808 forderte für die preußifchen 
Land⸗ oder Reichsſtände, obgleich er es nur mit ber „Organija- 
tion“ derfelben, nicht mit ihren Kompetenzen zu thun hatte, 
dennoch gelegentlich neben der Beratung allgemeiner Gegen- 
ftände folgende Rechte: Beaufſichtigung der Verwaltung, Kontrolle 
der Beamten, jährliche Zufammenberufung, Eröffnung und Schlie- 
ßung durch eine Thronrede, Eelbftwahl des Präfidenten mit Bor- 
behalt der Beftätigung durch den König, unbeſchränkte Rebefrei- 
heit und Öffentlichkeit der Situngen**). Aud die fogenannte 
„interimiftiiche Nationalvepräfentation” von einigen 40 gewählten 


0) Auch Binde a. a. D. S. 3 vedet von der „Ronfurrenz“ einer land ⸗ 
ftänbifhen Verſammlung. 
**) Binde a. a. D. ©. 3. 10 f. 
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Mitgliedern, die am 10. April 1812 in Berlin eröffnet wurde, 
wer doch nicht fo „lahm“ und „unfruchtbar”, wie es nad 
Treitſchle S. 378 f. ſcheinen könnte; in ihr wurde die Forderung 
nad dem Budgetrecht, nach der jährlichen Rechenſchaftslegung 
über die Finanzen laut, wie fie denn auch ſchließlich den Haupt- 
anftoß zu dem Erlaß des Ehiktes vom 22. Mai 1815 über die 
Berufung von Reihöftänden gab*). E. M. Arndt aber nahın 
ſogar in ber obengenannten Schrift als ein Recht der Landſtände 
die Minifterverantwortlichkeit in Anſpruch (fiehe unten). 

Es ift denn auch, ala ob Treitichle fi bewußt geweſen 
wäre, mit jenem Satze „Große, zufunftsreiche Gedanken u. j. w.“ 
zu viel, ja viel zu viel gefagt zu haben; denn er hängt demfel- 
ben wie zur Einſchränkung die Worte an: „doch alles gährte noch 
roh und unfertig durcheinander”. Indes nichtsdeſtoweniger wie⸗ 
derholt er ſchon auf der folgenden Eeite (489), wie bemerft, 
neuerding3 die völlig unbegrünbete und den Thatſachen durchaus 
widerſprechende Behauptung: Stein habe damals „die Forde— 
rung eines deutſchen Parlamentes” aufgeftellt. 

Übrigens reiht er an jene Worte noch zwei Säte, bie, gegen 
das öfterreichiiche Kaiſerprojekt gerichtet, als wirkliche Ausſtel⸗ 
lungen und als die einzigen zu betrachten find, aber auch ihrer: 
ſeits Anftoß erregen; nicht ſowohl, weil fie unbereditigt wären, 
als weil fie wiederum mit den früheren Auslaſſungen nicht im 
Einklange ftehen. 

Er fagt nämlich zum Schlufle: „Der eigentlihe Kern der 
deutfchen Frage blieb dem erften Mann der Nation noch völlig 
duntel**). -In feiner hochherzigen Begeifterung für bie Größe 
der Ottonen und der Staufen wollte er ben breihundertjährigen 
Jammer jener Fremdherrſchaft wiederherftellen, die den Verfall 
der alten Kaiferherrlichteit herbeigeführt hatte.“ 

Es jcheint do: Wenn Stein ſchon im September 1812 
ſich das „welthiftorifche Verdienft” erworben Hatte, „Ihärfer 


*) Stern in Sybels hiſtor. Ziſcht. 1882 [mit Grmeiterungen in ben 
Abhandlungen und Aktenftilden zur Geſchichte der preußiſchen Reformgeit]. 

*) Aud) S. 679 fagt er: Stein Habe „die allgemeine politifge Un- 
tlarheit ber Zeit geteilt”. 
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als irgend ein Staatsmann das höchſte Zieldeutfher Staats: 
kunſt aufgeftelt zu haben, dann fann ihm unmöglich im Au: 
guft 1813 „der Kern der deutſchen Frage noch völlig dunkel 
geblieben“ fein oder umgefehrt: Wenn ihm „der Kern ber beut- 
ſchen Frage noch” im Auguft 1813 „völlig dunkel geblieben” 
war, fo kann er unmöglich ſchon im September 1812 „das höchſte“ 
Biel deutſcher Staatskunſt mit folder „Schärfe“ erfanntund aufgeftellt 
haben, daß ihm dies ald „welthiſtoriſches Verdienſt“ anzurechnen 
wäre. Und andererfeit3: Wenn Stein, wie Treitſchke hier (S. 487 f.) 
zugiebt, im Auguft 1813 mit Rüdficht auf feine „Betersburger 
Pläne” voll „Begeifterung“ für bie „Einheit der alten Kaifer- 
zeiten” ſchwärmte: dann kann doch im September 1812 bei 
eben dieſen Petersburger Plänen fein „Ideal“ nicht eine 
„Einheit ohne Phrafen und Vorbehalte” geweſen fein, wie fie 
nie zuvor „gedacht“ oder „aufgeftellt“. morben (ſ. ob. ©. 11). 
In beiden Zeitpunkten und in beiden bezüglichen Denkſchriften 
ſchwärmt Stein gleihmäßig für bie alten Kaiferzeiten 
und nur für fie. 

Darin aber hat Treitihle an diefer Stelle und S. 679 
vollfommen vet, daß Stein ſich über die deutſche Verfaſſungs⸗ 
frage durchaus nicht Mar war, fo daß er deshalb fortwährend 
hin und her ſchwankte und daß er, ber im September 1812 der 
Reichsverfaſſung der legten Jahrhunderte jede andere Even- 
tualität vorgezogen hatte, dennod im Auguft 1813 die Wieder: 
berftellung berfelben erftrebte. 


IX. Ferne und nahe Wirkungen der 
Buguft-Denkfchrift. 


Wir können nicht von der Analyfe der Auguftdenkjchrift 
ſcheiden ohne den Hauptpunkt, die Verquidung der Einheitz- 
idee und ber Teilungsidee, bes Kaifertums und des Dua— 
lismus, mit den fpäteren ſtaatsrechtlichen Entwidlungen bis 
auf ben heutigen Tag in Beziehung zu fegen. Mit Recht hat 
Treitſchle darauf hingewiefen, daß Stein in Rüdfiht auf das 
Verhältnis Preußens zu dem von ihm geplanten deutſchen Kaifer- 
reich viele „verhängnißvolle Fragen unerörtert laſſe“. Aber 
warum läßt er fie unerörtert? marum bemüht er ſich mittel 
jener Berquidung einen unmöglichen Bau aufzuführen? warum 
bleibt er bei einem ganz ‚verfgrobenen und monftröfen Refultate 
ſtehen? Offenbar weil er! noch nicht die letzte Konſequenz ſeines 
Verſuches zu ziehen wagte, der im Grunde ein Keim zu der 
ſpäteren Theorie von dem engeren und weiteren Bunde 
iſt, und zwar im Gegenſatz zu der ſogenanten Gagernſchen Idee. 
Hatte dieſe ein ſogenanntes Klein-Deutſchland, ein preußiſch⸗ 
deutſches Kaiſerreich als engeren Bund im weiteren Bunde mit 
Öfterreich erzielt: fo hätte andererſeits die Konſequenz ber 
Steinſchen Idee ebenfalls zu einem Klein-Deutjhland, nur um- 
geehrt zu einem öſterreichiſch-deutſchen Kaiſerreich als engeren 
Bund im weiteren Bunde mit Preußen geführt. Der Unter: 
ſchied war nur: durd den Ausſchluß Oſterreichs aus dem 
engeren Bunde ſchloß Gagerns Programm den mehr frembartigen 
und weniger deutſchen Bruchteil aus; während der Ausſchluß 
Preußens aus dem engern Bunde weit weniger frembartige 


und weit zahlreichere deutſche Elemente ausgeſchleſen hätte. 
Sqmidt, Deutſche Berfafjungsfrage. 


823 Ferne und nahe Wirkungen der Auguſt-Denkſchrift. 


Und das war es ohne Zweifel, was Stein inſtinktiv davon ab- 
hielt, bis zu folder radikalen Konfequenz vorwärts zu bringen, 
und ihn daher in jenes unfichere Umbertaften nad) einen un: 
möglichen Ausweg drängte. Das war e3 aber andererſeits auch, 
was Humboldt in feiner noch ungedrudten und unbenugten Dent- 
ſchrift vom 23. Februar 1815, die wir unten mitteilen, im Gegen- 
ſatz zu Stein zu der Ahnung hinführte, daß, wenn ein deutſches 
Raifertum errichtet werden folle, dies vom deutſchen Standpunkt 
aus eben nit an Öfterreich übertragen werben bürfe und 
daß, wenn ein Ausſchluß erforderlich fei, diefer gerade Öfter- 
reich treffen müfle, deſſen „politifches Intereſſe weit enger“, 
als mit Deutſchland, „mit dem Oſten Europas verbunden“ fei. 

Das denkwürdigſte aber ift: Mehr und mehr drehte fich feit- 
dem, je unerträglicher und unausgleihbarer der Dualismus er- 
ſchien, die deutfche Frage um die Alternative: entweder ein öfter: 
reichiſch-deutſcher Bund ohne Preußen oder ein preußifch- 
deutſcher Bund ohne Oſterreich, gleihviel ob ohne oder mit 
einem deutihen Kaifer an der Spige. Jenen erftrebte, den 
Spuren Stems folgend, zunächit Öfterreich, im Dezember 1814 
und dann wieder 1863; jenen aber das deutſche Parlament 1848 
und 1849, Preußen 1849— 51 und mit Eıfolg 186671. Nicht 
Preußen alfo, fondern Oſterreich ging in dem Ringen um biefe 
Alternative vorauf. Und die Lofung dazu Hatte ihm die Auguft- 
Denkichrift Stein gegeben. 

Nun erübrigt aber noch die Frage, wie zur Zeit ihrer 
Geburt Stein Auguft-Denkfgrift aufgenommen wurde. Pertz, 
obwohl er jie nicht fennt, meldet (3, 416): Hardenberg und Hum⸗ 
boldt hätten, Stein gegenüber, die Kaijeridee verworfen; Oſter— 
rei habe in Deutfchland „einige zwanzig unabhängige 
Fürftentümer, ohne Verbindung untereinander ober mit beiden 
deutſchen Großmächten“ beitehen laſſen wollen. Preußen babe 
im Auguit die Errichtung eines Deutfchen Bundes vorgefchlagen” 
und „Vereinigung der Kleinen Fürftentümer mit Öfterreih und 
Preußen” *), mit dem Zufag: „Entwürfe dazu wurden von Stein 


*) Die würbe an den Bartenfteiner Bertrag erinnern. 
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und Humboldt ausgearbeitet, kamen aber erit im folgenden 
Jahre zur Beratung”. Das ift wire und zum Teil falſch. 
Perg hatte eben hier fein genügendes Material vor fi; er kom⸗ 
binierte aus gelegentlichen Andeutungen. Preußen ging im Au- 
guft ficher nicht über mündliche Hußerungen in ber gedachten 
Richtung hinaus. Entwürfe von Stein und Humboldt wurden 
damals gar nicht ausgearbeitet, ſondern erft beträchtlich ſpäter 
und nad) vielen Zwifchenfällen, wie die Folge zeigen wird. Über 
Oſterreichs Anficht liegen bei Ompteda einige Mitteilungen vor. 

Zunäcft meldete der hannoverſche Gefandte am Wiener 
Hofe, Graf Hardenberg, ſpäteſtens am 11. Auguſt, alfo bevor 
Steins Denkſchrift verfaßt war, an Münfter in London: Oſter⸗ 
eich habe fein Gelüfte mehr (n’ambitionne plus) nad) der Kaifer- 
krone; ebenfomenig ftimme es dem preußifchen ‘Projekte einer 
Teilung des Protektorates von Deutſchland zwiſchen ihm und 
Breußen bei; vielmehr wünſche es eine Garantie aller verbün- 
deten Mächte, um bie politifche Eriftenz der fouveränen Füriten 
Deutſchlands fiher zu ftellen*). 

Ferner hatte Ompteda im September Unterredungen mit 
dem Baron Binder und meldete darüber unterm 1. Oftober 1813 
an Münfter**): Graf Metternich, überhaupt das Wiener Kabinett 
halte es für „voreilig, ſich ſchon jegt” mit der künftigen Rege— 
lung ber beutfchen Angelegenheiten zu beihäftigen; denn daraus 
önnten „Beunruhigungen, Eiferfüchteleien, Mißtrauen entftehen”. 
Vielmehr müfle man die „Wendung der Kriegsereignifie abwarten, 
auch etwas dem Zufall anheimgeben”, denn es fei „jehr wahr: 
ſcheinlich daß aus dem Chaos jelbft” und aus ben „Zeitum: 
Händen und Vebürfnifien der Beteiligten” eine „angemefjene Orb: 
nung ber Dinge hervorgehe”. " 

Mit allen diefen Angaben über die Meinung Öfterreichs, 
und zumal über deſſen abweiſende Haltung gegen bie Wieder: 
berftellung bes Kaiſerreichs, jtimmt nicht nur die Verficderung des 
Staatskanzlers Harbenberg im Juni (fiehe oben ©. 55), fon 


*) Ompteda 3, 232. Das Datum folgt aus S. 231. 
**) Ompteba 3, 213 ff. 
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dern vor allem auch die Depeſche des hannoverſchen Hardenberg 
an das britifche Kabinett, bie bei Caftlerengh (Correspondance 
etc. III 1. 60—67) mitgeteilt ift. Da fie mir im Texte un- 
erreihbar war, fo folge id der Inhaltsangabe bei Häufier, 
Deutfche Geſch. 4, 368 ff. (2. Aufl.) 4, 378 fi. (3. Aufl). Da- 
nad) war Metternich! Anſicht: die Souveränität ber beutichen 
Fürften zu beſchränken fei bebenflih; fie werde von ihnen als 
bie koſtbarſte Errungenſchaft betrachtet; eine Beſchränkung ber- 
jelben würde fie alle zu heimlichen Freunden Frankreichs machen; 
ja ehe fie dies Gebäude ihres Ehrgeizes umftürzen ließen, würden 
fie wahrſcheinlich lieber alle Chancen des Kampfes an ber Seite 
des Schöpfer ihrer Souveränität beſtehen wollen. Selbft wenn 
es gelänge, bie Herftellung des Reiches mit Einem Oberhaupte 
durchzuſetzen, würden hinterher exit recht die äußerften Schwierig- 
feiten fic geltend machen. Je mehr man mit Energie die Zügel 
erfaſſen wolle, auf defto größeren Wiberftand werde man ftoßen. 
Wie Napoleon zu verfahren, habe der Kaiſer von Oſterreich weder 
die Stärke noch den Willen. Wohl aber müßte er, wieder an die 
Spige des Reiches geftellt, bejorgen, daß der ganze Stoß der 
Sranzofen gegen ihn fi wende. Auf jeden Fall fei es jeder 
alten oder neuen Reichäverfaflung vorzuziehen, und auch zur 
Gründung einer befjeren Ordnung in Deutſchland genügend, wenn 
man ein „ſehr ausgebehntes Syftem von Verträgen und Alli- 
anzen“ berftelle, worin fih die einzelnen deutſchen Fürften etwa 
verpflichteten: feine Verbindung mit dem Auslande gegen Deutſch⸗ 
land einzugehen, einander ihre Staaten und ihre Souveränität 
zu garantieren, fremde Invafionen und feindliche Angriffe deut⸗ 
ſcher Fürften gemeinfam abzuwehren. Um den Nachteil allzu 
vieler Heiner Staaten zu vermeiden, feien immerhin einige Me: 
biatifierungen zuläffig*). 

*) [Man vergleiche Onden: Öfterreich und Preußen im Befreiungskriege 
3. 1. ©. 357359; Onden: Das Zeitalter der Revolution 2. 895—898; 
Metternichs nachgelaffene Papiere Bd. 1. 131, 164 ff., 207; Dentfgrift 
Metternichs über den Deutjchen Bund vom 10. Ronbr. 1855 in ber Hiftor. 
Ziſchr. Bd. 58 (1887); die Stellen aus dem Briefwechſel von F. Geng mit 
Metternic) in dem Werte „Öfterreihs Teilnahme an den Befreiungäfriegen“, 
1887, &. 100-103, 120, 197, 328] 
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Hiernach kann 3 allerdings nicht zweifelhaft fein, daß nicht 
nur Preußen, fondern auch Oſterreich ber Kaiſeridee entgegen 
war, wenn e3 auch zumeilen mehr dilatorifch ſich verhielt. Es 
war ſchon feit der Nieberlegung ber deutſchen Kaiferwürbe 1806 
entſchloſſen, ſich ganz auf ſich jelbft zurüdzuziehen und fortan 
feine Stärke lediglich in fich felbft zu fuchen. Am unzweibeutigften 
gab übrigens Oſterreich feine Verwerfung ber Kaiferidee durch 
die Thatfahe Fund, daß es im Nieder Vertrag am 8. Oftober 
die volle Souveränität Bayerns für die Zukunft anerkannte. 

Was Hannover betrifft, jo konnte Münfter in London die 
Auguſt⸗Denkſchrift Steins, die noch am 6. Oktober nit in Omp- 
teda3 Händen war, ſondern früheſtens erſt am 7.*), nicht vor 
dem 22. Oktober erhalten, da immer noch damals circa 15 Tage 
für die Beförderung zwiſchen London und dem Innern Deutich- 
lands erforberlih waren **). 

Inzwiſchen aber hatte Münfter aus freiem Antrieb die 
deutſche Verfaffungsfrage in einer Depeiche vom 1. September 
beiproden, die mir bier einſchalten. Bon dem hannoverſchen 
Gejandten in Wien, dem Grafen Hardenberg, an den fie ge- 
richtet war, erhielt fie Ompteda am 6. Oftober in einer Abfchrift, 
die fein Nachlaß mitteilt ***). Das nicht zur Sache Gehörige laſſen 
wir weg. 

*) Dimpteda 3, 22U. 

y Ebend. 231. 

***) Ehend. 219. 232 fi. 


X. Münſter an Graf Kardenberg, 
Rondon 1. Sept. 1813. 


„Or que l’Autriche s’est déclarée pour nous il devient 
important que nous sachions ses veritables vues relativement 
au sort futur de l’Allemagne. Vous m’avez instruit qu’elle 
n'ambitionne plus la cowronne imperiale, qu'elle n’adhere 
non plus au projet sinistre congu par la Prusse de partager 
avec elle le protectorat de l’Allemagne, mais qu’elle vou- 
droit une garantie de toutes les puissances allites pour 
assurer l’existence politique des princes souverains de l’Alle- 
magne. 

N faut croire, Mr. le comte, que ces idees souffriront 
quelques modifications par le changement qui a eu lieu 
dans le syst&me politique de l’Autriche vis-A-vis de la 
France, tout comme elle est déjàâ revenue relativement au 
Tyrol sur Y’opinion qu'il falloit laisser aux princes de la 
federation Rhenane tout ce qu'ils ont regu de Bonaparte 
pour avoir trahi l’empire et leurs co6tats. 

Quant à la dignite imperiale Vous savez que la Russie 
et la Suède avoient song& & la rendre & l’Autriche. Vous 
vous rappelez &galement que lorsque l’Empereur Frangois 
annonga au roi notre maitre qu'il s'étoit d&mis de cette 
couronne, que Sa Majeste, en sa qualit& de prince &lecteur 
de l’empire, fit r&pondre, qu’elle consideroit l’acte de cette 
renonciation comme extorqu& par la force, l’andantissement 
de la constitution Germanique comme illegal, et qu’elle con- 
tinueroit à regarder l’empire Germanique et son chef comme 
toujours existant de droit. Il est vrai que cette dignite a eu 
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peu d’attrait depuis les actes qui ont pröpare la ruine de 
Tempire; mais il faut songer aussi qu’il s’agit maintenant 
d’une reconstruction dans laquelle on saura &viter les 
&cueils contre lesquels il a &choue et dont le plus &vident 
stoit le manque d’union et le peu d’autorit® du chef de 
Tempire. 

DI est superflu de detailler à un homme d'état combien 
le sort de l’Allemagne doit influer sur celui de 1’Europe 
en general. La cour d’Autriche a elle-m&me senti tout 
Yinconvenient d’un proteetorat partag&, auquel le Prince 
Rägent d’ailleurs ne congentiroit jamais. Il ne nous reste 
donc que l’alternative d’embrasser un syst&me fedöratif, 
ou celui de la souverainet& des princes de l’Allemagne. Il 
est dans la nature des choses que des Etats ne peuvent 
eonserver l’ind&pendance que par leur force intrins&que ou 
par un appui extörieur. Celui-ci est toujours pr&caire et 
les garanties cödent & l’intrdt momentane des garants. — 
Des souverains si foibles seroient continuellement dans le 
cas de chercher un appui &tranger et & donner dans toutes 
les intrigues diplomatiques. — L’union de l’Allemagne de- 
viendroit de plus en plus nulle et le sort de ses habitans 
sous tant de petits princes qui voudroient tous imiter leurs 
grands rivaux, et qui pöseroient sans contrainte sur leurs 
sujets, deviendroit des plus miserables ou du moins tr&s 
precaire. — Ce n'est pas lä un état de choses qu'il faut 
presenter ü une nation qu'on veut appeler à briser ses 
chaines. 

Ajoutez à ces considerations que le système federatif 
de ’Allemagne est celui sous lequel elle a &t& heureuse 
pendant tant de siteles, et qui convient le mieux & ses 
habitans; qu’au defaut de ce systtme nous la jetons dans 
le vague d’un nouvel ordre à former, que nous mettrons en 
mouvement une foule d’innovateurs, qui voudroient tout 
bouleverser et que finalement si nous ne declarons pas 
Vexistence de la constitution Germanique, que nous perdons 
tout argument légal pour declarer la federation du Rhin 
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illögale, et les princes, qui l’embrasseront dorenavant, sujets 
aux peines deoröt6es par cette constitution. 

On ne sauroit objecter, que ce systöme manqueroit de 
force, car Bonaparte a fait de ces debris un instrument 
pour subjuguer le monde. 

Les principes ci-mentionnes sont l’esquisse de ceux que 
le prince, en sa qualit& de prince d’Empire a recommande 
& la Russie et & la Suede, laquelle s’y est conformee pour 
la plupart des points. 

Son Altesse Royale Vous charge de conförer & ce sujet 
avec 8. E. Mr. le comte de Metternich et de me faire part 
des vues présentées de la cour imperiale de Vienne.“ 


Man fieht, der Gedanke eines „geteilten Proteftorates“ und 
demnach einer Hegemonie Preußens in Norddeutſchland war ein 
To gewaltiges Schredbilb für Erfinder und Anhänger eines großen 
Welfenreiches zwiſchen Elbe und Schelde, daß fie fi lieber un: 
bedingt einem deutſchen Kaifertum Oſterreichs unterwerfen wollten, 
obgleich fie zweifellos in erfter Linie die Bildung einiger Maſſen⸗ 
ftaaten und deren Kollektivherrſchaft in Deutichland erzielten. 

Indem Ompteda bie Meinungen Münfters in feiner De: 
peſche vom 6. Oktober mit dem Inhalt der Steinfchen Denk: 
ſchrift verglich, kam er zu folgendem Refultat: „In denjenigen 
Hauptpunkten, welche ein unter ben deutſchen Fürften zu fliften- 
des gemeinſchaftliches Band und die Vermehrung der Auto: 
vität des Reichsoberhauptes anlangen, treffen die Ideen des 
Freiheren vom Stein mit den von E. E. vorläufig geäußerten 
merfwürbig zufammen. In dem übrigen Detail der Reichs: 
verfaffung nähert fih ber Freiherr v. Stein, weit mehr als 
ich es erwartete, der vorigen Reichsverfaſſung. Zuletzt aber 
ſchließt er fein Memoire mit Ideen, die allerdings große Auf: 
merkſamkeit verdienen. Cr geht nämlich von dem Grundfag 
aus, daß es für das Intereſſe Europas, infonberheit aber Deutſch⸗ 
lands durchaus notwendig fei, die Macht Preußens bedeu- 
tend zu vermehren u. |. w.“) 


*) Ompteba 3, 220, 
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Ompteba bezeichnet Hier felbft die Meinungsäußerung Mün- 
fter8 vom 1. September als eine „vorläufige“. Denn natürlich 
mußte Münfter nad) Empfang der Steinfchen Auguft:Denkichrift 
dieſe eigens beantworten. Che biefelbe in ber zweiten Hälfte des 
Oktober eintraf, entipann fi) zwiſchen ihm und Stein eine Korre- 
ſpondenz, aus der wir das Wichtigere hervorheben müfjen. 


XI Korrefpondeng zwiſchen Stein und 
Münfter, 
16. Sepfember und 8. Pkfober 1813. *) 


Stein an Münfter, Prag, 16. September... „Es iſt 
von der größten Wichtigfeit, da man fich über die deutſchen Ange 
legenheiten beftimme. Von Metternich erwarten Sie feine großen 
Anſichten; er ftedt fich das Ziel nahe, um auf die bequemfte und 
fürzefte Art die Sache einftweilen auszufliden.... England muß 
mit Rußland und Preußen ernftlih auf die Erhaltung und Grün- 
dung einer feften Ordnung ber Dinge in Deutſchland bedacht 
fein, und id wünſche E. E. been darüber zu willen. Kraft 
zum Wiberftand nach außen, im Innern Sicherheit des Eigen: 
tums und bed Lebens für den Einzelnen müſſen die Haupt- 
punkte, Verftärfung der Macht des Kaiſers, von Preußen, Ber: 
minderung ber Macht der Stände, Zerftörung bes Nheinbundes 
und aller franzöfifhen Einrihtungen müflen die Mittel fein. 
Gagerns Anfichten find phantaſtiſch.“ 

Hieraus ergiebt fih, daß Stein aud) damals noch die Grund- 
ideen feiner Auguft-Dentjchrift fefthielt, wenn er fie auch nur ganz 
ſummariſch anbeutete. Ihm antwortete ohne noch — ich wieder: 
hole es — die Auguft-Denkfhrift zu kennen 

Münfter, London, 8. Oktober. .. . „Ich finde nicht, daß 
"unfere Sache im Rüden des Feindes (in Deutſchland) mit der 
Lebhaftigkeit aufgenommen wird, die fie erregen ſollte. Ich glaube, 
der Fehler liegt in einem Mangel beitimmter Erklärungen über 
das fünftige Schickſal Deutſchlands. Die Fürften iind anfangs 


*) Gebrudt bei Berk, 3, 417 ij. 
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durch mande Außerungen abgeſchreckt worden, und biefe Fürften 
halten ihre Unterthanen zurüd, ſich als Deutiche zu zeigen. Jetzt 
droht den Unterthanen eine andere Gefahr.” 

„Oſterreich ſcheint die Kaiſerwürde nicht zu wollen! Das hat 
ſelbſt Metternich an Aberdeen gejagt. Man glaubt im Wiener 
Kabinett die deutſchen Fürften zu gewinnen, indem man ihnen 
ihre von Bonaparte gegebenen Provinzen und beſonders ihre 
Souveränität zu laſſen verſpricht . . . Kann e8 einen beul= 
ſchen Fürften geben, der nicht die limitierten Hoheitsrechte der 
deutſchen Konföberation dem nichtigen Titel einer unter Bona- 
partes Tyrannei jtehenden jogenannten Souveränität vorziehe? 
Das Schidfal der Deutichen würde höchſt zu beflagen fein, wenn 
fie künftig dem Willen Heiner Dejpoten unterworfen fein follten. 
Beim gänzlihen Ruin der Finanzen in den mehriten Ländern 
würde ihr 208 beflagenswert fein. Ich habe das Glüd unter 
einem Seren zu jtehen, der jelbit biefe Art der Souveränität 
nit will. Sollte fie für das arme Deutſchland beliebt werben, 
jo wäre ich bereit, mich auf die Seite der Revolutionärs zu 
Tchlagen.” 

„E. E. verlangen meine Meinung über die deutſchen Anz 
gelegenheiten zu willen. Sie ift Ihnen aus allen meinen früheren 
Briefen und Memoiren bekannt. Ich kann fie aus Überzeugung 
nicht ändern, und weil der Prinz-Regent von jener Meinung 
nicht abgehen zu müſſen glaubt.” Er verweift dann auf fein 
Schreiben an ben Grafen Hardenberg vom 1. September oder, 
wie er ji) ausbrüdt, auf den „Befehl“ an denſelben „ſich mit 
dem Grafen Metternich über die deutſchen Angelegenheiten in 
Kommunikation zu jegen“, und fährt dann fort: 

„IH bin ganz E. E. Meinung, daß wir der Kaiferwürde 
Wert und Gewicht beilegen müſſen. Wir fünnen die geiftlichen 
Staaten nicht herftellen, die ihr Einfluß gaben. Warum follte 
aber nicht ein größeres Gewicht durch eine militäriſche Einrich- 
tung des Neiches hervorgebracht werden können? Was liegt 
denn Außerorbentliches in dem Gedanken einer permanenten Reichs⸗ 
armee, bie unter kaiſerlichem Oberbefehl eine Reihe zu errichten: 
der Reihöfeftungen und Reichsſtädte befegen könnte. Eine ſolche 
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Einrichtung allein würde Jntriguen der Stände mit fremden 
Mächten verhindern.” 

„Ich werde von neuem das engliſche Minifterium treiben, 
die deutfchen Angelegenheiten zu befördern. Eigentlich follte wohl 
der Antrieb von dorther erfolgen. Können E. €. denn nicht den 
Kaifer Alegander veranlaffen, mit Preußen auf beftimmte Punkte 
zu fommen, und fann Stadion nicht auf feinen Kaiſer wirken, 
damit er die Wichtigkeit dieſes Gegenſtandes einfehe? Ich kann 
mir leicht Bündniffe unter den bleibenden deutfhen Staaten 
denken, die au ohne Kaiferwürbe eine Art der Konfiftenz 
erlangen würden. Bei dergleichen Vereinigungen würden aber 
die Fürften allein die fontrahierenden Teile fein und die Unter 
thanen bloße Sklaven werden.” *) 

— Dieſen Brief gebe ich dem Herrn v. Gagern mit, 
deſſen Anſichten mit den meinigen in den mehrfien Punkten über- 
einftimmen. Er ſcheint große Hoffnungen auf Bayern zu fegen .... 
Wenn nur Metternich die Bayern nicht ebenfo wie Murat durch 
die Finger gehen läßt u. |. w.“ 

Zwei bis drei Wochen ſpäter lief endlich die ausführliche 
Denkſchrift Münfter® von Stapel. 


*) Diefer Ausſpruch ijt feltfam! Als ob es nad den damals beftehen» 
den Intentionen mit der Kaiferwürde anders beftellt geweſen wäre! Auch 
mit berfelben würben „bie Fürſten allein bie fontrahierenden Teile“ ge= 
weſen und geblieben jein. 





— 





XD. Münſters ungedrucktes Memoire sur 
Petat futur de l'Allemagne, 
Xondon Ende Bktober 1818.*) 


Dieſe ungedruckte Denkichrift, die Pertz nicht kannte und 
auch Treitſchle weder erwähnte noch benutzte, trägt kein Datum, 
beweiſt aber durch ihren Inhalt, daß ſie der Zeit vom 24. bis 
30. Oftober angehört. Denn 1) gedenkt fie des Rieder Vertrages 
vom 8. Oktober, deflen Kunde nicht vor dem 23. zu Münfter 
gelangen konnte, und 2) gedenkt fie nicht ber Schlacht bei Leipzig, 
deren erfter Akt vom 16. Oktober fpäteftens am 31. in London 
befannt fein mußte. Damit ftimmt, daß die Denkichrift noch 
feine Runde davon hat, daf der Nieder Vertrag ein Vorfpiel zu 
ähnlichen Verträgen und namentlich zum Fuldaer Vertrage vom 
2. November wurde. Da die Lage der Dinge ſich alsbald voll: 
ftändig veränderte, begnügen wir ung mit Excerpierung deflen, was 
für Vergangenheit und Zukunft von bleibenderem Intereſſe war. 


„Sur l’etat futur de l’Allemagne. 


Das Memoire hob alfo an: Des le moment que Bona- 
parte attaqua la Russie, 1’Empereur Alexandre sentit la 
necessit& etc. Dann werben die Anfänge der ruſſiſch⸗engliſch⸗ 
ſchwediſchen Verhandlungen alfo ſtizziert: 

L’Empereur de Russie, persuad& que l'éêtat futur de 
Y’Allemagne doit influer puissamment sur la tranquillit6 du 
reste de l’Europe, fit parvenir des le 2. juillet 1812 des 


*) Berliner Archiv, Wiener Kongrefatten, Hep. VI. No. 70. Piöces 
anterienres au congrös de Vienne. 


94 Münfters ungebrudteo Memoire sur letat futur de l’Allemapne. 


communications confidentielles au gouvernement Britannique 
afın de s’occuper de concert avec lui de ce grand objet. 

Kurze Zeit darauf erfolgte un m&moire contenant l’es- 
quisse des mesures qu’elle proposait d’adopter pour l’admi- 
nistration des provinces Allemandes que les arındes allices 
occuperaient. 

La Suède en fit autant, ſich zugleich ausfprechend sur 
les prineipes qu’elle voudrait voir adopter relativement & la 
constitution future de 1’Allemagne. ‚ 

Nun ward der Minifter beauftragt de comparer ces deux 
pieces, de tächer de concilier les vues divergentes qui pour- 
raient s’y trouver et de rödiger les principes que S. Altesse 
Royale eroyait devoir recommander & ses allies, tant pour la 
forme de l’administration des provinces occup&es durant la 
guerre, que pour le retablissement d’un ordre permanent 
en Allemagne. 

Le m&moire qui fut composé en consöquence et ap- 
prouv& par le Prince Regent fut communiqu& au mois de 
Janvier 1813 au gouvernement Britannique et aux mis- 
sions de Russie et de Sutde. La cour de Suede fit une 
roponse tres satisfaisante. 

Apres que l’accession de la Prusse eut amene un 
changement total dans ses rapports avec l’Allemagne, 
wurben Verträge geſchloſſen qui devront necessairement influer 
sur le sort futur de l’Allemagne. Dann führte der Hinzutritt 
Oſterreichs neue Arrangements herbei. Mais tous ces arrange- 
ments ne nous ont pas rapproche d’un aceord sur l'état 
futur de l’Allemagne. 

Indes eine Vorbereitung thue not. Qu’aurait-on gagne 
en detruisant la ligue Rhenane, si les difförents états de 
l’Allemagne restaient dans la ne&oessit& de chercher encore 
un appui &tranger, ou s’ils se voyaient de nouveau exposös 
à ces dissensions internes qui ont döchire 1’Allemagne durant 
des sicoles?...... A moins que les puissances alliees ne 
s’acoordent de bonne heure sur les bases du syst&me qui 
devra &tre accept pour l’Allemagne, elles se trouveront 
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gendes par les trait6s quelles feront avec les princes 
qui voudront abandonner le parti de l’ennemi. Des raisons 
majeures ont diet6 celui conclu avec la Bavitre, mais il 
n'tchappera pas & la sagesse des cabinets unis que dans 
les cas où ces m&mes raisons n’op&reront pas avec la même 
force, il ne serait pas convenable d’accorder à des princes, 
qui se sont rendus complices de Bonaparte, en acceptant 
les döpouilles de leurs costats dans l’intention de l’aider 
à enchainer d’autres nations, les avantages qu’ils ont obtenu 
dans une telle cause, ou de sanctionner leurs usurpations 
faites sur les droits de leurs propres sujets. Wie foll man 
zur Einheit gelangen, wenn man bamit anfängt, bie abjolute 
Unabhängigkeit der Staaten von Deutſchland zu garantieren? On 
ose esperer que cette independance absolue stipulde par 
Varticle secret du traitè sign& le 9. Sept. 13 entre l’Autriche 
et la Russie, pour les ötats de l’Allemagne ne devra signifier 
que l’ind&pendance de toute puissance 6trangöre, et c'est lü 
le sens qu’il faudra tächer de donner au trait& du 8. Octobre 
par lequel la Bavitre a stipul& son accession à la federation. 

On ne supposera pas que le Prince Rögent d’Hanovre 
opinerait pour diminuer ses propres droits, mais son Altesse 
Royale desire donner l’exemple aux autres princes de 
l’Allemagne qu’on ne doit pas sacrifier au phantöme de cette 
prötendue souverainete absolue le salut de la commune 
patrie Germanique. 

Auch müßten die unterdrüdten Rechte der Unterthanen, der 
Provinzialftände wieder hergeftellt werden. Plusieurs princes 
de la föderation Rhönane n’ont eu rien de plus presse que 
d@annuller tous ces liens r&eiproques, en s’autorisant de leur 
prötendue souverainete, et si on laisse exister ce phantöme, 
les Allemands dans ces contrees n’auront de choix que 
eelui de se resigner au sort fatal qu’on leur aura pr&pare 
ou de revendiquer leurs droits par une resistance qu’on 
traiterait & tort de rebellion. Der PrinzNRegent ne peut 
recommander avec trop d’empressement aux cours alliees 
de ne point perdre de vue ces deux grands objets: celui 
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de röunir l’Allemagne (quand m&öme ce ne serait que 
pour les parties non comprises dans les monar- 
chies Autrichienne et Prussienne) dans un corps 
politique — secondement d’assurer les droits du peuple 
ainsi que ceux des princes entre eux. 

Die Sicherheit Europas verlangt, daß Frankreich ein systöme 
militaire solide in Deutſchland gegenüberftehe. Ferner ift es 
notwendig de pourvoir & la libert6 du commerce interieur.... 

On röpetera ici les observations generales contenues 
dang le me&moire ci-dessus mentionnd ... Principe fonda- 
mental, de rötablir, autant que les inter&ts de l’Europe et 
de l’Allemagne en particulier le permettront, tout ce qui est 
legitime et les institutions qui, malgr& qu’elles aient èté 
renversdes par le torrent de la r&volution jouiront de nou- 
veau du respect que des nations sages accordent à des 
coutumes et & des lois qui ont exist€ depuis les temps les 
plus recules .... 

Voici les passages de ce mémoire allögu& qu’on croit 
devoir r&peter, en rappelant cependant qu’il a été compose 
& la fin de l’an 1812. 

Extrait du m&moire, sur les arrangements & pro- 
poseräl’Allemagne... Le caraotere essentiel de la con- 
stitution Germanique est oelui d’une federation de differents 
&tats sous un chef &lectif... On recommanderait done de 
proclamer la constitution Germanique comme existante — 
et comme une suite n&cessaire de cette declaration la fede- 
ration Rhönane illegale, et les princes qui persisteront & la 
defendre, sujets aux peines déorétées par la constitution. 
En ajoutant à cette declaration qu’on s’accordera ensuite 
sur les changements que les &vönements rendront n&ces- 
saires ... on gardera les mains libres pour tous les arrange- 
ments necessaires à introduire . ... si la Suöde dans son 
mömoire dit „qu’il faut renoncer à rötablir l’ancienne con- 
stitution qui deja n’existait plus après la paix de Luneville“ .. 
on a voulu dire: qu’il ne faudrait pas retablir la oonstitution 
avec tous ses anciens defauts ... Dans ce sens on ne gaurait 
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quapplaudir & lidee „d’opposer des principes d’une justice 
tternelle & ceux qui ont detruit tous les liens sociaux; 
uil faudra assurer la moralit& des gouvernes par la sta- 
bilitE des gouvernements, et que pour y parvenir il faudrait 
donner & l’Allemagne une constitution qui mette le 
peuple à l’abridel’oppression des princes et qui 
donne au chef de l’empire une puissanoe morale et 
physique assez forte pour maintenir l’&quilibre parmi les 
etsts Allemands; en meme temps qu’elle lui fournira assez 
de moyens pour la defendre contre toute attaque au dehors“. 
Die Heinen Souveräne dürfen nicht mehr jelbftändig fein in mili- 
tärifcher Beziehung und den auswärtigen Mächten gegenüber. Die 
Vereinigung deuticher Provinzen mit fremden Monarchien, nicht 
wie Hannover mit England, wo die Union nur eine perfonelle 
if, fondern wie Öfterreich mit Ungarn, Brandenburg mit Preußen, 
Holftein mit Dänemark, ift ein Übel. Il sera moins aise de 
prövenir pour l’avenir ces inconvéniens. 

Le moyen de „donner au chef de l’empire une 
puissance morale et physique etc.“ peut s’obtenir de deux 
manitres, ou en rendant ce chef höreditaire et en lui 
accordant le droit exelusif de la guerre et de la paix dans 
Vempire; ou en rötablissant un systöme d’&quilibre 
pour emp&cher qu'il n'existe pas de puissance qui puisse 
braver impundment les lois de la ligue. 

La premitre idee trouverait une difficult& presque in- 
surmontable. L’Autriche est la puissance qu’on appelerait 
sans doute & la couronne imperiale qu’elle a portee avec 
peu d’interruption pendant des siöcles. Les autres puissances 
vondraient-elles lui accorder l’accroissement immense de 
Yempire Germanique? l’acquisition des droits mentionnds 
y serait pourtant &quivalente, car elle y conduirait n&ces- 
sirement. Pourrait-on de l’autre eöt& supposer, que des 
“ats qui ont joui de l’ind&pendance depuis les temps les 
plus recules, comme la Baviöre, la Saxe*), le Brandebourg, 


*) &. die Note ©. 46. 
Sgmibt, Deutfge Berfaflungstrage. 7 
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ne combattraient pas une telle idee à toute extr&mite? 
et est-ce là un &tat des choses qu'on voudrait amener. 
au moment qu’on souhaite de rötablir l’ordre et la tran- 
quillite ? 

Daher erſcheint der andere Weg nötig... L’idee de r&unir 
T’Allemagne en de plus grandes masses a &t& souvent pro- 
posee. La sscularisation des &tats ecclösiastiques a com- 
menc# l'ouvrage et Bonaparte l’a en partie suivi dans sa 
formation de la ligue Rhenane ..... I] semble que la 
r&union en grandes masses oü les &tats incor- 
por&s conserveront leurs droits, except&s ceux 
de cette souverainet& &ph&mere et par const- 
quent celui d’avoir une arm&e, ou des relations 
etrangeres A eux, r&pondrait au but, et surtout 
aux voeux de la nation Allemande. Les membres 
souverains de la ligue pourraient m&me convenir de certaines 
modifications dans l’exereice de leurs droits de souverainet& 
p. e. de ne pas entreprendre des guerres, ou de faire des 
trait&s separ6s qui n’obtiendraient pas la sanction de la 
ditte generale. 

Parmi les moyens de donner plus de puissance & l'em- 

. pire Germanique comme tel, on proposerait encore celui 
des garanties de l’Angleterre, de la Russie et de la Suede: 
T’etablissement d’une armöe de l’empire permanente, composee 
des contingents des princes qui resteraient souverains, et 
V’6tablissement d’une ligne de forteresses d’empire telles 
qu’&taient autrefois Kehl et Philippsbourg. Les troupes 
de l’empire pourraient servir de garnisons & ces forteresses 
et aux villes imp£riales, si on veut en congerver ou en etablir 
de nouvelles pour prix de leur patriotisme, comme l'a pro- 
pos& la Su&de. Die frühere Reichdarmee, in der die Kon: 
tingente mandmal 2 bis 3 Mann, mit ungleiher Ausrüftung, 
war nur eine Harlefinade. Dagegen eine armde permanente, 
sous un chef nomm& par l’empereur et la ditte, de 
viendrait respectable et donnerait à l’empereur la puis- 
sance n$cessaire. Die vorgeichlagene Garantie ift analog ber 
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des weſtfãliſchen Friedens, Frankreich bleibt natürlich ausgefchloffen; 
Schweden hat verdient, neuerdings diefe Rolle der Garantie zu 
übernehmen, Rußland hat fie feit dem Teichener Frieden verlangt. 

Rien ne donnerait plus de stabilitE & ce systöme de 
dfense que de lui r&unir la Hollande et la Suisse. 
(es deux pays flanqueraient comme deux grands bastions 
la frontiere de l’Allemagne vers la France... .“ 

Inzwiſchen rüdten nach der fiegreihen Schlacht bei Leipzig 
die Heere der Verbündeten unaufhaltfam gegen den Rhein vor, 
und gegen Ende des Jahres, im November und Dezember, fanden 
ih Stein, Humboldt und andere Staatgmänner wieder in Franf- 
fürt a. M. zufammen. 





XI. Wilhelm von Bumboldfs ungedruckte 
Denkfchrift über die künffige Verfalſſung 
Deuffctlands, 

Frankfurt a. M. Pejember 1818, an Stein gerictef. *) 


Auch von der Eriftenz diefer bisher ungedrudten und über: 
aus intereffanten Denkſchrift hat Pertz feine Ahnung; Treitichke 
hat fie weder erwähnt noch benugt, obgleich ohne fie der Gang 
der Verfaffungsangelegenheit und bie Priorität ber einzelnen 
Verfaſſungsideen gar nicht zu erkennen ift. Alle Denkſchriften 
und Entwürfe, ja alle Auslafjungen über die Verfaſſungsfrage bilden 
eine zufammenhängende Kette von been, die fi) auseinander 
entwidelten, indem jedes frühere Probuft allen Urhebern ber 
fpäteren befannt wurde und bemnach auf fie einzuwirken vermochte. 

So ſehen wir denn auch Humboldt bei Abfafjung der nad: 
folgenden Denkichrift in voller Kenntnis aller Auslafjungen Steins, 
Münfters und Metternichs. ALS preußiſcher Gefandter bein 
Wiener Kabinett befand er jich während des Waffenſtillſtandes 
zu Prag im vegften Verkehr mit dem Staatskanzler Hardenberg, 
dem Freiherrn vom Stein und dem Grafen Metternich. Steins 
KRaiferidee wurde ſchon damals auch von ihm befämpft. Dennoch 
wurden, wie Perg 3, 416 berichtet, Stein und Humboldt durch 
das lange Zufammenleben in diefer Zeit miteinander fehr ver: 
traut, ſo daß der legtere an die Prinzeffin Luife ſchrieb: „Ih 
hoffe, daß Stein von nun an bei ung bleibt, für ben ich uns 
endliche Achtung und Liebe hege“. Der Verwaltungsplan für 





*) Berl, Ar. ib. No. 70. [Sum Teil veröffentlicht von Onden: Jeit- 
alter ber Revolution u. ſ. w. 2, 901 ff. 865.] 
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Deutſchland wurde damals von beiden gemeinfam bearbeitet, wo⸗ 
bei, wie bei allen anderen Anläflen, Humboldt alle Detailarbeit 
übernahm. 

Wenn Perg aber a. a. O. fagt: damals hätten aud „Stein 
und Humboldt Entwürfe ausgearbeitet“ über Deutſchlands Fünf: 
tige Verfaſſung, die „aber erft im folgenden Jahre zur Beratung 
tamen“: fo ift das, wie ſchon bemerkt, eine vollftändige Irrung. 
Damals gelangte allerdings die ihm unbekannte Auguſt-Denk⸗ 
ſchrift zur Ausarbeitung und fofort aud zur Beiprehung; mo: 
gegen Humboldt erft fpäter und erſt in Frankfurt die feinige 
entwarf. Der wahre Gehalt jener irrigen Nachricht ift ohne 
Zweifel, daß Stein ihn wie Münfter ausdrüdlih um eine aus: 
führliche Darlegung feiner Jdeen anging. Daraus erklärt es ſich 
denn auch, daß Humboldt die Denkſchrift an Stein richtete, wie 
die Anrede „I. F.“, d. i. „lieber Freund“, verbürgt. 

Treitſchle Hat in feiner Charafteriftit Wilhelm von Hum— 
boldts (S. 334 ff.) mitten unter Bethätigungen hoher Anerfen- 
nung, außer manchem anbern ungerechten Tadel, auch das ab- 
fällige Urteil gefällt (S. 336): „Seine diplomatifchen Denkt: 
ihriften find allefamt zu breit und zu fharflinnig”; er 
‚„eht den Wald vor lauter Bäumen nicht”. Wohl dem, ber 
ein fo bebauerliches, ehrenrühriges und unbegreifliches Urteil nicht 
zu vertreten bat. Auf Humboldts Geſandtſchaftsberichte aus 
Wien vor dem Beginn der Freiheitöfriege, als man auf das 
ſchnödeſte ihn umging, kann es ſich doch nicht beziehen jollen! 
Denn es handelt fi ja in jenem Urteil um „Denkſchriften“, 
und das „allefamt“ fhließt überdies die alleinige Bezugnahme 
auf einzelne Schriftftüde aus. Nun trifft das Verdammungs⸗ 
urteil freilich nur die Gefamtheit der „biplomatifchen” Denk: 
ichriften. Aber welche Denkſchriften Humboldts zur Zeit der Frei- 
heitäkriege wären nicht diplomatiſcher Natur! Sie betreffen 
namentlich drei Fragen: bie fogenannte ſächſiſche, die deutſche Ver: 
faſſungsfrage und bie fpecielle Kaiferfrage. Keine einzige war 
frei von diplomatischen Gefichtspunften, teils allen anderen Groß- 
mädten, teil3 einzelnen derſelben, teils den größeren deutſchen 
Mähten gegenüber. 
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In der erflern Frage wendet freilich Treitſchle, indem er 
ſowohl in ebenfo anzüglihen als zahlreichen Wendungen Karben: 
berg wie Humboldt ber „Blindheit“ beſchuldigt, das obige Ber: 
dammungsurteil in feiner ganzen Ausdehnung an; indes fann 
ich feine Auffaffung der damaligen Situation nicht teilen, kraft 
deren er wie Hardenberg und Humboldt als „Blinde“, die „ven 
Wald vor lauter Bäumen“. nicht fehen, fo andererjeit3 auch 
Kaiſer Franz, Metternich und Caftlerengh als eingefleifchte Böſe 
wichter erſcheinen läßt, Friedrih Wilhelm aber als den ſcharf⸗ 
finnigften aller Politiker. Ich halte vielmehr die damalige Auf- 
faſſung des Freiheren vom Stein für die richtige, der die Politit 
der preußiſchen Staatsmänner als eine vollflommen klare und 
torrefte auf das eifrigfte teilte und unterftügte, bis Friedrich 
Wilhelm durch fein Dazwifchenfahren bie natürliche Entwidlung 
der Situation ftörte und verdarb. Das ift auch in ber neuern 
Zeit u. a. die Auffaffung Häuſſers. Und darnach würde denn 
auch das Urteil über diefen Teil von Humboldt? Denkſchriften 
anders lauten müſſen, mie bei Treiticfe. Übrigens wirb ber 
Leſer felbft zu urteilen in der Lage fein, da wir zwei biefer 
Denkihriften in der ſächſiſchen Frage unten folgen laſſen. 

Mas die Denkſchriften in der Verfafjungsfrage überhaupt 
und in ber fpeciellen staiferfrage betrifft, jo find dieſe ſämtlich 
bis auf eine ungebrudt. Und da wir diefelben mehr oder min: 
der vollftändig unten mitteilen: jo wird auch über fie der Lefer 
ſich leicht ein Urteil zu bilden vermögen. Nach meiner Meinung 
find die Humboldtſchen Denkichriften überhaupt denen aller übri- 
gen Staatsmänner jener Zeit an politiſchem Scharffinn, jad: 
licher Gediegenheit und hiſtoriſchem Tiefblid bei weitem überlegen. 

In der nachfolgenden Denkſchrift ift von befonderem Inter⸗ 
efle, daß Humboldt, indem er ſowohl die Kaiferidee im Sinne 
Steins, wie die Teilungsidee Steind und Harbenbergs im Sinne 
einer Scheidung nad Nord und Süd verwirft, feinerfeits viel- 
mehr zum erftenmal in unzweideutiger Weife — um mich des obi⸗ 
gen Ausdrucks zu bedienen (S. 38) — das Ganze mit zwei 
gemeinfamen Spigen empfiehlt; d. i. — wie Humboldt fi 
ausdrüdt — feine „Teilung der Gewalt”, aber au feine 
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„Unterorbnung“, jondern „gemeinſchaftliche“ Oberleitung von 
Geſamt· Deutſchland durch „Oſterreich und Preußen“, aljo gleich 
fam eben als Konfuln oder Duumvirn. Man fehe beſonders 
außer der Einleitung der Denkſchrift die Paragraphen 9, 11, 12 
und 14. Es war bie eine Form, der naher Hardenberg in 
feinem Verfafjungsentwurfe ſich ebenſo unzweideutig anfchloß. 


„Im Dezember 1813 vom St. M. von Humbold geſchrieben *). 
Frankfurt, im Dezember 1818, 

Ich Habe erft hier Zeit gefunden, I. F., mein Verſprechen 
zu erfüllen, Ihnen meine Gedanken über die fünftige Verfaflung 
Deutſchlands mitzuteilen. Auch habe ich gern abgewartet in 
diefen Mauern zu fein. Hier mo bie Spuren ber ehemaligen 
Einrihtungen noch Achtung genug einflößen, um ebenfojehr vor 
der Gleichgültigkeit gegen ihren Untergang, ala vor dem Wahne 
zu bewahren, ihre Wiederheritellung als leicht anzufehen, läßt es 
fi mit mehr Ruhe und Ernft über die wichtigſte Angelegenheit 
teen, die ein Deutſcher behandeln fann. 

Der erite Vorwurf, den meine Vorſchläge erfahren werben, 
it vermutlich der, daß man jie auf wandelbare Vorausjegungen 
gegründet finden wird. Allein diefer Vorwurf trifft weniger mich, 
als die Sache. Eine wahrhaft fire Verbindung kann nur durch 
phyſiſchen Zwang, ober moralifhe Nötigung zuftande gebracht 
werden. Die Politik ift aber gerade jo angethan, daß fie auf 
die legtere wenig rechnen kann, wenn fie nicht den erfteren im 
Hintergrunde zeigt, und wie nötig und wirkſam dieſes Zeigen fei, 
hängt immer gar fehr zugleich von ber zufälligen Verknüpfung 
der Umftände ab. Sie darf alfo nie auf Mittel denken, die 
gleichſam abfolut fihernd jein folen, jondern nur auf folde, 
welche ſich jener Verfnüpfung, ſowie fie in fich wahrſcheinlich ift, 
am beften anfchmiegen, und fie am natürlichften beherrſchen. In 
die Möglichkeit einer Ungewißheit des Erfolges muß man fi 
immer ergeben, und nicht vergefien, daß der Geiſt, welcher eine 
Einrihtung gründet, immerfort notwendig ift, fie zu erhalten. 


*) Wilhelm v. ©. ſchrieb feinen Namen ohne t. 
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Brauchte man nichts Neues einzurichten, fünnte man die 
Dinge fo lafjen, wie fie, nad der Auflöfung bes Unftatthaften, 
von felbft fein werden: jo wäre es bei weitem vorzuziehen. Denn 
die Weltbegebenheiten gehen immer in bem Grabe befler, in dem 
die Menſchen nur negativ zu handeln brauchen. Allein Bier iſt 
dieſes unmöglich; hier muß etwas Pofitives geſchehen, erbaut wer: 
den, wo man gezwungen war nieberzureißen. Da der Rheinbund 
aufgelöft ift, muß entſchieden werden, was nunmehr aus Deutſch⸗ 
land werben fol, und felbft wenn man feinerlei Art der Ver 
einigung wollte, wenn alle Staaten einzeln fortbeftehen follten, 
fo müßte doch auch diefer Zuftand zugerichtet und gefichert werben. 

Wenn man aber über den zulünftigen Zuftand Deutichlands 
redet, muß man ſich wohl hüten, bei dem beſchränkten Geficht: 
punfte ftehen zu bleiben, Deutfchland gegen Frankreich fichern zu 
wollen. Wenn auch in der That der Selbftändigfeit Deutic: 
lands nur von dorther Gefahr droht, fo darf ein jo einfeitiger 
Geſichtspunkt nie zur Richtſchnur bei der Grundlegung zu einem 
dauernd mohlthätigen Zuftand für eine große Nation dienen. 
Deutichland muß frei und ſtark fein, nicht bloß damit es ſich 
gegen diefen oder jenen Nachbar, oder überhaupt gegen jeden 
Feind verteidigen fönne, jondern deswegen, weil nur eine auch 
nad) außen hin ftarfe Nation den Geift in fi) bewahrt, aus 
den auch alle Segnungen im Innern ftrömen; e8 muß frei und 
ftarf fein, um das, auch wenn es nie einer Prüfung ausgeſetzt 
würde, notwendige Selbfigefühl zu nähren, feiner Nationalent- 
widlung ruhig und ungeftört nachzugehen, und die mwohlthätige 
Stelle, die es in der Mitte der europäiichen Nationen für bie: 
felben einnimmt, dauernd behaupten zu können. 

Von diejer Seite angejehen, kann die Frage nicht zweifel: 
Haft jein, ob bie verfchiedenen deutſchen Staaten einzeln fortbe: 
ftehen*), oder ein gemeinſchaftliches Ganzes bilden follen? Die 
Heineren Fürften Deutfchlands bedürfen einer Stütze, die größeren 
einer Anlehnung, und felbft Preußen und Oſterreich iſt es mohl: 
thätig, ſich als Teile eines größeren und, allgemein genommen, 


*) Gegen bie Metternichſche Idee. 
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noch wichtigeren Ganzen anzufehen. Dies aus großmütigem Schuß 
und befeeibener Unterorbnung zufammengefegte Verhältnis bringt 
eine größere Billigkeit und Allgemeinheit in ihre, auf ihr eigenes 
Interefie gerichteten Anſichten. Auch läßt fi) das Gefühl, daß 
Deutihland ein Ganzes ausmacht, aus keiner deutſchen Bruft 
vertilgen, und es beruht nicht bloß auf Gemeinfamteit der Sitten, 
Sprache und Litteratur (ba wir es nicht in gleichem Grade mit 
ber Schweiz und dem eigentlihen Preußen teilen), jondern auf 
der Erinnerung an gemeinfam genofjene Rechte und Freiheiten, 
gemeinfam erfämpften Ruhm und beftandene Gefahren, auf dem 
Andenken einer engeren Verbindung, welche die Väter verknüpfte, 
und die nur noch in der Sehnfucht der Enkel lebt. Das ver- 
einzelte Dafein der ſich ſelbſt überlafienen deutſchen Etaaten (ſelbſt 
wenn man die ganz kleineren größeren anfügte) würde die Maſſe 
der Staaten, die gar nicht oder ſchwer auf ſich felbft ruhen kön: 
nen, auf eine dem europäiſchen Gleichgewicht gefährliche Weiſe 
vermehren, bie größeren deutſchen Staaten, felbit Oſterreich und 
Preußen, in Gefahr bringen, und nad) und nad) alle deutiche 
Nationalität untergraben. 

Es liegt in der Art, wie die Natur Individuen in Nationen 
vereinigt und das Menſchengeſchlecht in Nationen abfondert, ein 
überaus tiefes und geheimnisvolles Mittel, den Einzelnen, ber 
für ſich nichts ift, und das Geſchlecht, das nur in Einzelnen gilt, 
in dem wahren Wege verhältnismäßiger und allmählicher Kraft: 
entwidlung zu erhalten, und obgleih die Politik nie auf ſolche 
Anfihten einzugehen braucht, fo darf fie ſich doch nicht vermeſſen, 
der natürlichen Beichaffenheit der Dinge entgegen zu handeln. 
Run aber wird Deutſchland in feinen, nad) den Zeitumftänden 
erweiterten oder verengerten Grenzen immer, im Gefühle feiner 
Bewohner, und vor den Augen der dienenden, Eine Nation, Ein 
Volt, Ein Staat bleiben. 

Die Frage kann alfo nur die fein: wie joll man wieder aus 
Deutſchland ein Ganzes ſchaffen? 

Könnte die alte Verfaſſung wiederhergeſtellt werden *), fo 





*) Gegen Stein und Münfter. 
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wäre nichts jo wünſchenswert als dies; und hätte nur frembe 
Gewalt ihre in fih rüftige Kraft unterbrüdt, jo würde fie fi 
wieder mit Feberkraft emporheben. Aber leider war ihr eignes 
langſames Erfterben felbit hauptſächlich Urſache ihrer Zerftörung 
durch äußere Gewalt, und jeßt, wo dieſe Gewalt verfchwindet, 
ftrebt feiner ihrer Teile anders, als durch ohnmächtige Wünſche, 
nad) ihrer Wiedererweckung. Won enger Verbindung, von ftrenger 
Unterordnung der Glieder unter bem Oberhaupt, war durch bag 
Losreißen dieſes und jenes Teils ein loder zulammenhängendes 
Ganzes geworden, in dem, ungefähr jeit der Reformation, alle 
Teile augeinanberftrebten. Wie fol daraus das entgegengejeßte 
Streben hervorgehen, deſſen wir jegt jo dringend bebürfen? 

Erwägt man die einzelnen Punkte, jo wachſen ale Schwierig- 
keiten. Herſtellung der Kaiferwürde, Beichränfung der Wahl: 
fürften auf eine Heine Zahl, Bedingungen der Wahl, alles würde 
bei Haupt und Gliedern unendliche Hindernifje finden, und wenn 
alle überwunden wären, würde doch etwas Neues gebildet, nicht 
dag Alte hergeftellt fein. Denn niemand wird wohl an der Un: 
zulänglichfeit des ehemaligen Reichsverbandes zu ber jegt nötigen 
Sicherung unferer Selbftändigfeit zweifeln. Selbft unter den 
alten Namen müßte man alfo neue Geftalten jchaffen. 

Es giebt nur zwei Bindungsmittel für ein politiſches Gan— 
368: eine wirkliche Verfaflung, oder einen bloßen Verein. Der 
Unterſchied zwiſchen beiden (nicht gerade an ſich, aber für ben 
gegenwärtigen Endzwed beftimmt) liegt darin, daß in ber Ver— 
faſſung einigen Teilen die Zwangsrechte ausſchließend beigelegt 
werben, welche bei dem Verein Allen gegen ben Übertreter zu- 
ftehen. Cine Verfaſſung ift unftreitig einem Verein vorzuziehen; 
fie ift feierliche, bindender, bauernber; aber Verfafjungen gehören 
zu den Dingen, beren e3 einige im Leben giebt, deren Dafein 
man fieht, aber deren Urfprung man nie ganz begreift, und daher 
noch weniger nadbilden kann. Jede Verfaſſung, auch als ein 
bloß theoretifches Gewebe betrachtet, muß einen materiellen Keim 
ihrer Lebenskraft in der Zeit, den Umjtänden, dem National- 
Harakter vorfinden, der nur der Entwidlung bedarf. Sie rein 
nad Prinzipien der Vernunft und Erfahrung gründen zu wollen, 
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it im hohen Grade mißlich, und fo gewiß alle wirklich bauer- 
haften Verfafjungen einen unförmlichen und feine ſtrenge Prü- 
fung ertragenden Anfang gehabt haben, jo gewiß würde es 
einer von Anfang herein folgerechten an Beltand und Dauer 
mangeln. 

Auf die Frage: Soll Deutſchland eine wahre Verfaſſung 
erhalten? läßt ſich daher, meines Erachtens, nur fo antworten. 
Sprechen zu der Zeit, wo die Frage entichieden werben muß, 
Haupt und Glieder aus, daß fie Haupt und Glieder fein wollen, 
jo folge man der Anzeige, und leite nur, und befchränfe. Iſt 
das aber nicht, verlautet nichts als das kalte Verftandesurteil, 
daß ein Band für das Ganze da fein muß: fo bleibe man beichei- 
den beim Geringeren ftehen, und bilde bloß einen Staatenver- 
ein, einen Bund. 

Ale Verfaffungen, deren Dauerhaftigfeit ſich bemährt hat, 
haben eine gewiſſe Form in ihrer Zeit vorgefunden, an welche 
fie ſich bloß anſchloſſen, wie fich leicht Hiftorifch erweiſen ließe. 
Xun aber giebt e8 in unferer Zeit gar feine Form, die einer 
Verfaſſung Deutſchlands zur Grundlage dienen könnte; vielmehr 
iind alle jogenannten Konftitutionen durch die Erbärmlichkeit und 
Jerbredplichkeit der jeit der franzöſiſchen evolution bis zum 
Ekel wieberholten in gerechte Ungunft geraten. Dagegen iſt die 
vollfommene Ausbildung aller politifchen Formen der Verbindung 
der Staaten untereinander ber neueſten Zeit eigentümlih, und 
ein jegt zu gründender Staatenverein wird ſich daher auch beſſer 
durch dieſe feft knüpfen laſſen. 

Fragt man mich nun, was eigentlich die bindenden und 
erhaltenden Prinzipien in einer durch bloße Schutzbündniſſe 
gebildeten Vereinigung Deutſchlands ſein ſollen, ſo kann ich 
bloß folgende, allerdings wohl ſehr ſtarke, allein freilich meiſt 
moralifche nennen: 

Die Übereinjtimmung Öfterreih® und Preußens; 

das Intereſſe der größeften unter den übrigen beutichen 
Staaten; 

die Unmöglichkeit der Hleineren gegen fie und Ofterreih und 
Preußen aufzukommen; 
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ben wieber erwedten und durch Freiheit und Selbftändigfeit 
zu erhaltenden Geiſt der Nation; und 

die Gemährleiftung Rußlands und Englands. 

Die fefte, durchgängige, nie unterbrochene Überein- 
fimmung und Freundfhaft Öfterreihs und Preußens 
ift allein der Schlußftein des ganzen Gebäudes. Dieſe 
Übereinftimmung kann ebenfomenig durch den Verein gefichert, 
als der Verein, wenn fie mangelte, erhalten werben. Es ift der 
fefte Punkt außerhalb des Bundes, der gegeben fein muß, um 
ihn zu fehließen; und da er durchaus ein politifcher ift, ruht er 
auch auf einem rein politifchen Prinzip. Gerade aber indem man 
in das Verhältnis Öfterreih® und Preußens fchlechterbings nicht 
mehr Verpflichtendes bringt, als jedes Bündnis enthält, und bie: 
jelbe*) zur Grundlage ber Wohlfahrt des geſamten Deutſchlands 
macht, welche ihre eigene in ſich begreift, verftärft man fie durch 
das Gefühl der Freiheit und Notwendigkeit; wozu fi) die Ab- 
weſenheit alles Grundes zu einem ausſchließenden Intereſſe ge— 
ſellt, da zwiſchen beiden Mächten weder Unterordnung noch 
Teilung der Gewalt geſtattet wird, 

Die nach Öfterreih und Preußen größeften Staaten müſſen 
groß fein, damit fie ſich über alles Miftrauen und ale Furcht 
vor ihren nächſten Nachbarn erheben, ihr Gewicht zur Verteidi- 
gung der Unabhängigfeit des Ganzen fühlen und, frei von eigenen 
Beſorgniſſen, nur die gemeinſchaftlichen zu entfernen bedacht find. 
In diefem Fall können fih nur Bayern und Hannover be- 
finden. Die mittleren, wie Helen, Württemberg, Darmftadt u. a. m. 
waren, müfjen dagegen in ihren alten Schranfen gehalten wer: 
den. Ihre geringe Größe erlaubt nicht, fie über alle Heinliche 
und einfeitige Anfichten erhaben vorauszufegen; und eine fremde 
Macht muß daher ein großes Intereffe finden, einen einzelnen 
davon mit fi zu verbinden. 

Da e3 natürlich ift, daß in einer Zeit, wie Die gegenwär- 
tige, ohne Rüdjicht auf das Beftehende, alle Verhältniſſe einer 
neuen Prüfung unterwerfen werden, jo hört man jet oft bie 


*) D. i. die Übereinftimmung (Öfterreihs und Preußens). 
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wiefahe Behauptung: daß die Hleineren Staaten in Deutſchland 
ganz aufhören, und daß fie wenigftens vom Rhein und ber fran- 
zoͤſiſchen Grenze entfernt werden müflen. Da alle verbündeten 
Nächte gleich abgeneigt find, in einem Augenblid der Wieder: 
berftellung einer gerechten Ordnung der Dinge den Beſitzſtand 
alter, wenigftend ehemals mannigfach um Deutichland verbienter 
Fürftenhäufer anzutaften, fo bedarf diefer Punkt nur um den 
Gegenftand von allen Seiten zu beleuchten betrachtet zu werben. 

Die Verteidigung gegen freinde Macht könnte allerdings, in- 
iofem man Einheit unter den wenigen vorausfegen darf, bei 
einer Teilung Deutſchlands in vier oder fünf große Staaten ge- 
winnen*). Allein Deutſchland hat, mehr als jedes andere Reich, 
offenbar eine doppelte Stelle in Europa angenommen. Nicht 
glei) wichtig als politifhe Macht, ift es von dem wohlthätigften 
Einfluß durch feine Sprache, Litteratur, Sitten und Denkungsart 
geworden; und man muß jegt dieſen legteren Vorzug nicht auf: 
opfern, fondern, wenn auch mit Überwindung einiger Schwierig- 
feit mehr, mit dem erfteren verbinden. Nun aber dankt man 
jenen ganz vorzüglich der Mannigfaltigkeit der Bildung, melde 
durch die große Zerftüdelung eutftand, und würde ihn, wenn fie 
ganz aufhörte, großenteils einbüßen. Der Deutſche ift fih nun 
bewußt, daß er ein Deutfcher ift, indem er fi als Bewohner 
eines befonderen Landes in dem gemeinfamen Vaterlande fühlt, 
und feine Kraft und fein Streben werden gelähnit, wenn er, mit 
Aufopferung feiner Provinzial-Selbfländigfeit, einem fremden, ihn 
durch nichts anſprechenden Ganzen beigeorbnet wird. Auch auf 
den Patriotismus hat dies Einfluß, und fogar die Sicherheit der 
Staaten, für melde der Geift der Bürger die befte Gemähr: 
leiftung ift, möchte am meiften bei dem Grundſatz gewinnen, jedem 
feine alten Unterthanen zu laffen**). Die Nationen haben, wie 
die Individuen, ihre durch feine Politik abzuändernden Richtun- 
gen. Die Rihtung Deutſchlands ift ein Staatenverein 
zu fein, und daher ift es weder, wie Frankreich und Spanien, 
*) Gegen Münfter. 

=) Am Rande Bleiftift- Fragezeichen, mahrfdeinli von Stein her⸗ 
rühtend. 
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in Eine Mafje zufammengejhmolzen, noch hat eg, wie Stalien, 
aus unverbundenen einzelnen Staaten beitanden. Dahin aber 
würde die Sache unfehlbar ausarten, wenn man nur vier ober 
fünf große Staaten fortdauern ließe. Ein Staatenverein fordert 
eine größere Anzahl, und man hat nur zwifchen der nun einmal 
unmoglichen (und, meiner Meinung nad), keineswegs wünjden- 
würdigen) Einheit, und diefer Mehrheit die Wahl. Zwar kann 
es wunderbar feinen, wenn man gerabe bie Fürften des Rhein— 
bundes beibehält, und wenn die Herftellung ber Gerechtigkeit das 
Werk der Ungerechtigkeit und der Willkür beftätigt. Allein ein: 
zelne Änderungen können immer getroffen werben, und übrigens 
gewinnt in politifhen Gegenftänden das einmal Gefchehene und 
jeit Jahren Beftehende nicht abzuleugnende Aniprühe — einer 
der wichtigften Gründe, ſich Ungerectigfeiten glei von Anfang 
ſtandhaft entgegenzufegen. 

Ob gerade die Grenze mit Frankreich durch große Staaten 
gebildet werden foll, ſcheint mehr eine militäriiche Frage. Alein 
die Sicherheit Deutſchlands beruht auf ber, durch die übrigen 
deutſchen Fürften vermehrten Stärke Ofterreih® und Preußens, 
und diefe können es freier verteidigen, wenn fie, mehr entfernt 
ſtehend, durch eigene feſte Grenzen gefichert, zwifchen ſich und dem 
Feinde ein ihrer Aufficht und ihrem Einfluß. untermorfenes Ge 
biet haben. Auch die größeften Staaten verhindern nicht leicht, 
daß der Feind ihre Grenzen überfchreite, wenn einmal der Krieg 
wirklich ausgebrochen ift, und ihre unmittelbare Berührung führt 
diefen leichter herbei. Alle großen Staaten haben daher gern 
minder bebeutende zwiſchen ſich gelafien, und es kann immer 
Heine Staaten diesſeits, und (wenn, wie es billig der Fall fein 
jollte, der Rhein wieder ein deutſcher Fluß wird) auch jenfeits 
des Rheins geben, wenn nur die Schweiz und Holland unab> 
hängig find, man feine Angriffsfeitungen auf dem Rheine jelbft 
duldet, und ein paar fefte Pläge zur Unterftügung allenfallfiger 
Kriegsoperationen anlegt. 

Diefe vorläufigen Betrachtungen werben hinreichend jein, bie 
folgenden Vorjgläge zur Bildung einer Vereinigung Deutſchlands 
zu begründen. 
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1. 
Ale deutfchen Fürften vereinigen ſich durch ein gegenfeitiges 
Verteidigungd-Bündnis zu einem politiſchen Ganzen. 

Dies Bündnis ift eine volllommen gleiche und freie Ber- 
bindung, wie fie von fouveränen Fürften gefchloffen wird, 
und es findet unter den Mitgliedern desſelben feine andere 
Verſchiedenheit der Rechte ftatt, als welche fie felbit durch 
basfelbe freiwillig unter 1 eintreten lafien. 


Der Zwed vieles vurduder iſt die Erhaltung der Ruhe 
und Unabhängigkeit Deutſchlands, und die Sicherung eines auf 
Geſetze gegründeten rechtlichen Zuſtandes in den einzelnen deut⸗ 
iden Staaten. 

3. 

Die Gewährleiftung für diefes Bündnis wird von den großen 
Nähten Europas, namentlih von Rußland und England, über: 
nommen *). 

Da biefe beiden Mächte und Oſterreich und Preußen, 
auch als nichtdeutiche Mächte, durch eigene Allionztraktate 
verbunden find, fo würden dieſe, in Rüdficht auf dieſe 
Garantie, noch einer erweiternden Beftimmung bebürfen, 
inwiefern aud ein nicht auf fie, fondern auf Deutſchland 
unternommener Angriff zur Forderung einer Hilfe berech⸗ 
tigen folle. 

4. 

Diefe Garantie bezieht ſich jedoch nur auf die Beihügung 
Deutſchlands gegen auswärtige Angriffe, und die garantierenden 
Nächte begeben ſich aller Einmiſchung in die inneren Angelegen- 
beiten Deutſchlands. 

Ohne dieſe Beftimmung würde das Beftreben eines ober 
de3 anderen deutſchen Staates, ſich einer der garantieren: 
den Mächte gegen eine der größeren in Deutſchland zu be 
dienen, dem man immer entgegenfehen muß, zu ſehr be- 
günftigt werden. Die garantierenden Mächte müflen hierbei 


°) Zu „Rußland“ Bleiſtift- Bemerkung: „wohl allein,” von Stein. 
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von unbebingtem Vertrauen in die Mäßigung Preußens 
und Öfterreih® ausgehen. Das Bemühen, Alles durchaus 
fidern und gegeneinander abwägen zu wollen, führt nur 
Klagen und Uneinigfeiten herbei. 

5. 

Die Garantie der gegenſeitigen Rechte ber einzelnen deut⸗ 
ſchen Staaten, fie mögen aus dem Bündnis ſelbſt herfließen ober 
nicht, übernehmen Üfterreih, Preußen, Bayern und Hannover 
gemeinſchaftlich, und mit durchaus gleichen Befugniſſen. In Fällen, 
wo von ben Rechten einer ober mehrerer biefer Mächte jelbft die 
Nede ift, ruhen die aus der Garantie fließenden Rechte für diefe, 
und es treten anbere deutihe Staaten in ihre Stelle. Es wer- 
den zu biefem Behuf vier andere in beftimmter Folge im Bündnis 
eventuell bezeichnet. 

Diefe bejondere Garantie der inneren Rechte ift notwen: 
dig, um dadurch eine fehiebsrichterliche Vermittelung der 
Streitigfeiten der deutfchen Fürften untereinander zu erhal: 
ten. Bayern und Hannover dazu aufzunehmen, fehließt ſich 
an bie oben ausgeführte Idee an, diefe Staaten durch 
einen thätigeren Anteil in der Beförderung des gemein- 
ſchaftlichen Intereſſes ver damit zu verbinden. 


Das gemeinſchaftliche Banhais wird auf ewige Zeiten ges 
ſchloſſen, und jeder Teil tHut Verzicht auf das Recht, je davon 
auszuſcheiden. 

Hierdurch würde ſich dies Bünbnis von gewöhnlichen 
Bündniffen unterjheiden, deren Dauer von der Willkür 
jedes Teils abhängt. Jeder, auch noch fo feierlich vorher 
angekündigte Austritt würde als ein Bruch angefehen wer: 
ben und berechtigen, dem Austretenben feindlich zu begeg- 
nen. Diefe Beftimmung ift durchaus notwendig und auf 
keine Weile ungeredht. Denn das Ausfchließen eines beut- 
ſchen Fürften aus einem, auf die Sicherung der Unabhän- 
gigkeit Deutſchlands abzwedenden Bunde ift eine an ſich 
mibernatürlihe, faum denkbare, allein nie zu duldende 
Sade. 
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Bedingungen des Bündniſſes. 
Dieſe betreffen Gegenftände des äußeren und inneren 
Staatsrechts und der Gejeßgebung. 
Äußeres Staatsredt. 
7. 
Jeder deutſche Fürſt verbindet ſich, mit einer verhältnis- 
mäßigen Anſtrengung aller Kräfte feiner Staaten zur Berteidi- 
gung des gemeinfchaftlichen re thätig zu fein. 


Jeder fegt daher die ur, das Bündnis ſelbſt zu beftim- 
menden Streitkräfte in Bewegung, ſobald der Fall eines vater⸗ 
landiſchen Krieges eintritt. 

9. 

Die Erflärung, ob und wann ein folder Fall vorhanden 
ſei, geſchieht durch Öfterreih und Preußen; fie kann nur von 
beiden Höfen gemeinfchaftlih ausgehen; im Fall deutiches Gebiet 
von fremden Truppen feindlich betreten wird, bedarf es einer 
folgen Erklärung nicht. 

Da unter allen deutſchen Staaten nur Öfterreih und 
Preußen Mächte find, welche auch in den europäiſchen 
Staatsverhältnifien den Ausſchlag geben können, fo kann 
bas Recht der Kriegserflärung nur ihnen anvertraut wer- 
den. Das weiter unten (14) erwähnte ber Friedensſchlie- 
Bung beruht auf dem gleichen Grunde. Dem Bünbnis Bes 
fimmungen für den Fall beizufügen, wo dieſe beiden Mächte 
miteinander über einen fo wichtigen Punkt uneins wären, 
wurde durchaus ziwedlog fein. Ihre Übereinftimmung kann, 
wie fhon oben bemerkt worben, weber durch das Bündnis 
erzwungen, noch bei demjelben entbehrt werben. 

10. 

Jeder deutſche Fürft macht fi durch das Bündnis auf den 
Fall eines gemeinſchaftlichen Krieges zur Etellung einer gewiſſen 
Truppenzahl, und zu gewiſſen Xeiftungen zu den Kriegsbedürf⸗ 
niſſen anheiſchig. 

Es verſieht ſich von ſelbſt, daß Preußen und Oſterreich 
nicht nach Maßgabe ihrer deutſchen Beſitzungen, ſondern 

Squidt, Deutſche Berfoffungsfrage. 8 
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ihrer gefamten Kräfte, und als europäiihe Mächte, an einem 
ſolchen Kriege teilnehmen. Denn die hauptſächlichſte Bürg: 
ſchaft für die Dauer des deutſchen Vereins liegt gerade in 
dem Umftande, daß Öfterreih und Preußen die Unabhän: 
gigfeit und Selbftändigkeit Deutfchlands als unzertrennlich 
von ihrer eigenen politifchen Eriftenz anfehen. Bon einem 
bloß lauen Anteile einer diefer beiden Mächte an einem 
Verteidigungskriege Deutſchlands kann fernerhin nicht mehr 
die Rebe fein. 
11. 

Es wird eine gewiſſe Truppenzahl beftimmt, welche ben 
Staat, ber fie als Kontingent ſtellt, berechtigt, aus feinen Truppen 
ein eigene? Armeekorps*) zu bilden. Die Truppen aller übrigen 
Fürften werben in allgemeine Armeekorps vereinigt. Die Aufficht im 
Krieg und Frieden über biefe wird, nach zu treffender Übereinkunft 
Öfterreich3 und Preußens, wo möglich deutſchen Prinzen anvertraut. 

12. 

Jedem Fürften, deſſen Truppen ein eigenes Armeeforps bil: 
den, wird es felbft überlaffen, die Streitkräfte feiner Staaten in 
verfafjungsmäßigem Zuftand zu erhalten. Diejenigen aber, deren 
Truppen Teile der allgemeinen deutſchen Armeekorps ausmachen, ver: 
ſprechen, fi) auch in Frievenszeiten diejenige befondere Aufficht 
auf die Militäranftalten gefallen zu lafjen, ohne weldye feine Ein: 
heit erhalten werben könnte. Diefe Aufjiht wird von den Chefs 
diefer Armeen **) unter der Autorität derjenigen Macht ***) aus: 
geübt, welche fie beftellt hat. 

So notwendig eine ſolche Aufficht bei den kleineren Für: 
ften ift, fo unmöglich wäre fie bei den größeren. Der Ein: 
flug, den man auch bei ihnen hierauf ausüben muß, kann 
nur ein allgemein politifcher fein. 

13. 

Die gemeinſchaftliche Militärverfaffung Deutſchlands, die Er: 

richtung von Landwehr und Landſturm, die vieleicht notwendige 





*) Anmerkung von Stein mit Vleiftift: 25000 Mann. 
**) Anmerkung von Stein mit Bleiftift: Corps. 
*) D, i. nad $ 11 Oſterreichs ober Preußens. 
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Anfegung gemeinfchaftlicher Fetungen, die Verteilung des Kom- 
mandos im Kriege u. ſ. f. erfordert eine Menge anderer einzelner 
Leftimmungen, teils in dem Bundniſſe felbft, teils in eigenen 
Requlativen, die hier, wo es nur auf bie Hauptzüge ankommt, 
übergangen werben. 

14. 

Das Recht der Friedensſchließung bei einem gemeinfchaft- 
lien Kriege fteht allein Öfterreih und Preußen gemeinſchaftlich 
zu. Beide Mächte aber verſprechen, nie einen Frieden oder an: 
deren Vertrag einzugehen, durch welchen der Befigftand oder bie 
Rechte eines in dem Bündnis begriffenen Fürften gefchmälert 
würden. 

Einige, oder alle deutſche Fürften an dieſem Rechte teil- 
nehmen laflen zu wollen, würde ein durchaus vergebliches 
Bemühen fein. Angelegenheiten biefer Wichtigkeit werben 
immer nur buch den politiſchen Einfluß der Staaten auf- 
einander entſchieden werden; und Mächte wie Oſterreich 
und Preußen werden und können ſich in Dingen, von beren 
Entſcheidung ihre eigene und ganze, nicht bloß beutfche 
Exiſtenz abhängt, nie durch Verfaſſungen und Formen die 
Hände binden laffen. Diefe Formen würden bloß zum 
Schein daftehen, umgangen und durchlöchert werben. Es ift 
viel befier, geradezu ftillichweigend einzugeitehen, daß es feine 
Wohlfahrt für die deutſchen Fürften giebt, als ſich dem 
wohlverftandenen und gemeinſchaftlichen Intereſſe Oſterreichs 
und Preußens zu unterwerfen und keine Politik, als durch 
ihr Betragen und ihren Einfluß dieſe beiden Mächte immer 
enger mit fi untereinander zu verbinden. 

15. 

Me in dem Bündnis begriffene Fürjten verſprechen keinerlei 
Art von Vertrag oder Verbindlichkeit einzugehen, welche einem 
in demfelben enthaltenen Punkte zumiderliefe. 

16. 

Diejenigen, welche bloß deutſche Länder befigen, entiagen 
dem Rechte, an auswärtigen Kriegen und überhaupt an anderen 
als deutſchen Bundeökriegen teilzunehmen; darauf abzmwedende 
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Bündniffe zu ichließen, fremden Truppen den Eintritt in ihren 
Staaten zu geftatten oder die ihrigen in Sold zu geben. 

Diefe Beſchränkung kann auch den größeren deutſchen 
Fürflen, wie Bayern, nicht erlafien werden. Die Streit- 
kräfte Deutfchlands dürfen für ein fremdes Intereſſe weder 
zerfplittert noch geſchwächt werben, und man muß jeden 
Vorwand entfernen, welcher Deutihland in Kriege ver- 
wideln könnte, die nicht fein ummittelbareg Wohl angehen. 
Es verfteht fih, daß Hannover benjelben Grundfägen 
folgen muß. 

17. 

Alle deutſchen Fürften verſprechen, ihre Streitigkeiten unter- 
einander durch gütlichen Vergleich beizulegen, wenn aber ein folder 
nicht follte zuftande gebracht werden können, fi unbedingt dem 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch der die innere Ruhe Deutſchlands 
garantierenden vier deutſchen Mächte, deren im vorigen (5.) er= 
wähnt worben ift, zu unterwerfen. 

Die Art der Behandlung der Angelegenheiten, welche 
vor biefen ſchiedsrichterlichen Ausipruch gebracht werden, 
muß in dem Bündnis genau beftimmt werden. Es muß 
dadurch felbft die entferntefte Möglichkeit zu jeder inneren 
Fehde abgeſchnitten fein. Die Streitigkeiten der einzelnen 
Staaten Fünnten zwar bei den garantierenden Fürften auf 
mehr al3 Eine Weife ausgemadt werden; allein am beſten 
wäre e3, einen eignen Gerichtshof unter ihrer Aufficht zu 
beftellen, bei welchem bie anderen Fürſten auch Mitglieder 
haben könnten, deſſen Ausiprühe aber immer nur von 
jenen vier größeren Mächten vollzogen würden. 

Inneres Staatsrecht. 
18. 

Obgleich jeder Fürft mit allen Souveränitätsrechten inner- 
halb feiner Staaten begabt wäre, fo müßten doch in jedem deut» 
ſchen Etaat Stände errichtet oder hergeftellt werden. 

Gut eingerichtete Stände find nicht bloß eine nötige 
Schutzwehr gegen die Eingriffe ber Regierung in die Brivat- 
echte, fondern erhöhen auch das Gefühl ver Selbftändig- 
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feit in der Nation und verbinden fie fefter mit ber Re— 
gierung. Sie find überdies eine altdeutſche Einrichtung 
und nur in neueren Zeiten abgelommen oder zu einer leeren 
Förmlichkeit geworden. 

19. 

Bei Beftimmung der Rechte der Stände müffen gewiſſe Grund⸗ 
, als allgemein durch ganz Deutichland geltend, angenommen 
den; im übrigen aber muß die Verſchiedenheit eintreten, welche 
ehemalige Verfafjung ber einzelnen Länder mit fi bringt. 

Eine ſolche Verfchiedenheit ift nicht allein durchaus un: 
ſchädlich, fondern fie ift notwendig, um in jedem Lande 
die Verfafjung genau an die Eigentüimlichleit des National: 
Charakters anzuſchließen. Die der neueften Zeit ſehr eigne 
Methobe, allgemeine, theoretifch gebildete Neglement3 ganzen 
Ländern vorzufcreiben und dadurch alle Mannigfaltigkeit 
und Eigentümlichkeit nieberzufchlagen, gehört zu den ge- 
fährlicäften Mißgriffen, die aus einem unrichtig verftan- 
denen Verhältnis der Theorie zur Praxis entipringen können. 

Diejenigen Grundfäge, welche indes wirklich allgemein 
gemacht werben müßten, würden eine genauere Ausführung 
in dem Bünbniffe felbft erfordern. 

20. 

Die Verhältniffe der mebiatifierten Reichsſtände bedürfen noch 
rbem eigner Feitfegungen. 

Diefe Verhältnijie müßten mehr nad ftaatsrechtlichen 
Grunbfägen, als gerade mit hiſtoriſcher Rückſicht auf die 
ihnen bei der Mebiatifation, die nicht? als eine Gemalt- 
handlung war, gelafjenen Rechte beftimmt werden. Es 
muß hierbei notwendig die doppelte Frage entftehen: ob 
es nicht beſſer fein dürfte, die mebiatifierten Reichsſtände 
gänzlich den übrigen Landftänden gleichzuftellen? oder im 
Gegenteil ihre Verhältniſſe noch günftiger zu beitimmen, 
und dann auch die Fleineren unter den jegt fouverän ge— 
laſſenen Fürſten zu mebiatijieren und größeren unterzu: 
orbnen? 

Das eritere wäre hart gegen eine ſchon höchſt ungerecht 


In 
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behandelte Kaffe und würde wenig oder feinen Nutzen 
bringen. 

Das letztere wird bei allen denen Beifall finden, welche 
wünſchen, Deutſchland bloß aus einigen großen Staaten 
beftehen zu fehen. Ich würde aus den im Anfange dieſes 
Aufiages angeführten Gründen dagegen fein. Deutichland 
wird fein Staatenverein und das Wefentlichfte, feine Ein- 
beit, leidet, wenn es bloß vier oder fünf Staaten zählt. 
Es läßt fih aledann keine Garantie der inneren Rechte, 
fein gemeinfchaftlicher Gerichtshof denken, und alle media 
tifierte Fürften würden fehr bald ihre Rechte gegen bie 
Eingriffe der größeren Regierungen verlieren. Die gegen: 
wärtigen Vorſchläge beſchränken aber ſchon bergeftalt die 
Souverãnitãtsrechte ber kleineren, jetzt beſtehenden Fürften, 
daß der gemeinſchaftlichen Sicherheit keine Gefahr daraus 
erwachſen kann. 

Die allgemeine Aufhebung der Mediatiſation für alle, 
welche unter ihr gelitten haben, würde unüberfteigliche 
Hindernifje finden. 

2l. 
Eingriffe der Regierungen in die Rechte der Stände fünnen 
von dem beeinträchtigten Teile den vier Mächten, welche die innere 


„Garantie in Deutſchland übernehmen, angezeigt werden, und es wird 


darüber von dem unter ihre Aufficht geftellten Tribunale entſchieden. 
22. 

Auf dem gleichen Wege kann auf Klagen der Stände über 
verſchwenderiſche Regierungen ein temporäres Sequefter ihrer 
Länder eingeleitet werben *). 

23. 

Es wird, nach der Bevölferung, eine gewiſſe Normalgröße 
eines deutſchen Staates beftimmt, von welcher es abhängt, ob 
bie Civilprozeſſe feiner Untertyanen ſollen innerhalb besjelben 
durch alle Inftanzen gehen können? ober ob die höchſte Inſtanz 
außerhalb gejucht werden muß? 


*) Beiftift-Sragegeicen, ohne Zweifel ebenfalls von Stein. 
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24. 

Derjenige Staat, welcher nicht groß genug ift, um brei 
Civilinftanzen in ſich felbft zu begreifen, muß auch feine Kriminal- 
urtel, fobald die erfannte Strafe einen zu beftimmenden Grab 
erreicht, einer fremden Revifion unterwerfen. 

Da kleinere Staaten jchledhterdings nicht‘ drei geſchiedene 
und gehörig beiegte Gerichtshöfe zu unterhalten im ftande 
find, fo ift dieſe Feſtſetzung durchaus notwendig, wenn 
Wilfür vermieden werben fol. 

25. 

Ein folder Staat kann ferner feine das bisher in ihm be- 
ftehende Eivil- und Kriminalrecht abändernde Verordnung er- 
gehen laſſen, ohne diefelbe demjenigen, an deſſen höchſte Gerichts- 
höfe er die Appellation zugeben muß, zur Genehmigung vorzulegen. 

Die Rechtspflege und die Gejeßgebung ftehen in fo enger 
Verbindung miteinander, daß dieſe Beftimmung ſchlechter⸗ 
dings durch die vorige notwendig gemacht wird. 

26. 

Wenn derjenige Staat, welchem andere in Abſicht der Appel: 
lation unterworfen find, offenbare Unregelmäßigfeiten in ben 
Gerichtshöſen diejer bemerkt, kann er durch die vier, die innere 
Ruhe Deutihlands garantierenden Mächte eine Revifion derjelben 
veranlafjen. 

- 27. 

Um den Eleineren Staaten auf eine bequeme und nicht koſt⸗ 
bare Weile eine höchſte Inſtanz zu verſchaffen, werden fie alle, 
nad ihrer geographiichen Lage, einer jener vier größeren Mächte 
zugeteilt, welche alsdann jene Rechte über fie ausübt. 

Viel beſſer als diefe Einrichtung wäre die Anordnung 
eines eignen Gerichtöhofes für alle Fürften, von beren 
Staaten aus am andere appelliert werben müßte, wie ein 
ſolcher ehemals vorhanden war. Mit diefem müßte dann 
ein befonderer geleßgebenber Rat für ganz Deutihland 
verbunden fein, deſſen Ausfprüche für jene kleineren Fürften 
verbindend wären und deſſen Gutachten auch die größeren 
einholen Könnten — ein Weg, auf welchem vielleicht nach 
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und nad eine allgemeine deutſche Gefeßgebung zuftande 
tüme. Allein es ift fehr ſchwer, wenn fein Reichsober⸗ 
haupt vorhanden ift, einem ſolchen Gerichtähofe die ge: 
börige Konfiftenz, Unabhängigkeit und Einheit zuzuſichern. 

Ob diefer Gerichtshof mit demjenigen, von welchem 
‚oben (17.) die Rebe war und ber eigentlich nur publiziftifche 
Fragen zu enticheiden haben würde, verbunden werben 
tönnte, erforbert genauere, nicht hierher gehörende Unter: 
ſuchung. 

Geſetzgebung. 

In Rüdfiht dieſer würde ich, außer dem ſchon im Vo— 
rigen (25. 27.) über die Civil- und Kriminalgeſetzgebung 
Gefagten, nur folgende Beſtimmungen aufzunehmen vor- 
ſchlagen. 

28. 


Jedem Unterthanen eines deutſchen Staates ſteht es frei, 
in einen anderen deutſchen Staat auszuwandern, und es kann 
ihm hierin keine Schwierigkeit entgegengeſtellt, noch ein Abzug 
von feinem Vermögen auferlegt werben. 

Dieſe Freiheit ift die Grundlage aller Vorzüge, melde 
der Deutiche für feine individuelle Eriftenz aus der Ver- 
bindung Deutſchlands zu einem Ganzen zu ziehen vermag. 

29. 

Ale Verweiſung von Verbrehern, Vagabunden und ver- 
dächtigen Perfonen aus einem deutſchen Staat in einen andern 
hört von jegt an gänzlich auf. 

30. 

Die Freiheit, auf fremden deutſchen Univerfitäten zu ſtu— 
dieren, ift allgemein und wird durch feine Beftimmung, auch 
nicht durch bie, wenigftens eine gewiſſe Zeit auf einer inländi- 
ſchen geweſen zu fein, beſchränkt. 

Die Gleichmäßigkeit der Fortſchritte der Geiſtesbildung 
in dem geſamten Deutſchland hängt vorzüglich von dieſer 
Freiheit ab, bie auch in politiſcher Rückſicht weſentlich not- 
wendig iſt. 
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3l. 

Die deutſchen Staaten fließen einen, allen ihren gegen- 
feitigen Verkehr umfaſſenden Handelsvertrag, in weldem wenig⸗ 
ftens das Marimum aller Eingangs: und Ausgangszölle im In— 
nern von einem beutfhen Staat in den andern beftimmt wird. 
Die darin gemachten Feitfegungen können nur gemeinfchaftlich 
abgeändert werben. ‚ 

Es ließe ſich vielleicht auch in anderer Hinficht ein Zu: 
ſammenwirken der deutichen Staaten in Finanz: und Han- 
belsangelegenheiten denken und aladann könnte eine gemein- 
ſchaftliche deutſche Handels⸗ und Finanzbehörde nüglich fein, 
der es vielleicht möglich wäre, an ben mwegen ber folida- 
riſchen Obligationen der Fürften angeordneten Comite, 
welcher ohnehin bis 1821 beftehen muß, anzufchließen. 


* . * 

Dies, lieber Freund, wären etwa meine, bier erit flüchtig 
Hingeworfenen Vorſchläge. Sie müfjen aber nie vergeffen, daß 
diefer ganze Auffag nur ein Verſuch ift, zu zeigen, was noch 
geſchehen kann, wenn einmal die Wieberherftellung einer Verfaf- 
fung mit einem wahren Reichs-Oberhaupte, wie ich glaube, un- 
möglich ift. Könnte man bem beutjhen Reich ein Oberhaupt 
wiedergeben (welches aber, um nicht viel größere Nachteile herbei: 
zuführen, genug Macht befigen müßte, um fi) des Gehorfams 
zu verfichern, und genug Achtung, um nit zur Eiferſucht und 
zum Widerftande zu reizen), fo müßten freilich die meiften Dinge 
anders eingerichtet werben, als hier gejagt ift. Denn alsdann 
müßten dem Oberhaupte aud wahre Reihsftände, mit größeren 
fh auch auf die äußeren politifchen Verhältniſſe beziehenden 
Rechten gegenüberftehen.“ 


XIV. E. M. Arndt über künftige ſtändiſche 
Perfaffungen in Deutſchland. 
Winter 1813]14. 


Auf Steins Wunſch ſchrieb Arndt unter obigem Titel eine 
Flugſchrift, die in Mein Oftav, 88 Seiten ftart, ohne Ortsangabe 
und nur mit ber Jahrzahl 1814 erſchien. Wir willen aber, 
daß Arndt fie im Winter 1813/14 in Frankfurt a. M. verfaßte 
und herausgab. Wir dürfen fie in ben Februar 1814 fegen, 
da fie ohne Zweifel der Denkjchrift Steing vom 10. März voran- 
ging. Dafür zeugt, daß diefe nicht mehr die Kaiferidee vertritt, 
von der allein aus Stein zu Arndts Schrift Veranlaſſung ge 
geben haben fann, und bann der Umftand, daß Steins Denk 
ſchrift mindeftens in einem Punfte (im 8 8) offenbar ben An- 
tegungen der Arndtſchen Schrift folgte. 

Wir erinnern uns, daß diefe von Treitſchke ſehr abfällig 
beurteilt wurde, als ob Arndt „noch gar nicht über die weſent⸗ 
lichen ſtaatsrechtlichen Begriffe nachgedacht” habe (fiehe oben 
©. 27 u. 76). Und doch bewegt ſich derfelbe im Grunde ganz in 
den gleichen Idealen und Anfchauungen, wie big dahin Stein. 
Wie hätte e8 auch anders fein können! Hatte er doch feit dem 
Auguſt 1812 in Petersburg mit Stein gemeinfam alle patrioti= 
ſchen Ideen gehegt und gepflegt! Er preift baher wie dieſer die 
alte Monarchie des 10. bis 13. Jahrhunderts, indem er aug- 
führt: „In den erften Jahrhunderten des Neiches waren bie 
Fürften nur ein Teil bes Volkes und gleich allen übrigen bes 
Kaiſers Unterthanen.” Die „Herzoge, Landgrafen u. |. m. waren 
Beamte des Kaifers und Reiche“. „Späterhin ... . verftanden 
die Reichsbeamten ſich erblih zu machen und die Menſchen, die 
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fie bisher im Namen des Kaiferd und Reichs regiert hatten, als 
ihre eigenen Unterthanen anzufehen und zu regieren.” „Doc 
blieb in allen Heinen und großen Landen des Vaterlandes neben 
den Fürften eine geheiligte Macht beftehen, nämlich) Stände, ohne 
deren Bewilligung und Einftimmung biefelben feine Gejchäfte 
und Unternehmungen von Wichtigkeit wagen, noch neue Einrich⸗ 
tungen und Gejege machen durften.” In der Folge aber feien, 
„vorzüglich feit dem unfeligen 3Ojährigen Kriege, die alten Drb- 
nungen und Berfaflungen des Baterlandes immer mehr durch⸗ 
brochen und vernichtet” worden. Die „jüngften Jahrzehnte” 
hätten vollends „die noch übrigen wenigen Trümmer bes alten 
heiligen Reiches abgebrochen“ u. |. w. (S. 21 ff.) 

Hiernah wünſcht er wie Stein nicht eine Befeitigung der 
Fürften, ſondern nur „die Stellung aller deutſchen Fürften und 
Lande unter Ein gemeinfames Oberhaupt, Kaifer oder König“ 
(S. 29). Ebenſo begehrt er „die Stiftung großer Reichsgerichte“ 
mit einer ſolchen Zahl von „Ober- und Unterrichtern, daß bie 
geſchwindeſte Schlichtung der Zwilte möglich fei”. Ebenſo und 
vor allem einen „Deutſchen Reichstag”. Diejen aber will er 
moderner und fonjequenter wie Stein geftalten. Er will ihm 
nicht wie diefer nad) der alten Reichsverfaſſung „drei“ Kollegien 
geben und nur dem „dritten“, dem „ftäbtifhen“, ein Häufs 
lein von Abgeordneten der Territorialftände „beiordnen“; viel- 
mehr verlangt er, baß der ganze Reichstag — wie heute — 
nur aus gewählten Volksvertretern oder aus „Landboten“ be 
ſtehen folle, die jedod im Anſchluß an Stein „von den Ständen 
der einzelnen Landſchaften und Staaten bes Reichs gewählt wer: 
den“ follen. Diefer Reichstag hält „wenigftens die Hälfte des 
Jahres Sigungen“ und wird „je alle fünf oder ſechs Jahre 
neu gewählt”. Er bat „über bie allgemeinen Angelegenheiten 
des Vaterlandes zu ratihlagen” und natürlich auch über bie 
„Geſetze, welche für das ganze Reich gelten” follen und „mobei 
man fo fehr wie möglich die alten deutſchen Rechte und Sagungen 
und die Eigenheiten und Bedürfniſſe des Volles und Landes im 
Auge” zu halten hat. Den „Vorfiger oder Sprecher ernennt ber 
KRaifer oder König”. „Die Verhandlungen des Reichstags find 
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die öffentlichften, weil er das Palladium des Glüds und ber 
Freiheit fein fol.” Und in Verbindung verlangt er „die un= 
beſchränkteſte Preßfreiheit, ohne welche auch die bürgerliche Yrei- 
heit nicht beftehen fan; bei ihr liegen Gift und Gegengift bes 
menſchlichen Geiſtes immer neben einander”. Endlich: „Einerlei 
Münze, Maß und Gewicht, Abfchaffung der Abzugs-, Durch⸗ 
zugs⸗ und Geleitögelber, der inneren Land» und Stromgölle und 
anderer Pladereien” (E. 29 ff.). 

Daß Arndt „der Rechte der Fürften nicht gedenke“, trifft 
nit zu. Daß er die Fürften oder ihre Vertreter zu dem Reichs: 
tag nicht zulaſſen will, giebt er allerdings deutlich genug zu ver: 
ftehen; und ausdrücklich fordert er fogar, daß fie auch weder eine 
ftändige noch eine periodifche Vertretung beim Reichsoberhaupt 
haben follen. Doch räumt er ihnen das Recht ein: ihre „beion- 
deren Anliegen (an das Reichsoberhaupt) durch befonders ernannte 
Gefandte zu beforgen, deren Anwefenheit aber nur für den 
einzelnen Auftrag und nicht für immer ift“ (S. 30). Er 
möchte gern, gleichwie Stein, die Fürften im Hinblid auf die 
alte Monarchie ald Unterthanen des Kaiſers, als bloße Reichs- 
beamte, wenn auch erbliche, angefehen wiſſen; doch in Bezug auf 
die Verfaffung der Einzelftanten legt er ihnen, wie wir gleich 
fehen werben, gar feine geringe Macht bei. Ob fie außerhalb 
des Reichstags eine Rolle in der Reichsverfaſſung fpielen follen, 
etwa in ber Reichsregierung durch Telegation, — biefe Frage 
hatte er ein Recht unberührt zu laſſen, da feine eigentliche Auf- 
gabe gar nicht die Gefamtverfaffung Deutſchlands ift, fondern Die 
ftändifhen Verfaffungen in demſelben; doch liegt e8 auf der Hand, 
daß er ihnen fraft jenes bejonderen Geſandtſchaftsrechtes 
aud das Recht einräumte, über jede das Reich und den Reichs— 
tag, die Reichöverwaltung und die Neichögefeggebung betreffende 
Frage mit dem Reichsoberhaupt und deſſen Organen zu verhan- 
dein. An die Gefamtverfaflung knüpft er nur an, weil fih unter 
berfelben, wie er jagt, „die einzelnen Herrſchaſten und Lande reihen, 
die im Stleinen eine Ähnlichkeit des großen Bildes darſtellen“ 
follen, „d. h. auch in ihnen wird eine freie und menſchliche Ver- 
faſſung begründet” (S. 32). 
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Im Bezug auf diefe Verfaffung der Einzelländer geht Arndt 
ebenfalls mit Etein Hand in Hand. Wie diefer will er an die 
Elemente der alten Landſtände angefnüpft wiſſen und bie Geift- 
lichkeit als ſolche, d. h. al3 Stand mit geringen Ausnahmen aus⸗ 
ſchließen. Wie Stein und faſt alle deutſchen Staatsmänner jener 
Zeit betrachtet er Adel, Bürger und Bauern als die notwendigen 
drei Beftanbteile der Landftände, nur daß er die Reihefolge: Adel, 
Bauer und Bürger aufftellt, weil er fie ala Vertretung des großen 
Grundbefiges, des fleinen Grundbefiges und ber Induſirie auf⸗ 
faßt (S. 32. 71). 

Arndt verlangt, wiederum wie Stein u. a., eine Reform des 
Adels oder, wie er ſich ausdrückt, eine „Wiederherſtellung und 
Reinigung des Adels, jo daß er wieder als etwas Würdiges er⸗ 
ſcheinen könne”. Aber er ſchneidet zu dem Ende tiefer ins Fleiſch 
wie Stein, feitdem dieſer von ber Abficht einer radifalen Ampu= 
tation, d. 5. einer vollftändigen Abſchaffung des Geburtsadels, 
wie er fie 1808 mit Gneifenau, Scharnhorft, Grolmann und Boyen 
plante *), zu feinem angeborenen Adelsftolz und feinen früheren ge: 
mäßigten Reformabficten**) zurückkehrte. Die von Arndt empfoh: 
Iene Reform ging dahin: „Nur ſolche Familien, die, von 15000 
Reichsthalern jährlicher Einkünfte aufiteigend, Majorate befigen, 
werden als wirklihe adlige Familien angejehen, und ftellen 
dur die Familienhäupter als eigenen Landftand den Adel dar. 
Auch die jüngeren Söhne biefer Familien werden nicht als Abel 
betrachtet, fondern nur zum Volke gerechnet. Aller andere Adel, 
außer biefem auf Grundbefig ruhenden Majoratsabel, reich oder 
arm, alten Geſchlechts ober in den legten Jahrhunderten geftem- 
pelt, fällt dem Volte zu und wird nach feinem Beſitz oder Ge: 
werbe entweber zum Bauer- oder Bürgerjtande gezählt.” 
(S. 47, 50, 54.) Der Begriff des „Adels“ ift hiernach aljo auf 
den engen Begriff jenes reichen Majoratsadels beſchränkt, der nur 
Lords aber feine Junker als Adel duldet, und dem daher Arndt 
nicht anfteht, die „Rolle eines Vermittler zwiſchen dem Volke 








*) Berk 2, 212. 
**) Berh 2, 187 ji. 
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und den Fürften, und zwiſchen den Fürften und dem Oberhaupte 
be3 Reiches” zuzugeftehen (S. 72). 

Bauer „im meiteften Sinne bes Wortes” ift nah Arndt 
„jeder Dann, der eigenen Grunbbefig hat“, alſo aud) ver „Majo- 
ratsadel“. Im engeren Sinne aber bilden den „Bauernftand“ 
alle fonftigen Landbeſitzer, „ablige und bürgerliche”. Auch er, 
ober vielmehr der „Srundbefig” bedarf einer Reform, und zwar 
durch „Adergefege”, wobei die Majorate für Adel und Bauer be: 
fürwortet werden (S. 56 ff.). 

Nicht minder empfiehlt Arndt eine Reform des Bürgerftan- 
des, indem er bejonders den Inmungen, Zünften und Gilden 
in fo eigentümlicher Weife das Wort redet, da hier mwenigftens 
ein ganz Meiner Ausſchnitt Raum finden mag. „Damit, jagt er, 
bei der zu großen Flüchtigkeit und dem zu geſchwinden Wechſel 
ber Dinge im ftädtifchen Leben, und bei der Wirkung, welde 
diefe Art notwendig auf das Gemüt der Menſchen haben muß, 
aller Grund von Sitte und Gefeg nicht erſchüttert und endlich 
verſchüttet, und der Menſch nicht in Wildheit und Unglüd der 
Triebe hineingerifien würde — fuchten alle mohlgeorbneten Staaten 
ein Gegengewicht gegen diefe zu große Leichtigkeit und Flüchtig- 
feit. Und auch unfere Vorfahren haben das gethan; fie ſchufen 
etwas, das die wilden Triebe zügeln und die flatterhaften Geifter 
feſſeln fönnte: nämlich Innungen, Zünfte und Gilden. Ich weiß 
wohl, baß die Theorie der Freiheit unferer Tage dieſe 
Ordnungen al3 Gängelbande der Unmündigkeit verlacht und als 
Notbehelfe der Barbarei des Mittelalters verfpottet hat, deren un- 
felige Refte auf das gefchwindefte weggeſchafft werden müßten, 
damit die mündige Menfchheit in ungefefjelter und würdiger Frei- 
heit wandeln könne; aber ich habe den Begriff von der mündigen 
Menſchheit nicht, den gewiſſe Herren von ihr hegen. Ich weiß 
wohl, daß wir ben Menjchen, die vor taufend und vor zweitau= 
ſend Jahren lebten, an Geift unendlich überlegen find; aber daß 
unſer Staat fo ganz ohne Ballaft auf gut Glüd durd die 
Lüfte jegeln und den Stürmen überlafjen werden bürfe, 
das weiß ih nicht. Wie der Menſch nun einmal gefchaffen ift, 
mit feinen Trieben und Leidenjchaften und feinen Kräften und 
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Anlagen zwiſchen Himmel und Erbe ſchwebend, ſchießt er durch⸗ 
aus ın das Bobenlofe und Maßlofe hinein, wenn man ihm nicht 
irgendwo einen Mittelpunft giebt, wohin ihn eine unbewußte 
Schwere nad) langem Flattern immer zurüdträgt; wenn man ihn 
nicht irgendwo durch Sitte und Gebrauch befeitigt, welche 
immer befier halten, als alle geiftigen Künſte und Lehren. Wollen 
wir aljo ein feftes, frommes, ehrbares und gehaltenes Yürger: 
weſen haben, jo müfjen wir unfere Bürgerſchaften nach alter 
Weile unferer Väter wieder in fihere Schranken von Innungen 
und Zünften fchließen. Aus diefen miederhergeftellten und er- 
frügten Einrichtungen, melde echt germanifhen Stammes 
find, räumen wir alles Nihtige und Tote weg, das für 
unfere Zeit nit paßt, alle unnügen Mißbräuche und 
Hemmungen menfhlider Kräfte und Entwidlungen“. 
(S. 63 ff. 68 fi.) 

Die genannten brei Stände bilden die Grundlage der Land- 
fände in jedem einzelnen Yande bes Reiches. Sie „haben in 
allen Geſchäften und Bedürfniffen des Landes die ratſchlagende 
und mitregierende Macht“. Arndt verfteht darunter augenfällig, 
wie er an anderer Stelle fagt, die „Bewilligung und Einftim- 
mung” zu allen „Geihäften und Unternehmungen von Wichtig: 
keit“ und zu allen „neuen Einrichtungen und Gefegen“. Die „Räte 
und Miniſter“ des Fürften find ihnen „verantwortlih“. „Ges 
ſchieht Ungefeglies und Frevelhaftes in Verordnungen und Aus: 
Führungen, fo werben fie von den Ständen zur Rechenichaft ge- 
zogen und, wenn fie ſchuldig find, beftraft”. (©. 73, 13.) 

Die „Fürften” find zwar vor allem „pflichtig gegen das 
Algemeine, gegen das Reich, ohme welches fie nichts fein mür- 
den“ ; fie ftehen durchaus „unter“ Kaifer und Reid. Aber fie 
find doch „Herrſcher“ in ihren „Staaten“; es fteht ihnen in den— 
jelben „die ausführende Gewalt in den Grenzen zu, welde 
duch die allgemeinen Gefege Deutſchlands beitimmt 
find“ ; ihre „Perſon“ gilt al „heilig“ und „unverletzlich“, wo: 
gegen aber ihre „Räte und Minifter verantwortlich find”. (S.73,74.) 

So viel von Arndt. Mag man aud feine Meinungen, 
ſelbſt für jene Zeit, nicht teilen, wie auch ich es nicht vermag: 


128 ©. WM, Arndt über fünftige ftänbifhe Berfaffungen in Deutjſchland. 


fo fann man ihm doch das „Nachdenken“ über dieſe Dinge nicht 
wohl abſprechen. Auch kann ich nicht beiftimmen, wenn Treitſchle 
ferner jagt (S. 675): „Die wenigen politiſchen Säte der Schrift 
fiegen vereinzelt wie bie Mufcheln am Strande im diden Sande 
moraliſcher, hiſtoriſcher, ethnographifcher Betrachtungen“. Ich 
glaube vielmehr, daß, wenn man von einſeitigen Parteiſtand⸗ 
punkten abfieht, das Schriften mehr politiigen Wert hat und 
von einer tieferen, allerdings auch moraliſchen und hiſtoriſchen 
Auffaffung zeugt, als mander dide Band parlamentarifcher Ver: 
Handlungen. Ethnographiiches kommt darin gar nicht vor. 


XV. Denkfchrift Steins über die deuffche 
Bundesverfaffung, 
Chaumont, 10. März 1814. 


Inzwiſchen hatte die deutſche Verfaſſungsfrage eine ganz 
andere Wendung genommen. Um den Jahreswechſel waren die 
Heere der Verbündeten über ben Rhein und in Frankreich vor 
gedrungen. Schon am 28. Januar 1814 jegten die Mächte in 
Langres bei Beftimmung der Grundlagen für bie Friedensver- 
bandlungen feft: Deutichland folle aus unabhängigen Fürften 
beftehen, vereinigt durch einen Bund, der Deutſchlands Unab- 
bängigfeit verbürge. Bei den Friedensverhandlungen in Chatillon 
wurde Preußen, wie fait bei allen Anläſſen, durch Humboldt ver: 
treten. ALS dann am 1. März die vier verbündeten Mächte zu 
Shaumont auf der Grundlage von Langres einen neuen Bund 
ſchloſſen, wurde auch die obige Beftimmung in betreff einer fünf: 
tigen Bundesverfaſſung Deutſchlands erneuert, und ausdrücklich 
gefagt: „Die deutſche Bundesakte wird auf Grundlagen aufge 
führt werben, welche dem Gefamtverein Kraft geben, und jeden 
Bundesftaat unter den Schuß einer Verfafjung fegen, die feine 
ſtaatliche und bürgerliche Freiheit gewährleifte. Die hohen Ver— 
bündeten werben den Abſchluß dieſer Akte bejhleunigen, um bie 
betreffenden Rechte der Mittelbargeworbenen, der Reichsritterſchaft, 
fowie die der anderen Stände feitzufegen.” 

Diefe Formulierung zeigt zur Genüge, daß fie unter Mit 
wirkung Steins erwuchs. Die Idee einer Teilung Deutſch— 
lands zwiſchen Üfterreih und Preußen, ober eines geteilten 
Proteltorates, einer zwiefachen Hegemonie, fiel damit ebenfo ent 
ſchieden zu Boden, wie die Kaiſeridee. Dennoch ergriff Stein 
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den nunmehrigen Grunbgebanten, ber bereit3 in ber Denkichrift 
Münfters und insbefondere in derjenigen Humboldts einen Aus: 
druck gefunden, mit großem Eifer, fo daß er ſchon am 10. und 
11. März einen barauf bafierten Verfafjungsentwurf dem Staats: 
Tanzler Hardenberg, dem Grafen Münfter und dem Kaifer Aleran- 
der überreichen fonnte*). Dan fieht e8 demfelben an, daß Stein 
vorzugsweiſe feine eigene Auguft-Denkfchrift und mehr noch bie 
Dezember Denkfchrift Humboldts vor Augen hatte. Das fran- 
zöſiſche Original ift abgedrudt bei Perk, Denkichriften S. 19 ff. 
und Leben Steins 3, 718 f. Wir teilen ihn nad) diefem letz⸗ 
tern genaueren Abdrud mit. Eine Kopie desſelben liegt auch 
den Humboldtſchen Akten des Wiener Kongrefies im Berliner 
Archiv bei. Nah Per 3, 558 und Treitichle S. 679 hat es 
den Schein, ald ob erſt mit diefem Memoire die Auguft-Verhand- 
lungen wieber aufgenommen wurben, obgleidh die von ihnen frei- 
lich ignorierten Oftober- und Dezember-Denkfehriften Münfters 
und Humboldts dazwiſchen lagen. 


„Les Puissances Alliees sont convenues dans leurs 

traites que 
T’Allemagne seroit un Corps politique federatif. 

DI est done indispensable de s’occuper de l’organisation 
de ce corps, de fixer les rapports des parties qui le com- 
posent, les droits qu’on lui attribue, les obligations qu'il 
contracte, et de convenir sur l’organisation interieure de ces 
parties integrantes m&me. 

DI rösulte là une constitution generale pour le 
Corps politique, et une particuliöre pour les &tats qui le 
forment **). 

$ 1. Les Etats de l’Allemagne sont tenus & se soumettre 
aux modifications de leur souverainete, que la constitution 
exigera, puisqu’ils ont, ou contract& cette obligation dans 
leurs trait6s d’admission, ou que ce ne sera qu’& cette 


*) Berk, 3, 568. 
**) Mir paragraphieren auch dieſes Memoire zur Erleichterung von 
Citaten. 
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condition que les puissances alliees leurs garantiront leur 
existence politique*). 

$& 2. Tout Corps politique federatif suppose une 
assemblöe des ötats qui le compose, ou une diöte qui 
statue sur les interöts politiques, sur sa lögislation in- 
törieure, sur ses institutions civiles et militaires, et un 
directoire, une magistrature qui dirige l’assemblee, qui 
veille à l’ex&cution de ses conclusions, & la conservation 
de ses institutions sociales, politigues, judieiaires ou mili- 
taires. 

$ 3. Le d&veloppement de ces idées appartient & l’acte 
constitutionel, sa redaction doit &tre l’objet du travail d’une 
Commission partieuliere, il suffit d’indiquer iei les idées 
@l&mentaires sur lesquelles il doit &tre base. 

$ 4. Le Directoire ne peut ötre choisi que parmi les 
membres les plus puissants de la federation comme il doit 
avoir une force suffisante pour l’impulsion de l’action, le 
maintien de l’ordre. On ne peut donc le confier en Alle- 
magne qu’& l’Autriche, la Prusse, la Baviöre et l’Hanovre **). 

& 5. Ses attributions essentielles sont la direction de 
la diete, l’ex&cution de ses loix, la surveillance sur les in- 
stitutions, sur le maintien des rapports avec les puissances 
ttrangöres, sur ceux, qui sont fix6s entre les &tats de la 
federation et entre les princes et les sujets***). 

86. Il lui seroit délégué le droit de faire la guerre 
et la paix au nom de la föderation, et toutes les conse- 
quences qui en decoulent +). 

$ 7. La diète se composeroit des döputes des Princes 
et de ceux des Villes Anseatiques, auxquels on ajouteroit 
pour avoir une repr&sentation plus &gale, des deputes des 
&tats provinciaux. 


*) Bel. vumboldt $ 1. 

**) Sumbolbt $ 5. 

** Qumbolbt $ 17 u. $ 31. 
H Humbolbt $ 9 u. 14. 
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$& 8. Ces döput&s n’auroient point de caractere diplo- 
matique*), ils ne seroient point mandataires, et seront re- 
nouvell&s p&riodiquement tous les 5 ans, par "Is chaque 
annee. 


8 9. La diöte ne seroit assembl&e que pour six semaines 
annuellement. 

$ 10. Ses attributions seroient: la legislation fede- 

rative, les impöts pour les besoins de la f&deration, la 
decision des controverses entre les &tats federatifs et 
entre les princes et leurs sujets; elle nomme un comit& 
qui les decide et les fait ex&cuter**). 

$ 11. Les institutions militaires formees en Allemagne, 
le nombre fix& de troupes de ligne, la Landwehr, le Land- 
sturm, seront conservös sous les modifications que l’&tat de 
paix exige ***). 

& 12. Le Directoire veillera & leur maintien par les 
revues etc., de m&me qu’aux places frontiöres +). 

& 13. Les recettes mises & la disposition du Directoire 
sont les douanes du Rhin, les douanes & ötablir le long de 
la frontiere, et la cöte, — les impöts extraordinaires que 
la ditte accordera. 

8 14. Les douanes interieures, les prohibitions de mar- 
chandises entre les diff6rents &tats de la federation seront 
abolis+}). 
$& 15. Dans chaque Etat de la f6deration seront form&s 
des Etats provinciaux, qui s’assembleront annuellement 
pour voter sur les loix provinciales, sur les impöts destin&s 
pour l’entretien de l’administration +}}). 
*) Erft ſchrieb Stein representatif, 
**) Bol. Humboldt $ 17, 21, 29. 
***) Sumbolbt $ 13. 

» Humboßt $ 11, 12. 
+1) Zu $ 18 u. 14 val. Humbolbt 8 31. 
+tt) Humbolt $ 18, 19. 


Dentfchrift Steind über die deutſche Bunbeöverfaffung, März 1814. 133 


$ 16. Les domaines seront affeotes & l’entretien de 
la maison du prince, les impöts aux objets mentionnes *). 

$& 17. Les princes et comtes et la noblesse mödiatises 
feront partie des Etats — il leur seront attribu&s les droits 
de Standesherren**). 

& 18. Tout homme ne peut &tre jug6 que par ses juges 
naturels, ne peut ötre detenu plus de 48 heures sans leur 
&tre prösents pour qu’ils decident sur les causes de son 
artestation. 

$ 19. Tout homme a le droit d’&migrer ***), de choisir 
le service civil ou militaire de l’Allemagne qui lui convient. 

& 20. Tout homme et toute corporation a le droit 
de faire imprimer les griefs contre l’autorite. 

$ 21. (La propri6t6 des ouvrages de la litterature 
et des arts est garantie aux autsnre, la contrefaction de- 
fendue et punie.) ) 

& 22. Il sera &tabli un comit& pour rediger un plan 
de constitution pour la federation Germanique, qui sera 
eompos&: 

du Baron de Humboldt, du Comte Solms-Laubach, de 
Mr. de Rademacher, comme rapporteur des affaires Alle- 
mandes, ou du Baron de Spiegel qui en possede une 
parfaite connoissance. B 

Le plan ötant forms, les Puissances assembleront les 
envoies des princes Allemands pour signer l’acte constitu- 
tionel, le Directoire se chargera de son execution, de la 


convocation de la diete etc. 
Ch. de Stein.“ 


*) ©. unten Bemerkungen. 
Ebenda vgl. Yumbolbt $ 20. 
++) Sumbolbt $ 28. 

+) Eigenhändiger Zufag im Concepte. 


XVIL Bemerkungen 
über die Märg-Denkfcrift. Doch einmal 
Tandflände und deutſches Parlament. 


Zunächſt ift zu beachten: 1) daß Stein das von Humboldt 
88 9, 11, 12, 14 aufgeftelte Duumvirat Ofterreih und Preu- 
fen an der Spige bes Ganzen völlig preiögiebt; 2) daß er die 
Juſtizverfaſſung und bie Heranbildung einer allgemeinen deutſchen 
Civil- und Kriminalgefeggebung, die Humboldt $ 23 bis 27 be: 
handelte, ganz übergangen hat; 3) ebenſo das Bundesgericht, das 
Humboldt $ 17, 20, 21, 22, 27 geltend machte; 4) ebenjo das 
Recht des Sequefterd, bei Humboldt $ 22; 5) ebenfo in den 
Beftimmungen der individuellen Rechte ($ 18 ff.) die Frage der 
Ausweifungen und die fo wichtige des Univerfitätäbefuchs, die 
Humboldt $ 29 und 30 behandelte. Alles das find entſchiedene 
Rüchſchritte. 

Dagegen iſt es eine Weiterbildung, natürlich abgeſehen von 
der Frage des Duumvirats, wenn Stein die „vier deutſchen 
Garantiemächte“ Humboldt? ala Kollegium, gewifjermaßen als 
Bundesrat Fonftituiert, unter dem Titel „Direktorium“, und die 
jem die Bundesverfammlung (didte) zur Seite ftellt; ferner wenn 
er ohne weiteres die innere Zolleinheit verkündet ($ 14), bie 
Humboldt in feinem $ 31 nur durch einen allgemeinen Handels: 
vertrag und durch eine gemeinfchaftliche Hanbelsbehörbe anbahnen 
will; enbli wenn er ein paar individuelle Freiheiten aufftellt, 
die Humboldt noch nicht erwähnt hatte. 

Drei Punkte erfordern eine befondere Beachtung. 

I. Die „Rechte“ der Landftände, die Stein im $ 15 for- 
dert, bleiben auch hier noch weit Hinter den gleichzeitigen For: 
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derungen anderer zurüd. Denn auch bier noch iſt die „Kon 
turrenz bei der Gefeßgebung und Abgabenbemilligung” im $ 26 
der Auguft-Denkfehrift nur durch ein „Abftimmen (voter) über 
die Landesgeſetze und über bie zur Verwaltung beftimmten 
Steuern“ erſetzt. Dabei bleibt ungewiß, ob ein entjcheidendes 
ober nur, wie wahrſcheinlich ift, ein gutachtliches Votum verlangt 
wird, da fonft das erftere ausdrücklich gefordert werben mußte. 
Aber noch mehr! Durch $ 16 werben die Domänen, wie in ber 
Auguſt⸗ Denkſchrift, ausfchließlih dem fürftlihen Haufe zugewieſen 
und damit nicht nur meift der Verwaltung weſentliche Beträge, 
fondern auch den Landftänden wefentliche Objekte der Abſtimmung 
entzogen (Vgl. oben ©. 78). 

DI. Hier fehen wir deutlich durch $ 17, wie ſehr Stein be 
dacht war, die Landftände feudal und ariftofratifch zu geftalten. 
Ihm Tiegt vor allem daran, daß die mebiatifierten Fürften und 
Grafen und bie mebiatifierte Reichsritterſchaft Sig und 
Stimme in ben Zändftänden erhalten. Und daraus erflärt es 
ſich denn auch, daf er nicht ausdrüclich im $ 7 für die Bundes- 
verfammlung, glei wie in ber Auguſt-Denkſchrift $ 21 für den 
Reichstag, eine befondere Vertretung ber Reichsritterſchaft be 
geht. Denn 

IH. die Bundesverfammlung dachte ſich natürlich Stein 
nicht gleich dem Reichstage in drei Kollegien oder Kammern ge: 
ſpalten, fondern als eine einheitliche Verfammlung der Abgeord- 
neten der Fürften und ber Hanje-Stäbte Wenn er nun 
im 8 7 verlangt, daß dieſer noch, „um eine gleihmäßigere 
Vertretung zu haben“, Abgeordnete der Landftände „hinzuges 
fügt“ würben: fo leuchtet es doch ein, daß er nicht bie Abficht 
haben kann, wefentlich mehr zu fordern ala im 8 21 der Auguft- 
Denkſchrift, und daß die angeführten Worte weſentlich gar feinen 
andern Sinn haben können als den, neben den Fürften und 
Städten auch dem Abel, d. h. ben mebiatifierten Fürften, 
Grafen und Reichsrittern, eine Vertretung am Bundestage zu 
verfchaffen, indem ja darauf gerechnet werben konnte, daß bei ben 
Wahlen in den Landftänden der Abel die Stimmen ber Stäbter 
und ber Bauern nad) fi ziehen würde. 
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Unmöglid aber kann Etein an etwas anderes als an 
Euriat:Etimmen für die Abgeordneten ber Landftände gedacht 
haben. Nicht nur fprechen hierfür alle früheren und fpäteren 
Analogien (ſiehe oben ©. 73 ff.), fondern aud die Thatſache, 
daß er jelbft und andere Staatsmänner, nachdem bie Vertre 
tung der Zandftände als folder aufgegeben und nur noch 
die Vertretung ber mediatifierten Fürften, Grafen und Reichsritter, 
d. h. des von Stein befürworteten Hauptbeftandteils ber 
Landftände, feftgehalten wurde, immer nur an „einige Curiat- 
ftimmen“ dachten. Daher erklärte er ſchon ein paar Monate 
fpäter, im Juli, in feiner Note zu $ 23 des Hardenbergſchen 
Entwurfs: „Läßt fi) eine Beiordnung von landſtändiſchen Depu- 
tierten nicht erreichen, fo iſt wenigſtens bie der mebiatifierten 
unerläßlih, denen die Reichsritterſchaft gleichzufegen ift.” 
Und dieſe Note bezieht ſich auf die „ſechs Curiatſtimmen“, die 
Hardenberg den „ſämtlichen“ vormals reichsſtändiſchen Fürften, 
Grafen und Herren zugedacht hatte*). Und noch in ber befini- 
tiven Bundesalte Art. 7 ift es in Ausſicht geftellt, ben mebiati- 
fierten vormaligen Reichsſtänden „einige Curiatjtimmen im 
Pleno“ eventuell zuzuweiſen. 

Wenn mithin eventuell der obigen Hauptkategorie der 
Landſtände „ſech s Curiatſtimmen“ zugedacht waren: fo darf man 
daraus folgern, daß die Landſtände, wenn ſie als ſolche 
zur Vertretung zugelaſſen worden wären, nicht mehr als nur 
höchſtens etwa zwölf Curiatſtimmen erlangt hätten. 

Nun ſollten zwar nach Steins $ 8 die Abgeordneten jähr⸗ 
lich zu ein Fünftel erneuert werden. Indes dies ſetzt keineswegs 
eine große Zahl von landſtändiſchen Abgeorbneten voraus. 
Denn die Beftimmung bezieht fih für die Bundesverfammlung, 
ebenfo wie in der Auguft-Denkihrift $ 21 für die Reichsver— 
fammlung, auf alle Mitglieder berfelben, die ja ausbrüdlich 
„nicht einen diplomatifchen Charakter“ haben, „Leine Ge 
ſandte“ fein ſollten. Dan kann hypothetiſch die Zahl der land⸗ 
ſtändiſchen Abgeordneten bei 12 Curiatftimmen auf 36, 48 ober 


*) Perg 4, 58 f. 
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60 ſchätzen; aber fiher würden dann die Abgeordneten der Fürften 
und Hanfeftäbte in jedem dieſer Fälle dennoch an Zahl. über 
wogen und überdies den Curiatflimmen ber erfteren gegenüber 
das Dreifade, Vierfache und Fünffahe an Birilftimmen bat 
geftellt haben. 

Will man aber trog allem behaupten, Stein habe ben Ab- 
georbneten der Landftände Virilftimmen zugedacht, fo hindert 
doch nichts, nad) der Analogie der engeren Bundesverfammlung 
der definitiven Bundesalte anzunehmen: es habe deren nicht mehr 
ala 10 ober 15 ober höchſtens 20 gegeben. Der landſtändiſche 
Abgeordnete der ſächſiſchen Herzogtümer z. B. konnte recht wohl 
abwechſelnd von einer der fünf landſtändiſchen Verfammlungen 
derfelben gewählt werben; in ben beiden Heflen ober ben beiden 
Medlenburg Konnte ebenſo der gemeinfame Abgeorbnete entweder 
abwechſelnd von dem einen und dem andern Teil gewählt, ober 
abwechſelnd von dem einen Teil durch Kandidatenlifte vorge 
ſchlagen und von dem anderen beftimmt werben. Alhjährlich 
wäre „ein Fünftel” ausgeſchieden, alſo 2 oder 3 oder 4, und 
dergeftalt die Gejamtheit „alle 5 Jahre erneuert” worben. 

Bert (3, 562) geht zu weit, indem er aufzählt, was alles 
hätte geſchehen ober eripart werben fönnen, wenn bie „Auf: 
nahme von Abgeorbneten der Sandftände in bie Bunbesverfamm- 
ung” ftattgefunden hätte, obwohl ihm bie „Wichtigfeit” der Sache 
unbebenklih einzuräumen ift. Auf alle Fälle aber faßte er fie 
doch weſentlich ebenfo auf, wie es oben geichehen ift, wenn er 
fagt: es würde feine „Ehrverlegung der fürſtlichen Geſandten“ 
gewejen fein, wenn „neben dieſen“ infolge „einer folden Ein- 
richtung gemaltfam unterdrüdte deutihe Fürften, Grafen 
und Herren” gefefien hätten: ein „Fürft von Fürftenberg“, oder 
ein „Fürft von Hohenlohe”, oder ein „Herr vom Stein”. Das 
alfo ift es, nit mehr und nicht weniger, was Pertz aus ben 
88 7, 8 und 17 folgert. 

Anders Treitſchle S. 679. Er giebt zwar zunädft nur an: 
Stein habe einen „aus Abgeordneten der Fürften und der Land- 
tage gemifchten Bundestag” verlangt. Aber bald darauf fagt 
er: es fei demfelben nicht möglich geweſen „ein beutfches Par— 
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lament durchzuſetzen“; und er motiviert dies namentlich durch 
die „unbehilfliche Schwerfälligkeit einer allzu zahlreichen 
Bundesverfammlung“ und durch die „Unziemlichkeit” für bie 
Landesherren, ihre Vertreter unter der Überzahl ber Volks: 
abgeoroneten verſchwinden zu laſſen“. Aber zu allen biefen 
Vorausſetzungen geben die genannten drei Paragraphen Feine Be: 
rechtigung, geſchweige eine Nötigung. Stein Dachte eben gar 
nit an ein „deutſches Parlament”, fonft hätte er gewiß, 
was Treitfchfe vermißt, den „jo naheliegenden Gedanten“ 
gehabt, „ein Staatenhaus für die Fürflen und ein Volkshaus 
für die Vertreter der Nation” zu beantragen. Und eben deshalb 
date er aud fiher nicht an eine „unbehilfliche, allzu zahl: 
reiche“ Verfammlung, oder gar an eine „Überzahl ber Voll: 
abgeorbneten“. Zubem wären dieſe „Volk sabgeordneten“ 
weſentlich, wie bargethan, wieder nichts anderes ala mittelbare 
Fürften, Grafen, Herren und Reihsritter gemefen. 
Enbli wurde allerdings für die Landesherren eine „Unziemlid- 
keit“ in dem Vorſchlage Stein erblidt; aber nicht wegen bes 
vermeinten „Verſchwindens unter der Überzahl“ der land: 
ftändifchen Abgeorbneten, zu welder Befürchtung aud) nicht ber 
leifefte Grund vorhanden war, jondern — wie es Perk richtig 
hervorhebt — wegen des vermeintlich ehrverlegenden Neben 
einanderfigens, oder — wie es Graf Münfter in der nad: 
folgenden Denkſchrift jchärfer bezeichnet — wegen ber unſtatthaf⸗ 
ten „Parifikation der Unterthanen mit ihren .Souveränen“. Jeden 
falls wäre aud die Verwirflihung der Steinen Märzibee 
alles eher geweien, als bie Verwirklichung eines deutſchen Par: 
lamentes. 





XVO. Münſters ungedruckte Denkfcrift 
über die deutſche Berfaffung. 
Dijon 30. März 1814.*) 


Auch diefe Denkfchrift kennt Pertz nicht, und Treitſchke hat 
fie ebenfalls weder erwähnt noch benußt. Sie ift weſentlich eine 
Antwort auf den Entwurf Steins vom 10. März. Die Kommuni- 
tation war damals fehr leicht. Beide Staat3männer befanden 
fi) Ende März in Dijon, wo Stein vom 25. März bis zum 
6. April verweilte. Ich halte es für genügend, ben Inhalt der 
Münfterf den Denkfehrift zu ſtizzieren, die, wie meift, franzöſiſch 
geſchrieben ift. 

Münfter erklärt: der Prinz-Regent wünſcht vorläufig eine 
„Feſtſtellung der perfönlichen Rechte der Deutf hen“ und eine 
Feſtſtellung des „Minimums der Privilegien, deren bie Provinzial: 
fände in jebem deutſchen Lande genießen follen”, fowie „Pro: 
Hamierung dieſer Rechte als einer proviforiih von ben verbün- 
beten Höfen janktionierten Regel“. Denn „die deutſche Nation 
habe für ihre Befreiung fo viel gethan, daß fie Heut verdient, 
daß man ihr Gerechtigkeit widerfahren laſſe“. 

Die Denkſchrift ſpricht fih für das vorgeſchlagene „Direkto- 
rium“ aus, will aber außer Öfterreih, Preußen, Bayern, Han: 
nover auch Württemberg darin aufgenommen wiſſen, und zwar 
1) weil der Kaiſer von Rußland dies wunſche; 2) weil Würt: 
temberg fi, gleich wie Bayern, auf einen weniger beſchränkten 
Vertrag ftügen könne, al3 die anderen Fürften des Rheinbundes; 
3) weil der Kronprinz von Württemberg ſich gegen ben Feind 





) B. A. Ebend. No. 70. 





140 Manſters ungebrudte Denlſchriſt über bie deutſche Verfaffung, März 1814. 


ſehr ausgezeichnet Habe. II serait donc peut-ätre prudent 
d’admettre le Wurtemberg au directoire. Mais je serais 
contre une extension ultérieure de ce privilöge..... D’ail- 
leurs le direotoire tel qu'il est propos& comprend tous les 
electeurs qui ont exist€ avant la r&volution frangaise, exceptee 
la Saxe qui a perdu ses droits en trahissant l'Alle- 
magne ... Mes instructions m’obligent & recommander aux 
Cours allites de ne pas restreindre les droits des autres 
princes au delä de ce que le salut commun de l’Allemagne 
ne l’exigera. 

Was den fhon im Januar und im Oftober befürmorteten 
Eintritt Hollands und der Schweiz*) betrifft, jo müßte man, fr 
den Fall gleicher Rechte und Pflichten, fie zum Direktorium bes 
Bundes zulaflen. 

In Bezug auf die Bundesverfammlung (diete) erklärt ih 
Münfter entſchieden dagegen, daß zu den Abgeordneten der Fürften 
auch Abgeorbnete der Provinzialftände, wie Stein wolle, hinzu 
gezogen würden, wegen der barin liegenden Idee de mettre les 
sujets de pair avec. leurs souverains. Höchſtens, jagt er (im 
offenbaren Hinblid auf Humboldts Dezember-⸗Denkſchrift $$ 17, 
27 und 31), könne nur von einer Teilnahme der erfteren an 
dem projektierten neuert Gerichtshof oder an ber Verwaltung ber 
Finanzen die Rede fein, falls eine allgemeine Kaſſe beliebt werde. 
Jedenfalls follte man vermeiden, die Votanten zu fehr zu ver: 
mehren. Auch fei es nicht notwendig, eine allgemeine Kaſſe zu 
haben; die Koften für bie Bundesverſammlung und ben hödjften 
Gerichtshof könnten vepartiert werden. Dann heißt e8: . 

Ce qui est propose relativement aux domaines des princes 
ne me parait pas applicable. Dans la plupart des pays, 
les domaines sont de vrais biens nationaux**), qui servent 
à fournir les frais du gouvernement, dans ce cas on aban- 
donnerait donc un revenu beaucoup trop considerable & 
l'entretien des Cours. Dans d’autres pays ce fonds est si 


*) S. ob. ©. 48 u. W. 
**) Gegen Stein $ 16. 
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peu considerable que le prince qui s'y verrait r&duit ma 
querait du necessaire. Une certaine restrietion devrait &t 
adopté e, mais un taux proportionnel au nombre de la 
pulation paraitrait plus juste.e De ce calcul il faudrs 
excepter les possessions privees des princes (Chatullgüte 

La presse doit @tre libre, mais il faut prövenir 
licence par une mesure moderee; dire qu'il suffit de pur 
le libelliste, après qu'il s’est rendu coupable, c’est comı 
si on accordait à un incendiaire la permission de brül 
une maison, sauf à &tre puni apr&s*). Le vulgaire aiı 
trop le scandale pour oser lächer le pied aux &crivailleu: 
Tacite observe d&jä, que les auteurs pröferaient la calomr 
à l’adulation afın de paraitre &viter le „foedum erimen ad 
lationis“, et il ajoute „obtrectationi falsa species liberta 
inest.“ 


*) Das hat nur einen Sinn, wenn unter prövenir par une mesı 
moderee etwa verftanden werden foll die fofortige Hinterlegung eines Exe 
plars jeder Drudichrift bei der Behörde, oder Preßfreiheit mit Cenfur. 








XVIO. Bumboldts ungedrucktes M&moire 
pröparatoire pour les conferences des cabinets 
allies sur les affaires de ’Allemagne. 


April 1814, Briginal. *) . 


(Won Perg nicht gefannt, von Treitfchle weder erwähnt 
noch benugt.) 

Wir müffen und zunächſt einige Data ins Gedächtnis zurüd- 
rufen. Das Datum der Münfterfchen Denkſchrift, der 30. Mär, 
war aud das ber Uebergabe von Paris; am folgenden Tage 
zogen die verbündeten Truppen in die franzöfifche Hauptftabt ein. 
Am 2. April war die wichtige Kunde noch nicht nad Dijon ge 
langt. Alsbald aber brach alles nach Paris auf, auch Stein 
verließ Dijon zu dem Zwed am 6. April. Wenige Tage darauf, 
am 11. April erfolgte die Abdantung Napoleons in Fontaine 
bleau; am 12. der Einzug des Grafen von Artois, am 23. ber 
Abſchluß des Waffenftillftandes. Die Friedensverhandlungen, an 
denen auch Humboldt ſehr weſentlich beteiligt war, nahmen bie 
nächſte Zeit in Anſpruch. Inzwiſchen muß das Memoire, das 
fein Datum trägt, entftanden fein, und zwar jedenfalls im April, 
weil einerfeit3 fein Anfang und ber Anner A sub 19 zeigt, 
daß ihm die Münfterfche Denkſchrift vom 30. März voranging 
und andererjeit3 weil dag Memoire felbft sub 3 einen Termin 
„vor bem 15. Mai” anfegt, während es heißen würde „vor dem 
15. dieſes Monats” wenn das Schriftftüd nicht vor dem 1. Mai 
geichrieben wäre. 





*) Ebend. Nr. 70. 
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Das Memoire ift infolge von Befhlüffen gefchrieben, bie 
in einer Konferenz des Minifter-Comites 3 ber verbünbeten Höfe 
gefaßt wurden und namentlich für bie drei „Wünfche” ber Münfter- 
ſterſchen Denkichrift ober vielmehr des PrinzRegenten ſich aus: 
ſprachen. Es ging jebenfalls in die Hände Hardenbergs, dem 
daher auch die begleitenden Anftrihe und Fragezeichen zuzufchreiben 
find. Denn es gehörte ohne Zweifel jamt den Anneren A unb 
B zu ben Originalen, die Humboldt dem Staatskanzler Harden- 
berg teils in Dijon, teils in London mitteilte, ohne eine Kopie 
davon zu behalten; weshalb er fie am Ende feines unten fol- 
genden Schreibens an Hardenberg de dato Wien den 31. Auguſt 
1814 zurüdverlangte. 

Nah Humboldt follte die verheißene Kundmachung an bie 
deutſche Nation (Deklaration oder Proflamation) vor dem 15. Mai 
erſcheinen, der Zufammentritt des Redalktions⸗Comitoͤs für bie 
deutfche Verfaſſung am 1. Juli und der Abſchluß feiner Ar: 
beiten fpäteftens am 1. Dezember 1814 erfolgen. 

Der Tert de3 ganzen Memoire lautet: 

„ll a &t6 r&solu dans une des dernières conferences du 
comit& des ministres des Cours allides: 

de mettre des à pr&sent un terme aux mesures ar- 
bitraires que quelques princes de l’Allemagne se permettent 
contre leurs sujets, et en particulier contre leurs anciens 
co-ttats, les princes et comtes mediatises; 

de d&terminer les droits personnels dont tout Allemand 
doit jouir, ainsi que ceux des mediatisds; 

de fixer le minimum des privileges qui doivent &tre 
accordes aux états provinciaux; 

et de proclamer ces droits et pivilöges, comme une 
regle sanetionn&e provisoirement par les cours allides. 

Bien ne saurait &tre plus sage que l’adoption d’une 
pareille mesure, rien de plus urgent que son exöcution. 
L’edifice politique de l’Europe manquera de son principal 
fondement, autant que l’Allemagne ne possödera point une 
constitution forte par sa composition, et assurée par une 
distribution juste des droits entre ses difförents membres; 
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il serait en vain de rögler les rapports politiques des &tats, 
si l'on n’avait pas soin en m&me temps d’attacher par la 
justice et l’&quit& de la lögislation intsrieure les nations 
& leurs patries et à leurs gouvernements; la nation Alle- 
mande enfin a tout fait pour sa delivrance qu’elle merite 
aujourd’hui, que les cours alliees lui rendent justice, qu’elles 
la prennent sous leur protection immediate, et ne l’aban- 
donnent point aux mesures arbitraires de ceux qui en partie 
l'ont empöchee d’arriver plutöt au but glorieux oü les efforts 
gönereux des souverains allies l’ont conduite. 

Il est necessaire aussi de mettre fin tout de suite aux 
abus qui se commettent journellement de la part de quelques 
uns parmi les princes de l’Allemagne; on peut m&me dire 
que les cours allites ont l'obligation de le faire, parce 
qu’en abolissant la conf6deration du Rhin elles peuvent 
avoir l’air d’avoir annull& la derniere norme & laquelle les 
parties l&s&es pouvaient encore recourir, et d’avoir ot& le 
dernier frein qui aurait pu encore contenir le despotisme 
des princes. 

Quoique par ces raisons il soit impossible de differer 
la publication de la declaration destinee & fixer les droits 
at les privilöges des sujets envers leurs gouvernements en 
Allemagne jusqu’au moment oü la constitution elle-möme 
sera entierement rögl&e, il ne semble néanmoins pas 
prudent de söparer ces deux travaux tout-A-fait l’un de 
V’autre. 

Les droits des sujets d&coulent de la constitution, et 
varient d’aprös sa nature. Il n’est donc guöres possible 
le faire un travail solide sans avoir ces deux objets à la 
fois devant les yeux. On pourrait donner lieu au reste & 
les rapprochements &galement injustes et odieux, si l'on 
voulait proclamer les droits des sujets sans parler en meme 
temps de la constitution qui doit regler ceux des princes. 

Ceux parmi ces derniers qui ne verront dans une pareille 
l&claration qu’un frein mis & leurs actes arbitraires, s’en 
;rouveront doublement offenses et effrayes, s’ils ignorent 
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entidrement quelles seront les bases de la constitution futuı 
et ils ne manqueront pas de repr&senter cette mesure comr 
une tentative des cours allides, ou de quelques unes d’ent 
elles, de s’arroger un pouvoir absolu sur l’Allemagı 
entiere. 

L’opinion de la nation Allemande enfin pourrait &t 
égarée par une declaration isol&e de ses droits. Ceux do 
la tete s’exalte facilement pourraient se croire degages ı 
tout lien envers leurs gouvernements; d’autres pourraient ı 
pas trouver une garantie assez forte dans une declarati« 
denuse des institutions qui seules peuvent assurer l’ex 
eution des principes proclames. Tous enfin verraient av: 
regret encore remis & une &poque ind&terminde ce à qu 
tendent tous leurs voeux, de voir fix& leur sort, de savoir 
qui et de quelle maniere ils appartiendront. Car on ı 
saurait assez r&peter, qu’autant qu’il était sage et prude: 
de laisser beaucoup de rapports politiques et sociaux 
suspens aussi longtemps que la grande lutte prösentait uı 
issue incertaine, autant il est urgent maintenant*) de mett 
une prompte fin & tout tat provisoire qui paralyse jusqu’: 
sein des derniöres familles chaque projet domestique, arr& 
par là l’industrie nationale, inquiète les esprits, et met 
la place du zöle et du patriotisme une apathie et une i: 
difference dangereuses. 

Dans ces circonstances les cours alli6es pourraieı 
obvier au double inconvönient exposé ici, en tenant 
marche suivante. 

1. 

Les souverains allies pourraient, et oeci semble « 
effet urgent et indispensable, convenir des principes qı 
devraient servir de bases & ceux qui seront charges de: 
redaction d’une constitution pour l’Allemagne. 

Ce travail ne serait guöres ni long, ni diffieile. Li 
souverains alli6s ont déjà prononc& dans leurs traites ını 





*) Auch) diefe Ausbrudsmeife fprict für den April als Abigungezen 
Somit, Deutſche Berfaffungsfrage. 
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tuels, quelle doit &tre la forme de cette constitution en 
general. Il ne s'agit plus que d’selaireir un petit nombre 
de questions fondamentales, et il ne reste apr&s qu'un tra- 
vail de detail & faire. 

2. 

Ces bases devraient &tre remises & un comitö qui se- 
rait charge de la redaction definitive de la constitution, 
ainsi que de l’aote f&deratif, qu'il (qui!) devra ötre signed 
par tous les prinoes de l’Allemagne. 

Mais pour mieux s’assurer d’avoir en effet un travail 
dont la bont& et la soliditö r&pondit entiörement & l’im- 
portance de l'objet, pour lui donner plus de solemnite et 
plus d’autorite, et pour r&unir au but de dresser l’acte de 
la constitution d’abord aussi celui de le rendre acceptable 
aux princes et de le faire adopter par eux, il serait bon 
de communiquer les bases de la constitution & ceux des 
princes Allemands qui, conjointement aveo la Prusse et 
YAutriche, doivent former le directoire de la diete fu- 
ture, de les faire reconnaitre et signer par eux, et de les 
inviter & envoyer chacun un ministre, accompagne d’un 
conseiller verse dans le droit public de l’Allemagne, dans 
une ville qu’on determinerait, pour y faire le projet de la 
constitution, et de son acte fondamental. Les puissances 
garantes de la constitution future pourraient y envoyer &ga- 
lement des ministres*) qui neansmoins ne prendraient point 
de part immediate et directe & la confection de la con- 
stitution qui ne peut &tre qu'un ouvrage national. Tout 
autre ministre, député ou agent d’une puissance, ou d’un 
prince queleonque, serait exclu de ces conförences, et möme 
du sejour dans la ville oü elles se tiendraient. 

Outre que ce comite serait charg& de la redaction de 
la constitution, il pourrait, jusqu'au moment oü la diöte 
serait assembl&e, servir de point central pour pourvoir, 
selon la latitude des pouvoirs qu’on lui accorderait, ou 


*) Angeftrihen und mit einem Fragezeichen begleitet. 
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regler ou proposer de rögler les affaires qui exigeraient une 
decision prompte et immeödiate, soit döfinitive, soit provi- 
soire. C’est ainsi que les principes proclam&s dans la de- 
elaration des droits recevraient une garantie de plus par 
Vexistence d’une autorit& & laquelle on pourrait recourir 
dans les cas, oü ils seraient enfreints. 

Ce comit& se reunirait le 1. de juillet. Son travail 
principal, la redaction de la constitution Germanique et 
de l’acte f&deratif, devrait immanquablement &tre terminé 
le 1. d&cembre*) de cette annde, mais le comit& ne serait 
dissous qu’au moment oü la di&te future serait r&ellement 
assemblee. Il se servirait tant dans ses conförences, que 
dans ses pieces officielles uniquement de la langue Alle- 
mande, et de la Frangaise seulement dans ses communi- 
eations avec les ministres des puissances garantes **). 

Le delai jusqu’au 1. juillet peut ötre nöcessaire aux 
cours alli&es pour donner plus d’&tendue aux bases gen6rales 
et sommaires dont elles conviendront imm&diatement & pr&- 
sent, pour consulter d’autres personnes sur elles, enfin peut- 
ötre m&me pour faire revoir ces bases de nouveau par un 
comit6 pr&paratoire nommé uniquement par elles, et tra- 
vaillant au quartier-general. 

3. 

Les cours alli6es publieraient dös à prösent la decla- 
ration projetee. Pour adoucir cette mesure, et ne point 
diminuer dans la nation le respect qu’elle doit & ses sou- 
verains lögitimes, il faudrait dire dans le pr&ambule qu’elle 
se faisait de concert et d’un accord commun avec les prin- 
eipaux princes de l’Allemagne, consultes à cet &gard; 
et pour cet effet il faudrait r&ellement la faire communi- 
quer & quelques uns des princes, p. e. aux rois de Ba- 
vitre et de Wirtemberg, mais sans permettre que pour 
cela le contenu de la declaration füt change, ou sa publi- 
cation retard&e considörablement. Elle devrait toujours 


*) Zuerft ſtand Ofjober. 
H Hier mieber Steich und Fragezeichen. 
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paraitre avant le 15. de mai. Il serait &nonc& dans cette 
deelaration: 

a. que les Cours allies s’ocuperaient incessamment 
de faire avoir à l’Allemagne une constitution aussi rap- 
prochöe que possible de l’ancienne*) et modifiee seule- 
ment selon l’exigence des rapports politigues du moment 
actuel, et des changements survenus dans ces dernitres an- 
ndes, sur lesquels il serait impossible de revenir; 

b. que d’apres cette constitution tous les princes de 
l’Allemagne formeront une ligue Germanique (Deutſcher 
Bund) dont ils seront membres souverains — que les af- 
faires de la ligue seront réglées par une diète dont un 
nombre très rötr&ei de princes formera le directoire — 
qu'il y aura pour toute l’Allemagne une organisation mili- 
taire commune et un tribunal supreme — que des £tats 
provinciaux seront ou constitu6s ou rötablis dans chaque 
&tat particulier — que par ce moyen et par le tribunal 
de la ligue les droits de chaque Allemand seront assures 
et garantis — qu’il sera &tabli une &galit6 parfaite entre 
tous les cultes**) — que la libert& de la presse sera pro- 
tegee et assuree***) — qu’enfin la constitution aura des 
tgards particuliers pour les princes et comtes mediatises, 
et qu’elle aura soin de concilier leur inter&t particulier avec 
le bien-&tre general; 

c. qu’un comit& de ministres de l’Autriche, de la 
Prusse, de la Bavitre et du Hanovre se r&unira le 1. juillet 
&.... pour s’occuper de la rödaction de la constitution 
future, que son travail sera termin immanquablement le 
1. decembre, et tout de suite apr&s sanctionne par leurs 
cours, muni de la garantie de la Russie et de l"Angleterre, 
et accept& par les autres princes de l’Allemagne ; 

d. mais que pour empöcher que des sujets d’une pro- 
vince Allemande quelconque ne soient m&me en attendant 


*) Am Rande ein Fragezeichen. 
**) Sragejeihen am Rande. Zuerſt ftand „liberts parfaite des cultes“. 
) Fragezeihen. Diefe Worte wieder ganz außgeftriden. 
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leses dans leurs droits par leur gouvernement qui, se croyant 
affranchi de toute autorit& superieure par l’abolition de 
Vancienne constitution Germanique et de la confederation 
du Rhin, pourrait oublier que cette abolition n’a point pu 
andantir ni les droits de chaque Allemand, ni la consti- 
tution particulitre des differents &tats, les cours alliées 
declarent vouloir maintenir les principes renfermes dans 
le present acte qui seraient &nonc6s ensuite, et r&primer 
toute tentative d’un gouvernement Allemand quelconque 
de les enfreindre. 

Il est & pr&voir que cette deelaration et le projet de 
la constitution elle-m&me trouveront une opposition sourde 
auprös de plusieurs des princes Allemands. Mais elle ne 
pourra point &clater, et les cours allites ne pourront m&me 
jamais faire un usage plus juste et plus bienfaisant des 
forces que la providence a r&unies entre leurs mains qu’en 
les employant pour mettre une nation qui a acquis des 
titres indubitables & leur protection, à l’abri d’un despo- 
tisme qui depuis les siöcles les plus reculös a &t& &tranger 
à la constitution Allemande, et qui n’a osé lever le masque 
qu'après que les catastrophes les plus malheureuses ont 
renverse tous les boulevards de la libert€ Germanique. 





Conform&ment aux idées ci-dessus exposées, on a joint 
au prösent mömoire: 

1. Les bases qui devraient servir de norme au comite 
charge de la redaction de la constitution future (A). 

2. Un exposé des droits qui seraient proclam&s dans 
la declaration des cours alliees (B). 





On a eleve la question: s'il ne serait pas bon d'in- 
viter la Hollande et la Suisse à entrer dans la ligue Ger- 
manique? 

La constitution de ces deux pays, entitrement diffe- 
rente de celle des &tats Allemands, ne semble point leur 
permettre de faire proprement des parties de la ligue. 
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Mais il serait possible et extrömement utile de les lier par 
des traites d’alliance conclus & perpetuite à l’Allemagne 
d’une maniere plus intime et plus particulire que ne le 
seront les autres puissances Europöennes. 

Le point le plus important par rapport & la Hollande 
gerait d’stablir un systöme combined de defense moyennant 
les places fortes des Pays-Bas et celles de 1’Allemagne, 
de fagon que les premiöres, en recevant en partie des gar- 
nisons Allemandes, servissent en m&me temps de barrieres & 
l’Europe Germanique. 

La Suisse n’abandonnera jamais facilement son systöme 
de neutralite, et on pourrait m&me le sanctionner à perpö- 
tuit6 par le trait& & conclure, purvu que 

a. elle s’engageät à garnir dans le cas de chaque 
guerre de la ligue Germanique avec la France ses fron- 
tieres d’un nombre stipul€ de troupes, de maniere & em- 
pöcher röellement toute violation de son territoire; 

b. qu’elle donnät une fois pour toutes un certain nom- 
bre de troupes & la solde de l’Allemagne, et promit de 
Paugmenter en cas de guerre; comme la Hollande a eu 
constamment l’usage de recevoir des troupes £trangöres & 
sa solde, et la Suisse d’en donner, la premiöre pourrait 
payer ü l’Allemagne une certaine somme pour les troupes 
Allemandes qui feraient partie des garnisons des forteresses 
Hollandaises, et cette même somme pourrait servir à l’Alle- 
magne pour en payer les troupes Suisses. 

ce. qu’elle renongät au droit de donner des troupes ä 
la solde d’un autre gouvernement quelconque. 

Les questions, sur lesquelles les cabinets allies doi- 
vent maintenant se de&eider, sont les suivantes: 

1. sils approuvent la marche qu’on a propose ici de 
tenir pour la confection de la constitution future? 

2. s'ils approuvent, ou non, les bases proposees pour 
sette constitution, et si dans l'un ou l’autre cas ils croyent 
necessaire de les soumettre de nouveau à la revision d'un 
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comit6 preparatoire nomme seulement par eux, et travail- 
lant au quartier general? Dans ce cas il faudrait tout de 
suite nommer ce comite; 

3. s’ils approuvent qu’il soit publiee au nom de leurs 
cours une declaration dans le sens de celle proposse ici? 
Dans ce cas il faudrait incessamment charger quelqu’un de 
la redaction de cette piöce, qui devait &tre &orite et publiee 
en Allemand. 





on ben beiden Anneren kann ic) nur das wichtigere hervor: 
heben, da ich fie nicht vollftändig kopiert habe; bie einzelnen 
Punkte find mehrfach etwas näher ausgeführt. 


A. Bases qui pourraient servir de norme au comit& 
qui sera charge de la rödaction de la constitution 
Germanigue. 


1. Es wird ein beutjcher Bund gebilbet*). 

2. Die Souveränetät der Mitglieder ift eine durch ihn be— 
grenzte**). 

3. Nennung der Mitglieder, darunter auch Schwediſch- 
Pommern und Holftein qu’il faudrait, heißt es, revendiquer 
& l’Allemagne .... 

5. Der Zweck des Bundes ift non seulement la döfense 
de la patrie commune contre toute attaque exterieure, 
mais aussi la garantie de tous les droits des diffrentes 
classes et individus de la nation dans chaque ötat en 
partieulier... 

9. Nur Ofterreih, Preußen und Dänemark, weil zugleich 
europäifche Mächte, haben das Recht, mit fremden Höfen Allianzen 
zu fließen u. ſ. w. .... 

11. Es wird eine Bunbesverfammlung (didte) gebildet, 
presidee par un directoire (Bundesausfhuß). 

12. Das Direktorium wird gebildet durch Öfterreich, Preußen, 


*) &. Steind Entwurf, Einleitung. 
**) Stein $ 1. 
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Bayern und Hannover *); die beiden erfteren erhalten je 2 Stimmen, 
die beiden Iegteren abwechſelnd je 2 und 1.... 

15. Le directoire de la diete sera le pouvoir ex&cu- 
tif et deeidera & lui seul, et sans consulter la didte, de la 
question de la guerre, de la paix et de tout ce qui appar- 
tient aux relations exterieures, & l’organisation militaire 
et aux moyens de defense de la ligue etc... . **) 

16b. Die YBundesverfammlung tritt alljährlich einmal zu 
fammen***); das Direktorium ift permanent. 

17a. Es wird ein beutfches Bundesgericht gebildet... . 

17b. Insbeſondere um zu emticheiden über Klagen der 
Unterthanen oder ber Stände gegen ihre Regierung .... 

19. Die Koften für die Bundesverfammlung, das Direk: 
torium und das Gericht werben gededt durch Repartierung nad 
Art der alten Rammerzielert). 

20. Deutihland wird in 4 Kreife geteilt, deren jedem einer 
der Fürften vorjteht, die das Direktorium bilden, mit ber brei- 
fachen Aufgabe: a) die Vollziehung der Beſchlüſſe der Bundes: 
verfammlung und bed Direftoriums, b) bie militäriſche Organi- 
fation und c) die Juftizorganijation zu überwachen ++). 

21. Jedes Bundesmitglied ift verpflichtet, in Friedens- und 
Kriegszeiten eine beftimmte Zahl von regelmäßigen Truppen und 
Landwehr zu ftellen und überdies verpflichtet zur Organifation 
des Landſturmes P). 

22. Tous les membres de la ligue qui ne siègent point 
au direotoire seront soumis pour leur organisation militaire 
aux decrets du directoire de la ligue et à l’inspection de 
celui des princes qui pröside leur cerele.... Mais ceux 


*) Münfters Vorſchlag in Betreff MWürttembergs brang alfo noch nicht 
durch. ©. Steins Entwurf $4. Die folgende Stimmenverteilung ift neu. 
H Bol. Stein $ 6. 6.2. u. 12. 
) Stein $ 9. 
+) Gegen Stein $ 13, entſprechend dem Vorſchlage Münfters. 
+) Stein $ 5. u. 2. Die Kreife find neu, aber eine Folge der Mehr: 
zahl der Direktoren. 
HP Stein $ 11. 
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qui fournissant en temps de guerre en troupes rôgulières 
en Landwehr 25000 hommes ou au delä *) auront le dro 
de former un corps d’armee séparé, commande& par ı 
chef choisi par eux. Les troupes des autres se r&uniroı 
dans un corps d’armde du cerele, dont le chef sera nomn 
par le directoire. 

23. Les stats qui ont une population de 500.000 homm: 
et au delä& seront les seuls qui jouiront du droit de nc 
appellando. Tous les autres seront soumis relativemei 
à l’exercice de la justice & celui qui preside à leur cerel 
en autant qu’ils devront: a) renvoyer les procès de leu 
sujets en 3 instances au tribunal supr&me de cet tat; b) so 
mettre les sentences criminelles dès qu’elles portent la peiı 
d’un emprisonnement de 10 ans ou une majeure, à la r 
vision des tribunaux du möme; c) reconnaitre cette men 
revision pour toutes les ordonnances par lesquelles ils vo: 
draient changer la liquidation, ou l’ordre judiciaire en m 
tieres civiles ou criminelles. 

24. Chaque membre de la ligue Germanique s’enga; 
& instituer ou & rötablir des &tats provinciaux dans s 
etate. Si ces Etats provinciaux n’ont öt6 abolis qu’& 1’ 
poque où l’Empire Germanique était dissous, ils pourroı 
pretendre de rentrer dans les m&mes droits qu’ils avaieı 
alors, et les contestations sur la fixation de ces droits s 
tont du ressort du tribunal de la ligue. Le minimum d 
droits des &tats provinciaux sera: a) que les impöts, taı 
directs qu’indirects, ne pourront &tre augmentes sans leı 
consentement; b) qu’aucune dette contractee par le gouve 
nement ne sera valide sans leur approbation; c) que le go 
vernement leur devra rendre compte annuellement de l’er 
ploi qui aura été fait des deniers publics; d) qu’ils auroı 
le droit de faire des repr&sentations au gouvernement sur to1 
les abus qu’ils croiront decouvrir dans la legislation < 
Vadministration du pays. 

i *) Rad Steins Randbemerkung zu Humboldts Dezember» Dentihri 
.&. 114. 
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25. Si leurs griefs, touchant le maniement des deniers 
publics, ou la maniöre d’exercer la justice, ne sont point 
entendus, ils pourront les porter & la diöte, qui pourra dans 
le premier cas aller jusqu’& mettre le pays sous sequestre, 
dans le second ordonner une revision generale de ses tri- 
bunaux. " 

26. Les princes et comtes mediatises tiennent le pre- 
mier rang parmi les &tats provinciaux du pays auquel ils 
appartiennent qui sont de la m&me classe qu’eux... Les 
prineipes d'après lesquels leur sort sera rögl&, sont les sui- 
vants a) qu'il n'existe point de subjection personnelle ni 
pour eux ni pour les membres de leur famille; b) daß fie 
nur bei Gerihtöhöfen eines Kreisvorftandes und in legter Inſtanz 
beim höchſten Bundesgericht klagbar find, c) feine Autonomie 
befigen, aber d) das Recht ber Forterhebung der Behnten, 
Renten u. ſ. w. von ihren Unterthanen, und e) feinen Auflagen 
unterliegen, die nicht auch der Landesfouverän trägt. 


B. Expose des droits de tout sujet Allemand en 
general et des prinoes et comtes mediatises en 
partioulier. 


1) La constitution particulitre des differents &tats de 
YAllemagne n’a point öt& abolie, ni par la dissolution de 
V’Empire Germanique ni par celle de la confederation du 
Rhin et elle ne peut par consequent point ätre changse 
par la seule autorit& des princes. 

2) Aucun Allemand ne peut &tre prive ni de sa li- 
bert& ni de ses propriötös sans une sentence prononc6e par 
le tribunal competent d’aprts les lois existantes. Toute 
arrestation d’un Allemand faite par mesure de police, on 
par ordre superieur doit ötre suivie dans les 24 heures 
d’une procedure formelle intentee par le juge competent. 

3) Le cours de la justice ne peut &tre interverti par 
Vordre d’une autorit& quelconque, et comme le souverain 
devient partie dans les causes oü son interöt pourrait ötre 
concern&, les tribunaux n’osent suivre aucun ordre qui leur 
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parviendrait on de sa part ou de celle de ı 
dans une pareille cause. 

4) La libertö de la presse ne sera lim 
‘une censure juste et raisonnable. Il est perı 
Allemand d’imprimer ses onvrages dans quı 
mand il le juge & propos, .et aucun auteur 
poursuivi ni puni que pour avoir enfreint les 1 
pour la censure. 

5) D est g&neralement permis d’&tudier 
sit Allemande quelconque, sans qu’aucun | 
ne puisse y mettre obstacle. 

6) Chaque Allemand peut entrer au seı 
militaire de chaque autre &tat Allemand, et mt 
puissance 6trangere qui n'est point en guerr 
magne. 

7) D est libre & tout Allemand d’emig: 
de l’Allemagne dans un autre, sans que le 
puisse ]’assujettir & autre condition de son &mi 
payement de l’impöt nomme& Abzugägeld, lä 
n'est point encore aboli. 

8) Les princes et comtes mediatises fte 
rapport de subjection. 

9) Die Konventionen über dixmes, rentes et a 
wodurch diefelben von feiten der ſouveränen Fürfte 
jollen revidiert werben. 

10) Die Familienpakte, Konventionen und 
zwiſchen den verſchiedenen Zweigen der fürftlichen | 
ihre Güftigfeit, ihre einfeitige Abänderung oder ı 
Seit der Auflöfung des Reichs ift ungültig. 

Das Bemerkenswertefte ift nun die. Nachden 
wie wir fahen (S. 131), in feiner März- Denk 
Humboldt den beiden beutfchen Großmächten zug 
dirat preisgegeben und die Fülle der Macht, name 
Kriegs: und Friedensrecht ſowie die militäriide O 
Viererdireftorium zugeteilt hatte, glaubte Humbolt 
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außerordentlichen Autorität diefer Steinſchen Denkſchrift gegen- 
über, um fo mehr als inzwischen Graf Münfter im Namen Eng: 
land⸗Hannovers ihr hierin beigetreten war, ſich gewiſſermaßen 
genötigt, nunmehr auch ſeinerſeits jene Kompetenzen bem Vierer 
bireftorium zugugeftehen (Art. 15). Um aber bie für ihn daraus 
tejultierenden Bedenken möglihft zu heben, führte er zugleich drei 
ganz neue Beftimmungen ein: 1) die ungleiche Berteilung ber 
Stimmen innerhalb des Viererdireftoriums (Art. 12), kraft deren 
Oſterreich und Preußen ftets im Übergewicht bleiben mußten, 
falls fie zufammenhielten; und dieſes Zuſammenhalten beider 
war ja überhaupt nah Humboldt die einzige Gewähr bes 
Fortbeftandes der zu gründenden Bundesverfaffung; 
2) die Einteilung in vier Kreife (Art. 20), kraft deren Oſter⸗ 
reich und Preußen wenigſtens als die zwei bebeutenditen Kreis- 
vorfteher fait in dem ganzen Bundesgebiete außerhalb Bayerns 
und Hannovers, vielleicht aud Wurttembergs, die entſcheidende 
Macht in Händen gehabt haben würden; 3) eine möglichft hohe 
Spannung der Kompetenzen ber Kreißvorfteher (Art. 20, 22, 23) 
und damit vor allem ſterreichs und Preußens. Die Gleid: 
ftellung Preußens mit Öfterreih gab übrigens Humboldt in feiner 
Weiſe auf; fie konnte immer noch mindeſtens in der gemeinschaft: 
lichen Führung des Präfidiums und der Geſchäftsleitung er- 
folgen. Die Steinſche Denlſchrift gab ihm aber zu einer Äußerung 
über diefe Frage feinen Anlaß. 


Außer den beiden Anneren A und B liegt den Aften noch 
ein anonymer Entwurf von Beitimmungen bei, welche mit benen 
der beiden vorftehenden Annere gewifiermaßen konkurrieren, unter 
dem Titel: 


XIX. Bases pour servir de norme au trava 
du comite preparatoire. 


Ungedruckt. 


Sie müffen in der Abfaſſung den Annexen A und B vora 
gegangen fein, da in ihnen der Stoff eben noch nicht in zu 
Abteilungen gefondert (fiehe $ 13) ift. Dies und gewiſſe Ab 
dungen, wie in Betreff des Bundesgerichts ($ 8), beweiſen, dı 
& fih um einen präliminaren Entwurf handelt. Ob etwa ı 
den Vorberatungen dazu Solms-Laubach oder Rademacher te 
genommen babe, die ber Schluß der Steinſchen Denkſchrift vo 
10. März neben Humboldt als Comitsmitglieder vorſchlug, mı 
bahingeftellt bleiben. Den Text laſſen wir hier folgen: 

Bases pour servir denorme au travaildu comit6 
preparatoire. 

1) Les princes de l’Allemagne se r&uniront & form 
une ligue Germanique. 2) La ligue une fois form&e, ancı 
prince ne pourra en sortir, et chaque tentative de s 
soustraire sera regardée comme f&lonie. 3) Le droit d 
princes actuels de devenir membres de cette ligue sera fi: 
d’apres la grandeur de leurs possessions, l’anciennet6 ı 
leurs maisons, et la considöration que par d’autres ra 
sons ils peuvent avoir acquise. 4) Un petit nombre ( 
ces princes formera le directoire de la ligue*). 5) Les droi 
du directoire seront fix&s; celui de la guerre et de la pa 
lui appartiendra dans tous les cas; il aura & lui seul, saı 
eoncurrence des autres princes l’exereice de tous les droi 


*) gl. A. 12. 





158 Bases pour servir de norme au travail du comit6 pröparatoire. 


qui lui seront adjuges*). 6) Il y aura une didte qui se 
réunira & des &poques fixes; ses attributions et ses pröro- 
gatives seront dötermines; ohaque membre de la ligue aura 
droit d’y voter**). 7) Les princes qui n’ont que des pos- 
sessions Allemandes renonceront de prendre part & d’autres 
guerres qu’& celles de la ligue Germanique ***) et tous s’enga- 
geront & faire decider les differens qui pourraient s’&lever 
entr’eux sur leurs possessions en Allemagne par les voies 
constitutionnelles. 8) Il y aura un tribunal supröme de 
la ligue, mais il ne jugera que les differens des membres 
de la ligue entr’eux-f). 9) L’organisation militaire et l’exer- 
eice du pouvoir judiciaire dans les &tats Allemands qui n'ont 
point une population qui sera determine, seront soumis à 
Tinspection des princes membres du directoire de la ligue+f). 
10) L’Allemagne sera divisee pour cet effet dans un certain 
nombre de cercles dont les membres du directoire seront 
les chefs}4}). 11) Les tribunaux superieurs des direoteurs 
des cercles seront les tribunaux d’appel en derniöre instance 
pour ceux des &tats qui n’auront point un exercice illimite 
des pouvoirs judiciaires*). 12) On r&tablira ou formera des 
&tats (Stände) dans tous les pays Allemands et la constitu- 
tion fixera le minimum de leurs privilöges**). 13. Elle fixera 
egalement les droits dont chaque individu Allemand devra 
necessairement jouir***), et la facult& illimitee d’&migrer 
(Freizügigteit) d’un &tat Allemand dans un autre fera partie 
de ces droits}). 14) Elle röglera enfin d’une manitre 
&quitable le sort des princes qui appartenaient à l’ancienne 
constitution Germanique et qui ne deviendront point membres 
de la ligue actuelle +). 


H Vol. A. 15. *) Bel A.11.166. *) Bgl.A.9. 4) Bgl ira 
und 176, +F) Bgl. A.2022f. h Bgl.A.20. *) Bol. A. 26. ")BgL 
A. 24. *) Bol. B. +) Bel. B. 7. HH) Bol. B. 8 ff. 


XX. Bardenbergs und Steins Perfaflunge 
berafungen 
wm Irankfırt a. M. im Juli 1814. 


Die von Humboldt in Ausficht genommenen Termine (fiel 
5. 147) konnten nicht eingehalten werden. Die Friedensunte 
handlungen zogen fi in die Länge; erft am 30. Mai wurde 
die Pariſer Verträge unterzeichnet, die in Betreff ber beutiche 
Zukunft wieder nur die allgemeine Phrafe enthielten: „Die Staat 
Deutſchlands follen unabhängig und durd eine Bundesverbiı 
dung vereinigt fein.“ Das weitere wurde bem Kongreß vo 
behalten, der fi in etwa zwei Monaten in Wien verfanmel 
follte. Im Juni begaben ſich die fiegreihen Herrſcher, Feli 
berren und Staatsmänner auf Einladung des Prinz-Regent: 
nad England. 

Nach feiner Rückkehr von dort ging Hardenberg, ber fe 
Anfang Juni zum Fürften erhoben worden, nad Frankfurt a. I 
und ließ bier in der erften Hälfte des Juli auf Grund des Yun 
boldtſchen Memoire preparatoire und feiner "Annere,_ Towie d 
früheren Denkiriften von Humboldt und Stein, einen Verfa 
ſungsentwurf außarbeiten, den er, ſobald Stein bafelbft aus Eny 
land eintraf (14. Juli 1814), diefem zur Prüfung vorlegte (Peı 
4,42 f.). Humboldt war inzwiihen ber Beftimmung gefolg 
ſich auf feinen Gefandtfchaftspoften nach Wien zurüdtzubegebe 
wo ihm jo manches für den Wiener Kongreß vorzubereiten obla 

Den Tert der urfprünglicden Harbdenbergichen Vorlage hal 
id) nirgend gefunden. Zu berfelben gab Stein ſchon am 16. Zu 
eine lange Erklärung, aus der einmal zu erfehen ift, daß d 
Baragraphen der Vorlage nicht ziffernmäßig mit denen d 
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definitiven Bearbeitung ober ben untenfolgenden „Grundlagen“ 
in 41 Artikeln zufammenfielen, und jodann, was barin im 
Gegenfag zu ben von Stein erhobenen Einwänden und An— 
trägen geftanden haben muß. 

Die Erklärung Steins ift volftändig abgebrudt bei Perg 
4, 43 fi. Die Hauptanträge berfelben waren, falls fie zur 
Annahme. gelangten, eine außerordentliche Verſchlechterung ber 
Hardenbergſchen Vorlage. Während nämlih nad allen bis- 
ber maßgebenden Beftimmungen und Entwürfen, aud dem Har- 
denbergſchen, der Begriff „Deutſchland“ oder „Deuticher Bund“ 
das ganze Deutſchland umfaſſen follte, kam Stein plöglich wie- 
der im Sinne der verrufenen troisitme Allemagne (fiehe oben 
©. 70), zu dem feltfamen Verlangen, zwei Dritteile von Deutſch⸗ 
land, nämlich Deutſch-Oſterreich und Deutſch-Preußen weſentlich 
und mit Einſchluß ihrer beiden deutſchen Hauptſtädte Wien und 
Berlin vom deutſchen Bunde auszuſchließen. Er motivierte 
dies („ad 8 3”, nachher 8 2 bei Hardenberg) alfo: 

„Bil man in den Deutſchen Bund die eigentliche öſterreichiſche 
Monarchie begreifen und alle deutichen Provinzen von Preußen, 
fo entfteht hierdurch der Nachteil, daß man ganz heterogene Dinge 
einerlei Normen und Verfaffungen zu unterwerfen verfucht. Die 
deutſchen Provinzen ber öfterreihifchen Monarchie und die deut- 
ſchen Provinzen der preußiichen auf dem rechten Elbufer machen 
unter fi} feit einem Jahrhundert ein eng verbunbenes gefchlofie: 
ne3 Ganze aus, das nicht ohne große Nachteile in andere Formen 
eingefaßt werben ann. Oſterreich ohnehin wird biefer fo ſehr 
in das Innere eingreifenden Veränderung große Schwierigfeiten 
entgegenfegen, oder man wird die Verfafjung für das übrige 
Deutichland fo Iofe bilden müffen, daß fie gegen den Sultanis- 
mus nur wenig Schuß gewährt. Der Teil von Deutſchland, fo 
zwiſchen dem Inn, der Elbe, der preußischen Grenze und ben 
Grenzen des Auslandes liegt, ift in einer ganz verſchiedenen Lage, 
feine Verfaffung ift durch die Auflöfung bes Reichsverbandes, 
durch die weitfälifcden Einrichtungen, durch deren Zerftörung u. ſ. w. 
ganz zerrüttet worden, bie Bildung einer neuen ift alſo not: 
wendig und ftört die inneren DVerhältnifie von Preußen und 
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Oſterreich nicht. Die Kreißeinteilung und die Bundesverfaffung 
müßte aus dieſen Gründen nur die Länder zwiiden dem 
Inn, der Elbe, ber preußifden Grenze, der Eiber, 
den Grenzen des Auslandes in fich begreifen, und & 
würden nur ſechs Kreiſe bleiben (joll heißen: fieben, ftatt der 
von Hardenberg aufgeitellten neun Kreiſe): Vorder-Oſterreich, 
Bayern und Franken, Schwaben, Oberrhein, Niederrhein und ' 
BVeftfalen, Niederſachſen, Oberſachſen. Preußen und Ofter- 
reich blieben in ihren inneren Einrichtungen ungeftört, und fie 
würden Garants ber beutfchen Verfaſſung.“ 

Und mit diefem unerhörten Vorſchlage, ber nicht nur Deutfch- 
land überhaupt, fondern zugleih auch Deutſch-Oſterreich und 
Deutf- Preußen zerftüdeln wollte, drang Stein in ber darauf 
folgenden mündlichen Beratung mit Hardenberg und Solms- 
Laubach (Per 4, 48), wie der Augenfchein lehrt, wirklich durch. 

Einem andern, ebenfo verberblichen Antrage Steins gegen- 
über hielt Hardenberg befler Stand, wich aber auch hier in ver: 
hängnisvoller Weile um einige Schritte zurüd. Zum großen Teil 
mar dies freilich eine Folge jener erften Nieverlage, durch bie 
Öfterreich und Preußen größtenteils von Stein aus dem beutichen 
Bund hinausgedrängt wurden. 

Hardenberg hatte in $$ 14, 15 ber erften Vorlage (nachher 
$$ 18—20) nad) dem Vorgange der Humboldtſchen Denkichrift 
vom Dezember 1813 (fiehe oben S. 103, 108) für Oſterreich und 
Preußen die Parität, die Stellung eines Konſulats ober 
Duumvirats beanjprucht, indem er einerſeits das bisher venti- 
lierte vier: oder fünflöpfige Direktorium dur einen Rat von 
7 Kreizoberften mit 11 Stimmen erjegte und dagegen anberer: 
feit ala höchfte Inftanz des Ganzen, als oberfte leitende und 
ausführende Bundesgewalt, für Öfterreih und Preußen ein 
zweilöpfiges Direktorium feftitellte. Er wollte, wie Hum— 
boldt, die Gleichſtellung Oſterreichs und Preußens, feine 
„Unterorbnung”. Daher nahm er die Beitimmungen auf: 

„Die Bundesverfammlung fol beftehen: 1) aus dem Direk⸗ 
torio, 2) dem Rat der Kreisoberften, 3) dem Rat ber Fürften 
und Stände“ 

Sqhmidt, Deutjche Berfaflungöfrage. 11 
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„Das Direktorium führen der Kaifer von Öfterreid) und 
der König von Preußen gemeinſchaftlich.“ 

Diefe Beftimmungen, im befinitiven Entwurf 88 19 und 20 
beibehalten, bilbeten eben im urfprünglichen, wie Steins Bemer: 
Tungen zeigen, die $$ 14 und 15. 

Außerdem muß aber au, wie aus Steins Einwänden durch 
Antithefe in zwingender Weife erhellt, die Vorlage noch folgende 
Beftimmungen dem Sinne nach enthalten haben: 

„In dem Rat ber Kreisoberften alterniert das Präſidium“ 
(natürlich zwiſchen Oſterreich und Preußen). 

„Das Direktorium (Ofterreih und Preußen) hat das Recht 
ber Kriegserklärung und der Friedensſchließung, ſowie die Ober: 
auffiht über die Militäreinrichtungen.” (Beides hatte ja auch 
Humboldt im Dezember weſentlich an Oſterreich und Preußen 
gemeinfam verwiefen.) 

Gegen dies alles reagierte Stein. Denn noch immer von 
alten Reichgerinnerungen und überwiegendem Refpeft vor Oſter⸗ 
reich erfüllt, wollte er entjchieden im Bund wie im Reiche die 
Unterordnung Preußens. Cr mollte daher das Direktorium 
Oſterreichs und Preußens ganz geſtrichen wiſſen und nur zwei 
Bundesgewalten anerkennen, wie in feiner März: Dentihrift, 
nämlih 1) ein Direktorium von vier oder fünf Staaten, 
ober einen Staaten-Ausſchuß als leitenden und ausführenden 
Faktor, und 2) eine alle Mitgliever umfaflende Bundesver- 
jammlung; beide follten an bie Stelle des Rates der Kreis— 
oberften und des Rates der Fürften und Stände treten, und 
in beiden follte Oſterreich ausſchließlich das Präſidium 
führen. 

Demnad) erflärte er entgegen der Vorlage „ad $$ 14, 15”: 

„2er Bund muß aus einem Direktorium oder Aus: 
ſchuß beftehen, der leitet und ausführt, und aus einer Bundes: 
verfammlung, die beratfjlagt und beichließt.” 

„Ein Rat der Kreisoberften, wo das Präfidium 
alterniert, ift zu unbeholfen und zu ſchwach, um mit Nach: 
drud wirken zu fönnen. Ich rate daher bei einem Ausfhuß 
ober Directorio von vier Mitgliedern, höchſtens fünf, ſtehen 
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zu bleiben, nämlich Oſterreich, Preußen, Bayern, Hannover — 
wenn es nicht zu vermeiden ift — Württemberg.” 

„Oſterreich erhält das Präfidium im Directorio oder 
im Bundes ausſchuß. Oſterreich hat 2 Stimmen, Preußen 2, 
Bayern 1, Hannover 1.” 

Hierdurch war alfo Öfterreih al einzige Spige des Gan- 
zen zur Oberleitung berufen und eventuell befähigt kraft des 
Einfluſſes diefer ausschließlichen Oberleitung, das Übergewicht 
über Preußen zu erlangen, es felbft in den widtigften Fragen 
zu majorifieren. Stein bat damit, wenn auch unabſichtlich, den 
erften verhängnisvollen Anſtoß zur Abſchwächung und damit zur 
Mißgeftaltung der Bundesverfaffung gegeben. 

Ebenfo erklärte Stein in Betreff des andern Faktord ber 
Gewalt „ad $ 19": „Bei dem Bundestag (b. i. ber Bundes- 
verfammlung) führt Ofterreich das Präfidium“. Und mit 
biefer Bevorzugung verband er fofort eine weitere: „Die Stim- 
men ber Mitglieber (in der Bunbesverfammlung) zählen nad 
dem Multiplo von 500000 Seelen. Oſterreich wird fo viele 
Stimmen erhalten müſſen wie Preußen, ohnerachtet es weni- 
ger Menfchen in feinen Bundesftaaten zählt.” 

Dann heißt es 

ad „S 21”: „Der Bund hat ferner das Recht, Krieg oder 
Frieden zu ſchließen, er wacht auf die Erhaltung der Militär- 
einrichtungen.“ Da der „Bund“ nad Stein aus einem Vier 
oder Fünferdireltorium oder Ausfhuß und einer Bun- 
desverfammlung befteht, die bei Hardenberg dem Rat der 
Kreisoberften und dem Rat der Fürften und Stände 
entſprechen: fo muß die von Stein in ber Vorlage Hardenbergs 
befämpfte Inftanz für die fragliche Kompetenz notwendig das 
Direktorium Ofterreihs und Preußens geweſen fein. Wie 
wir übrigens bereit? aus Steins März-Denkſchrift $ 6 willen, 
wollte derfelbe fpeciell die obige Kompetenz feinem Vierer- oder 
Sünferdireftorium zugeteilt wifien, alfo eventuell, bei ver- 
ändertem Namen ber Behörde, dem Rat der Kreisoberften. 

Diefen Forderungen gegenüber blieb nun Hardenberg info- 
fern ftandhaft, als er das Zweierdireftorium Oſterreichs und 
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Preußens, ſowie ben Rat der Kreisoberften beibehielt. Da- 
gegen ließ er ſich, nachdem er einmal die Rebugierung des Bun⸗ 
des auf ein Drittel bes urſprünglich beabfichtigten Umfanges zu= 
geftanden, auch zu dem meiteren Zugeftändnig bereden, das nun⸗ 
mehr als wertlofer erfheinende Präfibium durchweg an Öfter- 
veich zu überlaſſen. Schien doch die Hauptſache für Preußen, 
die Gleichftellung beider in der höch ſten Inſtanz, im Zweier: 
bireftorium, gerettet. 

So erklärt fi die überaus unbeholfene Formulierung bes 
definitiven $ 20: „Das Direktorium führen ber Kaifer von 
Oſterreich, welcher den Vorſitz bei allen Bundesverfamm- 
lungen bat, und ber König von Preußen gemeinſchaftlich.“ 

Gemäß diefem Einſchiebſel machte fi) auch bei den Beſtim · 
mungen über den „Rat ber Fürften und Stände“ ($ 23) ein 
Bufaß erforderlih. Denn diejer folte nur bie „übrigen Bundeg- 
mitglieder“, d. h. diejenigen umfaſſen, die nicht im Rat ber 
Kreigoberften faßen, alſo auch weder Öfterreih noch Preußen. 
Da nun Hardenberg hieran fefthielt und doch Oſterreich in allen 
Verfammlungen das Präfidium haben follte: jo kam es hier zu 
dem folgenden, ebenfalls höchſt unbeholfenen Zufag (sub 4): 
„Oſterreich hat auch in dem Rat der Fürften und Stände den 
Vorfig, und gemeinfhaftlid mit Preußen das Direkto— 
rium, auf Sig und Stimme. Beides wird durch beſondere 
zweite Botſchafter ausgeübt.” Man fieht, Hardenberg wollte nicht 
Oſterreich allein unter der Firma bes „Vorfiges“ in biefen Rat 
eintreten lafjen; um daher auch Preußens Zutritt zu ermöglichen, 
nahm er hier das „Direftorium“ zum Vorwande. Aber er be 
achtete nicht, daß er dergeftalt, was wiederum verhängnisvoll wurbe, 
feinerfeit3 zuerft den hohen Machtbegriff bes Direftoriums 
zu einem bloßen Geſchäftsbegriff herabfinfen ließ. 

Endlich ließ Hardenberg auch die Machtſchwächung feines 
zweiköpfigen Direktoriums zu, indem er, wie ber befinitine 
$ 22 lehrt, „das Recht des Kriegs und Friedens“, und „bie 
militäriiche Gewalt” auf den Rat der Kreigoberften übertrug. 
Wäre dies ſchon im erften, d. h. im Frankfurter Entwurf ber 
Fall geweien, dann hätte Etein feinen Grund zu ber obigen 
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Erklärung ad $ 21 gehabt, ober fie ganz anders formul 
müffen. . 

Daß ber erfte Entwurf Hardenbergs bedacht war, ben 
meinfamen Direktorium Öfterreih8 und Preußens eine wir 
Macht einzuräumen, geht auch daraus hervor, daß er bemie 
wie $ 21 und 26 des befinitiven Entwurfes zeigt, nicht nu 
Rat der Kreisoberften über die vier Kreißoberften- Stimmen hi 
noch zwei Stimmen als Direktorialftimmen einräumte, 
dern fogar das Recht erteilte, bei „abweichenden Meinungeı 
beiden Räte“ und nad vergeblihem Einigungsverſuch, ſei 
feits zu „entſcheiden“. Das ließ merkwürdigerweiſe Stein 
beachtet hingehen, offenbar weil er ja die völlige Streichung 
zweiföpfigen Direftoriums erhoffte. 

Wir erwähnen noch der übrigen Differenzen. 

Hardenberg hatte im $ 10 (naher $ 15) bie drei H 
ſtãdte dem Nieberfächfifchen Kreis (Hannover) zugemiefen. € 
erflärte: fie „würben den preußiien Schuß der hannöver 
Influenz vorziehen”. Hardenberg änderte nichts. 

Im $ 13 (naher $ 17) Hatte Hardenberg auch ben 
fürften von Heflen und den Großherzog von Baden als A 
oberften anerkannt. Stein erflärte: „Kurheſſen und Baden bI 
füglich ausgeſchloſſen von Kreigoberften-Stellen.” 

Zu $ 22 (naher $ 29 cl. $ 27) erklärte Stein: „ 
ſcheidung der Streitigkeiten zwiſchen Ständen und Fürften 
Rekurs wegen verweigerter Juſtiz würde am zwedmäßigiten e 
eigenen Bundesgericht anvertraut, ober wenigftend einer I 
tation aus dem Directorio (d. i. dem von ihm befürmwor 
vier= ober fünfföpfigen) und aus dem Bunbestage, die abe: 
regelmäßiges und durch eine Verordnung näher zu beftimm 
Unterfugungsverfahren zu beobachten hätte.” Hardenberg lie 
indes bei Einem Bundesgericht für alle Fälle bewenden, 
fprechend der Dezember» Denkihrift und dem April: Mer 
Humboldts. 

Ad 819 (nachher $ 23) wollte Stein, wie wir ſchon fı 
daß „die Stimmen ber Mitglieder bei dem Bunbestage (d. i. 
auch der großen und mittleren) nach dem Multiplo von 500 
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Seelen gezählt“ würden. Darauf konnte Hardenberg ſchon des- 
halb nicht eingehen, weil er. die Trennung in ben Rat ber 
Kreisoberſten“ und den Rat der „übrigen“ Fürften und Stände 
d. i. ber kleineren beibehielt, 

Ad $21 (naher $ 24) forderte Stein: „Der Bund macht 
auf die Erhaltung der Provinzialverfaffungen“. Hardenberg 
nahm diefe Beftimmung nicht auf, die in der That ſehr zwei— 
ſchneidig und gefährlih war. Denn kraft ihrer konnten arifto: 
kratiſch-feudale Stände, wie fie Stein liebte, auf Verewigung an- 
gewieſen fein, auch wenn Fürft und Volt und die Stände felbft 
eine Neuerung wünfchten. Etwas anderes war die Garantie, 
welche Neuerungen keineswegs ausſchloß. Und korrekt war die 
Feſtſetzung eines „Minimums“, die jederzeit ein Plus zulieh. 
Und in diefer Beziehung genügte der definitive $ 7 bei Harden⸗ 
berg vollfommen. 

In einigen Punkten gab Hardenberg unbedingt nad. So 
im $ 1, wo Stein erklärte: „Man wird eine Strafe feftfegen 
müſſen auf die Verlegung der Bundesalte — die Acht gegen den, 
der fi) mit Fremben verbindet, oder der den Bund ober einzelne 
Mitglieder bekriegt.“ So im $ 21 (nachher 8 24), wo Stein 
verlangte: „Das Verhältnis zur Territorialgefeggebung muß da⸗ 
bin beftimmt werden, daß ber Bundestag fi nur mit Verord⸗ 
nungen beichäftigen Tann, die das allgemeine Intereffe angehen.” 
So im $ 28 (naher $ 7), wo Hardenberg ſich begnügt hatte, 
in Betreff des Minimums der landſtändiſchen Rechte, trog ber 
Vorſchläge Humboldt? im April-Memoire Anner A sub 24, der 
Unfertigfeit halber zu fagen: „allgemeine Grundfäge find biefer- 
halb feitzufegen“. Stein flug vor, jofort zu erflären: „Die 
Stände nehmen teil an der Gefeßgebung, vermilligen Abgaben, 
vertreten die Verfaſſung bei dem Landesheren, bei dem Bunde“ 
Hardenberg ging darauf ein, obgleich dieſe Beſtimmungen unzu⸗ 
reichend waren und zum Teil hinter den ebenfalls unzureichenden 
Vorſchlãägen Humboldts noch zurücblieben. 

Mit bejonderer Vorliebe Hatte Stein von jeher ſich der 
Mediatifierten, der Reichsritterſchaft und des Adels angenommen. 
Humboldt Hatte in beiden Anneren feines April-Memoire ſchon 
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eingehende Rüdficht darauf genommen, und ohne Zweifel hat 
dies auch Hardenberg gleih in feinem erften Entwurfe gethan. 
Nichtsdeſtoweniger hielt e& Stein für angebracht, noch einmal 
ausführlich feine Meinungen zu formulieren. Er erklärte daher 
ad $ 24 (nachher $ 4): „Die Familienhäupter der mebiatifierten 
Stände oder Adel*), infofern fie wenigſtens eine Brutto-Ein- 
nahme von 6000 Gulden jährlich haben, find erbliche Stände, 
in ben Territorien, wo fie angejeffen find, und bilden als folde 
den ihnen gewiſſe Vorzugs- und Ehrenrechte beigelegt. Sie ftehen 
als Korporation unter dem Schutze der Bundesverfaflung.“ 
Dann ad $ 28 (nachher 8 7): „Die Stände beftehen 1) aus 
Erhftänden, d. i. der angefeilene Iandtagsfähige Adel in den Pro- 
vinzen, wo Landtagsverfaffungen waren; 2) aus gemählten Mit 
gliedern, worüber für jedes Land ein bejonderer Plan zu ent: 
werfen. In ben Ländern wo feine ſtändiſche Verfaſſung war 
1) aus Erbftänden, nämlich ben mebiatifierten Familienhäuptern 
fo wenigitend 6000 Gulden Brutto-Einnahme haben; 2) aus 
Bahlftänden.” Dann fügt er noch hinzu: „Rechte des Güter: 
adels. Exemptio fori. Unteilbarkeit der Güter. Befugnis 
eine Korporation zu bilden zur Sicherftellung feiner Rechte — 
und Rekurs an den Bundestag. Befreiung von der Konfkription. 
Verpflichtung im Frieden zum Landfturm, wenn er im Lande 
it, im Krieg zum wirklichen Dienft in der Landwehr — wenn 
ex unverheiratet ift.” Es läßt fi) nicht jagen, was von einigen 
diefer meist feltfamen Privilegien erft auf Steins Betrieb dem 
Entwurfe Hardenbergs einverleibt worden ift. Jedenfalls zeigt 
die Faſſung der $$ 4, 7 und 32 bes befinitiven Entwurfs, daß 
bie beanspruchten Privilegien des Güteradelö feinen Anklang fan: 
den, und am wenigften die unglaublichen Prätenfionen in Bezug 
auf die nahezu abſolute Befreiung von Militärdienften. 

Was die allen Deutſchen zuzufichernden Rechte betrifft, jo 
geben die von Stein ad $ 27 (nachher $ 6) geforderten jämt- 
lich in die von Hardenberg in der definitiven Verfaſſung bezeich- 


*) Diefe Ausdrucksweiſe ſchloß bie Reichsritterſchaft mit ein. 
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neten auf. ebenfalls hatte aber Hardenberg ſchon die meijten 
auf Grund der Denkſchriften Humboldt vom Dezember 1813 
(88 28, 30) und vom April 1814 (Anner B, sub 2—7) aufs 
genommen, daher namentlich aud ben freien Univerfitätsbefuch 
und die Preffreiheit, die Stein nicht erwähnt. Münfter am 
30. März und Humboldt im April hatten die „Preßfreiheit“, 
freilich mit milder „Prävention“ ober „Cenſur“ begehrt, Stein 
nur das „Recht, feine Beſchwerden druden zu laſſen“; Harden⸗ 
berg formulierte: „Preßfreiheit nach zu beftimmenden Normen“. 
Ebenſo ging in Bezug auf das Beſchwerderecht an fi die For 
mulierung Hardenberg: „Recht der Beſchwerde vor dem ordent⸗ 
lichen Richter, und in den dazu geeigneten Fällen, bei dem Bunde“ 
über diejenige Steing („Recht ſich zu beſchweren über Beeinträchtis 
gung feiner Rechte”) hinaus. Das „Auswanderungsrecht“, das 
Stein ohne weitere Erflärung zuläßt, hatte Humboldt im Dezem⸗ 
ber „ohne Abzug vom Vermögen” ftatuiert, im April aber mit 
Zulaſſung des „Abzuggeldes“, da mo es noch nicht abgeſchafft 
fei; Hardenberg wollte Teinerlei „Abgabe“ geftatten. Die For: 
mulierung Steins: „Sicherheit des Eigentums, auch des geiftigen 
gegen Nachdruck“ ging in Hardenbergs Entwurf über; doch war 
das Eigentumsrecht und bie meiften anderen Rechte bei Humboldt 
am jchärfften formuliert. 

Auf Grund der fohriftlihen und mundlichen Erörterungen 
kam nun Harbenbergs definitiver „Entwurf der Grundlagen u. ſ. m.” 
zuftande, der leider Fein „verbeflerter“ war, wie Perg fagt, fon: 
bern ein in den Hauptpunkten, und zwar vornehmlich durch Stein, 
fehr weſentlich verſchlechterter. Zu diefem definitiven Har- 
denbergſchen Entwurf machte Stein noch einmal fohriftliche „Be 
merfungen”, bie wir nad dem Vorgange von Perg (4, 49 ff.) 
den einzelnen Paragraphen hinzufügen werden; nur diejenigen 
ſchicken wir hier voran, bie ſich auf die im Vorftehenden ſchon 
berührten Punkte beziehen. 

Zu dem von ihm gewünfchten Zufag des definitiven $ 1 
„Berlegungen des Bundesvertrages werden mit der Acht beftraft“ 
machte er die ſehr gefuchte unfreundliche Bemerkung gegen Preu: 
Ben: „alſo feine Separatfrieden wie a. 1795 . 1796“; wobei 
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ihn obendrein bie gerechte Bitterfeit zur Ungerechtigkeit verleitet. 
Denn, wie verdammlich auch jene Friebensakte waren, berech— 
tigt dazu war Preußen als europäifche Wacht jedenfalls und 
hätte daher auch in Zukunft für dergleichen Afte fowenig wie 
Öfterreich „mit der Acht beftraft“ werden können. 

Im Gegenfag dazu brachte er zu $ 20 neuerdings feine 
Devotion vor Öfterreich zum Ausdrud. In dem Wortlaut des⸗ 
jelben („Das Direktorium führen ber Kaiſer von Öfterreich, wel: 
her den Vorſitz bei allen Bundesverfammlungen hat, und ber 
König von Preußen gemeinfchaftlich”) hatte er bereits, wie wir 
jahen, den mittlern Paſſus als Einfchiebfel durchgeſetzt; und da- 
durch war ſchon die von Humboldt und Hardenberg beabfichtigte 
Gleichſtellung Üfterreih® und Preußens zum Vorteil des 
rfteren aufgehoben. Aber immerhin war doch noch das zwei- 
öpfige Direktorium als oberfte Gewalt bes Bundes ftehen 
geblieben. Und biergegen machte nunmehr Stein, da er fein 
vier« ober fünfköpfiges nicht hatte Durchjegen können, einen 
neuen eigentümlichen Anlauf. Er wollte das „Direktorium“ als 
Macht inſtanz dadurch befeitigen, daß er es zu einer bloßen Ges 
ſchäft sinſtanz herabbrüdte. Hatte fi doch ſchon Hardenberg 
jelbft, wie wir jahen, dazu verleiten laſſen, im $ 23 sub 4 den 
Ausdrud „Direktorium“ als bloßen Gefchäftsbegriff zu verwenden. 
Und fo kam denn Stein auf den Gedanken, Preußen in eine 
noch augenfälliger untergeordnete Stelle zu verweilen, näm— 
lich das „Präſidium“ zu einem kaiſerlichen Attribut für Ofter- 
eich und das „Direktorium“ zu einem kurmainziſchen „Kanz 
ler" und „Direktorialamt“ für Preußen zu geftalten. Daher 
erflärte er jegt: „Dem Kaifer von Öfterreich müßte das Präfi- 
bium, dem König von Preußen das Direktorium gegeben 
werben. Zu ber Erhöhung des Anfehens und des Glan: 
zes der Bundesverſammlung würde es beitragen, wenn Öfter: 
reich fih durch einen der Erzherzoge vertreten ließe.“ 

Hardenberg ging, wie fein definitiver Entwurf $ 19 und 20 
auf das bünbigfte lehrt, auf diefen neuen Vorſchlag Steins in 
teiner Weife ein; und es ift Daher unbegreiflich, wie Pertz (4, 128) 
und Treitſchle (S. 680 f.) dazu kommen, biefen Vorſchlag Steins 
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als Beftandteil des in Wien vorgelegten Entwurfes zu 
betrachten, und darüber die wahre Bedeutung des Hardenbergſchen 
Direktoriums als oberfie der „drei” Bundesgewalten ganz zu ver: 
kennen. 

Daß auch ein dem Präfidio untergeordnetes Geſchäfts— 
Direktorium in ber Lage war, einen bedeutenden Einfluß zu ge 
winnen, kann nicht bezweifelt werben. Aber eben beshalb blieb 
noch ein legter Schritt zu thun, nämlich: Preußen auch aus dem 
Geſchäftsdirektorium zu verdrängen, d. 5. diefes mit dem Prä- 
ſidium zu vereinigen. Und dieſen legten Schritt unternahm, wie 
wir fehen werben, Metternich mit vollem Erfolg. 

Nun erklärt ſich auch, daß Stein, der das Entſcheidungsrecht 
des zweilöpfigen Direftoriums bei Meinungsverfchiedenheiten der 
beiden Räte in der Hoffnung auf die Vefeitigung besfelben un- 
angefochten gelafien hatte, jet zu den Worten des $ 26 „jo 
entſcheidet das Direktorium“ die Bemerkung machte: „ober 
beffer: jo wird die Angelegenheit vertagt, und bei ber näch— 
fen Verfammlung wieder vorgenommen“. Denn bem bei 
behaltenen zweitöpfigen Direktorium wollte er dieſe Macht nicht 
einräumen. 

Wir laſſen jegt den definitiven Harbenbergihen Entwurf 
mit den übrigen erwähnenswerten Bemerkungen Steins folgen. 
Der Tert bei Pertz ftammt jedenfalls aus den Steinſchen Papie: 
ven; er ift eine Kopie, zu ber Harbenberg im $ 27 ein paar 
‚Worte am Schluffe („der Rechtsgang ift näher zu beftimmen“) 
eigenhändig Binzugefegt hat. Wir dürfen dieſen Tert, den frübeften, 
als YJulitert bezeichnen. Der Tert bei Klüber 1, 45 ff. ift an 
geblih einer am 13. September 1814 dem Fürften Metternich 
von Hardenberg mitgeteilten Abjchrift entnommen, die jenen 
Schlußſatz zu $ 27 bereits aufgenommen hat, und darf aljo als 
Septembertert bezeichnet werden. In den Wiener Kongrek: 
atten des Berliner Archivs ift der Entwurf ebenfalls handſchrift⸗ 
lich vorhanden und von mir benußt worben; es ift zweifellos bie 
Abfehrift, die Ende Auguft 1814 von Hardenberg an Humboldt 
in Wien dur Solms-Laubach gelangte, fo daß fie als Auguft: 
text bezeichnet werben Tann. Sie zeigt,. ba die Faſſung in dem 
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n Metternich übergebenen Eremplar noch einzelne, meift gering= 
igige Änderungen erlitt. Die ermähnenswerten Varianten finden 
ch im $ 6 über bie deutſchen Bürgerrechte. Hinter den Worten 
deutſche Bürgerrechte gefichert” hat das Nuguft-Eremplar den 
ufag: „und vom Bunde garantiert”. Er fehlt im Julitert bei Perg, 
t alfo erft nachträglich von Hardenberg Hinzugefügt; da er aber 
uch bei Klüber fehlt, alſo in der Septemberhandichrift, fo hat ihn 
nſcheinend Hardenberg felbft als überflüffig wieder fallen laſſen. 
ie Humboldtſchen Vorkonferenzen hielten, wie wir ſehen werden, 
en Zufaß feſt. Sodann hat der Augufttert sub 2 „Die Sicher- 
eit, nicht über eine gewiſſe Zeit verhaftet werben zu können, 
hne einem vichterlichen Ausſpruch nach den Gejegen unterworfen 
u werben“. Statt deſſen fteht im Septembertert mit Verſchie— 
ung ber Numerierung: „3) fehlt”. Endlich fteht dort sub 5 
Normen”, hier „Mobifilationen“. 

Nach dem Obigen wird es übrigens für niemand zweifelhaft 
in, daß es ein Irrtum ift, wenn Perg (4, 43) meint, Harden- 
erg fei in feinem Entwurf „von den notwendigen Grundlagen 
usgegangen, wie jolche Stein in feiner zu Chaumont übergebenen 
denkſchrift aufgeftellt hatte.” Der Grund dieſes Irrtums if, 
aß Pertz die Denkſchriften Humboldt3 vom Dezember 1813 und 
om April 1814 nicht kannte, deren Einfluß auf Hardenbergs 
zntwurf ein viel größerer war. 

Mehr noch irreführend ift die Darftellung bei Treitſchke 
5. 679 fi. Denn darnach würde es fih überhaupt nicht 
m einen Entwurf Hardenbergs handeln, fondern um Steins 
denkſchrift vom 10. März, die er als einen „Bundesentwurf“ 
jegeichnet, und von ber er jagt: „Diefer Entwurf ward im 
tächften Sommer von neuem umgeftaltet (das kann doch nur 
jeißen: durch ihm ſelbſt) und im Juli bei einer Zufammenkunft 
nit dem Staatslanzler und dem Grafen Solms eingehend bes 
zaten“. „Den alſo umgebildeten Entwurf legte Harben- 
derg in Wien vor.” Daher geichieht es nun aud, daß einerfeits 
zloße Separatmeinungen Steins, wie in Betreff des Geſchäfts- 
rirektoriums für Preußen, von Treitſchke als Beftandteile ber 
officiellen Vorlage ausgegeben werben, und andererjeit3 umge: 
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kehrt Beſtandteile ber letzteren ohne allen Grund als fpecieke 
Meinungen Steind. So heißt es ©. 680: „Stein wollte die 
Kreisverfaffung des alten Reichs wieder einführen“; während mir 
icon fahen (oben S. 162) und noch ferner fehen werden, daß 
Stein vielmehr der entfchiebenfte und beharrlichſte Gegner ber 
Kreisverfafjung war. 


XXI. Bardenbergs deſinitiver Entwurf der 
Grundlagen der deutſchen Bundesverfaffung 
in 41 Arlikeln. 


1. 

„Ale Staaten Deutſchlands vereinigen ſich durch einen feier- 
lien Vertrag, den jeder Teilhaber auf ewige Zeiten ſchließt und 
beſchwört, in einem politiſchen Föberativ-Körper, der den Namen 
Deutſcher Bund führt, und aus dem niemand heraußtreten darf. 
Verlegungen des Vides Vernan werden mit der Acht beſtraft. 


Dieſer Bund ſoll in ſich Segen folgende dem Haufe Öfter- 
reich gehörende Länder: Salzburg, Tirol, Berchtolsgaden, Bor- 
arlberg und dasjenige was diejes Erzhaus am Oberrhein erhalten 
wird, alles was Preußen links der Elbe befigt und erhält, ferner 
alle Deutfhe Staaten, jo wie fie von ber Oftfee, der Eider, der 
Nordfee, dem niederländifchen, franzöſiſchen und ſchweizeriſchen 
Gebiet begrenzt werben. 

Die bier nicht benannten öſterreichiſchen und hreußiſchen 
Staaten bleiben beſſer außerhalb des Bundes, damit es deſto 
weniger Schwierigkeit habe, diejenigen Teile jener beiden Monar: 
chien, die mit in ben Bund aufgenommen werben, allen Bundes⸗ 
gefegen mit zu unterwerfen und das Band befto feiter zu Inüpfen. 
Öfterreih und Preußen als Mächte ſchließen aber mit der Föbe- 
tation ein unauflögliches Bündnis, und garantieren beſonders bie 
Verfaffung und Integrität berfeben. 


Jeder jegt im Beſitz der PR fi befindende Staat 
übt in feinen Grenzen die Iandeshoheitlichen Rechte aus, welche 
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kehrt Beſtandteile der Ietteren ohne allen Grund als fpecielle 
Meinungen Steind. So heißt es ©. 680: „Stein wollte bie 
Kreisverfaſſung des alten Reichs wieber einführen”; während wir 
ſchon fahen (oben S. 162) und nod ferner fehen werben, daß 
Stein vielmehr ber entichiebenfte und beharrlichfte Gegner ber 
Kreisverfaflung war. 


XI. Bardenbergs definifiver Entwu 
srundlagen der deutſchen Bundesverfi 
in 41 Rrfikeln. 


1. 

„Ale Staaten Deutſchlands vereinigen fich durch eiı 
hen Vertrag, den jeder Teilhaber auf ewige Zeiten ſchl 
ihmwört, in einem politischen Föberativ-Rörper, der bei 
ſeutſcher Bund führt, und aus dem niemand heraugtrı 
erlegungen des Bundes-Vertrags werden mit der Acht 

2. 

Diefer Bund foll in fich begreifen folgende dem Haꝛ 
id gehörende Länder: Salzburg, Tirol, Berchtolsgad 
{berg und dasjenige was dieſes Erzhaus am Oberrhein 
ird, alles was Preußen links der Elbe befigt und erhäl 
le Deutſche Staaten, jo wie fie von ber Oftfee, der € 
orbfee, dem nieberländifchen, franzöfifhen und ſchwe 
ebiet begrenzt werben. 

Die bier nicht benannten öfterreihifchen und pr 
taten bleiben befier außerhalb des Bundes, damit 
eniger Schwierigkeit habe, diejenigen Teile jener beiden 
ien, die mit in den Bund aufgenommen werben, allen 
,ſetzen mit zu unterwerfen und das Band beito feiter zu 
fterreih und Preußen als Mächte fließen aber mit t 
tion ein unauflösliches Bündnis, und garantieren bejor 
erfaffung und Integrität berfelben. 

3. 

Jeder jegt im Beſitz der Landeshoheit ſich befinden! 

bt in feinen Grenzen die landeshoheitlichen Rechte aus 


a- 
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die Bunbesafte nicht zum gemeinfchaftlihen Beſten ausnimmt 
oder beſchränkt. 
4. 

Diejenigen vormals mit der Reichsſtandſchaft verfehen ge: 
weſenen Fürften, Grafen und Herren, welche mebiatifiert wurden, 
nehmen Anteil am Bunde, wie weiter unten näher beftimmt wer- 
den wird. Sie bleiben zwar ber Landeshoheit unterworfen; ihre 
Rechte und Pflichten find aber ſowohl in Abfiht auf ihre Per- 
fonen, als auf ihre Befigungen und Abgaben genau zu beftim- 
men und unter bie Garantie des Bundes zu fegen. Ihnen find 
insbeſondere perfönliche Ehrenrechte und Vorzüge einzuräumen, 
auch die Renten und Einkünfte wieder zu geben, oder dafür Ent- 
ſchädigung zuzubilligen, die am 12. Juli 1806 nicht in bie Kon- 
tributionstaſſen floffen. Im den Ländern zu denen fie gehören 


„find bie Samilienhäupter derfelben erblich bie erften State. In 


ihren Familien genießen fie der alten beutihen Autonomie. In 
Kriminalſachen follen fie von einem Judicio parium gerichtet wer⸗ 
den. Ihnen werben Jurisdiktions-Rechte geficert und Präfenta- 
tions-⸗Rechte in den landesherrlicden höchſten Gerichten zugeftanden. 
Billig ſollten die mebiatifierten ehemaligen Reichsſtände mit 
den übrigen gleihgefegt werden. Da biefes aber ohne große 
Herrüttungen nicht geſchehen kann, fo ift wenigftens alles Mög- 
liche für fie zu thun, und fie find insbefondere gegen alle Be- 
drüdungen völlig ſicher zu ftellen. 
6. 
Ahnliche Beſtimmungen find wegen der übrigen ſonſt un- 
mittelbar gewefenen Perſonen zu treffen. . 
6. 


Jedem Bunbes-Unterthanen werben durch die Bundesakte 
näher zu beſtimmende deutſche Bürgerrechte geſichert, infonderheit 
1. Die Freiheit, ungehindert und ohne eine Abgabe zu ent⸗ 
richten, in einen andern zum Bunde gehörenden Staat aus: 
zumandern oder in beflen Dienfte zu treten. 
2. Die Sicherheit, nicht über eine gewiſſe Zeit verhaftet wer: 
den zu können, ohne einem richterlichen Ausſpruch nad) den 
Gefegen unterworfen zu werden. 
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3. Die Sicherheit des Eigentums (auch gegen Nahbrud). 

4. Das Recht der Beſchwerde vor dem ordentlichen Richter 
unb, in ben dazu geeigneten Fällen, bei dem Bunde, 

5. Preßfreiheit nach zu beftimmenden Normen. 

6. Das Recht, ſich auf jeder „entiöen Lehranſtalt zu bilden. 


In jebem zum Bunde gehlemnben Staat fol eine ſtändiſche 
Verfaſſung eingeführt ober aufrecht erhalten werden. Allgemeine 
Grumdfäge find dieferhalb als Minimum der Rechte der Land: 
fände feftzufegen. Sie follen beftehen aus den Samilienhäuptern 
der mebiatifierten vormaligen Reichsſtände des fonft unmittelbaren 
und übrigen Adels, als erblihen, und aus erwählten Ständen, 
Ihre Befugnifie* follen vorzüglich fein: ein näher zu beftimmen- 
der Anteil an der Gefeßgebung; Vermwilligung der Landesabgaben, 
Vertretung der Verfafiung bei dem Lanbesheren und bei bem 
Bunde. 

* Stein: Wichtige, das Eigentum, die perſönliche Frei— 
heit und die Verfaſſung betreffende, neue Landesgeſetze 
können ohne den Rat und bie Zuftimmung ber Land- 
fände nicht eingeführt werben. 

8 

Man* fol ſuchen, allgemein nützliche Einrichtungen und An- 
orbnungen zum Wohl des Ganzen herzuftellen, als z. B. ein all- 
gemeines Geſetzbuch, gleiches Münzwefen, eine zweckmäßige Regu- 
lierung ber Zölle, des Poftwejens, Beförderung und Erleichterung 
des Handels und wechjelfeitigen Verkehrs u. |. m. 

* Stein: Gemeinfhaftlihe Bundes-Angelegenheiten find: 

Handelseinſchränkungen, 

Munzſachen, 

Zollweſen, 

Poſtweſen. 
Dieſe Verwaltungsgegenſtände können dem einzelnen Lan⸗ 
desherrn nicht überlaſſen bleiben, ohne die Nachteile einer 
zerſtüdelten und das Ganze ftörenden Maßregel zu er- 
zeugen. Ganz Deutſchland wird in eine Menge kleine 
Zolldiſtrikte, Poſtdiſtrikte u. ſ. w. aufgelöft und der Na— 
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tionalgewerbefleiß gelähmt werden. Die nadjteiligen 
Folgen des zerſtückelten Poſtweſens find in denen Dent- 
ſchriften des Haufes Taris bargeftellt und aus ber Er: 
fahrung befannt; noch verderblicer für das große Na- 
tional-Berkehr, und das wechſelſeitige nachbarliche Ver- 
kehr, find die mannigfaltigen Zolllinien fo feit der Stif- 
tung bes Rheinbundes zwiſchen Bayern, Württemberg 
und Baden gezogen worden find. 
9 


Die Bunde3-Staaten follen in 7 Kreife eingeteilt werben, 
nämlid: 
Borber-Öfterreih, 
Bayern und Franten, 
Schwaben, 
Ober: Rhein, 
Nieder⸗Rhein und Weftfalen, 
Nieder⸗Sachſen, 
Ars Nieber-Sadhfen und Thüringen. 
10. 

Der Vorder-Oſterreichiſche Kreis enthält Salzburg, 

Berhtolsgaden, Tirol und Vorarlberg. 
11. 

Der Bayeriſch-Fränkiſche Kreis alle Staaten bes 
Königs von Bayern. 

12. 

Der Schwäbiſche Kreis alle Staaten bes Königs von 
Württemberg. 

13. 

Der Ober-Rheiniſche Kreis, das Land weldes Üfter- 
reich am Ober⸗Rhein erhalten wird, die Großherzoglich Badenſchen 
Länder und die Hohenzolleriſchen Fürftentümer. 

14. 


Der Nieder-Rheiniſch-Weſtfäliſche Kreis alle Län- 
der, welde der König von Preußen an beiven Nheinufern und 
bis an die Wefer befigt oder erhalten wird; bie Lippe-Detmol- 
diſchen, Nafjauifchen, Weilburg- und Ufingifchen auch Waldeckiſchen 
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Länder; bie Deutfchen Befitungen des founeränen Fürften ber 
vereinigten Niederlande. 
15. 

Der Nieder-Sächſiſche Kreis die Länder, melde das 
bisherige Kurhaus Hannover in Niederfachien und Weftfalen be 
fitzt ober befigen wird, die des Haufes Braunihmweig-Wolfenbüttel, 
die des Haufes Holftein, Glüdftabt und Oldenburg, Schaumburg- 
Lippe und die drei Hanſeſtädte Hamburg, Lübeck und Bremen. 

Einige fimmen dahin: bie drei Hanfeftäbte dem Oberfächfifch- 
Thüringifchen Kreife anzufchließen. 

16. 


Der Ober-Sächſiſch-Thüringiſche Kreis, das Königreich 
Sadjfen, die Herzoglich Medlenburgifhen, Sächſiſchen, Anhal- 
tiſchen, Schwarzburgifchen, Reußiſchen Länder, die Staaten der 
Hänfer Heflen-Cafjel und Darmftadt, und die freie Bundes⸗Stadt 
Frankfurt am Main. 

17*, 

Jeder Kreis foll einen oder zwei Kreis-Oberften und Direl- 
toren haben, deren Befugnifie und Obliegenheiten zunächſt bie 
Aufrehthaltung und Befolgung des Bundes:Vertrags, der Bun- 
des-Bejhlüffe und der bunbesrichterlihen Sprüde, die Militär- 
Berfaffung und allgemeine Ordnung und Sicherheit im Kreiſe 
betreffen. Wo zwei Kreis:Oberften find, übt fie der erſte aus, 
und wird dabei vom zweiten fubleviert. 

Der Borber-Öfterreihifhe — den Kaifer von Oſterreich. 

Der Bayeriih:Fräntifhe — den König von Bayern. 

Der Schwäbiſche — den König von Württemberg. 

Der Ober-Rheinifhe — den Kaifer von Oſterreich und ben 
Großherzog von Baben **. 

Der Nieder-Rheinifh-Weitfälifhe — den König von Preußen. 

Der Niederfächfiihe — den König von England als Beſitzer 
von Hannover. 

Der Oberfähfiih-Thüringiiche — den König von Preußen und 
den bisherigen Kurfürften von Hefien. 

Man ift Hier von der Vorausfegung ausgegangen, daß, um 
fo viel möglich; Zufriedenheit zu bewirken, allen zulett ‚gepelenen 

Sämidt, Deutide Berfaffungsfrage. 
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Kurfürften als Kreis-Oberfien Sig und Stimme in bem erften 
Rat der Bundes-Verfammlung gegeben werde. Jedoch ift bie 
Zahl der Kreife, um fie nicht zu fehr zu vervielfältigen, auf 7 
beſchränkt, und den Häufern Baden und Helfen nur eine zweite 
Kreis-Oberften-Stelle angewieſen worden. 

Wollte man biefe beiden ausſchließen, jo würbe & nur 7 
Kreis-Oberften-Stellen bedürfen, 2 für Öfterreich, 2 für Preußen, 
1 für Bayern, 1 für Hannover, 1 für Württemberg. Ich halte 
es aber nit für billig und rätlid. — Es ift in Vorſchlag ge 
tommen Belgien und womöglich die ganzen Nieberlande in ben 
Deutſchen Bund mitzuziehen. Die Idee ſcheint vortrefflih. Dann 
müßte man aus biefen Ländern den Burgundifchen Kreis machen, 
unb dem Fürften ber Niederlande eine felbftändige Kreis-Oberften- 
Stelle geben. 

* Stein: Die Art wie die Bundes-Orbnung auf die Auf- 
rechthaltung des Bunbes-Vertrags wirken fol, muß nod 
näher beftimmt werben. — Ermahnungs-Schreiben, Ans 
zeige an Bundestag, wo Verzug in ber Gefahr ift kräf⸗ 
tige Maßregel. 

** Stein: Diefe beiden Oberften könnten ihre Rechte dem 
Kronprinzen von Württemberg unter einem angemefjenen 
Titel delegieren, er ift ein Fürft von den ebelften Ge- 
finnungen. 

18. 
€3 foll eine Bundesverfammlung in Frankfurt am Main 
fein. Diefe Stabt wird für eine freie Bundesſtadt erklärt. - 
19. 
Die Bundes-Verfammlung fol beftehen: 
1. aus dem Directorio, 
2. dem Rat der Kreis-Oberften, 
3. dem Rat der Fürften und Stände. 
20. 

Das Direktorium führen der Kaifer von Oſterreich, welder 
den Vorfig bei allen Bundes-Verfammlungen hat, und ber König 
von Preußen gemeinſchaftlich. 
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21. 
Im Rat der Kreis:Oberften haben 


Öfterreih, als Direktor . . Stimme 
„ dom Borber-Öfterreichtfcien Rreife „ 
” vom ObersRheinifhen Kreife . n 
Preußen, als Direktor ”„ 


„ vom Nieder-Rheinifch-Weftfälifchen 
Bayern, vom Bayeriſch⸗Fränkiſchen Kreife 
Hannover, vom Riederſächſiſchen Kreife 
Württemberg, vom Schwäbifchen Kreife . . 
Baden, vom Ober-Rheinifchen Reife. . . 1, 
Heſſen⸗Caſſel, vom Oberſãchſiſch⸗Thuringiſchen greiſe lu 

* Stein: Wenn man die Stimmen der Bevölkerung pro- 
portioniert, fo wird man ben Anſchein der Willkür ver- 
meiden; ber Maßftab des Einflufies folgt dem Maßſtab 
der Bevölkerung, man könnte !s Million zur Einheit 
annehmen. Hiernach ergäbe fich ber beifommende Maß- 
ſtab: 

Preußen, vom Oberfähfiih-Thüringiichen Kreiſe 4 
n vom Niederrheinifch-Weftfältihen Kreife 4 
6 


1 

1 

1 

. . 1 

vom Oberſachſiſch⸗ Thůringiſchen Rreifer 1 
1 

1 

1 

1 


Hammer » 2 2 22. 
Wirttemberg . > 2 2220. De 


22*. 

Der Rat der Kreis-Oberften fol fi, mit Ausſchluß der 
übrigen Bundes-Stände mit allem beſchäftigen, was die auswär- 
tigen Verhältnifie de3 Bundes angeht, und durch Mehrheit der 
Stimmen darüber entjheiden, aud allein das Recht der Verträge 
mit Auswärtigen, der Annahme und Abfendung von Gefandten 
und Gefchäftäträgern, von und bei auswärtigen Staaten, bed 
Kriegs und Friedens, und nach den unten folgenden Beitimmun: 
gen bie militärifche Gewalt ausüben. Überdem hat der Rat der 
Nreis-Oberften die Leitung und die ganze erefutive Gewalt des 
Bundes. 
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* Stein: Verhältniffe der Stände gegen Auswärtige be- 
treffen teils 
Krieg und Frieden 
teils andere ſtaatsrechtliche ölonomifde, politifhe und 
Familien-Beziehungen — die Behandlung der legteren 
mit Auswärtigen kann ihnen überlafjen bleiben. 
23*, 
Der Rat der Fürften und Stände fol aus den übrigen 


Bundes-Mitgliedern beftehen. Diefe find: 


1. 


Ale diejenigen Fürften, welche Länder befiten, die eine Be: 
völferung von 50000 Eeelen und barüber haben, dieſe 
Länder mögen fich. jelbftändig in ihrem Beſitze befinden 
oder mebiatifiert fein, mit einer Viril-Stimme. — Die Be: 
‚völferung wird da, mo mehrere Zweige bes Haufes vor: 
handen find, zufammenggählt; 3. B. Hohenzollern-Hechingen 
und Sigmaringen führen nur eine Stimme. 

Die vier Bundes:Städte Hamburg, Lübeck, Bremen, Frank: 
furt am Main, jede mit einer Viril:Stimme. 


. Sechs Curiat:Stimmen, in welche ſämtliche Fürften, Grafen 


und Herren zu vereinigen find, die vormals bie Reich: 
ſtandſchaft Hatten und deren Befigungen eine Bevölkerung 
von 50000 Seelen nicht erreichen. 


. Öfterreich hat auch in dem Rat der Fürften und Stände 


den Vorfig, und gemeinjchaftlih mit Preußen das Direl⸗ 

torium, auch Sig und Stimme. Beides wird durch befon- 

dere zweite Botſchafter ausgeübt. 

* Stein: Es ift ſehr wichtig, daß die die Verfafjung 
ſchützenden Elemente in dem Bundestag vermehrt werben 
— und biefes würbe am beften gefchehen durch Zulaſ⸗ 
fung von Deputierten der Territorial-Stände. — Beiteht 
der Bundestag allein aus Fürften, fo ift die Bürgſchaft 
für die Dauer der inneren Territorial:Verfaflung gerade 
denjenigen anvertraut, die ein Intereſſe haben, fie zu 
untergraben, und ihre eigene Gewalt auszubehnen. Läßt 
ſich die Beiordnung von landftändifchen Deputierten nicht 
erreichen, fo ift wenigftend die der Mebiatifierten uner- 


dardenbergs definit. Entwurf b. Grunblagen d. deutſch. Vundesverfaffung. 181 


läßlich; denen die Reichsritterſchaft ‚gleichzufegen ift, da 

fie mehr als die übrige Mebiatifierte verloren hat, wenn 

man den Umfang ihrer Beligungen und ihre Anſprüche 

auf geiftliche Fürftentümer und Würden berüdfichtigt. 
24. 

Der Rat der Fürften und Stände fonftituiert mit dem Rat 
er Rreis-Oberften und mit dem Directorio bie geſetzgebende Ge: 
valt des Bundes. Dieſe beſchäftigt fi mit allem mas die Wohl- 
ahrt desfelben im Innern, und ein allgemeines Intereſſe betrifft. 
Das Verhältnis zur Territorial-Gefeßgebung beftimmt fich dadurch, 
aß fi die Bundes: Verfammlung nur mit Anorbnungen be 
häftigen Tann, die ein allgemeines ntereffe angehen. Ein Lan: 
8: Gefeß darf aber nie und in keinem Falle gegen ein Bundes— 
heſetz fein. 

25. 

Der Rat der Fürften und Stände verfammelt fi alljährlich 
in einem näher zu beftimmenden Tage, und bleibt nur zufammen, 
i8 bie vorliegenden Geſchäfte abgemacht find. 

26. 

Sowohl der Rat der Kreis-Oberften, als der Nat ber 
fürften und Stände beliberieren abgefondert für fih, und bie 
Sonchufa werden nad Mehrheit der Stimmen abgefaßt. Das 
Direktorium faßt das gemeinſchaftliche Concluſum, und fucht, 
venn abweichende Meinungen ber beiden Räte vorhanden find, 
jiefe zu vereinigen. Iſt ſolches nicht möglich, fo entſcheidet das 
Direktorium. 

27. 

Es wird ein eigenes Bundes-⸗Gericht* in Frankfurt am 
Main angeordnet, deſſen Mitglieder von den Bundes-Ständen 
zach einer zu beftimmenden Norm zu präfentieren find, und mel 
hes einen Senat zur Inſtruktion, und einen zum Spruch in 
rſter Inſtanz, einen dritten zum Spruch in legter Inſtanz in 
Streitfa_hen der Fürften und Stände unter fich enthalten joll. 
Mebiatifierte können nur in perſönlichen Sachen, oder in ſolchen 
ie aus Verlegung des Bundes-Vertrags enttehen, vor dieſem 
Bundes-Gerichte Recht nehmen. Übrigens gehören ihre Prozeſſe 
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vor bie Landes-Gerichte. Der Rechtsgang ift näher zu be 
ftimmen. 

* Stein: Dieſes Gericht wird nicht ſehr zahlreich zu fein 
brauchen, da es der Saden nur wenige find, fo dazu 
gelangen. 

28. 

Kein Bundesglied darf das andere befriegen, ober ſich durch 
Selbithilfe Recht ſchaffen. Die Exekution ber Urteile liegt dem 
Kreis:Oberften ob, wenn es ein zu feinem Seife gehörenbes 
Bundes⸗Glied angeht. Betrifft e8 einen Kreis-Oberften, fo find 
alle übrige Kreis-Oberften ſchuldig, die Erefution zu übernehmen. 

29. 


Nekurfe der Untertbanen an das Bundes-Gericht finden nur 
in ſolchen Fällen ftatt, wo fie über Bebrüdungen zu Hagen haben, 
die dem Bundes-Vertrag und den ihnen in biefem verfidherten 
Rechten zuwider find, oder in Fällen verweigerter Juſtiz. Appel: 
lationen an das Bundes-Geriht in Streitigkeiten derjenigen, die 
der Landeshoheit unterworfen find unter fich, find nicht zuläffig, 
ebenfowenig in Rechtsſachen gegen die Landesherren. Solde 
Gegenftände gehören vor die höchſten Gerichte der Kreis-Oberſten, 
denen aber durch den Bundes-Vertrag die ſchon in der Natur 
der Sache liegende Unabhängigkeit in ihren Urteilsſprüchen zuzu⸗ 
figern if. Nur in dem Falle, daß diefe gekränkt würden, findet 
ein Rekurs an die Bundes-Verſammlung ftatt. 

30. 

Die höchſten Gerichte der Kreis-Oberſten entſcheiden in letter 
Inſtanz in Sachen aller zum Kreife gehörenden Unterthanen, und 
aud in Prozeſſen derfelben gegen ihre Landesherren. Man könnte 
aber anordnen, daß nach gewiſſen Beſtimmungen von dem höch⸗ 
fen Gerichte eines Kreis-Oberften an das eines benachbarten zu 
appellieren verftattet ſei. Kriminal-Urteile der Gerichte der Kreis: 
ftände über eine gewiſſe Strafe hinaus, find der Revifion jener 
höchſten Gerichte unterworfen. 

31*, 

Die Militär-Verfafung des Bundes muß ſtark und kräftig 

fein, und ſchnelle Hilfe gewähren. Jeder Kreis-Oberfte, und wo 
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in einem Kreiſe zwei find, ber erfte, ift Oberbefehlshaber des 
ganzen Kreis-Militärs. 
* Stein: Dem Kreis-Oberften flieht zu 
Infpektion in Friedenszeiten, 
Kommando in Kriegäzeiten. 
32. J 

Das Kontingent eines Jeden ſowohl an Linien-Truppen als 
an Landwehr ift zu beflimmen. Stände, die ein ganzes Regiment 
mit allem Zubehör, oder mehr, ftellen fönmen, haben nur bie 
Befugnis eigene Truppen zu halten. Die übrigen ftellen eine zu 
beftimmenbe Anzahl Rekruten zu dem Heere des Kreis-Oberften, 
und leiften einen verhältnismäßigen, zu regulierenben Beitrag zu 
der Kriegs-⸗Kaſſe besfelben. Doch ift ihnen verftattet Ehren 
Wachen zu haben. Die Kontingente müflen ſtets vollzählig mit 
allen Kriegs-Bebürfniffen verſehen, und marjchfertig fein*. Wegen 
der Konfkription und ber Verpflichtung zur Landwehr und zum 
Landſturm, deögleichen wegen ber Befreiungen davon find allges 
meine Grundjäge anzunehmen und gefeglich fetzuftelen**. Dem 
Kreis:Oberften fteht die Aufficht über die ganze Kriegs-Verfaſſung 
iu, und das Recht darüber zu halten, mithin die Ober-Infpeftion 
und Mufterung, auch wenn es nötig ift, die Befugnis die un= 
vermeibli—hen Zwangsmittel anzumenden ***. 

* Stein: Cadreg — und Referven. 

** Stein: Die Erbftände find onfkriptiondfrei, man barf 
von ihnen erwarten, daß fie freiwillig die Pflicht ber 
Verteidigung des Vaterlandes erfüllen. 

*** Stein: Wozu? 

33. 

Die zu einem Kreife gehörenden Truppen follen eine und bie: 
felbe Einrichtung und Bezahlung haben, wie die des Kreisberften. 
34. 

Im Friedenszeiten bleiben fie zur Dispofition des Landes⸗ 
heren. Bei entftehenbem Kriege aber, ober zu Erekutionen ge= 
richtlicher Sprüche, zu Erhaltung der Ruhe und Ordnung im 
Kreife, hat ber Kreig-Oberfte das Recht, fie zufammen zu ziehen 
und zu befehligen. 
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35. 

Daß die nötigen Fonds zur Bezahlung der Truppen und 
ʒehufs der Kriegsbedürfniſſe, Feftungen u. |. w. gefichert find, 
ſt der Aufficht und Kontrolle des Kreis-Oberften zu unterziehen. 
53 find eigene Einkünfte hierzu auszufegen, und auf andere 
Begenftände unter feinerlei Vorwand zu verwenden. 

* Stein: Die Fonds können fi bilden aus’ Beiträgen 
aus denen Landesmitteln, und aus allgemeinen, dem 
Bund gehörigen Einnahme-Quellen, zu denen leßteren 
rechne ich das Nhein-Oftroi, Grenz=Zölle, Poften. 

36. 

Es iſt feinem Bundes-⸗Gliede erlaubt Truppen in den Sold 
ine anderen Staat? zu geben. Diejes kann nur durch einen 
Beſchluß des ganzen Bundes gefchehen. 

37. 

Gewiſſe näher zu benennende Pläge find zu Bundes-Feftun- 
zen zu beftimmen, wegen ihrer Errichtung oder Erhaltung, des⸗ 
zleihen wegen ihrer Bejagung ift das Nötige feftzufegen, und 
dazu ein ficherer Fonds anzumeilen. Sie ftehen nach ben ge 
troffenen Beftimmungen unter bem Befehl des Kreis-Oberſten, 
n deſſen Bezirk fie liegen. 

38. 

Wird ein Bundesftaat angegriffen, jo find alle Glieder des 
Bundes zu feiner Verteidigung verpflichtet. Solche, die zugleich 
Bänder befigen, die nicht zum Deutichen Bunde gehören, haben 
in Abfiht auf biefe feinen unbedingten Anſpruch auf die Hilfe 
des Bundes, infofern das zu errichtende beftändige Bündnis mit 
Öfterreich und Preußen in Abſicht auf diefe nichts hierüber be 
timmt. Ebenſowenig, wenn fie in Kriege verwidelt werden, wo 
ie der angreifende Teil find. Der Rat ber Kreis-Oberften ent: 
iheibet, ob dieſes der Fall, und ob es rätlich jei, ein befonderes 
Bündnis mit dem bebtoheten oder im Kriege verwidelten Bunbes« 
zenoſſen abzufchließen oder nicht. 

' 39. 

Bundes-Staaten, die nicht zugleich auswärtige Länder befigen, 

dürfen allein und ohne den ganzen Bund, weber Kriege führen, 
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5 daran teilnehmen, ebenfowenig für ſich allein mit fremden 
ähten unterhanbeln. 
40. 

Die vereinigten Niederlande*, und wo möglich auch bie 
chweiz find zu einem beftändigen Bünbnis mit dem Deutichen 
unde einzuladen. 

* Stein: Die Aufnahme ber vereinigten Niederlande in 
den Deutfchen Bund hat das Nachteilige, daß bie inneren 
Verhältnifje durch den Zutritt einer fremden bedeutenden 
Macht noch zufammengefegter werden, als fie es bereits 
find. Ein Fürft der 5 Millionen Einwohner und 16 
big 20 Millionen Thaler Einkünfte befigt, defien Land 
durch bedeutende Ströme durchwäſſert, und eine anjehn- 
liche Küfte hat, wird einen jelbftändigeren Gang gehen, 
und einen Träftigeren Einfluß haben können, als das 
mittelländifche Bayern; das Übergewicht des Einfluffes 
wird alſo in Deutſchland noch mehr zerjplittert, und das 
Zerren in denen Geſchäften noch vergrößert. Ein enges 
Bündnis zwiſchen Deutſchland und Holland abzuſchließen 
erforbert aber das Intereſſe beiver Länder, das letztere 
ift gegen Frankreich zu ſchwach, bedarf eines kräftigen 
Bundeögenofien, und die Niederlande find für Deutich- 
land die fräftigfte Schugmwehr gegen alle Angriffe auf 
das nörblihe Deutſchland. 

Ich halte es für fehr bedenklich, Bayern eine bebeu- 
tende Befigung auf dem linken Rheinufer anzuvertrauen, 
beſonders Feltungen, die bayeriiche Politif neigt ſich 
feit zwei Jahrhunderten nach Frankreich, der König, fein 
undeutſcher DMinifter, mehrere feiner Beamten, fein 
Schwiegerfohn, alle haben eine Franzöfifche Richtung. 
— Bayern will eine Europäifhe Macht, feine unter 
geordnete Deutſche Macht fein, es kann fi nur ver 
größern auf Roften von feinen Nachbarn, von Oſterreich 
und Preußen; mit jenem ift es feit Jahrhunderten in 
feindfeligen Verhältniffen, diefem hat es feine Stamm- 
länder entriffen, und es entftehen nun, ba es fein Grenz: 
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. Rachbar ift, bereit3 jegt mit ihm Reibungen; es wird 
alfo immer gemeigt fein zu verfuchen, jelbft mit Auf: 
opferung entfernter unpaſſend gelegener Beſitzungen fd 
gegen Dften ober Norden zu vergrößern, und in dieſer 
Abſicht fi an Frankreih anzuſchließen. Bayern wir 
durch Berührung mit Frankreich im Krieg gefährlich, & 
verliert auch in denen Verhältnifien des Friedens bie Ab: 
bhängigfeit vom Deutſchen Bund, in die es gefest if, 
wenn es von ihm umſchloſſen ift, oder wenn nur ein 
einzelner ſchwacher Teil deſſen vorgeſchoben ift. 

Hält man Bayern in diefer umfchlofienen Lage, ſo 
muß e3 feine Anfprüche auf Selbftänbigfeit oder über: 
wiegenden Einfluß in Deutfchland aufgeben; fo um: 
ſchloſſen und überhöhet wie es ift, kann es fie nit auf: 
ftellen, am wenigften ausführen. 

4. 
Die politifche Eriftenz desfelben ift auf dem bevorftehenden 
Kongreß von den Tontrahierenden Mächten zu garantieren.“ 


XXIL Bumboldfs Beflürgung; ungedruckte 
diffrierfe Depefce an den Fürften 
Bardenberg, 

Wien den 31. Augufi 1814. Priginaltext*). 


Nah Pertz (4, 49) war in Frankfurt beſchloſſen morben, 
daß Hardenberg ben umgearbeiteten ober definitiven Entwurf 
durch den Grafen von Solms-Laubach nah Wien fenden folle, 
„um ben Fürften Metternich dafür zu gewinnen“. Das Tann 
natürlich nur heißen: durch Vermittelung von Humboldt, ala dem 
damals alleinberechtigten Vertreter Preußens in Wien; nicht durch 
Solms, wie Perg 4, 84 fälſchlich glaubt. Hardenberg reifte 
von Frankfurt nah Berlin, und zwar über Leipzig. Yon hier 
aus fandte er den Entwurf der 41 Artikel unterm 23. Juli an 
Solms, und ſchickte diefem noch von Berlin aus einige Berich- 
tigungen unterm 26. Juli nad. Erft Ende Auguſt — eine un- 
verantwortliche Verfpätung — traf Solms in Wien ein und 
übergab den Entwurf an Humboldt, der ihn ſchon ſehnlichſt er- 
wartet Hatte, um darüber mit Metternich zu Tonferieren. Run 
er ihn aber empfangen, glaubte er vielmehr, ihn vorläufig noch 
wurüdhalten und an feiner Verbeflerung arbeiten zu follen. Denn 
wie fehr er auch mit den meiften Punkten einverfianden war, 
fo erregten doch manche bei ihm einen materiellen ober rebattio- 
nellen Widerſpruch, vor allem aber ber $ 2 über die Grenzen 
des Bundes ein wahrhaftes Entjeßen. 


*) Rep. VI. Wiener Kongreß 181415. Ro. 71 (feit Anfang des Kon 
greffes bis zur Bildung des Comite3 der Bevollmächtigten der fünf Zönig- 
chen Höfe). 
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Deshalb beſchloß Humboldt, zumal die Eröffnung des Kon- 
greſſes fi mehr und mehr verzögerte, und jedenfalls nicht vor 
Mitte September zu erwarten war, wie er benn aud in ber 
That fogar auf den 1. Oftober verſchoben wurde, 1) fofort eine 
Einſpruch erhebende Depeſche an Hardenberg abzufenden, der 
noch nicht von Berlin abgereift war, und 2) zunädft Vorkon— 
ferenzen mit den Vertretern Hannovers zu veranftalten. Alles 
dies ift Perg nicht befannt, und aud) bei Treitſchke ift feine 
Spur bavon zu finden *). 

Die franzöſiſch gefchriebene Depeſche Humboldts, datiert 
„Vienne, ce 31 aofıt 1814“, beginnt mit der Erklärung: Er 
babe einzig nur- den deutſchen Verfafiungsentwurf von Harden- 
berg erwartet, um auf Grund desſelben mit Fürft Metternich 
in Konferenzen einzutreten; in Ermangelung besjelben habe er 
nichts thun können. Dann fährt er fort: 

„Dans ce moment le comte de Solms-Laubach, qui vient 
d’arriver & Vienne, m’a dit que V. A. l’avait adresséè & 
moi, et m’a communiqu& le plan qu’Elle lui a envoy& de 
Leipsick en date du 23. du mois passe, en y ajoutant des 
corrections dans une lettre dat&e de Berlin du 26. du m&me 
mois. V. A. concevra aisement avec quelle impatience 
jai parcouru, lu et relu un travail aussi interessant par 
lui-möme, et que j’attendais depuis plusieurs semaines. 
J’ai fait röfexion ensuite, si je devais le mettre entre les 
mains du prince de Metternich, et conferer avec lui sur 
ces bases; j'ai &t& trös-tent6 de le faire, puisqu'en effet 
l'époque du congr&s avant laquelle le plan de constitution 
Ällemande devait &tre discut6 entre la Prusse, l’Autriche 
et le Hanovre, et m&me encore ensuite avec la Baviere 
et le Wirtemberg, approche de plus en plus, et que le 
temps presse infiniment. Mais après avoir pese toutes les 
circonstances, j’ai vu que je ne pouvais pas le faire, et je 
n’en parlerai point au prince de Metternich avant que de 








*) [Dagegen Hat Baumgarten über biefe Dinge aus den Solmsſchen 
Bapieren bereitd wertvolle Beröffentlichungen gemacht in der Zeitfcht. „Im 
neuen Reid“ 1879. 8b. 2. ©. 549—561.] 
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n’avoir pas regu des ordres positifs & cet &gard de la part 
de V.A.“ Als Gründe giebt er an: weil der Plan ſchon vom 
23. Juli datiere, und aljo ſchon früher von Hardenberg geſchickt 
fein würde, wenn es die Abficht geweſen wäre, biefen Plan wie 
er vorliegt zur Grundlage zu machen; ferner weil ihm der zu 
Grunde zu legende Plan wohl nit dur den Grafen Solms 
zugelommen wäre, oder ihm wenigftens von Hardenberg eine 
Benachrichtigung von ber Miffion desſelben zugelommen jein 
würde. „Elle (Votre Altesse) a done voulu probablement 
encore faire des changements & ce plan, avant que d’en 
faire un usage officiel, et je ferais tr&s-mal de le communiquer 
au prince de Metternich dans une autre forme que celle, 
dans laquelle Elle veut qu’il le voie. Ce qui me confirme 
dans cette opinion, c’est.que le prince de Metternich m’a 
raconte qu’Elle a dit au’comte de Zichy qu’Elle expedierait 
incessamment un courrier pour m’envoyer son travail. 

En communiquant d’ailleurs ce plan au prince de M., 
je devrais nöcessairement lui dire de quelle manitre je 
Vavais regu. Or le prince ferait les-mömes röflexions que 
moi, il ne croirait voir dans ce travail que des idées que 
V. A. s’&tait propose de changer encore, il declinerait 
d’entrer en discussion sörieuse sur cette piöce, et la veritable 
qui viendrait aprös, manquerait son effet, puisque les id6es 
y renfermees ne le frapperaient plus par leur nouveaute. 
De la maniöre que je connais le prince de Metternich, il 
faut, pour &tre sür qu’il accdde & ces idees, les lui pr&senter 
avec le plus d’assurance et le moins de doute possible... . 

J’attendrai en consöquence des ordres ulterieurs de 
V. A., mais je la conjure de me la faire parvenir le plutöt 
possible.“ 

Nun kommt aber ber offenbare Hauptgrund des Verhaltens 
von Humboldt; er ift mit dem Plan durchaus unzufrieden, und 
will auf glimpfliche Weile Zeit und Anlaß zu deſſen Anderung 
geben. Seine Unzufriedenheit wird natürlich möglichſt umhüllt. 

„Quant au plan lui-möme, je n’ai pas besoin de dire 
à V. A. quel jugement j'en porte. J’y ai retrouve toutes 
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les idées qu’Elle avait d6ja eu la bonte de m’exposer quel- 
quefois de bouche, et dont je Lui ai déjàâà t&moigne souvent, 
combien je les trouve justes, sages, adapt6es aux circonstances 
et propres à assurer & l’Allemagne l’ind&pendance politique 
au dehors, et le maintien de tous les droits individuels au 
dedans. 

I n’y a qu’un seul point, en parlant de ceux qui 
sont vraiment essentiels, sur lequel je La supplie de me 
permettre de Lui faire déja aujourd’hui quelques represen- 
tations. 

V. A. propose de söparer et d’exelure, pour ainsi dire, 
de la ligue Allemande les provinces Prussiennes en dega de 
VEIbe, et l’archeduche d’Autriche proprement dit, ainsi 
que la Bohtme et la Silesie. J’avoue que je ne saurais 
approuver cette idee. Il y a quelque chose de penible et 
de douloureux et pour ces provinces et pour l’Allemagne 
elle-m&me dans le projet de les en söparer; je Vous avoue 
sinctrement, mon Prince, et je n'hesite pas de Vous le 
dire, sachant que Vous êtes fait pour apprecier des ar- 
guments de cette nature, que je ne sais point, si l’on en 
aurait le droit devant la nation Allemande. La ville qui 
depuis des sitcles a &t& la r&sidence des empereurs de 
l’Allemagne, n’y appartiendrait plus, du moins politique- 
ment, mais serait simplement une ville Autrichienne? La 
capitale qui a plus contribu€ qu’aucune autre, & r&pandre 
les lumitres et les connaissances, serait dor@navant une 
ville Prussienue, et deviendrait &trangöre & 1’Allemagne? 
J’ose dire que cette idée choquerait la partie du public le 
plus estimable dans toute l’Allemagne, et surtout chez nous 
mömes. La ligue entiere perdrait de sa dignite, et l’on 
ne la regarderait que comme une ligue partielle. D’un 
autre cöt& je ne vois pas la necessit@ de cet arrangement. 
Il vaut mieux, ce me semble, de s’imposer la täche de 
vaincre quelques difficultes de plus. Je n’ai jamais eru 
que la Prusse et l’Autriche pourraient se soumettre entiere- 
ment aux restrietions qu’on devra prescrire aux princes 
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entitrement Allemands, beaucoup moins puissants, et par 
IA, puisque l’&tendue du pouvoir möme apporte des correctifs 
à la tendance d’en vouloir abuser, plus enclins & outre- 
passer les limites de leurs droits. Mais si le gouvernement 
Prussien ce soumettait à ces restrictions dans ses provinces 
trts &tendues au delä de l’Elbe, pourquoi 8’y opposerait-il 
dans les Marches, la Pomeranie et.la Silesie? 

J’ai cru devoir dire à V. A. mes opinions sur ce point 
avec toute 1a franchise à laquelle Ses bontes m’ont accoutume. 
Je puis me tromper, mais je La supplie de bien peser 
encore une fois cet objet qui, en ayant aussi seulement 
tgard & l’opinion publique, n'est certainement point in- 
different. . 

J’ose encore prier V. A. de vouloir bien, en me faisant 
parvenir Je plan qui me servira d’instruction, aussi me 
tenvoyer les differents m&moires que j’ai eu l’honneur de 
Lui communiquer & Dijon et & Londres sur cet objet, dont 
je n’ai point gard& copie. 

Je La prie d’agröer“ etc. etc. 


Gleich in den nähften Tagen veranftaltete Humboldt 


XXI. Die Borkonferengen über den Entivurf 
des Fürften Bardenberg. 
u Ungedrucktes Material*). 


} Diefe Konferenzen fanden ftatt am 5., 8. und 9. September 
1814. Mit Humboldt nahmen daran teil: der Graf von Harben- 
berg ala hannoverſcher Gefandter, der Graf von Solms-Laubach 
als Vertrauensmann und Mitberater des Freiheren vom Stein 
und des Fürften Harbenberg in Frankfurt, und ber Herr von 
Martens als gelehrter Vertreter Hannovers. — 

Gleich in der Konferenz vom 5. September, wo ſich be 
greiflicherweife fofort ein Sturm der Mißbilligung erhob gegen 
die Ausſchließung Preußens und Oſterreichs jenſeits der Elbe und 
des Inn, im 8 2 behielt fih Solms vor: „bie ihm näher be- 
kannten Gründe, warum dieſe Trennung vorgeſchlagen worden“ 
ſchriftlich ausführlich darzulegen. Dieſe Darlegung ſtellen wir 
voran. 

Denkſchrift von Solms-Laubad**). 

„Es ſcheint im erſten Augenblick allerdings auffallend, wenn 
dem zu errichtenden deutſchen Bund die deutſchen Provinzen nicht 
einverleibt werden ſollen, welche nach dem Tilſiter und Wiener 
Frieden im Beſitz beider Monarchien geblieben find. Es fieht 
bei Aufftellung dieſer Behauptung aus, als fürdte man fi 
Deutfchland zu groß zu machen, als wolle man ben Wiener und 





*) 8. 9. Ghenda Ro. TI. 
*») [Mit geringfügigen Abweichungen bereits zum Abbrud gebracht von 
Baumgarten a. a. D. ©. 553, 554.] 
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Berliner, deren Benehmen im großen Kampf ihre patriotifchen 
Gefinnungen bewährt hat, vom germanifchen Bunde ausfchließen. 
Gleichwohl ſprechen für diefe Ausſchließung fehr wichtige Gründe. 

Das erfte Bedürfnis der Deutjchen ift, in einer feften Staats: 
verfaſſung Schuß gegen bie Willfür zu finden, der fie feit ſieben 
Jahren preiögegeben waren. 

Sol die Erwartung aller Wohlgefinnten erfüllt werden, fo 
muß durch die neuere Organijation unſers Vaterlandes jeder 
Rückſchritt zum Despotismus unmöglich werden, und hierzu bes 
darf es einer genauen Beftimmung der fürftlihen und ber ftän- 
diichen Rechte. Diejer Beitimmung können ſich Üfterreih und 
Preußen in den nun refuperierten Landen, die alle eine ver- 
änderte Verfaſſung nach ber Abtretung erhalten Haben, zumal in 
Erwägung der vorzüglichen Rechte gefallen lafien, melde ihnen 
als Bundesdireltoren zuftehen werden. Eine ähnliche Verände— 
rung der Verfafjung in den alten Staaten beider Monarchien 
aber vorzunehmen, wird bis jegt wenigftens, von ben Unterthanen 
nit verlangt, und Neuerungen, melde die Notwendigkeit nicht 
gebietet, können gar füglich unterlaſſen werden. Sollte man aber 
gleichwohl die Verbindung aller deutfchen Lande zu einem Ganzen 
beichließen, jo könnte die Rücwirfung auf Deutichland dem Zweck 
des Bundes hinderli fein, und die Bewohner des ehemaligen 
Rheinbundes um bie Erfüllung ihrer ſchönſten Hoffnungen bringen. 
Es ift nichts gewiſſer, als daß in den Landen, wo jeit fieben 
Jahren willfürlich regiert wurde*), die Organifation der Stände 
vielen Widerjtand finden werde. Man wird von feiten der 
Regierungen ebenfo eifrig der Ausübung der Eonititutionellen 
Rechte der Stände entgegen arbeiten, al3 die Stände die von 
der Großmut der alliierten Monarchen erhaltene Freiheit zu be— 
nugen fuchen werden. Alle Leidenfchaften werden hierbei auf: 
geregt werben, und wer Tann es verhindern, daß unter einer 
Mehrzahl eben vom ‘och befreiter Männer nicht hin und wieder 
einer ein Wort zu viel ſpreche? — Sorgfältig werden die ehe- 
maligen RHeinbundsfürften folche Außerungen auffaſſen, mögliche 





*) [„mo es feit fieben Jahren fultanifch Herging”. Baumgartena.a.D.&.553.] 
Sqhmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 18 








194 Die Vorkonferenzen über den Entwurf bes Fürſten Harbenberg. 


Verbindungen mit den Ständen der großen Monarchien beforgen 
laſſen, und es, unter Umftänden, dahin zu bringen ſuchen, daß 
diejer Geift als ber innern Ruhe der großen Monarchien ge 
fährlich dargeftellt werde. Findet diefe oft und unter allen Formen 
vorgebrachte Infinuation Eingang, jo kommt bald Schlaffheit in 
diefe Organifation. Die Parallele zwifchen denen, einer väter: 
lichen Regierung gewohnten öſterreichiſchen Stände, die wenig 
oder nicht zu veflamieren brauchen, und denen aus ufurpierten 
und ererbten Landen neu gebildeten, wirb gezogen, und die Folgen 
find Teiht zu ermeflen. Man wird vergeblich bemerken, dab 
Ungarn feit feiner Verbindung mit Oſterreich eine Konftitution 
babe, und daß es den öfterreihiihen Ständen feit dem weit: 
fäliſchen Frieden nicht eingefallen ift, gleiche Rechte mit Ungarn 
zu begehren; ift es einmal gelungen, Beſorgniſſe einzuflößen, fo 
bleiben aud die gewöhnlichen Folgen nicht aus, und nun ent 
ſteht die Frage, welche Gefahr größer fei, die daß man bie alt- 
öſterreichiſchen und altpreußiſchen deutſchen Staaten in andern 
BVerhältniffen mit Deutfchland laſſe, oder, daß unfre Landsleute 
nicht vollfommen die Vorteile der eingetretenen Veränderung ge: 
nießen, die fie zu erwarten berechtigt find, und welde ihre An: 
firengungen für die gute Sache verdienen. Der Nachteil, der 
durch die unterbleibende Verbindung entftehen fol, it problema: 
tiſch; ber durch die Vereinigung herbeigeführte aber beinahe gewiß. 

Was ein ober der andere deutſche Fürft darüber fagen mag, 
ann den Monarchen wohl gleichgültig fein. Die Fürften können 
unmögli mehr verlangen, als was bei ber Reichsverfaſſung 
Rechtens war, und bei diefer beftand die Eremtion von fter: 
reich. Es hat ja nicht ihr Schwert das Verlorene zurückerobert 
— die Monarchen danken deſſen Wiedereroberung allein fi, und 
ben Anftrengungen ihrer Wölfer! 

Um alle Meinungen zu vereinigen, um hauptſächlich die 
Nachrede zu vermeiden, daß der Oſterreicher und Brandenburger 
nicht ala Deutfcher behandelt werde, könnten ja bie beiden beut: 
ſchen Monarchen erklären: 

Daß zwar ihre gefamten deutfhen Staaten zum Bund 

gehören follten, und fie davon ein Kontingent (deſſen Stärte 
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zu beftimmen fein wird) ftellen wollten, daß fie ſich aber 

vorbehalten müflen, die künftige Verfaflung ihrer alten 

deutfhen Staaten auf eine der Bundesverfaſſung analoge 

Weife, nad) deren eignen Verhältniffen zu beftimmen. 

Hiermit würde wohl jedermann genug gefchehen, jede Ande-⸗ 
rung in den Finanzſyſtemen beider Monarchien verhindert, alle 
Vorurteile beſchwichtigt, und alle und jede Vergleihung ber inneren 
Verhältniſſe der ehemaligen Rheinbundsſtaaten mit ben alten 
deutſchen öfterreichifehen und preußifhen Provinzen, und bie bar- 
aus zu beforgenden Nachteile verhindert werben. Allerdings 
giebt die Vereinigung aller Deutfchen in einen Bund in äußeren 
Verhältniffen den Schein der Macht; allein nur die innere Ruhe, 
die Vereinigung der Nation unter dem Schuß beglüdender Ge 
ſetze, und die Zufriebenheit der Unterthanen wird innere Kraft 
verleihen. 

Wien am 7. September 1814. 

Friedrih Graf v. Solms-Laubach.“ 


Ungedrudte protofollarifde Bemerkungen. 

In den Vorkonferenzen führte Martens das Protokoll. Die 
von ihm verzeichneten „Bemerkungen“ über deren Ergebniffe jagen 
im $ 2: „Herr Graf von Solms hat hiebei die Gründe ent- 
widelt, melde zu dem Vorſchlag Anlaß gegeben, ben ber Ent: 
wurf enthält. Die übrigen haben aber geglaubt, daß dieſe Be— 
ſchränkung dem Zweck nicht entiprädhe, daher nach ihrer Mei: 
nung der $ 2 fo lauten würde, wie er hier ausgebrüdt ift.” 
Nämlich: „diefer Bund umfaßt fämtliche in Deutſchland belege- 
nen Staaten, mithin ſämtliche deutſche Staaten, welde Preußen, 
es fei dies⸗ oder jenſeits der Elbe, befißt oder befigen wird, ſowie 
fämtliche deutſche Staaten, welche Oſterreich befigt oder befigen 
wird, mit Inbegriff von Öfterreih und Böhmen, ſowie allen 
übrigen beutfchen Staaten u. ſ. mw.” 

Nah den Konferenzen jollten ferner lauten: $ 6. „Jedem 
Bundesunterthan werben durch bie gegenwärtige Bunbezafte, 
außer der allgemeinen Sicherheit feiner Perfon und feines Eigen- 
tums, insbefonbere nachftehende Rechte ausdrücklich gefichert und 
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vom Bunde garantiert 1) die Freiheit, ungehindert umd ohne 
eine Abgabe zu entrichten in einen anderen zum Bunde gehörigen ! 
Staat auszumwandern, den Fall aufrührerifher Abſichten alein 
ausgenommen; auch 2) in deſſen Givil- oder Militärdienfte zu 
treten; 3) Die Sicherheit, nicht über 48 Stunden in Verhait 
gehalten zu werben, ohne einem richterlichen Verhör und Aus: 
fpruch nach den Gefegen unterworfen zu werden; +4) Sicherheit 
bes Eigentums auch gegen Nachdruck ber Schrift; 5) das Recht 
der Beichwerde vor dem ordentlichen Richter und im den dazu 
geeigneten Fällen vor dem Bunde; 6) Preßfreiheit nach zu be: 
fimmenden Normen; 7) das Recht ſich auf jeder deutſchen Lehr: 
anftalt zu bilden; 8) das Recht, künftig nur mit Zuziehung von 
Ständen als Nationalrepräfentanten befteuert zu werden“*). 
87. „In jedem zum Bunde gehörenden Staat fol eine 
ſtändiſche Verfaffung eingeführt oder erhalten werben. Die Ein: 
richtung diefer ſtändiſchen Verfaſſung in jedem einzelnen Bunde: 
ftaate bleibt zwar zunächſt dem Landesheren mit Zuziehung der 
bisherigen Stände, da mo ſolche zur Zeit der Publikation der 
Bundesakte vorhanden find, vorbehalten; jedoch find in dieſen 
wie in denjenigen Staaten, wo zu ber Zeit feine Landftände 
waren, nachftehende allgemeine Beftimmungen zu beobachten: 
1) jeder freie Zandeigentümer, er fei adlig oder nicht, geiftlih 
ober weltlih, muß fo wie die Städte in den Ständen repräjen: 
tiert werden. Doc bleibt einem jeden Staat ſowohl die innere 
Einrichtung und Verteilung berfelben in mehrere Corpora oder 
ihre Vereinigung, als die Beitimmung, welde Städte Abgeord- 
nete zum Landtage Ihiden können, nach Befchaffenheit der Lotali: 
täten anzuordnen überlafien. 2) Das Minimum der land: 
ſtändiſchen Rechte befteht a) in einem voto consultativo bei | 
Abfaffung allgemeiner Gefege, b) in Erteilung oder Verweigerung 
ihrer Zufiimmung zur Einführung neuer Landesfteuern, felbit 
wenn biefe unter dem Namen von Zmangsanleihen in Antrag 


*) Die unterftridenen Worte mit Bleiftift eingellammert und mit Frage-· 
zeichen verfehen. Mit Recht, ba es fi) um bie Stände ber einzefnen meift — 
fehr Heinen Staaten Handelt. } 

a 
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fämen; in Bertretung der Verfafjung bei dem Landesherrn und 
bei dem Bunde.“ 

$ 18 in Uebereinftimmung mit bem Hardenbergiſchen Ent- 
wurf: „Es fol eine Bundesverfammlung in Franfurt a. M. fein. 
Dieje Stabt wird für eine freie Bundesſtadt erklärt.” 


Mit dem 9. September ſchloſſen dieſe Vorkonferenzen, ob: 
gleich fie erft einen Kleinen Teil ber Paragraphen erörtert hatten, 
denn nunmehr traf auch Fürft Hardenberg in Wien ein und 
teilte perſönlich dem Fürften Metternih am 13. September feinen 
Xerfaffungsentwurf mit (Klüber 1, 45 Note)*). Doch jegt galt 
es zunädft für die vier verbündeten Mächte, in einleitenden Kon: 
ferenzen den Geſchäftsgang bes Kongrefies überhaupt feftzuftellen. 
In der Sigung vom 22. September beichlofien fie, die deutſchen 
Angelegenheiten, einem Vorſchlage Steind entipredend, ganz von 
den europäifchen zu trennen, und überdies deren Beratung einem 
Ausſchuß der fünf größeren deutſchen Mächte: Üfterreich, Preußen, 
Hannover, Bayern und Württemberg zu überlafien. Wenn Stein, 
wie Perg fagt (4, 112), gegen bieje „Vereinigung“ war, fo 
geihah es, nicht weil fie ihm zu Mein, fondern weil fie ihm zu 
groß war und weil er, wie Perg ſich ausbrüdt, „von einer Ver— 
einigung folder Elemente wenig Gutes erwartete”. Er wünjchte, 
daß die „Grundlagen ber Verfaſſung feftgefegt” würden durch 
die „großen Höfe” (alfo Ofterreih, Preußen und England-Han- 
nover), daß man dann „bie beteiligten Einzelnen hören“ und 
„ihre Einwürfe befprechen könne”, daß fie aber ſchließlich „ver: 
bunden jeien, ſich der Entfcheidung der großen Höfe zu fügen“ 
(Ebenda ©. 111). 

Dieſeyn Wunſche wurbe thatſächlich infofern entiprochen, als 


, Preußen und Hannover übereinfamen, die Grundlagen 


TT) [lad Solms Hatte ſchon am 9. Sept. ein preußiſcher Courier den 
Entwurf Metternich überbradt |. Baumgarten &. 556.] 


\ 
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ber Verfaſſung zunächſt unter fich feitzuftelen, und dann erit 
dem Fünferausfhuß vorzulegen. 

Der offizielle Eröffnungstermin des Kongreſſes wurde neuer: 
dings vom 1. Oktober auf den 1. November verfchoben, um ben 
„ſämtlichen Mächten“ (Puissances d. i. ben huit puissances 
signataires du traitt de Paris) Gelegenheit zu geben, „zus 
nädft freie und vertrauliche Erörterungen zu pflegen“, zur „Seit: 
ftelung ber Grundgebanfen“, zur „Ausgleihung der Meinungen“ 
und bergeftalt zur „Heranreifung” der „zu entfcheidenden Fragen“ 
(Rlüber 1, 33 ff. Bel. 8, 60 fi). 





XXIV. Die Berhandlungen wiſchen Dfter- 
reich, Preußen und Bannover über die 
Grundlagen der Perfaffung, 


vom 7. bis zum 14. Oktober 1814: die zehn Arfikel. 


Auch von dem, was wir hier mitteilen werben, ift bei Pertz 
und Treitſchke nichts zu finden. Der erftere jagt (S. 127): 
ber Harbenberg’fche Entwurf jei „zwilcden Hardenberg und Metter- 
nic Gegenftand mehrfacher Beſprechungen geworben, zu benen 
auch Graf Münfter gezogen ward. Der Inhalt und Gang biefer 
Verhandlungen liegt vollftändig im Dunkel. Der Erfolg 
jedoch zeigt, daß es dem Fürften Metternich gelungen war, bes 
deutende Abänderungen zu erlangen.” 

In Wahrheit ift der Sachverhalt, ſoweit er ſich aus den 
Berliner Akten konſtatieren läßt, folgender. 

Nachdem die widerwärtigen Vorverhandlungen der vier ver- 
bündeten Mächte mit ber am 24. September eingetroffenen Ge 
ſandtſchaft Frankreichs und durch eine Konferenz Metternichs, 
Hardenbergs, Nefielrodes und Caſtlereaghs mit Talleyrand am 
5. Oftober weſentlich abgeſchloſſen waren, jchritten Üfterreich, 
Preußen und Hannover fofort am 7. Oktober zu einer erften 
Konferenz über den Hardenbergſchen Verfafjungsentwurf, wobei 
von vornherein die Refultate jener Borkonferenzen vom 5., 8. 
und 9. September mit in Betracht gezogen wurden. Über dieſe 
Konferenz, an ber natürlich auch Humboldt, aber nicht Graf 
Münfter teilnahm, den vielmehr der hannoverfche Geſandte ver- 
trat, ift das folgende Protokoll vorhanden. Dasjelbe zeigt, daß 
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man fih mehr an die Refultate der Vorkonferenzen hielt, als 
an bie Beitimmungen des Hardenbergichen Entwurfs, nur dab 
fihtbar der Einfluß Metternich fait überall Abſchwächungen her: 
beiführte. In Bezug auf bie territoriale Beteiligung Oſterreiche 
und Preußens am Bunde, war nicht er es, der die von Kar: 
denberg im S 2 aboptierten Ausſchließungsideeen Steins zu Fall 
brachte, wie man nah Per (S. 129) und nad Treitſchke 
(S. 681) glauben follte; denn das war ja ſchon durch bie ent: 
ſchloſſene Oppofition Humboldts und durch die Beſchlüſſe 
der Vorkonferenzen gefhehen; Metternich ftimmte lediglich 
diefem zu. 


Ungedrudtes Protokoll vom 7. Dftober*). 

„Protokoll einer über die deutſche Bundesverfafjung zwilchen 
dem Fürften Metternich, dem Fürften Hardenberg, Freiherrn von 
Humboldt und Grafen von Hardenberg am 7. Cftober 1814 ge: 
haltenen Konferenz. 

Es murbe bei der Beratſchlagung der Entwurf des Fürften 
Hardenberg, mit den darüber von bem Grafen von Hardenberg, 
Grafen Solms, Freiherrn von Humboldt und Hofrat von Martens 
gemachten Bemerkungen zum Grunde gelegt, und daher mit Vor— 
lefung diefer Auffäge artikelweiſe vorgefchritten. 

Da der Zweck der Stonferenz der war, die Veratſchlagungen 
des zu verſammelnden Comitées ber fünf größeren deutſchen 
Mächte auf eine angemeſſene Weife vorzubereiten, jo wurde vor: 
züglich gejucht, die weſentlichen Punkte von den minder erheb⸗ 
lichen zu unterjcheiden, um über die erfteren ſchon vorläufig 
eine übereinftimmende Meinung zwiſchen Ofterreih, Preußen und 
Hannover hervorzubringen. 

Demzufolge nun ift bemerft worden: 

adyı. 

Daß diefer 3 in feinem erften Teile anzunehmen fei, fürs 
erite aber ber Zujag in Abſicht der Coörcitiv-Mittel im Fall 
des Abfalls eines Bundesgliedes wegbleiben müfje. 


*)B A. Ehend. Ar. 71. 
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ad ‘2. 

Daß alle deutſchen Provinzen Üfterreih3 und Preußens 

dem deutſchen Bunde einverleibt werben. 
ad 3. 

Daß diefer & anzunehmen, allein allgemein dahin zu faſſen 
fei: daß jeder zum deutſchen Bunde gehörende Staat bie Regie: 
rungsrechte infofern befigen folle, als die Verfafiung bes Ganzen 
nicht die Befugnis der Einzelnen beſchränkt. 

ads 4. 

Über die fünftige Lage der mediatifierten Fürften und Stände 
(mit Ausſchluß der Reichsritterſchaft) wurde mehrere® von ben 
Unterzeichneten geſprochen, und die Frage auf ihren eigentlichen 
Standpunft, 

ob diefe Stände Bundes: oder Landftände, oder auf gewiſſe 

Weiſe beides zugleich fein follen? 
zurüdgeführt. 

Der Fürft Hardenberg entwidelte hierauf ein neues Syſtem, 
defien Grundzüge waren: baf die mebiatifierten Stände nur 
Fürften angehören follen, welche Kreisoberften find, und daß ent⸗ 
weder alle oder wenigftens diejenigen, welche jeßt zu minder 
mädtigen Staaten gehören, nur zu dem Kreis-, nicht zu dem 
Sandesverbande eines einzelnen Fürften gehören follen. 

Da dieſes Syitem, um richtig beurteilt zu werben, erft einer 
nähern Ausführung bedarf, und basfelbe überdies die Angelegen- 
beit der deutſchen Verfafjung mit der der Territorialverteilung 
Teutihlands in einen folden Zufammenhang bringt, daß die 
eritere in diefem Punkt nicht ohne die letztere behandelt werben 
tann: jo hat alles, was die mebiatijierten Stände betrifft, aus: 
gefegt werden müflen, bis Fürft Hardenberg einen eigenen Auf, 
jag über dieſen Gegenftand ausgearbeitet haben wird. 

ad 8 5 
hat man beſchloſſen, die Reichsritterſchaft nicht den andern 
mediatiſierten Ständen (nur allenfalls mit Zugeſtehung einiger 
Vorzüge), ſondern vielmehr dem übrigen Landadel gleichzuſtellen. 
ad $6 
hat es notwendig geihienen, dem Recht der Auswanderung 
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wenigſtens bie Einſchränkung beizufügen, daß der Auswandernde 
feine Militärpflicht geleiftet haben müſſe; mogegen es auch für 
notwendig erkannt worden ift, wenigftens im allgemeinen die 
Grenzen diefer Pflicht für ganz Deutſchland verbindlich zu beftimmen. 

Da ein Ausfpruh nach 48ftündiger Verhaftung in vielen 
Fällen wahrhaft unmöglich, ein bloßes Verhör aber den Ver: 
bafteten unnüß ift, fo ift beſchloſſen worden, auf eine andere Art 
die Sicherung der perſönlichen Freiheit zu deden. 

Dem Nachdruck hat man beſchloſſen durch ganz Deutſchland 
zu Gunften in Deutſchland erſcheinender Schriften zu fteuern. 

Der Sat: daß fein deutſcher Unterthan ander als mit Zu: 
ziehung von Ständen befteuert werden Tann, ift angenommen, 
jedoch Hinzugefügt worden, daß das Votum der Stände bei Be: 
fteuerungsgefegen nur tonfultativ fein, und ihnen fein eigentliches 
Veto eingeräumt werben könne. 

(Diefer Abſatz iſt von Humboldts Hand dur Korrektur 
eingetragen. Im Protokoll hieß es: „ber Sag, daß fein 
deutſcher Unterthan anders als mit feiner Zuftimmung 
beſteuert werden könne*), iſt inſofern nicht angenommen 
worden, als die allgemeine Einführung eines Vetos ber 
Stände bei Befteuerungsgejegen für unausführbar erklärt 
worden ift.“) 

Graf Hardenberg hat hierbei bemerkt, daß feine Regierung 
ihren Ständen ein folhes Veto einzuräumen gefonnen jei. 

Da hiemit die Zeit verläufen war, fo wurde die fort: 
ſetzung der Beratſchlagung auf heute feitgeiegt. 

In der heutigen Sigung nun ift gegenmwärtiges Prototoll 
vorgelefen, in allen Punkten genehmigt, und unterzeichnet worden. 

Wien, den . Oftober 1814.” 

*) Diefe Ausbrudsweife ſpricht dafür, daß der fragliche Sat von eng: 
liſch hannoverſcher Seite in ben Borkonferenzen vorgefehlagen (f. od. ©. 196 
„Bemertungen“ $ 6 sub 8) und am 7. Dftober verfodhten wurde. Denn 
es war ja, wie Chatham 1775 in der Januardebatte über bie amerikaniſchen 
-Rolonien ſich ausbrüdte: „die große Funbamentalmagime der brittifchen 
Berfaffung, daß kein englifher Unterthan ohne feine eigene 
Zuftimmung befteuert werde.“ 
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Das Protokoll blieb trotz feines Schlußfages ununterzeichnet. 
Offenbar, weil das Verfahren vom 7. Oktober, die Beratung 
jebes einzelnen Paragraphen ber Reihefolge nah, nicht die Er— 
reichung des Zweckes verbürgte, ſich „vorläufig“ über die „weſent⸗ 
lichen Punkte“ zu vereinbaren, ehe das „Comité ber fünf größeren 
deutſchen Mächte“ zufammentrete, befien Eröffnung nicht wohl 
über den 16. Dftober hinausgeſchoben werben konnte. 


Die zehn Artikel. Ungedrudtes Material. 

Und nun ift nichts gewiſſer, al daß fi) Ofterreich, Preußen 
und Hannover wirklih ſchon in den nächſten Tagen über zehn 
Artifel als die weſentlichſten, unter Vorbehalt der definitiven For— 
mulierung, verftändigten. 

Diefer Verftändigung ging aber ohne allen Zweifel über 
Einen Punkt eine Separatverftändigung zwiſchen Metternich und 
dem Fürften Hardenberg, als dem entjcheidenden Vertreter Preu⸗ 
bens, voraus. Metternich, obwohl ficher Fein wirklicher Freund 
des Inſtituts der Kreißoberften, woburd Preußen feinen Einfluß 
in Rordbeutjchland in höherem Maße fteigern konnte wie Ofter- 
teih im Süden, zeigte ſich dennoch bereit, der Kreigeinteilung und 
dem Rat ber Kreisoberften zuzuftimmen; aber er begehrte Dagegen, 
daß nur dieſer und der Rat der Fürften und Stände die Fak— 
toren der Bundesverfammlung ausmachen follten. Demnach ver- 
langte er, nad dem ermutigenden Vorgange Steins, zu 
Hardenbergs 88 19 und 20 den Wegfall des dualiftiihen „Di: 
teftoriums“ als oberiten Faktor der Bundesverfammlung und 
der Bundesgewalt. Danach blieben im 8 19 nur die beiden 
„Räte“ und im $ 20 nur ber „Vorſitz“ Oſterreichs „bei allen 
Bundesverfammlungen” beftehen. Diefen legtern aber, alſo das 
auf Steins Betrieb von Hardenberg für Oſterreich ſchon zu 
geftandene „Präfidium” behandelte Metternich abſichtlich als 
etwas an ſich ſehr Wertlofes, als bloße Ehrenſache, und die 
Frage eines etwaigen befonderen Geſchäfts direktoriums als eine 
ſeht überflüffige, da dieſes als eine bloße Formſache am zweck- 
mößigften mit dem Präſidium zu verbinden fei. Hardenberg 
gab ſchließlich nad), fei es aus Eittenfreundfchaft für Metternich 


8 
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oder weil biejer daraus eine conditio sine qua non madıte. 
Bann dies geſchah, ift ungewiß; jedenfalls aber vor dem 14. Okt: 
ber, als vor dem Tage der eftftellung der definitiven „zwölf 
Artikel“ *). 

Dagegen ſpricht alles dafür, daß in den vorläufigen zehn 
Artikeln zwar das zweilöpfige Direktorium als oberſte Bundes 
gemalt bereit3 im Sinne des 3 4 der zwölf Artikel befeitigt, 
aber das Geſchäftsdirektorium noch nicht im Sinne des Si 
derfelben an Oſterreich ausſchließlich überlafien war. 

Ebenjo kann aud kaum unter ben zehn Artikeln & 2 der 
zwölf Artikel über den „Zweck des Bundes“ Pla gefunden 
haben. Denn über diefen Zwed fagten die 41 Artikel des Har: 
denbergichen Entwurfs, aus dem doch allein die „weſentlichſten 
Punkte” außgehoben wurden, fein Wort. 

Wenn dergeftalt anfangs die SS 7 und 2 der zwölf Artikel 
fehlten: fo fieht man, daß es die übrigen zehn Paragraphen 
nämlich 1, 3—6, 8—12 gewejen fein müflen, welche die ur 
ſprünglichen zehn Artitel bildeten, obgleich diefe mir nit in 
einem zufammenhängenden Terte vorliegen. 

Aber beftätigt wird das Gefagte durch eine bejondere Note 
von Humboldt? Yand, aus welder erhellt: 1) daf eben zehn 
Paragraphen oder Artikel ala die weientlihen Punkte aufgeitellt 
wurden, wahrfcheinli am 9. oder 10. Dftober; 2) daß unter 
benfelben Artikel 5 dem S 6 der zwölf Artifel entipradh, fo daß 
Artitel 1—4 den 88 1—5 der zwölf Artikel entiproden, alio 
eben einen Punkt weniger enthalten haben müfien; 3) dab 
Artifel 8—10 mit den 88 10—12 der zwölf Artikel korreſpon⸗ 
dierten, fo daß notwendig Artifel 6 nur mit einen ber beiden 
88 7 und 8 ber zwölf Artikel korreſpondiert haben kann. 

Die grundfägliche (nicht die mörtliche) Feititellung der 
zehn Artikel erfolgte, wie fi aus den zwölf Artikeln ergiebt, 
auf Grundlage der Harbenbergfchen Artikel und der Konferenz: 
beftimmungen vom 7. Dftober, und zwar in folgender Weife. 





*) Mit dem Tert derfelben im nädjften Kapitel iit das Folgende zu 
vergleichen. 
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Hardenberg $ 1 und 2 nah den Beitimmungen vom 
7. Oltober ad 1 und 2 abgeändert und in Einen Paragraphen 
zuſammengezogen — $ 1 der 10 Artifel ($ 1 der 12 Artikel). 

Hardenberg $ 3 nah dem Beſchluß vom 7. Dftober ge 
ändert — 8 2 der 10 Artikel ($ 3 der 12 Artikel). 

Hardenberg 3 4 über die Mediatifierten, der ſchon in der 
Konferenz vom 7. Dftober jo viele Weitläufigfeiten verurfachte, 
ganz beifeite gelafien. 

Hardenberg $ 5 und bie Beitimmung dazu vom 7. Oftober, 
betreffend die Reichsritterſchaft, ebenfalls weggelaſſen. 

Hardenberg & 6, die beutichen Bürgerrechte, nad den Be 
ihlüffen vom 7. Oftober, mit der Forderung fürzefter Faſſung 
an das Ende verwiefen — 8 10 der 10 Artifel ($ 12 der 12 
Artikel). 

Hardenberg & 7, landſtändiſche Rechte, ebenfalls mit der 
Forderung fürzefter Faſſung ans Ende verwiefen — $ 9 der 10 
Artitel ($ 11 der 12 Artikel). 

Hardenberg 88 8—20, unter Streihung des öſterreichiſch⸗ 
preußifchen Direktoriums als höchſten Bundesfaktor3, in einem 
Paragraphen zufammengefaßt — 8 3 ber 10 Artikel ($ 4 ber 
12 Artitel). 

Hardenberg $S 21, 22, zufammengefaßt in $ 4 ber 10 
Artikel ($ 5 der 12 Artitel). 

Hardenberg 88 23—26, zufammengefaßt in $ 5 der 10 
Artikel ($ 6 der 12 Artikel). 

Hardenberg 88 28—32, zufammengefaßt und erweitert in 
8 6 der 10 Artikel ($ 8 der 12 Artikel), über die Rechte der 
Rreigoberften. 

Hardenberg 88 28, 38 und 39, zufammengefaßt in $ 7 
und 8 der 10 Artikel ($ 9 und 10 ber 12 Artikel). 

Hardenberg 88 27 und 29, Bundesgericht, aufgenommen 
in & 8 der 10 Artifel ($ 10 der 12 Artikel). 

Hardenberg 88 33—37, militärifche Beftimmungen, über- 
gangen; ebenfo & 40 und 41. 

Die vorläufige Formulierung der grunbfäglich feſtge— 
fiellten zehn Punkte wurde, wie die „Note“ zeigt und fortan immer 
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oder weil diejer daraus eine conditio sine qua non machte. 
Bann dies geihah, ift ungewiß; jedenfalls aber vor dem 14. Okto— 
ber, als vor dem Tage ber Feſtſtellung ber definitiven „zwölf 
Artifele*). 

Dagegen ſpricht alles dafür, daß in ben vorläufigen zehn 
Artikeln zwar das zweilöpfige Direktorium als oberjte Bundes: 
gewalt bereit? im Sinne des 5 4 ber zwölf Artikel befeitigt, 
aber das Gefhäftsbireftorium noch nicht im Sinne des $ 7 
berfelben an Oſterreich ausſchließlich überlaffen war. 

Ebenſo kann aud kaum unter den zehn Artikeln $ 2 der 
zwölf Artikel über den „Zwed bed Bundes“ Pla gefunden 
haben. Denn über biefen Zwed fagten die 41 Artikel des Har: 
denbergichen Entwurfs, aus dem doch allein die „weentlichiten 
Punkte” ausgehoben wurden, fein Wort. 

Wenn dergeftalt anfangs die SS 7 und 2 der zwölf Artifel 
fehlten: jo fieht man, daß es bie übrigen zehn Paragraphen 
nämlih 1, 3—6, 8—12 gemefen fein müflen, melde die ur- 
fprünglicden zehn Artikel bildeten, obgleih diefe mir nicht in 
einem zulammenhängenden Terte vorliegen. 

Aber beftätigt wird das Gefagte durch eine befondere Note 
von Humboldt? Hand, aus welcher erhellt: 1) da eben zehn 
Paragraphen oder Artikel als die weſentlichen Punkte aufgeitelt 
wurden, wahrjcheinlih am 9. oder 10. Dftober; 2) daß unter 
denſelben Artikel 5 dem S 6 der zwölf Artikel entſprach, jo dab 
Artilel 1—4 den 88 1—5 der zwölf Artikel eutſprochen, alio 
eben einen Punkt weniger enthalten haben müfien; 3) dab 
Artitel 8—10 mit den SS 10—12 ber zwölf Artikel korreſpon⸗ 
dierten, fo daß notwendig Artikel 6 nur mit einem ber beiden 
88 7 und 8 der zwölf Artikel Torreipondiert haben kann. 

Die grundjägliche (nicht die wörtliche) Feititellung der 
zehn Artikel erfolgte, wie fih aus den zwölf Artikeln ergiebt, 
auf Grundlage der Hardenbergſchen Artifel und der Konferenz: 
beftimmungen vom 7. Oftober, und zwar in folgender Weile. 





*) Mit dem Tert derfelben im nädjften Kapitel iit das folgende ju 
vergleichen. 
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Hardenberg $ 1 und 2 nah den Beitimmungen vom 
7. Oftober ad 1 und 2 abgeändert und in Einen Paragraphen 
‚ulammengegogen — S 1 der 10 Artikel ($ 1 der 12 Artifel). 

Hardenberg $ 3 nad dem Beſchluß vom 7. Oftober ge: 
ändert — 8 2 der 10 Artikel ($ 3 der 12 Artikel). 

Hardenberg $ + über die Mediatifierten, ber ſchon in der 
Konferenz vom 7. Dftober fo viele Weitläufigfeiten verurfachte, 
ganz beifeite gelafien. 

Hardenberg $ 5 und die Beitimmung dazu vom 7. Oftober, 
betreffend die Reichsritterſchaft, ebenfalls weggelaſſen. 

Hardenberg $ 6, die deutſchen Bürgerrechte, nah den Be 
ihlüffen vom 7. Dftober, mit ber Forderung Fürzefter Faflung 
an das Ende verwiefen — 8 10 der 10 Artikel ($ 12 der 12 
Artikel). 

Hardenberg 8 7, landſtändiſche Rechte, ebenfalls mit der 
Forderung fürzefter Faſſung ans Ende verwiefen — $ 9 der 10 
Artitel ($ 11 der 12 Artikel). 

Hardenberg 88 8—20, unter Streihung bes öfterreichifch- 
preußifchen Direktoriums als höchſten Bundesfaltors, in einem 
Paragraphen zufammengefaßt — $ 3 der 10 Artikel (8 4 ber 
12 Artitel). 

Hardenberg 88 21, 22, zufammengefaßt in $ 4 der 10 
Artitel ($ 5 der 12 Artikel). 

Hardenberg 88 23—26, zufanmengefaßt in $ 5 ber 10 
Artitel (8 6 der 12 Artikel). 

Hardenberg 8 28—32, zufammengefaßt und ermeitert in 
& 6 der 10 Artifel ($ 8 der 12 Artikel), über die Rechte der 
KRreisoberften. 

Hardenberg 88 28, 38 und 39, zufammengefaßt in $ 7 
und 8 der 10 Artifel ($ 9 und 10 der 12 Artikel). 

Hardenberg 88 27 und 29, Bundesgericht, aufgenommen 
in 8 8 der 10 Artifel ($ 10 der 12 Artikel). 

Harbenberg $$ 33—37, militäriſche Beftimmungen, über: 
gangen; ebenjo $ 40 und 41. 

Die vorläufige Formulierung ber grunbfäglic feftge: 
ftellten zehn Punkte wurde, wie die „Note“ zeigt und fortan immer 
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iſchah, Humboldt überlaflen, der fih hier wie immer bes Auf- 
ags mit außerorbentlichem Geſchick unterzog. Und dabei be: 
egte er ſich mit außerorbentlicder Selbftändigfeit. Definitiv 
jon beſchloſſene Abſchwächungen konnte er nicht mehr verhindern; 
oß angezweifelte oder befämpfte Beftimmungen hielt er, wenn 
e nationaler oder freiheitlicher geartet waren, mit Zähigfeit auf: 
ht; noch unberührte, d. h. weder im Harbenbergichen Entwurf 
och in den Konferenzen zur Sprache gefommene Beitimmungen, 
e er jelbft früher in feiner Dezember-Denkſchrift und in feinem 
pril⸗Memoire mit den Anneren A und B als wunſchenswerte 
ver unerläßliche aufgeftellt hatte, führte er ohne weiteres und 
eiſt offenbar mit vollem Erfolg, in die Formulierung ber zehn 
rtikel ein. 

So führte er in bie Formulierung des 5 1 (mie 8 1 der 
2 Artikel lehrt) den Artitel 6 feiner Dezember-Denkſchrift ein. 
;o ftellte er, vielleicht zunächſt als Zufag zu $ 1, eine Beltim- 
wng des Bunbeszwedes auf, wie fie der $ 2 der 12 Artikel 
hält, und die einfach dem Artikel 2 feiner Dezember-Denkſchrift 
nd dem Artikel 5 des Anner A (Bases) zum April-Memoire 
nommen if. So war er nunmehr aud) in der Lage, die Be 
immungen ber beiden folgenden Paragraphen als Mittel zur 
Erreihung” des Bundeszwedes hinzuftellen. So formulierte er 
ner bie S$ 7 und 8 ($$ 9 und 10 ber 12 Artikel) nad 
frtitel 16, 17 und 21 f. feiner Dezember-Denkichrift und Artikel 
7b des Anner A (Bases) zum April-Memoire. 

Die zehn Artikel unterlagen, auf Grund der Humboldtſchen 
'ormulierung, anſcheinend zweimaliger Beratung zwifthen Ofter: 
Ach, Preußen und Hannover. Dabei wurde noch manches be 
nftandet und geändert, wie Humboldts „Note“ zeigt. 

So lautete $ 5b der 10 Artikel (= 3 6b ber 12 Artikel) 
ad) Humboldts Formulierung bei der Aufzählung der Staaten, 
ie berechtigt fein follten, im „Rat ber Fürften und freien Städte” 
4 figen: „Die drei Hanfeftädte und die Bundesftadt Frankfurt 
13 Sig der Bundesverfammlung“. Dies entſprach dem 8 18 
3 Harbenbergihen Entwurfs und den „Bemerkungen“ der Vor: 
onferenz. Diele Beltimmung wurde aber von Metternich ent: 
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ſchieden beanſtandet. Darüber bemerkt die „Note“ Humboldts: 
‚Bei $ 5b hat Fürft Metternich erinnert, daß ihm Nürnberg 
oder Regensburg ein mehr angemeflener Sit der Bundesverfamm- | 
ung feine, ald Frankfurt; aud) fih der ganzen Idee, Frankfurt + 
für eine freie Etadt zu erflären, nicht günftig gezeigt.” 

Die Folge war, daß ſchließlich, wie die Redaktion von 3 6b 
der „zwölf“ Artikel zeigt, die Erwähnung Frankfurts ſowohl als 
Bundesfig wie als freie Stabt ganz weggelaſſen wurde. Harden⸗ 
berg und Humboldt durften dabei hoffen, fpäter doch bamit burd- \ 
‚udringen. 

Der $ 8 der zehn Artikel über das Bundesgericht (3 10 ber 
wwölf Artikel) Tautete nad der Formulierung am Schluffe: „Das 
Bundesgericht ſpricht auch über Klagen, die über Verlegungen des 
Bundeövertrages in einzelnen Ländern bei demfelben erhoben wer: 
den.” Dabei handelte es fi) namentlih um „Eingriffe der Re- 
gierungen in bie Rechte der Stände”, wie es im Artifel 21 der 
Tegember:Denkichrift heißt, oder um „Klagen der Unterthanen und 
Stände gegen ihre Regierung“, wie er ſich im $ 17b des Anner 
A zum April-Memoire ausdrüdte. Hiergegen wurde Einſpruch 
erhoben, unzweifelhaft von feiten Metternichs; man wollte derartige 
Klagen der Bundesverfammlung zugemiefen willen. Auch diefe 
Abſchwächung führte ja leider auf eine Anregung Steins zurüd 
(1. S. 165 zu $ 22). Dennoch erklärte Humboldt in der „Note“: 
„Bei 8 8 habe ich es dabei gelafien, die Klagen über Verlegungen 
des Bundes an das Bundesgericht zu bringen. Die Fürften werden 
ohne den Ernft eines Gerichts nicht im Zaume zu halten jein, 
und die Bundesverſammlung (fie) ficher nicht ftrenge genug be: 
handeln.” 

Endlich wurden nunmehr die beiden legten Paragraphen 
der zehn Artikel, alfo „S 9“ und „S 10” im der neuen For: 
mulierung Humboldts, wie die „Note” zeigt, buchftäblich jo ge- 
ftaltet, wie fie in den zwölf Artikeln ala 88 11 und 12 erſchei— 
nen. Gie lehren, daß Metternich, dem die Beltimmungen über 
die „ſtändiſchen Rechte” und über die „Rechte jedes Deutſchen“ 
durchaus nicht ſympathiſch waren, beharrlich auf fürzere und 
allgemeinere Ausbrucsweifen drang, weil dieſe minder bindend 
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richienen. Humboldt, wie Hardenberg, zog dem völligen Fallen 
affen diefer Artikel die kürzere und allgemeinere Faſſung vor, be 
ver fich doch immer noch Kerne und Anhaltspunkte für die wei 
even Verhandlungen feityalten ließen. 

Erft in einer legten Beratung, wahrſcheinlich am 13. Olto 
ver, können die „zehn“ Artikel in „zmölf“ verwandelt wordeı 
ein, ba in diefen die SS 11 und 12 noch in der „meuen or 
nulterung“ Dumboldts die SS 9 und 10 bilden. Die Verme) 
ung der 10 auf 12 Artikel kann der höchſten Wahrſcheinlichkei 
eb und allem biüber Gejaaten gemäß nur an den beider 
Punkten neicbeben jein, wo wir in der Verleihung auf Lüder 
rafen: d. d. D die Beſtimmung des Bundeszweckes murde jeg 
wert als jelbitändiger S 2 fonitituiert, und 2) bie Übermeilung 
ns Weibäftspireftoriums wurde als neuer S 7 eingeichaltet, nadı 
wm ſchließlich die Vorftellungen Metternichs bei Hardenberg ob 
fient, und mit dem ausdrüdlicen beſchönigenden Vermerf, dai 
arunter „bloß eine jormelle Leitung der Gejchäfte zu verftehen jei“ 

So famen die folgenden zwölf Artifel ala Vereinbarung 
wiſchen Öfterreih, Preußen und Hannover zuftande, um ber 
‚Yeratichlagungen des Comitc3 der fünf deutihen Mächte“ zu 
Yrunde gelegt zu werden. Die 12 Artikel datierten vom 14. Okto— 
ıer 1814, wie die unten mitzuteilende ruſſiſche Denkſchrift von 
+. (11.) November 1814 bezeugt. Der Titel die „zwölf Artifel‘ 
var fein offizieller, jondern tauchte unter den Diplomaten, zu— 
nal der kleineren Staaten, der Kürze halber auf. Schon anı 
6. Oftober wurden fie dem am 14. eröffneten ünfer:Comit: 
vorgelegt, und zwar im Namen Ofterreich$ und Preußens*), un 
ht die Eiferfuht Bayerns und Württembergs gegen Hannover 
rerauszufordern, die überdies ſchon am gleichen Tage in bem 
Präcebenzitreit zwiſchen Württemberg und Hannover zum Ausdrud 
am. Ich gebe den Tert nach der Berliner Handfchrift, womit 
ser Abdrud bei Klüber 1, 57 if. bis auf einen fehr weſentlichen 
Punft übereinftimmt. Perg 4, 130 giebt nur eine ganz knappe 
ınd nichtsfagende Inhaltsangabe. 





*) Nicht aud im Namen Hannovers, wie damals unb jpäter vieljad 
ehauptet wurde. 


XXV. Die zwölf Arfikel oder der Bundes- 
plan vom 14. Aktober 1814*), 


„Artikel, welche bei den Konferenzen der fünf deutſchen Mächte 
zur Grundlage gedient haben**). 

1. Die Staaten***) Deutfhlands (mit Inbegriff Oſterreichs 
und Preußens für ihre deutfchen Länder) vereinigen fich zu einem 
Bunde, welder den Namen de3 deutſchen führen wird. Jeder 
Eintretende leitet Verzicht auf das echt, fih ohne Zuftimmung 
der übrigen davon zu trennen). 2. 

¶ Der Zweck dieſes Bundes ift die Erhaltung der äußeren 1 
Ruhe und Unabhängigkeit und die innere Sicherung ber verfaf- 
ſungsmäßigen Rechte jeder Klaſſe der Nation FF). 

3. Indem die Bundesglieder zur Erreihung dieſes auf das 
Wohl des gemeinfamen Vaterlandes gerichteten Endzwecks zuſam⸗ 
mentreten, behalten fie alle und jeder den vollen und freien Ge— 
nuß ihrer Regierungsrechte, inſoweit diefelbe nicht durch den im 
vorigen Artikel beftimmten Zwed eingeſchränkt, und diefe Einfchrän= 
tungen in ber Bundesurfunde namentlich ausgebrüdt find. 

4. Der Zweck des Bundes wird erreicht a) durch die mit 
der Einteilung Deutſchlands in eine Anzahl von Kreifen verbun- 


*) Rep. VI. ®. €. Nr. 72: Pieces &crites et recueilles durant le 
temps des conförences des eing cours royales de l’Allemagne. 
**) Diefe Betitelung von Hardenbergs Hand, die. rein rebaktionellen ' 
Änderungen des 16. Oktobers nehme ich vorweg. 
+) Nach Beſchluß vom 16. Dftober; vorher „bie Fürften und freien ı 
Stäbte.“ L. 
 Bergl. oben S. 112 ($ 6). 
44) &. ob. &. 111 ($ 2). ©. 151 ($ 5). 
Schmidt, Deutſche Berfaffungäfrage. 14 
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erſchienen. Humboldt, wie Hardenberg, zog dem völligen allen: 
laſſen diefer Artikel die fürzere und allgemeinere Faſſung vor, bei 
der fich doch immer noch Kerne und Anhaltspunkte für die wei: 
teren Verhandlungen feithalten ließen. 

Erſt in einer legten Beratung, wahrſcheinlich am 13. Okto— 
ber, können die „zehn“ Artikel in „zwölf“ verwandelt worden 
fein, da in diefen die SS 11 und 12 noch in der „neuen for: 
mulierung“ Humboldts die SS 9 und 10 bilden. Die Vermeh— 
rung der 10 auf 12 Artikel kann der höchſten Wahrſcheinlichkeit 
nad und allem bisher Gefagten gemäß nur an den beiden 
Punkten gefchehen jein, mo wir in der Vergleihung auf Lüden 
trafen; d. h. 1) die Beftimmung des Bundeszweckes wurde jeft 
zuerſt als jelbitändiger $ 2 fonftituiert, und 2) die Übermeilung 
des Geichäftsbireftoriums wurde ald neuer | 7 eingeichaltet, nad; 
dem ſchließlich die Vorftelungen Metternichs bei Hardenberg ob: 
gefiegt, und mit dem ausdrücklichen beſchönigenden Vermerk, das 
darunter „bloß eine formelle Leitung der Geſchäfte zu verftehen ſei“. 

So famen die folgenden zwölf Artikel als Vereinbarung 
zwiſchen Ofterreih, Preußen und Hannover zuftande, um den 
„Beratſchlagungen des Comitcs der fünf deutjchen Mächte“ zu 
Grunde gelegt zu werben. Die 12 Artikel datierten vom 14. Tfto: 
ber 1814, wie die unten mitzuteilende ruſſiſche Denkjchrift vom 
14. (11.) November 1814 bezeugt. Der Titel die „zwölf Artikel” 
war fein offizieler, fondern tauchte unter den Diplomaten, zu: 
mal ber Eleineren Staaten, der Kürze halber auf. Schon an 
16. Oftober wurden jie dem am 14. eröffneten Fünfer-Gomits 
vorgelegt, und zwar im Namen Hſterreichs und Preußens*), um 
nicht die Eiferfucht Bayerns und Württembergs gegen Hannover 
herauszufordern, die überdies jchon am gleichen Tage in dem 
Präcebensftreit zwiſchen Württemberg und Hannover zum Ausdrud 
fam. Ich gebe den Tert nad) der Berliner Handfchrift, womit 
der Abdruck bei Klüber 1, 57 fi. bis auf einen ſehr weſentlichen 
Punkt übereinftimmt. Pertz 4, 130 giebt nur eine ganz knappe 
und nichtsſagende Inhaltsangabe. 





*) Nicht auch im Namen Hannovers, wie damals und fpäter vielfach 
behauptet wurde. 


XXV. Pie gwölf Artikel oder der Bundes- 
plan vom 14. AEktober 1814*). 


„Artikel, welche bei den Konferenzen der fünf deutſchen Mächte 
zur Grundlage gedient haben**). 

1. Die Staaten***) Deutſchlands (mit Inbegriff Oſterreichs 
und Preußens für ihre deutſchen Länder) vereinigen ſich zu einem 
Bunde, welder den Namen be3 deutichen führen wird. Jeder 
Eintretende leiſtet Verzicht auf das Recht, fich ohne Zuftimmung 
der übrigen davon zu trennen). 

L Der Zweck dieſes Bundes ift die Erhaltung ber äußeren 
Ruhe und Unabhängigkeit und die innere Sicherung der verfaf- 
jungsmäßigen Rechte jeder Klaſſe der Nation P). 

3. Indem die Bundesglieder zur Erreichung diefes auf das 
Wohl des gemeinfamen Vaterlandes gerichteten Endzwecks zuſam⸗ 
mentreten, behalten fie alle und jeder den vollen und freien Ge- 
nuß ihrer Regierungsrechte, inſoweit diefelbe nicht durch den im 
vorigen Artikel beftimmten Zwed eingeſchränkt, und diefe Einſchrän⸗ 
tungen in ber Bundesurkunde namentlich ausgedrüdt find. 

4. Der Zweck de3 Bundes wird erreicht a) durch die mit 
der Einteilung Deutfchlands in eine Anzahl von Kreifen verbun- 


*) Rep. VI. ®. €. Nr. 72: Pieces Ecrites et recueilles durant le 

temps des conförences des eing cours royales de l’Allenmagne. 

**) Diefe Betitelung von Hardenbergs Hand, die. rein redaktionellen 
Änderungen des 16. Dftoberö nehme id) vorweg. 

***) Nach Beſchluß vom 16. Dftober; vorher „bie Fürften und freien 
Städte." 

» Bergl. oben &. 112 ($ 6). 

4) 6.0.6.111 (89. ©. 151 $ 5). 
Sämibt, Deutfge Berfaffungafrage. 14 
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dene Anordnung einer Bunbesverfammlung, welche aus einem 
Nat der Kreigoberften und einem Rat der übrigen Stände*) be 
fteht. b) Durch den Einfluß, welcher jedem Kreisoberſten nad 
dem Inhalt der Bundesurkunde und unter der Aufficht dev Bun- 
desverfammlung über die Stände feines Kreifes anvertraut wird. 

5. Im Rat der Kreisoberften erjcheinen Oſterreich mit 2 
Stimmen, Preußen mit 2, Bayern mit 1, $annover mit 1, 
Württemberg mit 1. Cr ift ununterbrochen in derfelben Stadt 
verfammelt, enticheidet nad) der Mehrheit der Stimmen, und e 
werben fo viel Kreife gebildet, ald Stimmen in diefem Rate find. 
Ihm gebührt: a) Ausſchließlich und allein die Leitung und*) 
ausübende Gewalt des Bundes; die Vertretung desſelben, da mo 
er al3 ein Ganzes gegen auswärtige Mächte erfcheinen muß; bie 
Entſcheidung über Krieg und Frieden. b) Zugleich mit dem 
Fürften- und Ständerat die Beſorgung derjenigen Gegenitände, 
welche den Wirkungsfreis dieſes leßteren ausmachen. 

6. Der Rat der Stände***) befteht: a) Aus einer Anzahl 
fürftliher Häufer, die der Kreisoberſten mit eingerechnet, mit 
Virilftimmen. Diefe Häufer würde man nad dem Alter der 
Fürftenwürde, dem Glanz der Geſchlechter und der Volksmenge 
bergeftalt auswählen, daß, außer allen altfürftlichen Käufern, 
einige neufürftlie darin wären, jedoch nur foldhe, deren Länder 
in ihren verfdiedenen Zweigen eine Bevölkerung von mehr als 
100.000 Seelen}) in ſich fallen. b) Aus den übrigen fürſtlichen 
Häufern und den freien Städten mit Curiatftimmen. 

Ihm gebührt, aber nur zugleich mit dem Nat der Kreis: 
oberften, jedoch fo, daß beide als abgejonderte Kammern rat: 


Nach Beſchluß vom 16. Oftober; vorher „ber Fürften und Stände‘. 

=) & („und“), nicht „Rer”, wie fätſchlich bei Alüber 1, 58 fteht. 

*) Nach Beſchiuß vom 16. Dftober; vorher „Fürften und Städte”. 
) Bei Klüber 1, 59 fteht „200000“, mas — abgejehen von der 
* größeren Autorität der von mir Topierten Handſchrift — ſchon deshalb un: 
wahrſcheinlich ift, weil Hardenberg in feinem Entwurf $ 23 fogar bis auf 
50000 Seelen herabgehen mollte. Direkt Beftätigt aber wird unfere Xei: 
art durch bie württembergiſche Erflärung ad 6 (Rlüber 2, 100), melde die 
Ziffer „von 100000 Seelen“ auf 300000 erhöht wiffen wollte. Ebenſo 

dur) Klüber 2, 128, 
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ſchlagen, die gefeggebende Gewalt des Bundes, und er befchäftigt 
fih daher hauptſächlich mit allgemeinen auf die innere Wohlfahrt 
gerichteten Anordnungen. 

Er verfammelt fih nur alljährlich einmal, und bleibt nur 
bis zur Abmachung ber jedesmal vorliegenden Gefchäfte beifammen. 

T. Die Kreisoberiten find in ihren Rechten volltommen gleich. 
Nur führt Ofterreih in beiden Räten ber Bundesverfammlung 
das Gefchäftsdireftorium, worunter jedoch bloß eine formelle Leis 
tung der Gejchäfte zu verftehen ift*). 

8. Den Kreisoberſten fteht das Geſchäft zu: a) den Bundes: 
vertrag**) und die Bundesbeſchluſſe aufrecht zu erhalten; b) bie 
Kreiöverhandlungen zu leiten; c) bie höchſte Aufficht über das 
Kriegsweſen des Kreiſes auszuüben; d) mit feinen Gerichten die 
legte Inftanz für diejenigen Kreisftände zu bilden, welche nad 
dem Bundesvertrag nicht felbft eine höchſte Inſtanz haben follen. 
Ihr Verhältnis zu den einzelnen Streisftänden wird verſchieden, 
nad) der größeren ober geringeren Beträchtlichfeit berjelben be- 
ftimmt, wozu bie obige Einteilung der mit Virilſtimmen und 
Curiatftimmen Begabten zur Anleitung dienen Tann. 

Alle Rechte, welche den Kreisoberften nad) dem Bunbeöver- 
trag zuftehen, üben diefelben nicht vermöge einer eigenen, mit 
ihrer Eigenfhaft als Landesheren verbundenen Gewalt, da viel- 
mehr in diefer Hinficht alle übrigen deutſchen Stände gleiche Rechte 
mit ihnen haben, jondern als Beauftragte des Bundes und ver- 
möge bes ihnen von demjelben überträgenen Amtes aus. 

9. Um zu verhindern, daß nicht ein einzelner Bundesſtaat 
die äußere Sicherheit Deutſchlands in Gefahr bringen könne, ver- 
pflichtet fich jeder, welcher feine Länder außerhalb Deutſchlands 
befigt, feine Kriege für ſich mit auswärtigen Mächten zu führen, 
nod an benjelben teilzunehmen, auch ohne Vorbehalt der Zuftim: 





*) Rad der Erläuterung in der Sigung vom 16. Ott. ſollte „Ger 
ſchafts direltorium · ibentifch fein mit „Geſchäftspraſidium“, Kanzlei und Archiv 
aber „dem Bund ſelbſt untergeordnet“ fein; f. Klüher 2, 82. 

**) Bei Kluber 1, 59 fteht ſeltſamerweiſe „Die Bundesvertretung“, ein 
Fehler, der fih fortgepflanzt Hat; 5. 8. bei Perk 4, 480, obgleich der 
‚Sarbenbergifche Entwurf $ 17 (Rlüber 1, 49) jeden Zmeifel Hob. 
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mung de3 Bundes feine darauf Bezug habende Bündnis-, noch 
Subfidien- oder andere die Überlaffung von Truppen betreffenden 
Verträge einzugehen. Wenn Staaten, welche auch außerhalb 
Deutſchlands Länder befigen, in Krieg mit andern Mächten ver: 
widelt werben, jo bleibt e8 ber Beratung des Bundes überlafien, 
auf den Vorſchlag des friegführenden Teils daran teil zu nehmen 
ober nicht *). 

10. Die deutſchen Fürſten begeben ſich gleichfalls des Rechtes 
der Belriegung untereinander, und unterwerfen ihre Streitig: 
keiten (infofern fie fi nicht durch Auſträgalinſtanz abmaden 
lafien) einer, nach feitzujegenden Beitimmungen, zugleich von dem 
Rat der Kreisoberften und einem Bundesgericht zu erlaſſenden 
richterlichen Entſcheidung. Das zu diefem Behuf anzuorbnende 
Bundesgericht ſpricht auch über Klagen, die über Verletzungen 
de3 Bundesvertragd in einzelnen Rändern bei demfelben erhoben 
werden? **) 

11. Der Bundesvertrag fegt die Notwendigkeit einer ftändi- 
icen***) Verfafiung in jedem einzelnen Bundesftaat feſt, und be 
ftimmt ein Minimum der ftändifchen Rechte; überläßt es aber 
übrigena den einzelnen Staaten, ihren Ständen nit nur ein 
Mehreres einzuräumen, fondern auch ihnen eine der Landesart, 
dem Charakter der Einwohner und dem Herkommen angemefiene 
Einrichtung zu geben. 

12. Der Bundesvertrag beftimmt gewiſſe Rechte, welche jeder 
Deutfche, wie zum Beilpiel das der Auswanderung unter gewiſſen 
Beſchränkungen, der Annahme Kriege: oder bürgerlicher Dienfte 
in anderen deutſchen Staaten u. ſ. f. in jedem deutſchen Staate 
ungelränft genießen ſoll. 

Bei den beiden Iegteren Paragraphen bleibt Oſterreich und 
Preußen die Berüdfihtigung ihrer befonderen Verhältniſſe in 
Hinficht ihres größeren Umfangs und ihrer Zufammenjegung aus 
Ländern, die nit zum Bunde gehören, unbenommen.” 





*) Bergl. oben S. 115 und dardenbergs Entwurf $ 38 f. 
*) 6. 06. ©. 116 ($ 17) (S. 118 (& 21 fi). 
***) [Der mit Ablikrzungen geſchriebene Tert läßt hier aud) bie Lesart 
landſtündiſch· zu.] 


XXVI. Deuffclands Wiedergeburf von 
Bari Ernſt Bchmid. 


Während die drei deutſchen Initiativ-Mächte den Bundes: 
plan der zwölf Artifel vereinbarten, fam in Wien ein neuer ge 
drudter BVerfaffungsplan in Umlauf, der gleichwie derjenige 
Arndts in eine Kaiferfpige mündet. Der Geh. Rat Schmid, 
Vicepräfident der Landesregierung zu Hildburghaufen, gab den: 
jelben unter dem obigen Titel in Jena bei Frommann 1814 
heraus. Das Buch, 425 Seiten ſtark, mit feſſelnder Beredfam- 
keit und faft durchweg weiterhaftem Stil im veinften Deutſch ge- 
fhrieben,” „cirkulierte bereit3 am 12. Oktober in Wien“, an wel- 
chem Tage auch ein Exemplar durch Pilats Vermittlung an 
Metternich übergeben wurde, der es „mit großer Freude” empfing. 
Im Kreife der Fürften, wird berichtet, erregte es „Aufiehn“, fand 
„allgemeine Teilnahme” und „Lauteften Beifall“. Es enthielt eine 
Füle von beachtenswertem Detail. Stein empfahl es deshalb 
Anfangs November als ein ſolches, das „vor allen übrigen be- 
nut” zu werden verdiene. Der Kronprinz von Bayern ftubierte 
es noch gegen Ende Januar. „Einigen“ jedoch war „es nicht 
teht, daß Preußen ein fo großer Einfluß zugedacht“ war, näm=- 
lich die erbliche Reichsverweſerſchaft in Norbdeutichland*). Doch 
greifen wir nicht vor. 

Der Verfafler fordert zunächſt „Einheit des Volkes“ 
(€. 80); demnach ein deutiches Reichsbürgerrecht (82), Gleich- 
ftellung ber drei chriſtlichen Religionsparteien in allen bürgerlichen 


*) Bergl. den Anhang, Auszüge aus der Korreſpondenz Baumbachs 
vom 12. Dit., 12. Nov. 1814 und 25. Jan. 1815. 


\ 
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Verhältnifien (85), Auswanderungsfreiheit (87), Aufhebung der 
Abzugsgelder (88), Aufhebung alles Schul- und Univerfitäten: 
Bannes und Zutritt zu allen Ämtern und Würden aller deutſchen 
Staaten (91 ff), Befähigung der Juden zur Erlangung des 
vollen Bürgerreht3 unter gewiſſen Bedingungen (97), Vermand: 
lung be3 Provinzialadels in einen deutſchen Reichsadel (98 fj.); 
Herftellung eines einheitlihen beutfchen Rechts, eines allgemeinen 
bürgerlihen und Strafgefegbuchs, einer allgemeinen Gerichtö- und 
Prozeßordnung (130 ff.), Bildung eines Reichsheeres bei allge: 
meiner Wehrpflicht mit vollendetem 21. Jahre (163 ff.), fo dab 
den einzelnen Reichsſtänden nur die Haltung von Haustruppen 
verbleibt (168); Kompenfierung des ftehenden Heeres durch Land 
wehr und Landfturm (173 ff.)*); Aufhebung aller Zollſchranken 
im Innern und Verlegung derjelben an bie Reichögrenzen, Ju: 
weiſung ber Zolleinnahmen an die Reichskaſſe (194 ff.); denn 
„dann erft, wenn bie Barrieren gefallen fein werden, melde die 
deutſchen Länder trennten, kann die goldene Zeit beginnen, auf 
welde wir alle fo ſehnlich hoffen” (214). Das Beſteuerunge⸗ 
recht aber verbleibt den Landesherren unter Mitwirkung der 
Stände nad folgenden Grundfägen: 1) eine durchaus gleiche 
Beſteuerung des gefamten Grundvermögens nad dem Maßſtabe 
feiner Ertragsfähigfeit; alfo Aufhebung der Steuerfreiheiten, ind 
befonbere ber adeligen Güter; 2) feine Art von Steuer oder 
Auflage kann erhoben werben, ohne von ben Repräfentanten der: 
jenigen Volksklaſſen, welche fie betrifft, bewilligt zu fein, wel: 
ches alfo nit nur Landftände, fondern ſolche Landftände vor: 
augfegt, in welchen jeder Stand der Unterthanen gehörig 
vertreten wird u. |. w. (216 f.). 

Hiernach fordert der Verfafler „Staatseinheit” für das 
deutſche Volk durch Wieberherftellung des Deutſchen Reichs, doch 
unter vollftändiger Erneuerung ber einzelnen Beſtandteile. Tie 
höchſte Gewalt, der Kaifer, muß erblich fein; er würde bie 


*) Bei diefem Anlaß verfällt der Verf., eingebent der franzöfifcen Ir 
vafionen, in den Wahn, daß gegen einen einbringenben Feind alle Kittel 


; erlaubt find, die gegen Räuberbanden und reißende Tiere für rechtmähin 


anerfannt werben“ (189). 
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Duelle aller Ehren und Gemalten im Reiche, der erſte Gtellver- 
treter de3 gefamten Volles. Ihm allein ftünde die Verfügung 
über bie Verteidigungsanftalten de3 Reiches und über bie ftehende 
Reichsarmee zu; aber ein Reichskrieg könnte nur unter Mitwirkung 
der Stände beſchloſſen, und nur jo durch einen Reichsfrieden be 
endigt werden. Dem Kaifer gebührte die Leitung aller Reiche: 
angelegenheiten, bie Berufung des Reichstages, die Bekanntmachung 
der Beſchlüſſe und ein vorzüglicher Anteil an der Ernennung ber 
Reihgbeamten. In feinem Namen würde die Reichsjuſtiz ver⸗ 
waltet, und insbeſondere ginge von ihm alle Strafgewalt bes 
Reiches aus. Er wäre Schugherr aller allgemeinen Stiftungen 
bes Reiches, vorzüglich) ber kirchlichen u. ſ. w. Aller Abel würde 
im Namen bes Kaiſers verliehen. Alle Fürſten Deutſchlands 
trügen ihre jämtlichen Lande vom Deutfchen Reihe zu Lehen 
und legten beim Regierungsantritt den Eid der Treue gegen dad 
Reich perſönlich, doch ohne herabwürbigendes Geremoniell, in die 
Hände des Kaiſers ab. Der Kaifer wäre auch wie ehedem oberfter 
Schug- und Schirmherr aller höheren Lehranitalten Deutich- 
lands u. ſ. w. (218— 229). 

Aber, jagt der Verfafier, „jeder Kraft muß ein Gegengewicht 
entgegenftehen”, um den „Entwürfen der Herrſchſucht zu begeg⸗ 
nen”. Dies fei Preußen, deſſen König als „erblicher Reichs— 
verwefer im nördlichen Teil” Deutſchlands anzuerkennen fei; 
die Mitte Deutſchlands, vielleicht der Main, würde die Grenze - 
zwiſchen beiden Abteilungen bilden. Preußen würde insbejon- 
dere das Direltorium der proteftantiichen Stände, die Advokatie 
der proteſtantiſchen Kirchen erhalten und über bie Reichsarmee in 
Norddeutſchland alle Rechte des Kaiſers ausüben. Wie viel ihm 
fonft von den Rechten de3 Kaiſers zu übertragen wäre, würde 
in der Kapitulation zu beſtimmen fein; nur dürfe dadurch feine 
Trennung Deutfchlands in zwei Staaten hervorgebracht mwer- 
den*). Dagegen müßte Preußen mit allen feinen deutſchen Län: . 


*) [E83 ift von Intereſſe zu vergleichen, was Süvern in einem Briefe 
an Schön 3. Oft. 1813 gefagt hatte. Auch er will ein „im Haufe Öfter: 
veich erbliches Raifertum" und in diefer Form „größere Verſchmelzung der 
Nation.” Dann fügt er hinzu: „Preußen aber muß ſich vorbehalten, wenn 
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yern dem Reichöverbande beitreten und auch die bisher fouveränen 
Befigungen vom Reiche zu Lehn nehmen (170—173. 231—234). 

An die Stelle des Kurfürftenkollegiums tritt ein eigenes 
Rollegium der mädtigeren Fürſten, ein „königliches 
Rollegium“ oder „Reichsrat“, zufammengefeßt aus ben „Eönig- 
ichen und großherzoglicden Geſandten“ (229 f.). Diejer Reihe: 
:at würde fi) zu dem zweiten ober Fürftenrat verhalten „wie 
in Senat, eine obere Kammer eines Reichsparlaments zu 
ver allgemeinen Ständeverfammlung, und zugleich mie 
ine Deputation zum vollftändigen Reihstage. In biefer 
Beziehung wäre auch den Fürften eine oder mehrere Kol: 
egialftiimmen einzuräumen“, fowie auch „eine“ der Schweiz, 
venn fie dem beutfchen Reichsverbande beitrete. Böhmen (Öfter: 
eich) und Preußen führen etwa nad) den Gegenſtänden abwech- 
elnd den Vorſitz und haben jedes eine Doppelte Stimme. Dies 
Rollegium wäre immermährend verfammelt, bejorgte alle Ne: 
gierungsangelegenheiten des Reichs, die Handhabung ber Reichs 
zeſetze, die Aufficht über die Reichsverteidigungsanſtalten, die 
Aufſicht über die Gerichtsverfaſſung und Rechtspflege des Reichs 
ind die Vorbereitung zur Reichsgeſetzgebung. Das heißt: ber 
Reichsrat hätte die allgemeinen Reichsgeſetze zu entwerfen, dann 
yie Entwürfe allen Fürften mitzuteilen und, fofern es bie 
Sache geitattet, öffentlich befannt zu maden; die Landftände 
iller deutichen Länder hätten das Recht, ihrem Fürften Erin: 
ierungen und Wünfche vorzulegen, die dem Reichstage zu über: 
jeben wären, wenn dieſem ſchließlich der Reichsrat die Entwürfe 
jur Genehmigung vorlegt. Insbeſondere würde das „königliche 
Rollegium” oder der „Reichsrat“ die Streitigkeiten zwiſchen 
ven Landesherren und ihren Ständen zu ſchlichten haben 
‚in Zeitpunkt eintritt, wo fie (die ſtizzierte Verfaſſung) nicht mehr genügt, 
Dder Öfterreich feldftfüchtig oder Fraftlos iſt, das Reich um ſich ſelbſt zu ver- 
‚inen und die Verfaſſung einen Schritt weiter zu führen. Das muß ein 
veutlich gedachtes Geheimnis der preußiſchen Regierung fein, das fih auf 
ven Thronfolger immer vererbt — aber abfihtlih darauf ausgehen und 
jinwirten darf man night. Inzwiſchen bilde Preußen feine Verfaffung jelbit 
ws“ u. ſ. w. „Aus den Papieren Schöns“ 4, 358.) 
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1229 f. 234— 240). Auch an einer andern Stelle (260) bes 
zeichnet er denſelben als einen „immerwährenden Ausſchuß 
bes Reichsſstags, ber zu gleicher Zeit ein Regierungstolle 
gium der Stände und ein Staatsrat des Kaiſers fein 
würde”. 

Die „allgemeine Ständeverfammlung“ oder der „Fürftenrat” 
(237) fände nur einmal alle Jahre ftatt, um über die Ge 
fegentwürfe Beſchluß zu fallen. Wenigitens alle fünf Jahre 
erſcheint der Kaifer und die Fürften in Perfon, während fie fonft 
durch Gefandte vertreten werben. Der Kaiſer ober fein Stell- 
vertreter fchließt die Beratung; die Abftimmung über die Vor: 
lage wie über die etwa gemachten Zufäge ober Verbeflerungen 
geſchieht bloß mit Ja und Nein dur Kugelung. In dieſer 
allgemeinen Reichsverſammlung haben alle unmittelbaren Reichs: 
fürften je eine Birilftimme, die mächtigeren außerdem nod) fo viele 
Stimmen als fie Yunderttaufende von Unterthanen zählen. Dazu 


tommen die Stimmen der wieder herzuftellenden und vielleicht " 


fogar neu zu errichtenden (S. 72) Reichsſtädte, und eventuell 
auch wieder gräfliche Kuriatitimmen (240 ff.). 

„Reben dem Reichsrate“ empfiehlt der Verfafler auch eine 
„neue Einteilung in Kreife“, die aber nicht von zu großem Um— 
fang jein, etwa durchſchnittlich je 2 Millionen Unterthanen um: 
faffen, daher ungefähr die Zahl 15 oder 16 erreichen dürften. 
Ihre Kompetenz würde ſich erftreden auf das Wehrfyftem, die 
höheren kirchlichen Anftalten der römiſchen Kirche, die Gerichts- 
verfaffung mit einem Appellationsgericht für jeden Kreis, die 
polizeilichen Anftalten u. |. m. Nach dem Mufter des Reiches 
würde in jedem Kreiſe eine Kreigregierung oder Kreisrat beftehen 
und ein von Zeit zu Zeit abzuhaltender Kreistag (246 fi.). 

Sodann fordert er zur Aufrechterhaltung der Rechtzeinheit 
und „zur Sicerftellung der bürgerlichen Freiheit und des öffent: 
lien Vertrauens“ ein „höchſtes Reichsgericht“ (252 ff.). 
Ihm will er die „Entſcheidung der Streitigfeiten“ zwiſchen Lan- 
desherrn und ihren Ständen ober Unterthanen „nad den vor: 
handenen Verträgen” zuweiſen; dagegen bedenklicherweiſe die 
Befugnis zur „Abänderung diefer Landesverträge“ auf Vorſchlag 
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de3 Reichsrats dem Kaifer und ber Reichsverfammlung (263). 
Sehr ausführlich behandelt er im Folgenden bie gefamte Ver— 
faſſungsfrage. 

Daß nicht alle Fürften im neuen Deutſchland gleiche Rechte 
in Bezug auf die Reichsgewalt befigen dürfen und können, daß 
namentlih „den größeren deutichen Regenten im Töniglichen 
Kollegium Vorrechte“ zuitehen müßten, nimmt er als fo felbit: 
veritändlid an, daß er faum ein Wort darüber verliert und nur 
bemerkt, wie dadurch „im übrigen die Gleichheit der Regenten“ 
in Bezug auf die „Landeshoheit nicht beeinträchtigt” werde noch 
beeinträchtigt werben dürfe (329). Auch erklärt er: „was immer 
für eine Verfaſſung Deutſchland erhalten mag“, jedenfalls ſei zur 
„Entwerfung eines neuen Grundvertrages” eine „Zufammenbe: 
rufung der deutſchen Fürften oder ihrer Gefandten“ nicht der 
geeignete Weg, da auf ihm, wie „bie Erfahrung nur zu häufig 
gezeigt, das Ziel faft immer verfehlt wird“, und weil es „immer 
ſchwer fei, eine große Verfammlung zur Vereinigung über 
irgend einen Entwurf zu bringen“. Vielmehr fei es der „bei 
weitem kürzere Weg, wenn die hohen Verbündeten (d. i. Oſter⸗ 
reich, Preußen und England-Hannover) fofort eine Konftitution 
proffamierten, dem fünftigen Reichötage die förmliche Annahme 
oder nad) Befinden die Abänderung berjelben vorbehaltend. Nur 
die Grundlagen ber Einheit des Volks und Staats müßten 
unveränderli ausgefproden, die Mittel zu diefem Zweck 
aber dem Beſchluß der Reichsverſammlung anheimgeftellt werben. 
Wenn über Punkt für Punkt mit Ja und Nein geftimmt mürde, 
den Neichsftänden freigeftellt wäre, vor ber Abftimmung Bor: 
ſchläge zu Veränderungen und Zufägen zu übergeben, bei der 
Abftimmung jelbit aber nichts Neues zugelaffen würde: jo wäre 
zu hoffen, daß ein fo wichtiges Gefeg bald zu Stande gebradt 
werben könne. Immer aber würde bie von dem verbünbeten 
Mächten vorläufig befannt gemadjte proviſoriſche Konftitution ſo 
lange in Kraft bleiben, bis der förmliche Reichsbeſchluß darüber 
gefaßt wäre” (352 ff.). 

In Bezug auf die Landftände fagt der Verfaſſer: „die 
Rechtmäßigkeit aller Verfaſſungen beruht darauf, daß fie veprü 
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fentativ find, daß das gefamte Wolf als die legte Quelle ver 
höchſten Macht, und alle Beamte, ja der Regent jelbft als Stell- 
vertreter de Ganzen betrachtet werben” (382). „Der erite 
notwenbige und natürliche Oberherr befteht in der Mehrheit der 
Stimmen“ (383). „Wenn die ganze Dienerſchaft von dem Gut 
befinden des Negenten abhängig fein muß: jo ift e3 zum Wohl 
des Ganzen unumgänglic notwendig, diefer großen Gewalt ein 
Gegengewicht entgegen zu ſetzen, welches ohne die Kraft, bie 
das Ganze bewegt, zu vermindern, ber Bewegung Regelmäßig. 
teit giebt... Diefes Gegengewicht ift nun ganz allein in einer 
ſtändiſchen Verfaffung zu finden, melde die Regierung nötigt, 
eine Art von öffentlicher Rechenſchaft abzulegen, immer von neuem 
an bie Grundgefege und höchſten Zwede der bürgerlichen Gefell- 
ſchaft erinnert, und ohne deren Einwilligung der Vertrag zwifchen 


den Regierenden und Regierten über die Opfer, welche diefe dem 


Ganzen bringen follen, nicht abgeändert werben kann“ (394 ff.). 
„Wo es nicht Grundgefeß der Verfaflung ift, daß jede neue Auf: 
lage nur durch freie Einwilligung derer, die fie trifft, erhoben 
werden kann, da ift die bürgerliche Freiheit ihrer wichtigiten Stütze 
beraubt... . Die Abänderung des Steuervertrags ift von 
Zeit zu Zeit unvermeiblih” und kann „nur auf biefelbe Weile 
geihehen mie eine Abänderung des Staatövertrages ſelbſt“ 
(397 fi). 

Die „Regierung“ und „das Volk“ find die beiden „kon⸗ 
trahierenden Teile”; für „das letztere“ ift daher „eine Vertretung 
durch Stände unentbehrlich”. Aber die „Zufammenfegung ber 
Landſtände“ ift „in den meiften deutſchen Ländern” eine „un= 
zweckmäßige oder vielmehr unrechtmäßige“ (400). Denn „auch 
unfere Landftände find hiſtoriſch nicht in der Abficht geftiftet, durch 
fie einen Vertrag zwiſchen Regierung und Volt über die Beiträge 
zu den Bebürfnifien des gemeinen Weſens zu jchließen, fondern 
fie find hervorgegangen aus einem Überbleibfel der urfprüng- 
lihen Herrſchaft des Volkes, die überall ben Anfang ber 
bürgerlichen Ordnung bildete”... . „Jetzt macht ber Stand ber 
Ritter weder dem Befigtum noch ber Zahl nah die Mehrheit 
bes Volfes aus, und fehon darum würde dem übrigen Teile 
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zolkes ein größerer Anteil an der landftändifchen Xer- 
g eingeräumt werben müflen“ ... Yon ber „empörenden 
echtigkeit der Steuerfreiheit der Rittergüter” bürfe „nicht 
bie Rede fein“... „Neben den großen Grunbbefigern muß 
der Gewerbs- und der nunmehr durchaus freigemorbene 
:enftand in der landſtändiſchen Verfaſſung eine Stelle ein 
:n” (405 ff.); und zwar bergeftalt, daß von feiten bes 
rftandes nicht nur die größeren Städte als ſolche, ſondern 
die bedeutenderen Gewerbe ihre Vertreter wählen ſollen 
ff.). „Der künftigen Verfaſſungsurkunde Deutſchlands“ ift 
Bedingung einzufchalten: daß in allen Ländern die alten 
sverträge nach ben Bedürfniſſen der Zeit abgeändert und 
m einer beftimmten Frift dem Reihe zur Beftätigung 
egt werben ſollen“ (412). 

Die „gefeßgebende Gewalt“ Tann nad; den Verfaſſer „ven 
ten überlafien“ werden; die „Mitwirkung der Landftände” 
ofern „unnötig“, als fie „Durch die Verwilligung der Steuern 
haben, was erforberlich ift, um das Gegengewicht gegen 
he Verirrungen ber Regierung zu bilden. Denn fie nötigen 
ve, von der Staatshaushaltung Rechenſchaft abzulegen, die 
mbung ber öffentlichen Gelder nachzuweiſen, und haben die 
eidung über alles dasjenige, was ohne großen Geldaufwand 
yuftande gebracht werden kann“. Die Konſequenz ift, „dab 
alle Staatsrechnungen vorgelegt werden müflen, daß Staats: 
m nur unter ihrer Bürgſchaft gemacht werden können, und 
zeſchwerden nicht ohne Beantwortung und Rüdjicht bleiben 
W. Denn „das Recht der Beichwerbe und der Bitte“ ſteht 
„mit vorzüglicher Wirkſamkeit“ zu; „fie find berechtigt, 
Mißbrauch, den fie in der Staatsverwaltung wahrzunehmen 
m, dem Lanbesheren anzuzeigen, und felbft diefen an die 
ung feiner Regentenpflicten beſcheiden zu erinnern“ (401 ff.). 
Der Verfaſſer entläßt feine „Wünſche und Träume für 
hlands Wiedergeburt” (414) mit den Worten: „Wenn wir 
icht ald Volt und Reich ein jugendlich raſches Leben be: 
1, fo werden wir fortfahren zu finfen bis neue tiefere Leiden 
atweder ganz aus der Reihe felbftändiger Völker vertilgen 


Deutichlanbs Wiedergeburt von Karl Ernft Schmid. 221 


oder uns nötigen, aus den Trümmern der alten Staaten ein 
neues Gebäude zu errichten“ (416). 

Wir laffen es unerörtert, inwieweit des Verfaſſers Mei- 
nungen mit denen E. M. Arndts und anderer einflußreicher Ge— 
nofjen jener Zeit übereinstimmen oder von ihnen abweichen. Nur 
das heben wir hervor, baß fie in den Grundzügen gewiſſermaßen 
eine Kombination des Steinſchen Kaiferplanes vom Auguft 1813 
und der Steinchen Denkichrift vom März 1814 barftellen. Dem: 
gemäß erfchien das Buch einerfeit3 denen als Stüße, welche bie 
Wiederherftellung des Kaifertums eritrebten, gleichviel ob aus 
patriotiſchen ober partifulariftifchen Gründen, während es anderer: 
ſeits eine Füle von Berührungspunkten mit den zwölf Artikeln 
zeigt, welche Oſterreich und Preußen, in Übereinftimmung mit 
Hannover, am 14. Oftober dem Comité der „fünf deutſchen 
Nächte” vorlegten. 


XXVII. Die erfie Sihung des Fünfer- 
romifeg; Vorſpiele. 


Es durfte unbedingt al3 ein gewichtiges Refultat erfcheinen, 

Öfterreih, Preußen und Hannover über die künftige Ver: 
ung Deutſchlands bereits im weſentlichen miteinander einin 
en, als am 14. Oftober 1814 der deutſche Fünferausſchuß 
ımmentrat. Oſterreich wurde durch Metternich und Freiherrn 
Weſſenberg vertreten, Preußen durch den Fürften Harben: 
3 und Wilhelm von Humboldt, Hannover durch Münfter und 

Grafen Hardenberg, Bayern durch den Fürften Wrede, und 
irttemberg durch den Freiheren von Linden, dem jeit dem 

Dftober auch noch Graf Wingingerode hinzutrat. 

Gleih in der erften Situng, in welder ſich die Beool: 
chtigten der fünf „größeren Staaten” als Gomite Tonftituierten, 
unter Führung Metternichs das Verhalten zu den „mittleren * 
kleineren Staaten Deutſchlands“ (Metternich bei über 2, 78 

Sprade. Metternich ging dabei von ber —— 
„ „über die künftige Verfaſſung ſofort mit allen Ständen 
neinfhaftli zufammenzutreten”. Einftimmig war man ber 
inung, daß „eine größere Zahl überhaupt zur Beförderung 
Geſchäftes nicht ratſam“, und die „Beſchränkung“ auf die 
f „mädhtigiten“ um fo natürlicher jei, als die „übrigen Staaten 
& ihre Verträge fih zum voraus den Beftimmungen (ber 
ftigen Verfaffung) unterworfen hätten“ (ib. 2, 71 ff.). Im 
Artikel der Frankfurter Acceffionsverträge vom November und 
*) Als mittlere galten, ben königlichen als den größeren ‚gegen: 
;, namentlich Baden und Kucheffen. 
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Dezember 1813 war nämlid den Fürften zwar „bie Fortdauer 
ihrer Souveränität“ zugeftanden worden, aber mit dem Vermerk, 
daß „fie ſich alle die Modifikationen gefallen laſſen müßten, welche 
die künftige Verfaſſung Deutſchlands nötig machen werde” (vgl. 
Klüber 1, 98). Gleichwohl wurde befhlofien, in einer „Deklara—⸗ 
tion“ den übrigen Mitſtänden von der geſchehenen Konftituierung 
de3 Comite3 Eröffnung zu maden” und ihnen „die Zufiherung 
zu erteilen, daß man die von dem Comite feitzuitellenden Grund: 
fäge der künftigen Verfafjung nicht eher zur Vollziehung bringen 
würde, bis fie ihnen mitgeteilt worden“; indem man fi} vor- 
nahm, durch „Eräftiges Zufammenhalten der fünf Höfe bei den 
übrigen Ständen Grundfäge annehmlich zu machen, welde nur 
auf das wahre Intereſſe Deutichlands abzweden follen“ (2, 72 ff.). 

Den Gedanken einer ſolchen „Deklaration“ ließ man jedoch 
auf Metternich Betrieb ſchon im der zweiten Sitzung vom 
16. Oftober wieder fallen; offenbar einmal, weil gleich am 14., 
am Tage der Konftituierung des Comités, der nieberländifch- 
naſſauiſche Bevollmächtigte Gagern bereitö feine gehäfligen Auf: 
begereien unter den Gefandten der Fleinen Staaten gegen das 
Fünfercomite begonnen hatte (ſ. unten XXVIII); und dann, 
weil am 15. Baben das Verlangen ftellte, in das Comité auf: 
genommen zu werben (Klüb. 1, 2, 58 fj.), indem es ſich fälj- 
lich auf jene Deklaration der verbündeten Mächte berief, welche 
von „vertraulichen Erörterungen ſämtlicher Höfe“ geiprochen habe. 
Bir willen ſchon, daß fich dies lediglich auf die ſämtlichen acht 
Signatarmäcte bezog (f. ob. ©. 198). Metternich befürwor- 
tete nunmehr die Suſpendierung der Deklaration des Comites 
und die mündliche Ablehnung de3 Badenſchen Verlangens mit 
der Bemerkung: „bie Zulaffung mehrerer Staaten zu dem 
Comite ſei um fo bedenklicher, als man auch den Zweck vor 
Augen haben müfle, Deutichland ala eine Macht zu Eonitituieren, 
und als in Hinficht dieſes Punktes offenbar die bisher hinzuge- 
jogenen größeren Staaten durch ihre mehrere Kenntnis der 
europäifchen Verhältniffe weit eher im ftande ſeien, zmwed: 
mäßige Vorſchläge zu thun, als bie miitleren und Eleineren”. 
Beides wurde beſchloſſen, und zugleich auch die vorläufige „völlige 
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romifes; Porfpiele. 


Es durfte unbedingt als ein gemwichtiges Nefultat erjcheinen, 
dag Öfterreih, Preußen und Hannover über die Fünftige Ler: 
faſſung Deutſchlands bereit im weſentlichen miteinander einig 
waren, als am 14. Oftober 1814 der deutſche Fünferausſchuß 
zufammentrat. Oſterreich wurde durch Metternich und Freiherrn 
von Wejjenberg vertreten, Preußen durch den Fürften Haren: 
berg und Wilhelm von Humboldt, Hannover durch Münfter und 
den Grafen Hardenberg, Bayern durch den Fürften Wrede, und 
Württemberg durch den Freiherrn von Linden, dem ſeit dem 
22. Dftober aud) noch Graf Wintzingerode hinzutrat. 

Gleich in ber erften Sigung, in welcher fi bie Bevoll— 
mädhtigten der fünf „größeren Staaten” als Comite konftituierten, 
kam unter Führung Metternichs das Verhalten zu den „mittleren *) 
und Hleineren Staaten Deutſchlands“ (Metternich bei Klüber 2, 78) 
zur Sprade. Metternich ging dabei von der „Unmöglichkeit“ 
aus, „über bie künftige Verfafjung ſofort mit allen Ständen 
gemeinfhaftlic zufammenzutreten“. Einftimmig war man ber 
Meinung, daß „eine größere Zahl überhaupt zur Beförderung 
des Gefchäftes nicht ratſam“, und die „Beſchränkung“ auf bie 
fünf „mächtigſten“ um fo natürlicher fei, als die „übrigen Staaten 
durch ihre Verträge fi zum voraus den Beftimmungen (det 
künftigen Verfaffung) unterworfen hätten“ (ib. 2, 71 ff.). Im 
4. Artikel der Frankfurter Acceffionsverträge vom November und 


*) Al mittlere galten, den königlichen als den größeren gegen: 
über, namentlich Baden und Kurheſſen. 
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Deyember 1813 war nämlich den Fürften zwar „die Fortdauer 
ihrer Souveränität“ zugeftanden worden, aber mit bem Vermerk, 
daß „fie ſich alle die Mobififationen gefallen laſſen müßten, welche 
die künftige Verfaffung Deutichlands nötig machen werde” (vgl. 
Klüber 1, 98). Gleichwohl wurde beſchloſſen, in einer „Deflara- 
tion“ den übrigen Mitftänden von der gefhehenen Konftituierung 
de3 Gomites Eröffnung zu machen“ und ihnen „die Zufiherung 
zu erteilen, daß man bie von dem Comite feftzuftellenden Grund» 
fäße der künftigen Verfafjung nicht eher zur Vollziehung bringen 
würde, bis fie ihnen mitgeteilt worben“; indem man fich vor= 
nahm, durch „Eräftiges Zufammenhalten der fünf Höfe bei den 
übrigen Ständen Grundfäge annehmlich zu machen, welche nur 
auf das wahre Interefje Deutfchlands abzweden ſollen“ (2, 72 ff. ). 

Den Gedanken einer folhen „Deklaration“ ließ man jedoch 
auf Metternichs Betrieb ſchon in der zweiten Sigung vom 
16. Oftober wieder fallen; offenbar einmal, weil glei) am 14., 
am Tage der Konftituierung des Comités, der niederländisch: 
naſſauiſche Bevollmächtigte Gagern bereits feine gehäffigen Auf: 
hegereien unter ben Geſandten der Kleinen Staaten gegen das 
Fünfercomite begonnen hatte (f. unten XXVIII); und dann, 
weil am 15. Baden das Verlangen ftellte, in das Gomite aufs 
genommen zu werben (Klüb. 1, 2, 58 ff.), indem es ſich fäljch- 
(id auf jene Deklaration der verbündeten Mächte berief, welche 
von „vertraulichen Erörterungen ſämtlicher Höfe“ geſprochen habe. 
Wir wiſſen ſchon, daß ſich dies lediglich auf die ſämtlichen acht 
Signatarmächte bezog (ſ. ob. ©. 198). Metternich befürwor— 
tete nunmehr die Sufpendierung ber Dellaration des Comites 
und die mündliche Ablehnung des Badenſchen Verlangens mit 
der Bemerkung: „die Zulafjung mehrerer Staaten zu bem 
Comits fei um fo bedenklicher, ald man auch den Zweck vor 
Augen haben müffe, Deutichland als eine Macht zu Eonftituieren, 
und als in Hinficht dieſes Punktes offenbar bie bisher hinzuge— 
jogenen größeren Staaten buch ihre mehrere Kenntnis der 
europäifchen Verhältniffe weit eher im ftande jeien, zweck- 
mäßige Vorfchläge zu thun, als die mittleren und Eleineren“. 
Beides wurde beſchloſſen, und zugleich auch die vorläufige „völlige 
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Geheimhaltung aller Verhandlungen des Comite3” vor den „übrige 
Staaten”. Diefen gegenüber wollte man nur mündlid „be 
vorkommenden Gelegenheiten” eine der beabfichtigten Deflaratio 
„gemäße Sprade führen” (Klüb. 2, 77 ff.). 

Später (am 20. Oktober) beantragte Württemberg nochmal 
den Erlaß der Deklaration „zur Beruhigung ber übrigen Nit 
ftände und zur Darftellung der Rechtmäßigkeit des Verfahren 
des Gomites”. Doch wurde die bejchloffene Suspendierung auf 
recht erhalten, „zumal es nicht möglich fei, die Deflaratior 
fo zu redigieren, daß der Zweck ber Beruhigung der übrige 
Staaten erreicht werden könne”. Doc behielt fi) Metternid 
ausdrücklich vor, auf die Beantragung einer ſolchen „nach Maß 
gabe ber Umftände in der Folge“ zurückzukommen (Klüb. 2,83 f.) 
Damit blieb diefe Frage erledigt. 

Noch eine ganz anders geartete Frage tauchte gleich in de 
erſten, der Fonftituierenden Sigung auf, infofern das Protokol 
berjelben in der Reihenfolge der fünf Staaten Hannover vo 
Württemberg aufführte. Das gab dem Freiherrn von Linde 
Anlaß, am 16. Dftober im Namen feines Königs defien „Prä 
cebenz vor dem König von Hannover“ zu verlangen. Dies führt 
zu peinlichen Verhandlungen, die Metternich dur die Erklärun— 
abſchnitt, daß „die Entſcheidung diefes Präcedenzitreites in feine 
Weiſe vor das hier verfammelte Comité gehören könne”, und bat 
„sehr zu wünfchen fei”, daß nicht „ein jo wichtiges Geſchäft wit 
das angefangene wegen dieſes Ceremonialftreites gehemmt” werk 
(Klüber 2, 75 ff.). Die Folge war, wie aus den Alten dei 
Berliner Archivs erhellt, daß unterm 23. Oftober die beiden wirt 
tembergifchen Bevollmächtigten durch ein Schreiben an bie beiden 
preußiſchen Bevollmächtigten förmlich proteftierten gegen den vor 
den hannoverſchen Bevollmächtigten beanfpruchten Vorrang Han 
novers vor Württemberg (bei Unterhandlungen, Abſchließung von 
Verträgen u. ſ. w.). Den Anſpruch Württembergd auf den Bor: 
rang motivierten fie dadurch, daß es „früher wie Hannover di 
Königswürde angenommen und in folder anerkannt“ worden. 
Faktiſch verlief der Streit befanntlich zu Gunften Hannovers. 

Wenden wir und nun zu den Berfaflungsberatungen des Comites. 


XXVID. Pie Berhandlungen des Fünfer- 
Comites über die zwölf Artikel, 


vom 16. Pkt. bie 16. Bon. 1814. 


€3 fanden außer ber fonftituierenden Sigung vom 14. Okto— 
ber noch zwölf Sigungen ftatt: am 16., 20., 22., 24., 26. und 
29. Oktober, und am 3., 7., 10., 12., 14. und 16. November. 
Die ſummariſchen und die ausführlichen Protokolle mit den An- 
lagen find bei Klüber 2, 64—197 mitgeteilt. Es genügt, darauf 
zu verweifen. Wir berühren den Inhalt nur inſoweit e8 auf 
allgemeine Charafteriftit ankommt oder auf einzelne Ergänzungen 
und Berihtigungen, oder enblih auf Begründung bisher noch 
unbefannter Wenbungen. 

Die Verfechter der zwölf Artifel waren bei den Beratungen 
in geſchloſſener Weife: Öfterreih, Preußen und Hannover; die 
Oppofition bildeten, meift ebenfalls in geſchloſſenem Angriff: Bayern 
und Württemberg. 

In der Sigung vom 16. Oktober las Fürft Metternich felbft, 
wie es im Protofoll heißt, den „zwiſchen Oſterreich und Preußen 
fonzertierten Entwurf von zwölf Punkten“ vor, mit dem Bemerfen, 
daß „wenn man fich erft über dieſe vereinigt hätte, ſodann in 
die nähere Entwidlung der einzelnen Punkte einzugehen“ 
fei. Das öſterreichiſche Gefchäftsdireftorium betreffend (Art. 7) 
bemerkten Metternich und Hardenberg: dasfelbe fei zuerft von 
Preußen in Vorfchlag gebracht und von Oſterreich nur unter 
der Bedingung angenommen, daß dieſes Präfidium fih bloß 
auf den formellen Gefhäftsgang beſchränken folle, damit 
auch dem juri proponendi eines jeden Mitgliedes fein Abbruch 

Schmidt, Deutſche Verſaffungsfrage. 
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Geheimhaltung aller Verhandlungen des Comite3“ vor den „übrigen 
Staaten“. Dieſen gegenüber wollte man nur mündlich „bei 
vorkommenden Gelegenheiten“ eine der beabfichtigten Deklaration 
„gemäße Sprache führen” (Klüb. 2, 77 ff.). 

Später (am 20. Oktober) beantragte Württemberg nochmals 
den Erlaß der Deflaration „zur Beruhigung der übrigen Mit- 
ftände und zur Darftellung der Rechtmäßigkeit des Verfahrens 
des Comites”. Doc wurde die befchlofiene Suspendierung auf: 
recht erhalten, „zumal es nicht möglich fei, die Deklaration 
fo zu redigieren, daß der Zwed ber Beruhigung der übrigen 
Staaten erreicht werben könne“. Doch behielt ſich Metternich 
ausdrücklich vor, auf die Beantragung einer ſolchen „nad Maß— 
gabe der Umftände in der Folge” zurücdzulommen (Klüb. 2, 83 j.). 
Damit blieb diefe Frage erledigt. 

Noch eine gan; anders geartete Frage tauchte gleich in der 
erſten, ber fonftituierenden Sigung auf, infofern das Protofoll 
derfelben in der Reihenfolge der fünf Staaten Hannover vor 
Württemberg aufführte. Das gab dem Freiherrn von Linden 
Anlaß, am 16. Oktober im Namen feines Königs deſſen „Prä- 
cebenz vor dem König von Hannover“ zu verlangen. Diez führte 
zu peinlihen Verhandlungen, die Metternich durch die Erklärung 
abſchnitt, daß „die Entſcheidung diefes Präcebenzitreites in feiner 
Weiſe vor das hier verfammelte Comite gehören könne”, und daß 
„ſehr zu wünfchen fei”, daß nicht „ein jo wichtiges Geſchäft wie 
das angefangene wegen dieſes Geremonialftreites gehemmt“ werde 
(Klüber 2, 75 ff.). Die Folge war, wie aus ben Aften des 
Berliner Archivs erhellt, daß unterm 23. Dftober die beiden würt- 
tembergifchen Bevollmächtigten durch ein Schreiben an bie beiden 
preußiichen Bevollmächtigten förmlich proteftierten gegen den von 
den hannoverſchen Bevollmächtigten beanfpruchten Vorrang Han: 
novers vor Württemberg (bei Unterhandlungen, Abſchließung von 
Verträgen u. |. w.). Den Anſpruch Württembergs auf den Bor: 
rang motivierten fie dadurch, daß es „früher wie Hannover bie 

Konigswürde angenommen und in folder anerfannt“ worben. 
Faftifch verlief der Streit befanntlih zu Gunften Hannovers. 
Wenden wir ung nun zu den Verfafiungsberatungen des Comites. 


XXVII. Pie Derhandlungen des Fünfer- 
Gomites über die zwölf Artikel, 


vom 16. Pkt. bis 16. Bon. 1814. 


Es fanden außer der fonftituierenden Sigung vom 14. Okto— 
ber noch zwölf Sitzungen ftatt: am 16., 20., 22., 24., 26. und 
29. Ottober, und am 3., 7., 10., 12., 14. und 16. November. 
Die fummarifhen und die ausführlichen Protofolle mit den An= 
lagen find bei Klüber 2, 64—197 mitgeteilt. Es genügt, darauf 
zu verweifen. Wir berühren ben Inhalt nur inſoweit e8 auf 
allgemeine Charafteriftit ankommt oder auf einzelne Ergänzungen 
und Berihtigungen, ober endlich auf Begründung bisher noch 
unbefannter Wendungen. 

Die Verfechter der zwölf Artikel waren bei den Beratungen 
in geſchloſſener Weiſe: Öfterreih, Preußen und Hannover; die 
Oppoſition bildeten, meift ebenfalls in geſchloſſenem Angriff: Bayern 
und Württemberg. 

In ber Sigung vom 16. Oktober las Fürft Metternich felbft, 
wie es im Protofoll heißt, den „zwifchen Oſterreich und Preußen 
fonzertierten Entwurf von zwölf Punkten“ vor, mit dem Bemerten, 
daß „wenn man fi) erft über dieſe vereinigt hätte, fobann in 
die nähere Entwidlung der einzelnen Punkte einzugehen“ 
jei. Das öfterreihiiche Geihäftsbireftorium betreffend (Art. 7) 
bemerkten Metternich und Hardenberg: dasjelbe fei zuerft von 
Preußen in Vorſchlag gebracht und von Oſterreich nur unter 
der Bedingung angenommen, bat dieſes Präſidium fih bloß 
auf den formellen Gejhäftsgang beſchränken folle, damit 
auch dem juri proponendi eines jeden Mitgliedes fein Abbruch 

Sqmidt, Deutjſche Berfafjungäfrage. 
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geſchehe (Klüber 2, 82). Wrede als Vertreter Bayerns bekämpfte 
gleich die erften Worte des erften Paragraphen: „die Fürften 
und freien Städte”, da es noch gar nicht ausgemacht fei, daß 
es freie Stäbte geben werbe. Darauf wurde vorgeſchlagen, wie 
fi} aus dem „Übereingefommen“ (f. unten) sub 9 ergiebt, zu 
fagen: „die Fürften und übrigen Stände”; aber auch biergegen 
that Wrede Einſpruch, weil e3 feine Reichsſtände mehr gebe. So 
entſchied man ſich denn fehließlih für den Ausweg, zu feben: 
„Die Staaten“. Es war ein Tag ber aggreffiven Plänteleien. 

Schon in der nächſten Sigung aber, am 20. Oktober, gaben 
Bayern uud Württemberg, jebes für fi, ausführliche ſchriftliche 
Erklärungen ab, melde feinen einzigen der zwölf Artikel un- 
bemängelt ließen, faft alle aber ganz oder teilmeife befämpften 
und verwarfen. 

Die Bayr iſche Erklärung vom 20. Oktober führt, abweichend 
von den Mitteilungen bei Klüber 2, 90 ff., in den Berliner Aften 
des Wiener Kongrefies den Titel „Memorandum des bayriſchen 
Bevollmägtigten“, und fängt mit den dort fehlenden Worten an: 
„St. Mojeftät fällt es ſchmerzlich, mehreren Punkten des in 
der Sigung vom 16. vorgelegten Entwurfs nicht beitreten zu 
können.“ Im übrigen war der Inhalt wefentlich folgender: 

Gegen $ 2 (innere Sicherung ber verfafjungsmäßigen Rechte 
jeder Klaſſe der Nation): „S. Maj. der König glauben nicht 
Ihren Unterthanen, über die Sie unbebingte, durch ältere und 
neuere Verträge anerfannte und geficherte Regierungsrechte aus: 
üben, das Recht einer Berufung an ben Bundesrat ein- 
räumen zu können, nachdem die bayriſche Regierung Die von iht 
niebergefegten Gerichtshöfe ala bie Stellen anerkennt, welche aud 
gegen Sie felbft in Rechtsgegenſtänden entſcheiden ...“ 

Gegen $ 3 (Beſchränkung der Regierungsrechte durch den 
Bundeszwed): „Unter Bezug auf die obige Erinnerung folgt, 
daß das bayriſche Gouvernement nit gefinnt ift, fi ber 
Ausübung irgend. eines Regierungsrechtes zu begeben, 
welches der Sr. kgl. Maj. durd die neueften Verträge garantierten 
Souveränität anhängt .. .” 

Gegen $ 4: man fei „einverftanden, eine deutſche Bundes: 
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verfammlung zu bilden, welche aus den (5) Mächten des 
dermaligen Ausſchuſſes beftehen dürfte”; aber man begreife 
nit, „welchen Zwed der zweite Rat haben fol”, und „müfle 
ſich (darüber) nähere Aufklärung erbitten“. 

Gegen $ 5: „die zwei Stimmen, bie fomohl Öfterreich als 
Preußen in dem Rat der fünf Kreisoberften ſich vorzubehalten 
wünſchen, fönnten Anlaß zu manchen fünftigen Irrungen geben... 
man glaubt vorſchlagen zu müſſen, daß jedem ber Kreisoberſten 
gleihe Stimmen zuteil werben ſollten ...“ Jedenfalls würde 
eventuell „auch Bayern zwei Stimmen zu verlangen” berechtigt 
fein. „Dermalen, wo e3 fi) davon handelt, von dem heiligen 
Grundfag auszugehen, dem beutfchen Vaterland Ruhe, Unabhängig» 
teit und Zufriedenheit der Völker zu verichaffen, dürfte bei Be: 
gründung bes die deutfhen Staaten vorftellenden oberften Aus— 
ſchuſſes alles vermieden werden, was aud nur vermeintliches 
Übergewigt, Reibung oder Mißverftand veranlaflen kann ...” 
„Das Recht, Gefandte an fremde Höfe zu ernennen und von 
anderen Höfen anzunehmen, welches unmittelbar den königlichen 
Rechten anhängt, Tann nicht vergeben werden. Auch hierin 
würde bie von Öfterreih und Preußen gewunſchte Stimmen: 
mehrheit den übrigen Mitftänden nachteilig fein.” 

Bei 8 6 (Organifation des zweiten Rates) wird mit Rück— 
ücht auf die Bemerkung ad 4 gar nicht eingegangen, und nur 
„im Vorbeigehen” in bezug auf ben dermaligen „Befigftand” Ver⸗ 
wahrung eingelegt. 

Gegen 8 7 (Öfterreihiiches Direktorium). „Ein ausſchließ— 
lies Direktorium dürfte bei dem Bundesrat nicht dem Zweck 
eines freien und gleihen Verhältniſſes entfprehen. Würde 
ein alle Jahre abwechſelndes Direktorium beliebt werben, 
jo möchte dem Einwurf der zu oft eintretenden Abmechfelung 
vorgebeugt werben können.“ 

Zu 8 8 (Kompetenzen ber Kreisoberften) wünſchte man 
„ausführliche Mitteilungen“, wandte aber zunächſt nichts gegen 
ihn ein, weil er, wenn ber zweite Rat fortfiel, eine unbebingte 
Herrſchaft der fünf Kreisoberften über die Gefamtheit fet- 
ftellte. 
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Über $ 9 (Krieg und Bündniſſe) behielt man ſich die Meinungs- 
äußerung vor. 

Dem $ 10 wurden die Bemerkungen zu 8 2 und 3 ent: 
gegengehalten. 

Gegen $ 11 (Ständifche Verfaſſungen): „S. Maj. der König 
von Bayern haben jchon früher beſchloſſen, Ihren Staaten eine 
ihrer Würde, ihren äußeren und inneren Verhältniffen angemefjene 
Verfaſſung zu geben, halten es daher für nicht zweckmäßig, über 
das Marimum oder Minimum der einem oder dem anderen 
Stande zu erteilenden Rechte den fünftigen Bundesrat aus 
ſprechen zu laſſen.“ Damit, fowie dur die Bemerkungen zu $2 
und 3, war zugleih 8 12 abgefertigt. Am Schluß hieß es fait 
ironiſch: 

„Ad 12 räumen ©. Maj. der König von Bayern Er. Maj. 
dem Kaiſer von Oſterreich und Sr. Maj. dem König von Preußen 
vollfommen das nämlihe Recht ein, auf welches königlich: 
bayrijcherjeit $ 11 Anſpruch gemadt wird.” 

Nicht minder ſchroff verhielt fih Württemberg. 


Die Württembergifhe Erklärung vom 20. Oftober 1814 
(Klüber 2, 95 ff.) bemängelte zunächſt $ 1 und 2, wollte ad 3 
ebenfalls „an feine Schmälerung oder Beſchränkung der 
Souveränitätsrechte gedacht“ willen, bemängelte 8 4, und 
wollte ad 5 auch für Oſterreich und Preußen nur einfade 
Stimmen“ zulafjen, eventuell aber für Bayern, Württemberg und 
Hannover zufammen ebenfall3 vier Stimmen beanſpruchen. Ad 6 
war e3 ihr auch fraglid), ob der zweite Rat, der Rat der Stände, 
„überhaupt genehmigt werben follte” ; eventuell aber müßten 
nur Staaten, nit „von 100000”, jondern von „menigftens 
300000 Seelen“ zugelajlen und die Kompetenzen für „gelet- 
gebende Gewalt” und „allgemeine Anordnungen” in Frage geftellt 
werben. Ad 7 befämpfte fie genau wie Bayern dag Direktorium 
Oſterreichs und verlangte den „Turnus im Directorio“ zwiſchen 
den 5 Mächten oder ben 5 Kreißoberften, und zwar eventuell 
auch „im zweiten Rat, wenn folder ftattfindet”. Zu 88 
will auch fie in betreff der ihr willlommenen Gewalt der Kreis 
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oberften nur „genaue Beftimmungen“ über die „Mittel“ der 
Ausführung und die Tragmeite der „Aufträge“. Ad 9 erhebi 
fie Einſpruch gegen die „Beſchränkung der Rechte der Souveräne” 
in Bezug auf Kriegsführung, indem fie meint, das Hineinziehen 
des Bundes in Privatfehden könnte vermieden werden „durch 
NRenunciationen auf die Beihilfe des Bundes“; und außer: 
dem verlangt fie, daß in Bezug auf bie „Teilnahme an auswärtigen 
Kriegen“ folder Bundesmitglieder, die auch „außerhalb Deutſch- 
lands Länder befigen, dem Bunde nie eine Teilnahme an 
Kriegen außerhalb der Grenzen des Bunbesftaates zu: 
gemutet werben dürfe“. Ad 10 wird die „Nieberjegung eines Tri: 
bunals“ (Bundesgerichts) zurüdgewiefen und werben nur „Aus 
fträgalgerichte” für zuläffüig erklärt; ad 11 hieß es: „wenn bie 
allgemeine Verbindlichkeit, jedem Staate des Bundes eine 
ſtändiſche Verfaſſung zu geben, anerfannt werden dürfte, 
jo kann doch die Beftimmung eines Minimums, als die Rechte 
eines jeden Landesherrn fränfend, unmöglich zugelafien 
werden, fondern muß notwendig die Einleitung und Aus— 
führung jedem Staate jelbit überlafien werden.” Ad 12 
wurde die Feititellung von allgemeinen Rechten ber Deutjchen 
zurüdgemiefen,; denn „in einem Staatövertrage könne nie von 
Verhältnifien einzelner Unterthanen gegen ihre refpeftiven 
Staaten die Rede jein, und müfle alles dahin Abzielende 
notwendig aus demſelben wegbleiben”. Der öſterreichiſch— 
preußische Vorbehalt endlih am Schluſſe erfuhr die Zurückweiſung: 
„Roh weniger möchten die Erzeptionen zu gunften einiger 
Mitglieder des Bundes zugeftanden werben können.“ 

Die Kühnheit, womit Württemberg dem $ 9 fofort wider 
ſprach, ſtachelte den Fürften Wrede, aud im Namen Bayerns 
noch fofort eine nachträgliche Erklärung cirkulieren zu laſſen 
(ji. Klüber 2, 103. 114 f.), welche entſchieden für dasjelbe das 
„Recht über Krieg und Frieden” wahrte. „Eine Verzichtleiftung, 
hieß e3 darin, auf das Recht der freien Verträge, zum Vor— 
teil des künftigen deutſchen Bundes könne weder rechtmäßig ge— 
fordert no von dem Könige eingegangen werben.” Man 
könne nicht verlangen, „daß ſich Bayern bes vorzüglichen Rechtes 
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feiner Krone begeben und bafür feinen anderen Vorteil als 
denjenigen erhalten folle, welchen ihm eine eigene Verbindung 
mit einer ber größten Mächte Europas ohnehin verfcaitt 
haben würde”. Es laſſe fih „allerdings der Fall denken, dab 
Kriege ausbrehen, an melden Bayern Intereſſe hat Anteil 
zu nehmen, ohne dabei ein mögliches Bunbesverhältnis zu den 
übrigen beutfchen Staaten zu verlegen”. Den Schluß bildete bie 
„wiederholte Erklärung”, daß Bayern „ſich diefes Rechtes nicht 
begeben fönne”. 

Diefe geharniſchte Oppofition Bayerns und Württembergs 
rief, was bisher unbefannt blieb, ſchon am folgenden Tage eine 
geheime Übereinkunft zwifchen Öfterreih, Preußen und Hannover 
hervor, wie und Punkt 5 derſelben erhellt, kraft deren fie ſich 
darüber verftändigten, auf welhen Punkten man unbedingt be: 
ftehen, und bis wieweit man in einzelnen Punkten nachgeben 
Tonne. Am meiften machte das gegnerifhe Wohlgefallen an 
dem Inftitut der Kreisoberften und die Tendenz ftugig, die 


Macht derfelben durch die Befeitigung des zweiten Rates 


zu erhöhen. Als das Verfaſſungsideal Bayerns und insbeſondere 
Württembergs erſchien hiernah: Die fünf Könige fchließen einen 
Bund mit volllommen gleihen Rechten, find in ihrem Innern 
volllommen fouverän, und zugleih als Kreisdirektoren bie 
Herren ber durch die Kreigeinteilung ihnen zugewieſenen, alle 
übrigen deutſchen Fürften umfaffenden Kreife (Vgl. auch unten 
Humboldts Entwurf einer Note an Württemberg vom 6. März 1815). 
Diefer Umftand mochte denn auch auf die Idee führen, ob man 


| nicht beffer tue, die Kreißeinteilung ganz fallen zu laſſen; zumal 


bei Metternich, der ihr im Grunde fait fo wenig geneigt war 
wie Stein, obwohl aus anderen Motiven. Stein zog die kollektive 
Kraft eines vier- ober fünflöpfigen Direftoriums, neben der Bundes 
verfammlung, den Einzelfräften ber Kreioberften vor. Metternich 
aber, da er bereit3 entſchloſſen war, bie oberrheinifchen Befigungen 
aufzugeben, um bie Stärke Oſterreichs abzurunden, war ſich bewußt, 
daß Ufterreih nicht wohl die Kompetenz des Kreisoberften über 
nichtöfterreihifche Gebiete werde in Anfprud nehmen können: 
jo daß diefe Art der Einzelgewalt in Süddeutſchland nur eben 
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Bayern und Württemberg, in Norddeutſchland nur Preußen und 
Hannover zufallen werde. Metternich wirb es daher wohl geweſen 
fein, der zwar noch nicht den Wegfall der Kreigeinteilung, aber 
deren Infrageftelung befürmortete. 


Ungedrudtes Übereinfommen vom 21. Oftober 
zwiſchen Oſterreich, Preußen und Hannover. 
Von Humboldts Hand gerieben. 
„Übereingetommen:*) 

1) daß man für Öfterreih und Preußen auf zwei Kreife**) 
beftehen, hingegen zugeben wolle, daß im all beide gegen 
die drei übrigen Stände wären, Kurhefien und Baden gleichfalls 
Stimmen eingeräumt werben jollen; 

2) daß man auf ber Fafjung des 9. 8 beftehen, Hingegen 
beitimmen wolle, daß ber deutſche Bund nicht die deutſchen 
Provinzen Oſterreichs und Preußens gegen fremde Angriffe in 
einem bloß öſterreichiſchen und preußiſchen Kriege zu verteidigen 
brauche ; 

3) daß man auf einem Rat ber Fürften und Stände be 
ſtehen und auch im Ganzen biefelben fürftlicden Käufer darin 
erhalten wolle, über die man früher übereingekommen fei; wobei 
jedoch 

4) zugleich in Beratung genommen iſt, ob man nicht, im 
Fall die Kreigeinteilung zu viel Schwierigkeit fände, oder bie 
Beſorgnis erregen follte, daß bie Kreißoberften ſich zu viel Gemalt 
anmaßten, diefe Einteilung aufgebe, und dagegen zwar nicht 
gerade gleihe***) in Abſicht der Militär: und Juſtizverfaſſung 
machen könne; 

5) daß man über den Punkt des an O-Oſterreich zu über— 
laſſenden Gejchäftsdirektorii den beiden anderen Mitgliedern 
des Direftorii (Comites) diejenigen Aufllärungen geben molle, 

*) Diefes Schriftftüd ift offenbar verlegt; es findet ſich in Nr. 71, 
ftatt in Rr. 72. 

**) und „mithin auch auf zwei Stimmen im Rat ber Kreisoberften“, 
1. Klüber 2, 81. 

“)d. i. Einteilungen. 
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die hinreichend fein werden, ihre Zuftimmung zu bewirken; daß 
man aber übrigens davon nicht abgehen wolle; 

6) daß man ſchlechter dings darauf beftehen wolle, daß 
jeder Stand Deutſchlands ſich gefallen laſſen müſſe, wegen ver: 
Iegter Ständerechte bei der Bundesverfammlung in Anspruch ge: 
nommen zu werben; fowie aud) 

7) daß ein Minimum ftändifcher Rechte beftimmt werden 
müffe, wobei zwar die Feitfegung desſelben der Beratichlagung 
zu überlaffen, aber doch dahin zu jehen fei, daß wenigſtens 
diejenigen Fürften, die nicht. Kreisoberften find, Diejenigen 
vier Punkte annehmen müßten, welde in dem anliegenden 
Votum des Kgl. hannoverfhen Herrn Bevollmächtigten ausge 
führt find*); 

8) daß man den geäußerten Widerjpruch gegen den von 
Öfterreih und Preußen ad $ 12 gemachten Worbehalt zwar 
nit zugeben, aber auch ohne Not nicht zur Sprache bringen 
wollte; 

9) daß man bei der Faſſung bes 1. $ die Ausdrücke „bie 
Fürften und übrigen Stände” beibehalten wolle; 

10) daß man, im Fall Bayern und Württemberg night in 
folde und ähnliche gerechte und billige Grundfäge eingehen 
wolle, lieber e8 auf den Austritt beider Mächte anfommen, und 
alsdann andere deutſche Staaten in ben Rat der Kreigoberiten 
nehmen wolle, ehe man eine Verfaſſung bildete, welche die ge: 
teten Erwartungen Deutſchlands nur täufchen würde.” 

Wien, den 21. Oktober 1814. 

in fidem Humboldt. 


*) Dies Votum der Grafen Münfter und Hardenberg (Klüber 1, 68 ff, 
Perg 4, 139 ff), batiert gleichfalls vom 21. Oftober, tritt dem „Wider: 
fprude" Bayerns, Württembergs in Bezug auf die $ 2 u. 11 der zwölf 
Artifel entgegen und beanſprucht als Rechte der Stände: 1) „Einwilligung 
zu ben aufzulegenden Steuern” ; 2) „Stimmredjt bei neu zu verfafjenden 
Gefegen"; 3) „Mitaufficht über die Verwendung ber Steuern"; 
4) „Beretigung, im Fall der Malverfation die Beftrafung ſchuldiger 
Staatsdiener zu Begehren." Durch ben obigen Pafjus murben biefe de 
ftimmungen Beftandteile der „Übereinfunft.“ 
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Das Verhalten Metternichs. 

Es ift ein Irrtum, wenn man glaubt, Metternich fei da- 
mal? grundfäglih auf Schwächung der zu vereinbarenden Bun- 
desverfaſſung ausgegangen. Nachdem er ji einmal kraft der 
Bunftationen von Chaumont und Paris für Errichtung einer 
jolchen entſchieden hatte, und nachdem er vollends feit der erſten 
Dftoberhälfte des alleinigen, mit dem „Vorſitz“ zu verbindenden 
„Direktoriums“ gewiß war, — ging er vielmehr auf die Her- 
tellung einer möglichft ftarfen erfaffung aus. Und er ver- 
tat demnach nit nur bie „übereingefommenen“ Puntte, 
ondern auch andere ſehr wichtige, nationale und freifinnige Ar— 
ifel mit einer Energie, wie man fie ihm allerdings in jpäteren 
Zeiten gar nicht zutrauen konnte. Von einem bloßen „Syftem 
von Verträgen und Allianzen”, wie er es im September 1813 
npfohlen (f. ob. ©. 84), von einer vollen Souveränität der 
Einzelftaaten, wie er fie namentlih noch in den Xerträgen 
von Ried und Fulda gegenüber von Bayern und Württemberg 
merkannt hatte (ob. ©. 85), war bei ihm jegt nicht mehr bie 
Rede. Daß die gegenfägliche Tradition ſich als fable convenue , 
0 immer bat in Geltung erhalten fönnen, ift um fo unbegreif- . 
er als alle jene Thatſachen durch gleichzeitig gedrudte aften- 
Bige Zeugniffe verbürgt find*). Ich begnüge mich mit einigen B 
Beifpielen aus den Sigungsprotofollen. 

In Bezug auf das Kriege: und Bündnisreht ($ 9 der 
wölf Artikel) erklärte ſchon am 20. Oktober, Bayern gegenüber 
Siterreih (und zwar Metternich) in „Übereinftimmung“ mit 
Preußen und Hannover auf das entjchiebenfte: daß es „zur Er- 
eihung des Bundeszwedes durchaus notwendig fei, auf dem 
Srundjag zu beftehen, daß bie bloß deutſchen Bundesftaaten ohne 
suftimmung des Bundes feinen Teil an Kriegen mit Auswär- 

*) [Bgl. jedoch Wredes Worte in feinem Briefe an Montgelas 26. Of: 
ober 1814: „Öfterreich unterftügt bie Bundespläne Preußens, weil es vors 
erfieht, daß, wenn bie übertriebenen Bedingungen befämpft werben, ed in 
orteilhafter und feinen Abſichten entſprechender Weife Nuten daraus ziehen 
id.” Heilmann: Fürſt Wrede 1881 S. 128.) 
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tigen nehmen und feine Bündniſſe eingehen könnten“ ... €: 
fei nicht „möglich, daß der Bund dauerhaft beitehen könne, wenn 
jener Grundfag nicht aufrecht erhalten werbe, da fonft bei einen 
jeden Kriege ausmwärtiger Mächte der Bund Gefahr laufe, kom 
promittiert zu werben“ (Klüber 2, 86). Am 22. „erneuert 
Fürft Metternich” die „Außerung“ mit den Worten: „es handl 
fih um die „Schließung eines Societätsvertrages”, der „nid) 
beitehen könne, wenn nicht eine Beſchränkung eingeführt würde 
welde die einzelnen Mitglieder verhindere, bie Geſellſchaft ir 
Gefahr zu fegen” (Ebend. S. 104). Am 26. erklärte er wie 
derum: „In Hinficht des Rechtes des Krieges ſcheine Bayern au 
die ehemalige Reichsverfaſſung zu refurrieren“; bie fei indes „it 
diefem Punkte als fehlerhaft anerkannt”, und zudem „müſſe, de 
Deutſchland fi eine Föd erativverfaſſung ſchaffen wolle, unte 
den Föberierten ein engeres Band ftattfinden”. Und da Wred 
hierauf erwiderte, baß, wenn „Bayern bereit ſei, dem beabfichtigter 
Bunde beizutreten, dies um desmwillen gefchehe, weil diefer Bei 
tritt allgemein gewünſcht werde“, aber „nit aus perſön 
lihem Intereſſe, weil Bayern nad; jeiner Lage ben Bor 
teil, den es daraus erlangen fünne, ebenſogut durch Allian; 
mit einzelnen Mächten erhalten könne“ — da verjegt 
Metternich mit Nachdruck: „Bayern habe den eminenten Vor 
teil in Anſchlag zu bringen, der aus der Befeftigung kei 
Ruhe in Deutſchland für basfelbe erwachſe, melde Ruh 
gleichwohl nit anders zu erwarten ftehe, als wenn Deutid 
land als ein einziger energifher Staat gegen alle Aus 
wärtigen auftreten könne“ (S. 125 f.). 

Der „Rechte der deutichen Unterthanen“ nahm ſich Metter 
nid ebenfalls ſchon am 20. Oftober, Württemberg gegenüber 
durch die folgende interejlante Erklärung an: „eine Feftfegun 
ber Rechte der Unterthanen der deutſchen Nation ſei ſchlechter 
dings notwendig”; aud „in der vorigen Verfaflung wäre 
den deutſchen Unterthanen gewiſſe Rechte zugefichert gewefen; ir 
den legten Zeiten aber feien in einzelnen Staaten folde Be 
brüdungen eingetreten, wider welche die Unterthanen ir 
der Zukunft notwendig gefihert werden müßten; mit 
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dem 3. B. in einigen Staaten die Verfügung getroffen worden, 
daß die Begüterten einen Teil des Jahres in ber Reſidenz zu- 
bringen follten, welder Zwang in einzelnen Fällen fogar über 
die Grenzen der Möglichkeit Hinausgehe; wie z. B. feine Fa— 
milie in fünf verſchiedenen Staaten pofleffioniert fei, und gleich 
wohl fein Menſch ſich vervielfältigen könne, um jenem Anfinnen 
in verſchiedenen Staaten Genüge zu leiften” (Ebend. ©. 88 f.). 

Der Ausdrud „Souveränität“ kam in ben zwölf Artikeln 
gar nicht vor; im $ 3 war nur von den „Regierungsredhten” 
die Rede. Württemberg verlangte wiederholt, namentlih am 
22. Oftober, den Ausdruck „Souveränitätsrechte” wenigſtens 
„in Parenthefe beigefügt”. Dem miderfegte fi Metternich mit 
den Worten: „das Wort Regierungsrecht fafle alles dasjenige 
in fih, was zu bezeichnen fei; mit dem Worte Souveräni- 
tätsrecdhte feien in neueren Zeiten despotifche Rechte, dergleichen 
man nicht begehren könne, konfundiert worden“ (Eb. S. 109). 

Am gleihen 22. Oktober erklärte Württemberg wiederholt, 
daß nach feiner Auffafjung „der Bund nur aus ben fünf das 
Somit bildenden Staaten beftehen folle, die übrigen aber nur 
als Kreismitglieder angefehen werden könnten“. Darauf 
entgegnete Metternih, unter „Zuftimmung der übrigen Bevoll- 
mächtigten“, offenbar nicht ohne Entrüftung: „daß es feines- 
wegs die Abficht fei, Deutfchland in fünf größere Staaten 
ju verteilen, und biefe den Bund ausmachen zu laſſen, was 
mit allen Rechtöbegriffen im Widerſpruch ftehe; es fei vielmehr 
(ediglich die Abfiht, die erefutive Gewalt dadurch mehr zu 
tonzentrieren, daß fie auf einen aus ben fünf Staaten be 
ftehenden Rat übertragen werde” (Ebend. S. 107, 109). Bayern 
md Württemberg gaben in der That nad) diefer Richtung hin 
ihre Oppofition alsbald volftändig auf. 

Für die zwei Stimmen fowohl Ofterreih® wie Preußens 
trat Metternich wiederholt im Sinne des Punktes 1 der „Überein- 
hunft“ ein, indem er namentlich die „größere Ländermaſſe“ beider 
und ihre „doppelten Laſten“ geltend machte, woraus den „übrigen 
Staaten größerer Schuß” erwachſe, zumal fie „nicht bloß mit ihren 
deutihen, fondern mit ihren gefamten Staaten” für dieſen 
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Hug eintreten. Demnach ſei es „angemeſſen, daß Preußen un 
terreich, wenn fie untereinander einig feien, der Mehrhe 
: Stimmen verfichert wären, da ihnen nicht zugemutet werde 
me, fih in Hinfiht auf Krieg und Frieden von der Mehrhe 
: übrigen Stände abhängig zu maden“. Doc könnte ma 
den Fällen, „wenn von den übrigen drei Kreißoberften Feine 
ı Stimmen von Üfterreih und Preußen beitrete”, zum Zmed 
: „Entideidung aus dem Fürftenrate zwei Stimmen hinzufüger 
3. Baden und Heilen“, fo daß dann „in allem neun Etim 
n vorhanden“ wären (Ebend. S. 81. 119 f. 127). Diefer 
yrſchlage gab Humboldt bereits gleichzeitig am 26. Oktober i 
: „näheren Entwidlung“ des fünften Artifel3 einen beftimn 
mulierten Ausdrud (Klüb. 2, 132 f. $ 5, a und 5, e); un 
n ftimmte Württemberg am 29. Oktober, jedoch nur „eventun 
er“ bei, während Bayern unbedingt bei dem „frühern Wider 
uch“ beharrte, d. h. die Stimmenzahl unter allen Umftände 
f fünf beſchränkt willen wollte (Ebend. S. 140). 

Aber noch mehr! Preußen begann im diefer Frage ; 
wanken, während Oſterreich feit blieb. Als Württemberg an 
November eine eigene Redaktion der zwölf Artikel einreicht 
: e8 bereit3 — wahrſcheinlich am Tage zuvor — „den ein 
nen Gomitemitgliedern mitgeteilt” hatte, und die wiederun 
dem Mitgliede“ bes eriten Rates nur „eine Stimme” zumie 
bend. ©. 145 f. 150), nahm Hardenberg, in feiner gleichzeiti 
ıgereichten neuen Redaktion einiger Artikel, mit anderen mürt 
abergifchen Beftimmungen auch diefe wörtlich auf (ib. ©. 157) 
ıgegen verlangte eine anderweitige Vorlage über das Recht de 
ieges, der Verträge u. f. w., die ebenfalls nod) am 3. Novembe 
gebracht wurde, und die nicht bloß von Preußen, fondern aud 
n Oſterreich redigiert war: 1) bei Beſchlüſſen „über Arie 
ex Frieden“ die Zuziehung von „Heilen-Cafjel und Baden“, j 
B im erften Rat „neun Stimmen“ votieren, „beren Mehr 
t enticheidet” (woraus eben erhellt, daß Metternich auf dei 
fthaltung von je zwei Stimmen für Ofterreih und Preußer 
allen Fällen beftand); 2) überdies die Beteiligung dei 
weiten Rates durch einen „Ausſchuß“ von „drei zu ermäh 
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lenden Gliebern“, der mit Kurhefien und Baden vereinigt durch 
Stimmenmehrheit über daS von beiden im eriten Rat abzugebende 
Votum entſcheidet (ib. S. 162). Und gerade diefe Beftimmungen 
rüßrten offenbar von Weffenberg, dem Alterego Metternich her 
(ib. ©. 146. 169). 

Aber eben dieſen Beftimmungen gegenüber beitanden wie 
derum noch am 7. November Bayern und Württemberg darauf, 
daß im erften Rat „die Zahl der Stimmen auf fünf zu be 
ſchränken“ ſei, und daß für die Eventualität einer Beteiligung 
zweier Mitglieder des Fürftenrats die außbrüdlide Nennung 
Bodens und Heſſens präjudizierlih fei. In Bezug auf den letz⸗ 
tern Punft gab Metternich dahin nad), daß man „vorerft die 
Benennung der zwei Höfe noch offen laſſe“. Dagegen beftand 
er jeinerfeitö im Verein mit Preußen darauf, daß bei Fragen, 
„welche Krieg und Frieden betreffen, jederzeit auch dem Fürftenrat 
eine Teilnahme einzuräumen ſei“, was ſchließlich „einftimmig 
angenommen” warb, indem aud Württemberg die definitive Zu- 
fage in Ausſicht ftellte (ib. ©. 170 f.). 

Den „Entwidlungen“ des fünften der zwölf Artikel, vom 
26. und 29. Dftober, fowie vom 3. November, (Klüb. 2, 126. 
132 ff. 139. 142 ff. 160 ff.) folgte no‘ am 12. November eine 
ölterreichijch-preußiiche Entwidlung des ſechſten“ in 8 Punkten 


(ib. ©. 188 ff. 193 ff). Ale diefe „näheren Entwidlungen“ : 


gingen durchaus nit auf Schwächung, fondern entſchieden auf 


Stärkung der deutſchen Verfaflung aus. Und nit nur er= \ 


Härte fi Metternich ftet3 im allgemeinen mit venfelben „in 
der Hauptſache“ oder „völlig einverftanden“ *), fondern er trat 
auch im Einzelnen andauernd energiih für fie ein. 

So für das Bundesgericht, Bayern und Württemberg gegen- 
über, in der Sigung vom 7. November. Nachdem Humboldt 
ausgeführt hatte, daß nicht nur im Falle von „Streitigleiten ber 
Bundesglieder untereinander” eine bunbesgerichtliche Enticheidung 
erforderlich fei, fondern au „in Fällen, wo ein Individuum, 
oder mindeſtens, wo die Stände eines Landes Beſchwerde 


*) Ebend. &. 146. 166. 
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über eine von dem Landesherrn begangene Verlegung de 
in der allgemeinen Bundeskonſtitution feftgefegten Grund 
Säge zu führen haben” — ergriff Metternich das Wort, um 5 
erklären: „Wenngleich Oſterreich damit einverftanden fei, daß de 
Fürften in Deutſchland ihre Souveränitätsrehte (im Sinne vo 
Regierungsredhten, ſ. ob. ©. 235) zu laſſen feien”, fo gelte e 
doch dem „Zwede, einen deutſchen Bund und einen große 
beutfhen-Staatsförper zu bilden; mithin müffe in de 
Fälen, mo die politiſche Eriftenz eine® Individuums mide 
den Bundesvertrag ober die Konftitution gekränkt, un 
felbige in den Rechten ber Deutjchheit gefährdet werde, dem 
Bunde das Recht zuftehen, diefe Verlegungen abzuftellen; unt 
nur von dieſen Beſchwerden über die Verlegung ber all 
gemeinen Konftitution fei bei dem Bundesgericht die Rede“ 
Bayern zeigte fich hierauf in dieſem Punkte gefügiger, behielt fid 
aber eine definitive Erklärung über bie „Zuläſſigkeit“ eines Bun 
deögeriht3 vor; wogegen Württemberg ein ſolches ohne weitere: 
„als nicht zuläffig“ erflärte*). 

Das Gefandtiaftsreht des Bundes wurde am 10. Novem 
ber württembergiſcherſeits entſchieden bekämpft, aber von Metter: 
nid und den „ſämtlichen“ übrigen Bevollmächtigten entſchieden 
verfochten **). 

In betreff von „Verbindungen mit auswärtigen Mächten“, 
welche „auf Krieg oder Frieden, oder Subfidien, oder auf was 
immer für eine Hilfgleiitung Bezug haben”, hatte Wefjenberg 
im Namen Üfterreih® den Zufag beantragt: „Jedes Mitglied 
(alſo auch fterreih und Preußen) verpflichtet ſich, von ben ge 
ſchloſſenen Verbindungen den Bund in Kenntnis zu jegen.“ 
Natürlich handelte es ſich dabei nur um die zuvor bezeichnete 
Art von Bündniffen. Dennoch verwarf Württemberg am 12. Ro 
vember diefen Zufag, den Humboldt als unerläßlich verteidigte. 
Ihm ſchloß ſich Metternich durch die farkaftifch belehrende Be 
merfung an: „in jedem NAllianztraftat werde die Beftimmung 


*) Ebend. S. 168 f. 177. 
**) €. 6. 179. 
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beigefügt, daß fein Teil fi in Verbindungen mit anderen Staa- 
ten einlaffen wolle, ohne fie dem andern mitzuteilen, und 
oft jelbft ohne die Zuftimmung des andern. Unmöglich 
tönne doch ber Bundestraftat ſchwächer fein als jede andere 
politiſche Verbindung; und eine Verbindung fei unmöglich, 
wenn der Bund die Verhältniffe der einzelnen Teile gegen Aus: 
wärtige in dieſer Hinficht nicht Tenne”. Selbſt Bayern ftimmte 
bei; Württemberg aber beharrte bei der Ablehnung*). Metternich 
nahm noch einmal das Wort, um zu erflären: „ber erfte Wunſch 
des Kaiſers feines Herrn jei auf bie beftimmtefte Herftellung 
des deutſchen Bundes gerichtet, welcher die Erhaltung einer 
jahrelangen Ruhe zum BZmwede habe, die nur injofern möglich 
ſei, als im Centrum von Europa eine große Defenfin- Ber 
einigung ftattfinde”. Worauf auch Humboldt erklärte: „der 
König fein Herr fehe es für Regentenpflicht gegen feine Unter- 
thanen an, biefe wieder in eine Verbindung zu bringen, wodurch 
fie mit Deutſchland eine Nation bilden, und ber Vorteile ges 
nöffen, welde baraus für die Mitglieder derfelben erwachſen 
müßten”. Graf Münfter ſchloß fi mit den Worten an: „Es 
jei die beftimmtefte Abficht des Prinz:Regenten, daß der deutſche 
Bund nah den bereits fundgegebenen allgemeinen 
Grundfägen hergeftellt werden möge“**). Inzwiſchen er: 
warb fi Metternich auch das Verdienft, für ſchleppende und 
hochtrabende Formeln einen ſchlichten Erſatz zu bewirken. Statt 
„Rat der Kreisoberften” oder „Rat ber Könige”, und „Rat ber 
Fürften und Städte”, oder „Rat der Stände”, oder „Rat der 
Fürften“, ſchlug er ſchon am 29. Oftober vor, einfach zu jagen: 
„erſter Rat” und „zweiter Rat“; und am 7. November wurde 
diefer Vorſchlag einftimmig angenommen (Eb. S. 140. 175). 

Für die gefeggebende Gewalt des Bundes, und zwar 
in einem ausgedehnten Maße, trat Metternich ebenfalls mit 
Nahbrud in die Schranken. Die preußifch-öfterreichiihe Ent- 
midlung des $ 5 der zwölf Artikel hatte sub 10 die Beftim- 
mung aufgeftellt: „Staatverträge, welche mit Auswärtigen ge 


*) €. ©. 172. 182 f. 
NEb. S. 184 f. 
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ſchloſſen werden, find, fofern fie zu ihrer Vollziehung Geſetze 
erforbern, der Genehmigung des erften und zweiten Rats, als 
des gejeggebenden Körpers, zu unterwerfen“. Württemberg er: 
Härte am 12. November, daß es „nicht beitreten könne“, inden 
es gegen bie Teilnahme bed „zweiten Rats“ und gegen „jede 
Beſchränkung, die nicht auf Krieg und Frieden ſich beziehe“, 
protejtierte. Metternich entgegnete: „Wenn einmal ein deutſcher 
Bund fein fol (und Wingingerode hatte noch foeben geäußert, 
daß dem Könige von Württemberg „an dem deutſchen Bunde 
gelegen fei“), dann feien aud) die Befhränfungen notwendig, 
die der Zweck besielben erfordere; auch könnten diefe (jogenannten) 
Beſchränkungen nicht als Beſchränkungen der Rechte felbft ange 
ſehen werden, die allen Fürften gleichmäßig zuftehen und zuftehen 
follen, jondern als Beftimmungen, denen fie fi zur Er 
teihung des Zmwedes unterziehen. Im vorliegenden Fall jei 
nur davon die Nede, daß, wenn von dem Bunde ein Vertrag 
geihlojien worden, und die Vollziehung desſelben ein allge 
meines Gejeg notwendig made, dieſes nicht von dem eriten 
Nat, der die erefutive Gewalt habe, allein gegeben werben 
tönne, fondern mit Zuziehung des zweiten Rats, als bed ge 
ſetzgebenden Körpers, gegeben werben müjfe”. Humboldt, 
Münfter und jelbft Wrede traten für Preußen, Hannover und 
Bayern „diefer Erklärung bei“ *). 

Dennoch machte auch Bayern am 14. November Einfprud 
gegen den Umfang ber gefeßgebenden Gewalt de3 zweiten Rate, 
wie er in der öſterreichiſch-preußiſchen Entwidlung des $ 6 der 
zwölf Artikel feitgeftellt war; nämlich „alle Gegenftände” um: 
faſſend, „welche ven Stoff zu einem allgemeinen, für ganz Deutjſch⸗ 
land geltenden Geſetz abgeben fünnen“. Auf die Interpellation 
Bayerns: welche Gegenjtände darunter zu veritehen ſeien, er: 
Härten Ofterreih, Preußen unb Hannover: „die welche, wie z. B. 
Zölle, Münzen, Poften u. f. w., zum gemeinfamen Beiten 
des Bundes einer allgemeinen gejeglihen Beftimmung für 
jest oder in Zufunft bedürfen könnten“. Bayern wollte nicht 


*) €. ©. 194. 185 f. 
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„dem zweiten Rat ein Recht einräumen, darüber jegt ober in 
Zukunft Gefege zu machen“, fondern nur einen „Anteil an 
ſolchen Gefegen, welde die gemeinfamen Verteidigungs— 
anftalten und die Verftärfung der darauf zielenden Kräfte und 
Dittel zum Gegenftand hätten“. Auch forderte es, daß, „wenn 
über biefe (d. 5. die obengenannten) und andere Gegenftände 
Gejege zu machen feien, felbige jett in das organische Geſetz 
aufgenommen“ würden. Oſterreich (alfo ohne Zweifel Metternich) 
erwiberte darauf, daß es „unmöglich fein dürfte, in dem erften 
organiſchen Gefege die Gegenftände, welche gemeinfamer Gejete 
bedurfen, gleich dergeftalt zu erſchöpfen, baf nicht au) in der 
Folge mandes zu ergänzen und zu verbefjern bleibe, mas 
gleichwohl alsdann neue Geſetze erfordern werde“. Der 
„preußifche Bevollmächtigte” erklärte: „über dieſen Gegenftand erft 
nähere Inftruftionen einholen und fi daher eine meitere Ab⸗ 
ftimmung vorbehalten zu müfjen” *). 

Hiernach ging Metternich anfcheinend in Bezug auf die ge- 
fengebende Gewalt des Bundes weiter wie Preußen. Dafür 
ſprechen auch die folgenden bisher nicht befannten Thatſachen, die 
ih einem Humboldtſchen Vermerke in den Kongreßakten bes 
Berliner Archivs entnehme. 

Die öfterreihifh-preußifche „Entwidlung bes fechften” der 
zwölf Artikel wurde gemeinfam von Humboldt und Wefjenberg 
formuliert. Der 8 6, c lautete urfprünglich nach der Redaktion 
des erftern: „Bur Entſcheidung des zweiten Bundesrat gehören 
bloß diejenigen Gegenftände, welche den Stoff zu einem für ganz 
Deutſchland geltenden Geſetz abgeben fönnen u. f. wm.” Die 
öfterreihifche Redaktion Weſſenbergs lautete dagegen: „Der Wir- 
lungskreis des FürftenratS dehnt ſich auf alle Gegenftände aus, 
welche den Stoff u. ſ. w.“ Es ift doch feine bloße Kuriofität, 
wenn Weſſenberg in der Motivierung fagte: „In ben Ohren 
der Heinen Fürften Elingt das Wort der Ausdehnung befler 
als jenes der Beſchränkung“. Seine Formulierung wurde von 
Humboldt angenommen, wie ji aus Klüber 2, 188 ergiebt, nur 


*) 66. S. 188 sub 6, c. ©. 194 f. 
S qmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 16 
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daß ftatt „des Fürftenrat3“ nunmehr gefegt wurde „des zweiten 
Rats”. 

Der 8 6, e lautete nad) einer neuen Redaktion Humboldts 
in feinen zweiten Sat: „Diefer Beſchluß (des zweiten Rats 
über einen in Vorſchlag gebrachten und durch „Mehrheit ber 
Stimmen” entſchiedenen Gegenftand) wird fodann an ben erften 
Nat gebracht, und von bemfelben entweder angenommen ober 
verworfen.” Dagegen bemerkte Wefjenberg: „Ein fürmliches 
Veto dem erften Rat einzuräumen, ſcheint mir für die Freiheit 
ber deutſchen Stände ſehr bedenklich. Der Einfluß ber mächti⸗ 
geren Stände wird ohnehin ſchon eine Art Veto hervorbringen“. 
Humboldt gab nicht nad, ließ aber, wie die definitive Formu- 
lierung bei Klüber S. 189 zeigt, den Zufag zu: „Im legten 
Fall wird er (der Beſchluß des zweiten Rats) von dem erften 
Rate nebſt Zuziehung des Ausſchuſſes des zweiten Rats neuer: 
dings in Beratung gezogen, und die definitive Entſcheidung durch 
abermalige Abftimmung hervorgebradt.” 


Der neunte Artikel. 

Den ſchärfſten und nachhaltigſten Widerſpruch fand bei 
Bayern und Württemberg, wie ſchon aus dem Vorſtehenden er: 
heilt, der $ 9 der zwölf Artikel, betreffend Kriege und Bünd: 
niſſe (f. ob. ©. 211). Auch hierüber geben die Berliner Aften 
einige unbelannte Nachrichten. 

Am 24. Oktober hatte Wrede „das Recht der Kriege und 
der Bundniſſe feinem Souverän vorbehalten” in vier Fällen, bie 
bei Klüber 2, 116 f. verzeichnet find. In Wahrheit konnten 
biefe auf drei Fälle reduziert werben. Daraus erklärt fi, dab 
Humboldt in einer handfchriftlih vorhandenen „Denkſchrift 
vom 25. Oktober 1814” über biefen Vorbehalt nur von einer 
Dreizahl redet, indem fie die Fälle ſchärfer präzifiert. Die Denk 
ſchrift, die für die Zeitgenofien bes Jahres 1866 ebenjo dent: 
würdig ift, wie Humboldt? Ausführungen vom Dezember 1813 
(j. ob. S. 100), lautet in ihrem weſentlichen Beftanbteil alſo: 

„Der gl. bayeriſche Bevollmächtigte hat in ber Sigung 
vom 24. huj. das Recht der Kreisoberften, für ſich Krieg zu 
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führen und Bündniſſe zu fehliegen, ausdehnen wollen: 1) auf den 
Fall, wo ein einzelner Staat Oſierreich oder Preußen, wenn fie 
mit einer auswärtigen Macht im Kriege wären, ohne ben 
Bund, für fi, zu Hilfe fommen wollte; 2) auf den, wo ein 
einzelner Staat in einem Kriege Öfterreich gegen Preußen 
ohne den Bund, für fi, einem oder dem andern Teile beizu- 
ftehen für gut fände, 3) auf ben, wo ein einzelner Staat 
fi mit einer auswärtigen Macht zum Kriege gegen eine andere 
auswärtige Macht verbinden möchte. Auf den letzteren Fall 
hat er jedoch nicht fo viel Gewicht wie auf die beiden erften 
gelegt. . 

Me find gegen den allgemeinen Grundfag, daß eine Hand⸗ 
lung, die dem Ganzen Gefahr bringt, nur durch das Ganze 
beſchloſſen werben Eann ... Bei dem erften ... find augen: 
ſcheinliche Vorteile, welche vielleicht den Nachteilen die Wage halten 
(durh den Beitritt eines einzelnen in rechter Zeit kann nämlich 
unter Umftänden die Gefahr von Deutſchland abgewandt werden). 
Der zweite Fall ift bei weitem nachteiliger für Deutſchland. Ein 
Krieg zwijchen feinen beiden Hauptmächten fann durch den Beitritt 
eines Einzelnen zu einem beider Teile nur ſchlimmer und erbitterter 
werben; da Hingegen die Schritte, die der ganze Bund ergriffe, 
dem Unglüd ein Ende machen könnten. Allein ein folder 
Krieg hebt ohnehin die Verfaffung auf, und ift fehon für 
fih eine Verlegung derſelben. Was alfo auf dieſen Fall ver- 
ordnet wird, bat ſchon für ſich eine geringere fonftitutionelle 
Wichtigkeit und kann eher eingeräumt werben. Der dritte Fall 
dagegen ift nachteilig u. |. w.“ 

Am Tage darauf, am 26. Oftober, trat Wrede, wie er es 
ſchon im Laufe der Sigung vom 24. verheißen (Klüber ©. 118, 
124. 129 f.), mit einem beftimmten Formulierungsvorfchlage 
für $ 9 auf, des Inhalt: 

„Jedem Mitglieve des Bundes bleibt das Recht, Staats: 
und Hilfsverträge unabhängig vom Bunde abichliegen zu können, 
unbenommen; um jedoch zu verhindern, daß die äußere Sicher⸗ 
heit Deutfchlands nicht in Gefahr komme, verpflichtet fich jeder, 
keine Offenfivbünbniffe gegen den Bund einzugehen.” 
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Diefer Standpunkt wurde fofort von Metternih, wie wir 
it3 fahen (ob. S. 239), wiederholt und Iebhaft befämpft, 
zwar mit ſcharfer Betonung des „engen Bandes” einer 
jberativverfaflung“. Und an dieſe Erpeftoration knüpft ſich 
e Zweifel ein bandfchriftlid in den Aften verzeichneter Por: 
g an, kraft befien Metternich, ſei es noch in ber Sigung vom 
ober in der vom 29. Oktober, nad) einem Zwiegeſpräch mit 
ede, ein mit Bleiftift gefchriebenes Zettelchen an Humboldt 
mgen ließ, des Inhalts: „Bayern will über das Recht des 
:93 und Friedens nad) folgender Redaktion nachgeben: Jeder 
at hat das Recht der Bündniffe, infofern fie nicht mit dem 
tus foederis ftreiten”. In den erften Tagen bes November 
nulierte denn aud, wie ebendafelbft vermerkt ift, Württemberg 
neunten der 12 Artikel dahin: „Befugnis zu allen Bünd- 
m, mit ber einzigen Beſchränkung salvo nexu foederis“ 
. Mlüber ©. 155). 

Mein damit war natürlich nicht die Frage erſchöpft. Am 
Rovember legten Preußen und Oſterreich eine gemeinfame aus: 
slide Formulierung vor (Klüber 2, 162 f. sub 8), bie ein 
enfäliges Entgegenfommen bezeichnete. Dennoch dauerte die 
ofition fort, und nun flug am 7. November Weffenberg 

„neue Redaktion” vor, die nur die „Verpflichtung“ aus 
ich: „feine Verbindung mit auswärtigen Mächten einzu: 
m, bie gegen ben Bund oder einzelne Mitglieder gerichtet 
:e oder dem Bunde oder deſſen Mitgliedern mittelbar ober 
aittelbar gefährlich werden könnte”, mit der ſchon erwähnten 
teren „Verpflihtung, von den geſchloſſenen Verbindungen (in 
ug auf Krieg oder Frieden, oder Subfidien oder was immer 
eine Hilfgleiftung“) den Bund in Kenntnis zu ſetzen“ (Klüber 
172). Bayern ſchien am 12. November dieſen Vorſchlag 
3 zu billigen, Württemberg verwarf den Zuſatz (Eb. S. 181 ff). 
mbolbt erklärte an beiden Tagen, daß ihm dieſe Formulierung 
cht genügend ſcheine“ und er „feine Erklärungen vorbehalten 
Ne”, wegen „Abweſenheit des Fürften Staatskanzlers“ (Eh. 
173. 183). Auch diefe Frage fam nicht zum Abſchluß. 
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Die Kreigeinteilung. 

Wir haben bereits gefehen, daß Öfterreih, Preußen und 
Hannover, ohne Zweifel vornehmlich auf Metternichs Betrieb, in 
dem 4. Punkt ihrer Übereinkunft” vom 21. Oftober ſich bie 
Eventualität vorbehielten, die Kreideinteilung durch andere Ein- 
teilungen „in Abficht der Militär: und Juſtizverfaſſung“ zu er- 
fegen (f. ob. ©. 230 f.). 

Auch von außen ber fehlte e& nicht an Bemängelungen ber 
Kreiseinteilung und ber dadurch bedingten Herrſchaft der Kreis: 
oberften; um fo weniger al3 ja bie Gegnerjchaft des Freiheren 
vom Stein gegen biefe Einteilung nicht verborgen bleiben konnte. 
Namentlich erhob dagegen Einſpruch eine Note des großherzogl. 
heifiichen Bevollmächtigten, Freiherrn von Türkheim de dato 
Bien den 5. November 1814, gerichtet an „S. Durchlaucht ben 
Kgl. Preußiichen Herrn Staatskanzler Fürften von Hardenberg”. 
Diefelbe ift, fo viel ich weiß, ungebrudt*); ich teile fie daher 
aus den Berliner Akten mit. Sie lautet: 

„Anterzeichneter Großherzoglich Heſſiſcher Kongreßgeſandter 
hat aus zuverläſſiger Duelle erfahren **), daß in dem zu Vorbe- 
teitung ber Beratungen des Kongrefies über die fünftige Der 
faſſung unferes deutſchen Vaterlandes niebergefegten Comit man 
den Antrag beſchloſſen habe, die obere Leitung des Kriegsweſens, 
und erefutive Staatägewalt des neuen Bundes, und deſſen vor- 
züglichfte Gerechtſame über Krieg und Frieden zu verfügen, in 
die Hände eines Collegii von fünf Königen, mit Ausſchluß der 
drei anderen Großherzoge und ehemaligen Kurfürften zu hinterlegen. 

Wenn aber eine ſolche Demarkationslinie eine wahre Rechts- 
entfegung für die altfürftliden Käufer Heſſen und Baden ift***), 


*) [Eine dem Sinne nad} gleiche Note Türkheims vom 6. November 1814 
am Münfter gerichtet bei Angeberg 1, 404]. 

**) Nämlich aus ben Sitzungsprotokolien, bie der Nafſauiſche Minifter 
von Marſchall von Stein erhalten und am 4. November einigen anderen 
Bevollmächtigten mitgeteilt hatte; f. unten. 

H 63 ift dies eine Unterftüßung der Thatſache, daß in ben Sitzungs ⸗ 
protofollen bie Herzuziehung von Baden und Heſſen bereits ald Verhandlung; 
gegenftand aufgeführt war. 
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indem ihnen bisher in dem erften Staatskollegio alle königlichen 
Ehren zuftändig geweſen find, wenn dadurch ihr Standtpunft in 
der vaterländifchen Verfaſſung verrüdt und untergraben, und 
ihre politifcde Vernichtung ſichtbar vorbereitet würde, wenn bie 
Abkömmlinge ber Herzoge von Brabant und Zähringen, bem 
Haufe Württemberg doch nicht wohl untergeorbnet werben können, 
Unterfchriebener auch weiß, daß ©. gl. Hoheit dem Großherzog 
von Hefien, feinem gnädigften Herrn, deſſen bewußt was er ſich 
und feinem Haufe ſchuldig ift, gewiß fein Opfer zu ſchwer fein 
würde, um dieſe unverdiente Herabwürdigung abzumenben: fo 
nimmt er feine Zuflucht zu Sr. kgl. Majeftät von Preußen, als 
boppeltem Blutsverwandten und erbverbrüberten höchften Gönner 
des Großherzoglicden Haufes, um für dasſelbe die Erhaltung des 
feitherigen Stande3 und Würde, wozu ihn die Bevölferung feiner 
Staaten und das hohe Altertum feines Haufes jo vollgültig be: 
fähigen, — in Gemeinſchaft mit St. furfürftl. Durchlaucht dem 
Herrn Kurfürften zu Heflen, durch Allerhöchſtdero allvermögendes 
Fürmort zu bemirken. 

Ohnehin ſcheint die Kreisverfafjung, die bei den fo vielartigen 
und fo häufigen ehemaligen Dominien, beſonders bei Errichtung 
des Landfriedens fo wohlthätig auf öffentliche Sicherheit hinwirkte, 
heutzutage entbehrlich, und für die Selbftänbigfeit der fouveränen 
Fürften felbft nachteilig, und man wird doch nicht Kreife bloß 
um der Kreißoberften willen bilden wollen, da Militärdivifionen 
zur Erhaltung des Ruheftandes von innen und außen genügen 
dürften, und Heſſen ohne fremdes Zuthum alles in feinem weiten 
Gebiet leiften würde, was das Vaterland von ihm zu fordern 
berechtigt ift. Sollte aber je wider Verhoffen eine ungleiche Re 
präfentation bei dem Fünftigen deutfchen Bunde durch Mehrheit 
der Stimmen beliebt werben wollen, fo fehmeichelt ſich Unter: 
zeichneter, daß das erlauchte Haus Heſſen feinen Standpunkt 
in dem erften Kollegio behaupten, und fein fünfföpfiges Direktorium 
bie bezielte Einheit des neuen Staatenbundes trüben werde. 

In dieſer zuverfichtlihen Hoffnung, die Unterfchreiber dem 
hohen und fo reinen Geredhtigfeitägefühl und den älteren freund: 
ſchaftlichen Rückſichten Sr. tgl. Majeftät in dem allvermögenden 
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Fürwort Sr. Durdlaucht des Herrn Staatskanzler Fürften von 
Harbenberg bevoteft empfiehlt, erwartet er ruhig jene Beftimmungen, 
welche das Wohl unferes deutſchen Vaterlandes begründen ſollen, 
und hat die Ehre Hochdieſelben feiner ausgezeichneten Verehrung 
au verfichern. 
Wien, den 5. November 1814. 
Freiherr von Türkheim.“ 


Es iſt möglih, daß eine ähnliche Note an den Fürften 
Metternich gerichtet wurbe. ebenfalls erklärt es fi auch ohne: 
dies durch die „Übereintunft” vom 21. Oktober, wenn er zwei 
Tage nad) jener Note, in der Sigung vom 7. November, „in 
Hinfiht der Einteilung in Kreife” das Votum abgab: „daß eı 
ſich noch eine befondere Abftimmung über die Einteilung Deutich: 
lands abzulegen vorbehalten müfle; eine engere Lofalver: 
bindung einzelner Teile werde zwar notwendig fein, gleich 
mohl ſei es gleichgültig, unter welchem Namen dieſer Zwed 
erreicht werben könne, und werde vielleicht die Anſtand findend« 
Einteilung in Kreife befeitigt werben fönnen“. Damit würd 
denn auch der „von Württemberg vorgefchlagenen Vergrößerung 
der Kreife im ſüdlichen Deutfchland“ entgegengetreten (Klü: 
ber 2, 175). 


XXIX. Einmifdungen des Freiheren 
vom Stein. 


Von allem, was fi auf die obigen Verhandlungen bezog, 
ir natürlich Stein unterrichtet; bie Protokolle und beren Bei: 
zen famen ihm in Abſchrift oder in Drud zu. Gereizt durch 
: Oppofition Bayerns und Württembergs, obgleich diefelbe feit 
fang November entſchieden abnahm und ſogar ſichtlich einer 
ichſenden Wilfährigkeit Platz machte, war er entſchloſſen, bie 
n ihm gebilligten zwölf Artikel, das Produft der „großen Höfe“, 
f alle Weife zu unterftügen, und bie beiden oppofitionellen 
ittelftaaten mit allen Mitteln zu befämpfen. Dies follte gefchehen 
ch die Großmächte, durch die Preſſe und durd die Klein- 
saten. Seine leidenſchaftliche Natur trieb ihn zu Schritten, 
: weber als ſehr geſchickt noch als ſehr zweckmäßig zu betrachten 
ren. 

1. Zuerft ftadjelte er durch ein Schreiben vom 4. November 
n Kaifer Alerander zur Intervention an, obgleich bis dahin 
n allen Seiten und von Stein felber die Nichteinmifchung bes 
islandes in die deutfchen Verfaffungsangelegenheiten nachdrüclich 
tlangt und aud) verheißen worden war. Er ſprach ſich in dem 
Hreiben entſchieden für den von „Öfterreih, Preußen und 
ınnover vorgefchlagenen Bundesplan“ aus; namentlich 
jofern er „dem Bunde das Recht des Krieges und Friedens“, 
vie „die Entſcheidung der Streitigkeiten unter den Fürften 
erließ”, ferner „eine Bundesverfammlung bildete, beftehend 
& einem leitenden Rat der Fünf und einem Verein ber 
Arften und Städte”, und endlich „Landftände unter Ge: 
ihr des Bundes“ fowie „gewifle gemeinfame Rechte für alle 
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Einwohner Deutſchlands“ verbürgte. Aber, jagt er, „bie Ver- 
handlungen hatten bisher feinen andern Erfolg als den, von 
feten Bayerns und Württembergs ein Syftem des Ehrgeizes, 
der Vereinzelung und des Despotismus and Licht zu bringen“; 
des Ehrgeizes gegenüber „ben Fürften und freien Städten“, 
der Vereinzelung „gegen den Bund“, und bes Despotismuß „gegen 
ihr eigenes Land“. Er verlangt im Intereſſe „Europas“, daß 
der „Buftand eigenmächtiger Pladereien der Fürften aufhöre”, 
„Europa, fagt er, ift daran gelegen, daß nicht ein Schwarm kleiner 
Höfe eriftiere, deren aufregende, ftänfernde und notwendig treulofe 
Voliti eine Verwicklung von Ränfen und Schlichen unterhält”. 
Er fordert im Namen „ber Gerechtigkeit und Freiſinnigkeit“, daß 
Deutſchland einer flaatlichen und bürgerlichen Freiheit genieße, 
daß der Souveränität der Fürften Grenzen gezogen werben, daß 
die ſchreienden Mißbräuche der Gewalt aufhören, daß ein alter 
und duch feine Waffenthaten ... bervorleuchtender Abel nicht 
überliefert werbe den Launen der Despoten, welche durch eine 
jakobiniſche Dienerfchaft geleitet werben; endlich daß die Rechte 
Aller feftgefegt und gefhügt werben, und Deutſchland aufhöre, 
ein weiter Sammelplag von Unterdrüdern und Unterdrüdten zu 
fein“. Demnach appelliert er augbrüdlih an bie „verbünbdeten 
Mächte” und begehrt, daß durch fie die „weſentlichen Grundſätze 
einer Bundesbildung (die er wiederholt aufführt) unterftügt werben“, 
und daß fie zu dem Ende „Öfterreich, Preußen und Hannover 
einladen, auf den Verfaffungsgrundfäßen zu beftehen, 
die fie ausgefprohen haben, und ihnen ihre Beihilfe zu 
deren Aufrehthaltung zu fihern“. Er empfiehlt dem Kaifer, 
‚in biefem Sinne eine vertrauliche Note zu erlaflen“ *). 
Zugleich übergab Stein am 5. November bem Kaifer einen 
Entwurf zu der „vertraulichen Note an bie preußiſchen und öfter 
reichiſchen Miniſter“. Alerander war bereit, fie durch Neſſelrode 
übergeben zu laſſen, fand fie aber „zu meitläufig und zu bitter“. 
Stein änderte fie am 7. Dennoch hatte Neſſelrode mit Recht 
Vedenlen und befragte deshalb zunächſt, offenbar am 8., ben 





*) Perg 4, 147 fi. 
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Fürften Metternich über die Lage der Dinge. Metternich gab 
ihm die „Verſicherung, es gehe in den deutſchen An 
gelegenheiten alles fehr gut” *). 

Und dem war auf fo. Man war in den Verhandlungen 
entſchieden vorwärts gekommen. Hatten ſich doch Bayern und 
Württemberg immer eifriger, mit eigenen Formulierungen 
und Entwürfen beteiligt, die keineswegs verwerflih waren! 
Trat doch namentlih Bayern immer häufiger auf die Seite ber 
Majorität! Hatte doch gerade bie Sigung vom Tage zuvor (7. No: 
vember) einen fehr befriebigenden Verlauf genommen! Die widtige 
Beſtimmung der Beteiligung des Fürftenrates an Kriegs: 
und Friedensfragen murde einftimmig angenommen; jelbit 
der württembergifche Bevollmächtigte erflärte: man habe zwar 
früher „Zweifel“ gehabt; damit folle aber nicht gefagt fein, „daß 
Württemberg nicht dem Antrage beiftimmen werde” (Klüber 2, 171). 
Der Sag ferner, daß den Fürften des zweiten Rats in Bezug 
auf Bündniffe überhaupt gleiche Rechte wie den Mitgliedern 
des er ſten Rats zuftehen müſſen, ward ebenfalls einftimmig zum 
Beſchluß erhoben (Eb.). Über das Kriegs- und Bündnisredt 
erzielte die Weſſenbergſche Redaktion nahezu Einftimmigfeit, indem 
Bayern notierte: „nichts einzumenden”, Württemberg: „fcheint 
nicht bedenklich“, und gerade nur Preußen erklärte: „ſcheint nicht 
genügend“ (Eb. 172 f.). Im bezug auf andere Beftimmungen 
wurde fogar nicht der preußifch-öfterreihifche, fondern der „württem: 
bergifche Entwurf zur Grundlage genommen” und mehrfach bie 
darin vorgeichlagenen Formulierungen einftimmig zum Beſchluß 
erhoben (Eb. 174 f.). 

Die Hauptſache aber war, daß in eben dieſer Sigung vom 
7. November eine der allerwichtigiten Fragen, die des Bundes 
gerichts, im bejahenden Sinne fo gut wie erledigt fchien. In 
Übereinftimmung mit den Voten Humboldt und Metternichs, die 
wir oben (S. 237) anführten, hatte fi Bayern für dasſelbe 
erflärt, indem Wrede fogar die Worte gebrauchte: „er müfle es 

*) [Der Bericht von Perg, der Bier zu Grunde liegt, hat Morte aus 


Steins Tagebuch während bes Wiener Kongreſſes, veröffentlicht 1888 von 
Mar Lehmann, übernommen ©. Hift. 3. ©. 60, 400]. 
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für notwendig anfehen, daß zur Beurteilung der Verlegungen 
der allgemeinen Konftitution ein Bundesgericht errichtet 
werde”. Blieb alſo auch felbft in bezug auf Verlegungen ber be 
fonderen Landesverfaſſungen die Kompetenz bes Bundesgerichls 
ausgeſchloſſen: fo gewährte dasſelbe doch den Schuß, der aus 
der beabfichtigten Aufnahme der Beftimmungen über das „Minimum 
der ftändifchen Rechte” und über die „Rechte der Individuen“ 
in die allgemeine Bunbestonftitution folgte. Württemberg nahm 
an diefem Tage im Grunde. nur an der „Beſtändigkeit“ des be— 
antragten Bunbeögeriht? und an dem Mangel einer „näheren 
Entwidlung” Anftoß (Eb. 169. 167). Freilich ſchon am 10 No— 
vember erflärte Württemberg wieber das Bundesgericht für „Micht 
zuläffig (Eb. 177); und Bayern hörte auf, dasfelbe „als notwendig 
anzufehen“, wie es denn auch ſchließlich ſogar deſſen Streihung 
zur unerläßlichen Bedingung ſeines Beitritts zum Bunde 
machte. 

Inzwiſchen hatten ſich ſchon am 8. November, wie aus dem 
unten folgenden „Bericht an Humboldt vom 9. November über 
eine Verfammlung der Bevollmächtigten ber Eleineren Staaten“ 
erfichtlich ift, Gerüchte über die im Werk begriffene „Note des 
ruſſiſchen Minifterii” verbreitet. Da Stein mit einigen diefer 
Bevollmächtigten im allervertraulichiten Verkehr ftand und eben 
damals im Begriff war, wie wir fehen werben, durd fie bie 
Heineren Staaten gleichfalls zu einer Demonftration gegen bie 
beiden Mittelftaaten anzuftacheln: jo läßt fi nicht bezweifeln, 
daß bie „bitteren“, groben und verlegenden Äußerungen, deren 
fi Stein bedient hatte, biß zum 10. November mehr oder minder 
beftimmt aud den Bevollmächtigten Bayerns und Württembergs 
iu Ohren kamen und verjtimmenb wirkten. Am Tage darauf 
lief denn auch die von Stein formulierte ruſſiſche Note in ihrer 
abgeänderten Redaktion wirklih vom Stapel. 

Zwar hatte ſich Nefielrode, nach feiner Erkundigung über 
die Lage der Dinge bei Metternich, entichieden für die Zurüd- 
haltung ber Note außgefprochen. Allein am 9. November drang 
Stein mit fo großem Ungeſtüm anf die Verabfolgung berfelben, 
daß Neſſelrode ſich endlich dazu verftand, fie an die eriten Be— 
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vollmächtigten Oſterreichs und Preußens zu erpebieren. Der 
frangöfifche Tert der an Metternich unterm 11. November gerich⸗ 
teten Note befindet ſich bei Klüber 1, 61 ff. [und bei Angeberg 
1, 417]; eine deutſche Überfegung derfelben wurde in der „Chronit 
des allgemeinen Wiener Kongrefies N. XLIvom 14. Februar 1815” 
©. 593 ff. abgebrudt; Pertz 4, 150 ff. giebt fie ebenfalls deutſch, 
wahrſcheinlich nad dem Steinihen Entwurf. Alle drei weichen 
nur durch Ungenauigkeiten der beiden erfteren voneinander ab. 
Wirkliche Verfchiedenheiten bietet dagegen ber hier folgende Tert 
der an Hardenberg gerichteten Note durch modifizierte Formulierungen 
und Auslafjungen. Jene brei Terte tragen das Datum bes 
11. November, das au Stein in feiner Zufag-Bemerkung vom 
29. Dezember (f. unten) gebraucht; der unfrige anfcheinend das 
des 14., doch ift die leßtere Ziffer korrigiert, wie wenn urſprünglich 
10 geftanben hätte, und daher nicht unbedingt zu verbürgen. 
Immerhin würden die Verfehiedenheiten der Redaktion hinreichen, 
ein ſpäteres Ausfertigung&datum für die an Hardenberg gerichtete 
Note zu erklären. Übrigens handelt es fih hier um eine für 
Humboldt angefertigte und baher den Kongreßakten des Berliner 
Archivs einverleibte Kopie derjelben. 


Vertraulihe Note Rußlands an den Fürften 
Hardenberg. 

„Le soussign& secrötaire d’Etat de S. M. 1’Empereur de 
toutes les Russies a rendu compte & son auguste maitre 
des resultats que pr&sentent jusqu’& present les conförences 
relatives & l’organisation future de l’Allemagne. 

S. M. Imperiale y a vu avec une vive satisfaction que 
les cabinets de Vienne et de Berlin *) ont propose le 14 octobre 
un plan de federation qui est conforme aux principes de 
justice et d’organisation sociale, au bonheur des individus 
et aux inter&ts des l’Europe, en demandant que le droit 
de faire la guerre et la paix, celui de decider les conte- 


*) Die Chronik hat: „da von Seite Öfterreichs, Preußens und Hannovers": 
Ebenfo Alüber und Berk lauch Angeberg]. 
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stations entre les princes, et de veiller aux inter&ts generaux 
wit delegu& & la federation, et qu'il soit form& des &tats 
provineiaux tuttlaires de la libert6 et de la propriete garantis 
par la f6deration. 

Leurs Majestes l’Empereur de Russie et le Roi de 
Prusse declar&rent & Kalisch le 13/25 mars 1813 la dis- 
solution de la ligue du Rhin, et leur ferme et immuable 
resolution d’aider les princes et les peuples Allemands à 
reconqu6rir leur liberte et leur ind&pendance. 

Les succ&s des puissances alliees eurent pour suite 
Yaffranchissement de l’Allemagne du joug étranger; des 
traites d’accession assurerent aux princes leur conser- 
vation, mais rien ne fut alors statu& sur leurs rapports 
interieurs. 

Le trait& d’alliance de Chaumont et la paix de Paris 
stipulörent que l’Allemagne serait un etat federatif. 

Les princes d’Allemagne trouveront sans doute dans 
ce prineipe une nouvelle preuve de la sollicitude des puis- 
sances alliees, et reconnaitront des-lors la necessite d’&tablir 
un sistöme qui les preserve de l'instabilit et de tous les 
dangers d’une existence isolde. Ce n’est que dans un pareil 
sisteme que l’Europe peut trouver la garantie de la tran- 
quillit& de "Allemagne, et par consequent l’espoir que ses 
forces desormais soumises & une direction concentree ne 
soient employ&es que pour l’interet general, que l’etat 
dirritation qui existe encore cesse entierement, que les 
abus de l’autorite soient prévenus, les rapports de la no- 
blesse fixes, et que les droits de tous soient d&termines 
et proteges par des institutions fortes, sages et liberales. 

Ces prineipes se retrouvent dans toute leur force et 
dans toute leur puret& dans le plan de federation propose 
par les cabinets de Vienne et de Berlin*). S. M. l’Em- 
pereur les partage trop complötement pour ne pas desirer 


*) Chronik „von dem Kabinett zu Wien, Berlin und Hannover“. Ebenſo 
aluber und Perk [und Angeberg]. 
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u'elles*) y persevörent dans les negociations actuelles, et 
our ne pas leur offrir de les appuyer de son intervention, 
. les eirconstances devaient l’exiger**). 

Le soussign& est chargé d’en donner l’assurance & son 
Iitesse Monsieur le prince de Hardenberg. Il est de möme 
utorise & s’expliquer confidentiellement avec lui sur les 
ıoyens de faire adopter le plan propos& toutes les 
is que le concours de S. M. Imperiale pourra &tre juge 
tile pour l’interöt et le bien de l’Allemagne ***), 

Le soussign& saisit cette occasion pour reiterer & 8. 
.. Monsieur le prince de Hardenberg l’assurance de sa plus 
aute consideration. 

Vienne, le 14 [?] novembre 1814. 

signe Le Comte de Nesselrode.“ 


Die Meinung von Perg (S. 152), daß die Folge „bieler 
Ritteilung ein fefteres Auftreten der drei Gejandten in ber 
Sigung des folgenden Tages, des 12. November” geweſen fei, 
inn ich nicht teilen. Einmal hatte nad} dem Vorftehenden der Fürft 
ardenberg die für ihn beftimmte Note ſchwerlich ſchon, die 
opie derſelben aber Humboldt ſicher nod nicht empfangen; auch 
hlte Hardenberg in biefer Sigung. Sodann aber war gar fein 
hund vorhanden, gerade in ber Sigung vom 12. fefter aufzu- 
eten. Denn gerade in ihr zeigten Bayern und Württemberg wieder 
n anerkennenswertes Entgegenkommen; und gerade Preußen war 





*) D. i. die beiden puissances. 

**) Diefer Sag ift bei Klüber, Per und in der Chronik anders gefaht. 
amenilich heißt es ftatt partager trop complötement bafelbft donner 
m entier assentiment. 

*+*) Diefer ganze Abfag ift bei Klüber [und Angeberg] anders formuliert, 
ımentlich heißt es bier: sur les moyens de le faire generalement 
dopter (c. &. d. le projet). Die Worte: le plan propose etc. fehlen, 
gegen fi ein längerer Sat findet, der alfo beginnt: „L’interet que 
Europe prend ä cette belle et noble cause ete.“ Perg gibt biefen Saf 
mau wieber, nur hat er: „die Teilnahme melde der Kaiſer“, woraus zu 
jließen, daß erft Reſſelrode „Raifer” durch „Europa“ erſetzte. Die Chronik 
ıt daher ebenfalls Europa“, verbeutfcht aber ihrerfeits den Sat fehr ungenau. 
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&, das ſich diesmal, wie ſchon am 7., in ber Oppofition oder doch 
in der Zurüdhaltung befand. Hatte bereit etwas über den Inhalt 
der ruſſiſchen Note verlautet, wie allerdings nicht zu bezweifeln 
it: jo war augenfällig die Folge nicht ſowohl ein feiteres Auf- 
treten ber drei, als vielmehr eine einmütige Kundgebung ber 
fünf Gejandten, die zu verftehen gab, daß man fich felbft genug 
fei, daß man wiſſe was man zu thun habe, und daß man ber 
Einmifhungen, Belehrungen und Bedrohungen von feiten Steins 
und des Auslandes nicht bebürfe. Hatte doch Metternich felbft 
dem Grafen Neflelrode am 8. ins Geſicht gelagt, daß „alles 
fehr gut gehe“, alfo, daß eine Einmifhung überflüffig und un— 
befugt fei. Auch ging gar nicht einmal Öfterreich oder Preußen 
mit den Ausfprüden, die Perk als Beweiſe des „fefteren Auf- 
tretens“ anfieht, voran, fondern vielmehr gerade Bayern. Wrede 
war &, ber ein paar Vorſchläge, die er machte, damit motivierte, 
daß fie zur „Erreihung des gemünfchten Zwedes einer Bundes- 
verbindung ratfam“ feien. Dieje Vorfchläge wurden auch alljeits 
angenommen, indem dabei Metternich, Humboldt und Münfter im 
Sinne der bayrifhen Motivierung binzufügten, daß aud für 
ihre Vollmachtgeber die „Erreihung des Zweckes einer Bundes: 
verbindung” oder die „Herftelung bes beutichen Bundes” ber 
„erſte Wunſch“, die „beitimmte Abſicht“, eine Aufgabe der „Re: 
gentenpflicht“ fei. Und ebenfo erflärte felbft Wingingerode: „ber 
König von Württemberg glaube bewieſen zu haben, daß ihm 
an dem deutſchen Bunde gelegen fei, und er habe bie be 
ſtimmt geäußert, ſeitdem der Parifer Traftat die Bildung dieſes 
Bundes in Vorſchlag gebracht habe” (Klüber 2, 181 ff. ©. 184 f.). 

Zu herberen Auslafiungen aber hatten Bayern und Würt: 
temberg feinen Grund. Denn die von Kaifer Alerander gerügten 
unerbetenen „Bitterfeiten” des Steinfhen Notenentwurfs, die 
Grobheiten und Beleidigungen, womit das Steinſche Schreiben 
vom 4. November die Könige jener beiden Länder überſchüttet 
hatte, waren ja in dem definitiven Tert ber Noten ſchicklicherweiſe 
nicht zum Ausbrud, und auf dem Wege der Mündlichkeit zwar 
zum Durchſickern, aber nicht zu wirklicher Publizität gelangt. 

2. Um jo greller und beuntuhigender war die Thatſache, 
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daß gleichzeitig oder gleich darauf dieſel ben Bitterfeiten, Grob: 
heiten und Beleidigungen in ber von Stein infpirierten Preſſe, 
im Rheiniſchen Merkur von Görres auftauchten. Und darin be 
ftand die zweite Art feiner Einmifhungen. Der Rheinifche Merkur 
in Koblenz war ſchon feit dem Sommer 1814 ein Hauptorgan 
Steins; er ſchidte Mitteilungen und Noten an Görres, bie diejer 
entweder bireft aufnahm ober im inne Steind verarbeitete. 
Beide kannten ſich perſönlich und jtanden miteinander in Korte: 
fpondenz. Görres zeigte fidh unbedingt den Tendenzen Steins 
ergeben, und holte felbft Verhaltungsmaßregeln darüber ein, ob 
diefe ober jene Mitteilung, falls dies nicht ſchon von Stein ver: 
merkt war, fofort der „Publizität” zu übergeben oder noch „vor: 
derhand mit Stillſchweigen zu übergehen“ fei. Die Mitteilungen 
Steind? an Görres betrafen jeitdem, neben manden anderen 
wichtigen Gegenftänden, namentlidy eben auch die „künftige beutiche 
Verfaſſung“ und die „Verhandlungen de3 Kongreſſes“; über dieſe 
find nah Perg „eine ganze Reihe Artikel” ala „auf ſolchen 
Mitteilungen berubend zu betrachten“, wie fie denn aud „hin und 
wieder Steins eigenfte Ausdrucksweiſe verraten” (Pertz 4, 65—69, 
vgl. ©. 388). 

In der Nummer 141 vom 31. Oftober war nun ein Artilel 
erſchienen, der die „Lage der deutſchen Beratungen“ im Fünfer⸗ 
comite beſprach und anſcheinend no am 11. November ben 
Bevollmächtigten von Bayern und Württemberg zu Geficht fam 
(vor „mehreren Tagen“ jagt Wrede am 14. bei Klüber 2, 191). 
Der Artikel war ebenfalls offenbar von Stein infpiriert; er „brand: 
marfte“, um mit Perg zu reden, das „bayriſch-württembergiſche 
Verfahren und ftellte, falls ſolches fortdauere, die durchgreifende 
Hilfe der Verbündeten in Ausfiht“*). Somohl bie „Höfe“ 
Bayerns und Württembergs wie ihre „Bevollmächtigten“ waren 
darin mit „Anzüglichfeiten“ bedacht, welche ingbefondere bie „Würde 
der Höfe” verlegte. 

Im Auftrage berfelben proteftierten die beiberfeitigen Be 
vollmädhtigten in der Sigung vom 14. November gegen einen 


*) [Bgl. Steins Tagebuch a. a. D. S. 408]. 
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„ſolchen Unfug“ und forderten „Genugtfuung“. Preußen, obgleich 
es, glei wie Hannover, in jener Zeit auch gegen „grobe Schmä- 
dungen“ Beratung übte und empfahl, konnte doch nad) ge— 
ſchehener Vorleſung des Artikels nicht umhin, in biefem Fall 
„Grund zur Führung einer Beſchwerde“ anzuerkennen. Und 
Metternich erklärte, „daß e3 allerdings ſchädlich fei, wenn Dinge 
der Art, wie das Blatt enthalte, ins Publitum kommen, und 
dadurch das jo nötige Vertrauen untergraben werde”. 
Daß die Sache nicht vor das Gomit6 gehöre, gab man allſeits 
zu, doch erbot ſich Metternich, „deshalb mit dem Fürften Harben- 
berg in Kommunikation zu treten” (Rlüber 2, 190 ff.). 

63 mußte jedem einleuchten, daß Stein, der die „Beihilfe“ 
der „Verbündeten“ am 4. November provociert hatte, auch ber= 
jenige geweſen fei, ber am 31. Oftober die „Hilfe der Verbündeten 
in Ausficht ftellte” ober ftellen ließ; daß er es mithin fei, der 
die Verantwortlihkeit dafür trage, daß durch jene „ſchändlichen 
Anzüglichleiten” nad Metternich Ausdruck das „jo nötige Ver 
trauen untergraben werde”. Alle Welt dachte auch bei dem Artikel, 
der in Wien einen „lebhaften Eindrud” erzeugte und „vielfach 
in der Geſellſchaft verhandelt“ wurde, an niemand anders als 
an Stein. Daher fagte der Kronprinz von Bayern, ber übrigens 
ein Freund des Reichsritters und ein Gegner von Wrede und 
Montgelas war, an fürftlicher Tafel ganz laut: „es werde jetzt 
viel tolles Zeug gefchrieben, von Görres und anderen, bie 
Stein befhügt”. Worauf diefer freilich heftig aufiprang und 
ihm zurief — nicht etwa, daß er mit dem Artikel nichts zu fchaffen 
babe, fondern daß er „nicht vergefien” folle, „wer er fei” und 
daß es „nicht ſchickllich, in fo großer Gejellfchaft laut Namen zu 
nennen“ (Perg 4, 152 f.). Er hatte ſchon früher einmal in 
jeiner Behaufung fih das „laute Sprechen“ bed Kronprinzen 
verbeten, da fonft „die Leute glauben müßten, er halte einen 
Yatobinerklub” (Eh. S. 72). Was ihn im vorliegenden Fall 
einigermaßen entſchuldigen kann, d. 5. nicht in Bezug auf feine 
befeidigende Ausbrudsmweife, jondern in fachlicher Beziehung, 
das ift der Umftand, daß die Note an Görres zur Zeit jener 

„Übereinkunft“ vom 21. Oktober zwiſchen Diernig, Preußen 
Schmidt, Deutſche Berfaffungäfrage. 





Einmifhungen des Freiheren vom Stein. 


Hannover abgefandt fein muß, als man ben „Austritt“ 
ms und Württembergs als möglich anſah (f. oben ©. 232 
10). 

3. Die dritte Art der Intervention Steins war die eben: 
wenig geſchickte und ſehr unzeitige Aufftadelung 
Heinftaaten gegen bie Mittelftaaten, d. h. gegen Bayern 
Württemberg — eine Aufftahelung, die überbies weſentlich 
Steins Abfihten ausſchlug. Doch ift dieſe Angelegenheit 
erwidelt, daß wir ihr einen eigenen Abſchnitt widmen 
n. 





XXX. Einige Aufklärungen über die Kaifer- 
adreffe der 29 Kleinflaaten, 
vom 16. Dezember 1814. 


Wir haben es hier zugleich mit der Genefis und der Analyſe 
zu tun. 

$. 1. In derjelben Zeit, als Stein die im Rheiniſchen 
Merkur zunächſt in Ausſicht geftellte „Hilfe ber Verbündeten” 
wirklich herbeirief, an jenem 4. November, that er aud den 
erſten entſcheidenden Schritt, um die Hilfe der Kleinftaaten in 
Bewegung zu fegen. 

Natürlich konnte die Aktion ber Kleinftaaten, wenn man 
Stein nicht einer Geiftesftörung zeihen will, gar nichts anderes 
bezweclen follen, als was er durch die Aktion ber Verbündeten 
d. i. Rußlands bezwedt hatte. Die „Deklaration“, bie er bei den 
Rleinftaaten zu provocieren ſich anſchickte, follte alfo, gleichwie 
die vertraulie Note Rußlands, ben von ben „Rabinetten 
von Wien, Berlin und Hannover am 14. Oktober vorgelegten 
Bundesplan” oder die „zwölf Artikel“ im allgemeinen „unter: 
fügen“, d. 5. die „allgemeine Annahme” derfelben fördern 
und fordern, durch eigenes Beilpiel Bayern und Württemberg 
zur Nachfolge drängen. Insbeſondere follten demnach die Klein: 
ftaaten den Grundfägen ber 12 Artikel und ber ruſſiſchen Note 
dahin zuftimmen, daß die „Kräfte“ des Bundes einer „konzen⸗ 
trierten Zeitung unterworfen“, dem „Bunde als ſolchem das Recht 
Krieg und Friede zu machen, die Streitigfeiten unter ben Fürften 
zu entfeheiden und über die allgemeinen Intereſſen zu machen, 
übertragen fein, und zum Schuße ber Freiheit und bes Eigentums 
Randftände gebildet werben“ jollten. 
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Dies fieht auch Perg offenbar ein, wenn er (4, 145) fagt: 
ein habe verfucht „der deutſchen Verfaffungsangelegenheit von 
ei verſchiedenen Seiten einen Anftoß zu geben“, und feine 
ſicht jei demnach geweſen, auch bie „außer bem deutſchen Nus- 
iß gebliebenen Fürften und freien Städte zu einer Erflärung 
veranlafien, welche den bayeriſch-württembergiſchen 
niftern ihre völlig vereinzelte Stellung anſchaulich machen, 
durch Darlegung ber richtigen für Deutſchlands Wohl not: 
tigen Grundfäge den Abſchluß des Bundesvertrages 
chleunigen follte”. 

Nun liegt es aber auf der Hand, daß die Adreſſe der 29 
inftaaten vielfach und namentlich infofern fie die Wiederher⸗ 
ung de3 Kaifertums verlangte, im biametralen Wider: 
ud ftand zu dem von Stein fo eifrig empfohlenen „Bundes: 
n vom 14. Oktober“ und ber von ihm verfaßten „ruffiichen 
e vom 11. November“, ſowie überhaupt zu allen feinen Mani- 
ıtionen feit dem Vertrage von Chaumont. Unmöglih kann 
) Stein zugleich eine „Unterftügung”“ und einen Umfturz 
zwölf Artikel bezwectt haben! Das erfannte auch Pertz augen: 
ig, fo daß er feinen andern Ausweg weiß, — diefen Eindrud 
ht wenigſtens feine Darftellung — als ben, die „Deklaration“ 
» die Kaiſeradreſſe als zwei verſchiedene Akte aufzufaſſen und 
heinen zu laffen; wie wenn die erftere in einem früheren Zeitz 
ıft, etwa am 6. November (ſ. S. 145 f.) vom Stapel ge 
fen wäre, während die zweite notorifh am 16. November ins 
en trat und von ihm erft ſpäter (S. 154 f.), eben als etwas 
n3 anderes, und zwar fehr richtig als ein „Einſpruch“ 
ctert wird, ber, wie er hinzufügt, „ben Fortgang der Kon: 
zen erſchütterte“. Daher gedenft er auch einer Mitwir: 
g Steins bier mit feiner Silbe. Er hat eben — muß man 
iehmen — feine Ahnung von dem wahren Sachverhalt, daß 
fih nämlich um ein und dasſelbe Aktenſtück handelt, und daß 
: die von Stein fo eifrig betriebene Manifeftation im legten 
ſcheidenden Augenblid durch eine Gegenagitation nahezu in 
Gegenteil verwandelt warb. 

Die Identität der vermeintlich zwiefachen Akte kann gar 
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nicht bezweifelt werben. Denn 1) einer Dellaration der Klein: 
faaten zu Gunften der zwölf Artikel, trogdem ihr die größte 
Wichtigleit beigemeffen werden müßte, wird nirgend gedacht. 2) 
iſt es auch undenkbar, daß die 29 Staaten, bie fi thatſächlich 
am 16. November gegen die zwölf Artikel erklärten, fi einige 
Tage zuvor ebenfo einmütig für diefelben erklärt haben follten. 
3) Die Deklaration, nach der Angabe des naſſauiſchen Bevoll: 
mädhtigten von Marſchall, erhielt nicht die Unterſchrift von Olden⸗ 
burg und Baden; und beide Unterfchriften fehlen in der That 
in der Kaiferadrefie. 4) Die Deklaration enthielt nach derjelben 
Angabe die Bereitwilligkeitserflärung für „allgemeine Einrichtung 
von Landftänden“ gemäß dem „Münfterfhen Votum“; und bieje 
Erklärung ift in der That ein Beftandteil der Kaiferadreffe, und 
zwar der einzige,.ber ben zwölf Artikeln entſpricht. 5) Die 
Deklaration wird von Marſchall ſchließlich „Note“ genannt, und 
biefen Titel führte in ber That offiziell die Kaiferadrefie. 
Treitſchle hat die Schwierigkeiten übergangen, indem er jagt 
(©. 686): „Stein entſchloß fi, die Heinfürftliche Oppofition für 
feinen patriotifchen Zwed zu benugen; er... bewog ben Verein 
der 29 Eleinen Fürften und Städte, am 16. November ... eine 
Rolektivnote zu überreichen. Darin wurden Öfterreich und Preußen 
gebeten, einen neuen Verfafjungsplan .. . vorzulegen; an die Spige 
des Bundes müſſe ein Kaiſer als deutſcher Freiheit Ägide treten 
u. ſ.w.“ Es leuchtet nach dem Obengefagten ein, daß die Forderung 
eines „neuen“ Verfafjungsplanes und eines „Raifer8” das Gegenteil 
deſſen war, was Stein als faft fanatiſcher Vertreter des Bundes- 
planes vom 14. Dftober damals erzielte. Es verfteht ſich alſo 
von felbft, daß, wenn er zur Überreihung einer Note bewog, 
er nit eine Note ſolchen Inhalt erwartet haben fann. Zwar 
fagt Perg (4, 305 f.): Stein „heine ben Verhandlungen über 
Heritellung ber Kaiferwürde nicht fremd” geweſen zu fein. 
Aber einmal bat er babei augenfällig nur bie Verhandlungen 
feit dem 16. November unb bis zum 20. Dezember im Sinn; 
und überdies erſcheint es vielmehr nad ber Gejamtheit der 
Quellen als vollfommen gewiß, daß Stein weder in ben 
Tagen vor bem 16. November noch ſeitdem und um den 
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Dies fieht auch Perk offenbar ein, wenn er (4, 145) fagt: 
Stein habe verfucht „der deutſchen Verfaflungsangelegenheit von 
zwei verfchiedenen Seiten einen Anftoß zu geben“, und feine 
Abficht ſei demnach geweſen, auch die „außer dem deutſchen Aus: 
ſchuß gebliebenen Fürften und freien Städte zu einer Erklärung 
zu veranlaffen, welde den bayeriſch-württembergiſchen 
Miniftern ihre völlig vereinzelte Stellung anfehaulich machen, 
und duch Darlegung der richtigen für Deutſchlands Wohl not: 
wendigen Grundfäge den Abſchluß des Bunbesvertrages 
beſchleunigen jollte”. 

Nun liegt es aber auf der Hand, daf bie Adreſſe der 29 
Kleinſtaaten vielfach und namentlich infofern fie die Wiederher: 
ftellung des Kaifertums verlangte, im diametralen Wiber- 
ſpruch ſtand zu dem von Stein fo eifrig empfohlenen „Bundes: 
plan vom 14. Oktober“ und ber von ihm verfaßten „ruſſiſchen 
Note vom 11. November“, fowie überhaupt zu allen feinen Mani- 
feftationen feit dem Vertrage von Chaumont. Unmöglid kann 
doch Stein zugleich eine „Unterftügung“ und einen Umfturz 
ber zwölf Artitel bezwedt haben! Das erkannte auch Perk augen: 
fällig, fo daß er feinen andern Ausweg weiß, — dieſen Eindrud 
macht wenigſtens feine Darftellung — als ben, bie „Deklaration“ 
und die Kaiſeradreſſe als zwei verjchievene Akte aufzufafien und 
erſcheinen zu laſſen; wie wenn bie erflere in einem früheren Zeit- 
punft, etwa am 6. November (ſ. S. 145 f.) vom Stapel ge 
laufen wäre, während bie zweite notorifh am 16. November ind 
Leben trat und von ihm erft fpäter (S. 154 f.), eben ala etwas 
ganz anderes, und zwar fehr richtig als ein „Einſpruch“ 
erörtert wird, der, wie er Hinzufügt, „ben Fortgang der Kon- 
ferenzen erfehütterte”. Daher gedenkt er auch einer Mitwir⸗ 
tung Steins hier mit feiner Silbe. Er hat eben — muß man 
annehmen — feine Ahnung von dem wahren Sachverhalt, daß 
es fih nämlich um ein und dasſelbe Aftenftüd handelt, und daß 
nur die von Stein fo eifrig betriebene Manifeitation im legten 
entſcheidenden Augenblid durch eine Gegenagitation nahezu in 
ihr Gegenteil verwandelt warb. 

Die Identität der vermeintlich zwiefachen Alte kann gar 





Einige Auftlärungen über bie Kaiſeradreſſe der 29 Aleinftanten. 261 


nicht bezweifelt werden. Denn 1) einer Deklaration der Klein 
ftaaten zu Gunften der zwölf Artikel, trogdem ihr die größte 
Wichtigfeit beigemefien werden müßte, wird nirgend gedacht. 2) 
ift es auch undenkbar, daß die 29 Staaten, die fi thatſächlich 
am 16. November gegen bie zwölf Artikel erklärten, ſich einige 
Tage zuvor ebenfo einmütig für diefelben erflärt haben follten. 
3) Die Deklaration, nach der Angabe des naſſauiſchen Bevoll- 
mädjtigten von Marſchall, erhielt nicht die Unterſchrift von Olden: 
burg und Baden; und beibe Unterfchriften fehlen in der That 
in der Kaiſeradreſſe. 4) Die Deklaration enthielt nach berjelben 
Angabe die Bereitwilligfeitserflärung für „allgemeine Einrihtung 
von Landftänden” gemäß dem „Münfteriden Votum“; und dieſe 
Erklärung ift in der That ein Beitandteil der Kaiſeradreſſe, und 
zwar ber einzige,. der ben zwölf Artikeln entipridt. 5) Die 
Deklaration wird von Marſchall fchlieplih „Note“ genannt, und 
diejen Titel führte in ber That offiziell die Kaiſeradreſſe. 
Treitſchke hat die Schwierigkeiten übergangen, indem er jagt 
(S. 686): „Stein entſchloß fi, die kleinfürſtliche Oppofition für 
feinen patriotifchen Zwed zu benugen; er... bewog ben Verein 
der 29 Eleinen Fürften und Städte, am 16. November ... eine 
Kollektivnote zu überreichen. Darin wurden Oſterreich und Preußen 
gebeten, einen neuen Verfaſſungsplan . . . vorzulegen; an die Spitze 
des Bundes müſſe ein Kaiſer als deutſcher Freiheit Agide treten 
u.f.w.” Es leuchtet nach dem Obengefagten ein, daß die Forderung 
eines „neuen“ Verfafjungsplanes und eines „Kaiſers“ das Gegenteil 
deſſen war, was Stein als faft fanatiſcher Vertreter des Bundes- 
planeg vom 14. Dftober damals erzielte. Es verfteht ſich aljo 
von jelbft, daß, wenn er zur Überreihung einer Note bewog, 
er nicht eine Note ſolchen Inhalts erwartet haben fann. Zwar 
fagt Perg (4, 305 f.): Stein „ſcheine den Verhandlungen über 
Heritellung der Kaiſerwürde nicht fremd“ geweſen zu fein. 
Aber einmal hat er dabei augenfälig nur die Verhandlungen 
feit dem 16. November und bis zum 20. Dezember im Sinn; 
und überdies erjcheint es vielmehr nah der Gejamtheit der 
Quellen als volltommen gewiß, daß Stein weder in ben 
Tagen vor dem 16. November noch feitdem und um ben 
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20. Dezember mit ber Kaiferidee umging. ern bavon, fie 
anzuregen oder nur zu begünftigen, war er ihr vielmehr 
damals durchaus abgewandt und fogar eher bebacht, ihr entgegen 
zu wirken. 

Schon hiernach kann es feinem Zweifel unterliegen, daß die 
ſcheinbar fo patriotiſche Kaiſernote vom 16. Noveniber, die ben 
damaligen Wunſchen Steins geradezu Hohn fprad und ftatt dem 
Bundesplane Oſterreichs, Preußens und Hannovers zuzuftimmen, 
vielmehr gegen benfelben proteftierte, ein Produkt beflagens: 
werter, Hleinftaatlicher und partitulariftiicher Umtriebe war. 

Allerdings wird niemand das herbe Urteil Treitſchkes billigen 
tönnen, wenn er behauptet (2, 174): „Es giebt eine Naivetät 
der Dummheit und der Nichtswürdigkeit, welche allein in ber 
Enge ber Kleinftaaterei gebeihen kann.” Denn Dinge, wie er 
fie in betreff Kurheſſens dabei anführt, hängen infofern nicht von 
der Größe oder Kleinheit der Staaten ab, als fie überall vor: 
kommen können. Allein das läßt ſich jedenfalls nicht Teugnen, 
daß gemeinhin die kleinſten Staaten am unempfänglicjften find 
für große nationale Intereffen; daß, wo dieſe in Frage kom: 
men, das deutſche Volt immer viel fiherer auf Bayern und 
Württemberg wird rechnen können, wie auf ein Neuß oder Strelig. 
Und ebenfo läßt es ſich auch nicht verfennen, daß, wie zu anderen 
Zeiten, jo auch zur Zeit bes Wiener Kongrefieg den meiften 
Kleinftanten jener echte Patriotismus abging, den man ihnen jo 
häufig im Gegenfag zu den Mittelftaaten zufchreibt, nämlich die 
Einfiät: daß die dem Ganzen gebrachten Opfer nicht eine Schwä: 
Hung, fondern eine Stärkung der Glieder find, und mithin bie 
Geneigtheit: dem Ganzen hergebrachte oder vermeintliche Rechte, 
Ehren ober Vorteile zu opfern. 

So bildete denn zu dem Ruhme des Patriotismus, ben die 
Kaifernote vom 16. Noveniber 1814 fo unverdient davontrug, 
der Wuft von Umtrieben, die zu ihr führten, eine wahre Parodie. 
Der Eeinftaatlihe Souveränitätsbünfel nahm es fid) heraus, das 
Fürftencomit& als eine Uſurpation zu verpönen, obgleich es von 
den Mächten Europas mit Einfluß von Oſterreich und Preußen 
eingejegt war. Die Kleinen und Kleinften verlangten Zuziehung 
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zu den Verfafjungsberatungen, obgleich Stein die Loſung aus— 
gegeben hatte, daß erſt nach der Einigung der „großen Höfe” 
über die Verfaſſungsgrundlagen bie „einzelnen“ wohl „gehört“ 
werben fönnten, aber „verbunden feien, fi der Entſcheidung 
ber großen Höfe zu fügen“ (fiehe oben ©. 197). Man ver- 
dammte diefe Grundlagen oder die zwölf Artikel, ſobald man fie 
kennen gelernt, mwetteifernd ohne alle Schen. Man perhorrescierte 
den oberften Rat der Fünf, und verlangte auch für die Kleinften 
einen Anteil an ber höchſten Gewalt. Man mar der Wieder: 
berftellung des Kaifertums hold, aber nicht um des Ganzen, 
jondern um feiner felbft willen; nicht um das nationale Wohl 
zu förbern ober um bie Macht der leitenden Gewalt, des Ober: 
baufes, des Kaifers zu ftärfen, wie man doch glauben machen 
wollte, fondern im Gegenteil um die eigene Macht zu vermehren, 
um im eigenen Lande das fürftlihe Anfehen zu erhöhen und die 
ftaatliche Ommipotenz fiher zu ftellen. Ja, ftatt auf die Stär- 
fung ber deutſchen Wehrkraft bedacht zu fein, war man vielmehr 
auf die Wahrung ber partifularften Militärhoheit wie befeflen*). 
Und, was das allerfhlimmfte war, während bie ſämtlichen Klein- 
itaaten zur Genugthuung Steins in der Adreſſe mit wahrem 
Übereifer gelobten, ihre Landſtände mit den verheißenen Rechten 
auszuftatten, dachten faum drei oder vier mit wirklihem Ernſt 
daran, biefes Gelöbniß auszuführen. 

8 2. Bliden wir nun nad) diejen allgemeinen Bemerkungen 
auf das Detail der Vorgänge Hin, d. 5. fragen wir uns: wie hat 
man fi den Gang ber Dinge vorzuftellen? 

Späteftens am 4. November hatte Stein mit dem nafjauifchen 
Minifter von Marſchall, feinem Hausgenoſſen, auf den er große 
Stücke hielt (Perg 4, 243 f.), obwohl ihn Treitichle (2, 138) 
als einen Partikulariſten ſchildert, das entſcheidende Zwiegeſpräch, 
worin das Zuſtandebringen einer „Deklaration“ von außerhalb 
des Comites ſtehenden kleineren Staaten zu Gunſten bes Bundes⸗ 
planes vom 14. Oktober verabredet ward; natürlich ohne daß 


*) ©. 4. unten im Anhang bie Berichte Baumbachs vom 11., 18. und 
22. Märı, ſowie vom 8. und 24. April. 
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t auf Modifikationen im Detail, wie er fie ja felber wünſchte, 
tet werben follte. Zu dem Ende wurde Marſchall beauf- 
ſich zunächſt mit einer Fleineren Anzahl zuverläffiger Be: 
rädhtigter zu beraten und zu verftändigen. Zu ihrer In— 
tion über den bisherigen Verlauf der Verhandlungen bes 
ercomite3 übergab ihm Stein unbefugtermeife die ihm jelber 
'ommenen Protokolle berjelben nebft ben Anlagen. Aus: 
li wurde dabei verabredet, daß der andere nafjauifche 
llmächtigte Gagern von biejen geheimen Verhandlungen aus: 
loffen bleiben fole (Perg 4, 145 f.); offenbar zumal 
ılb, weil Gagern fi von jeher und nod eben damals 
ein fanatifher Vorkämpfer des Kaifertums bethätigt hatte, 
ihn Stein in diefem Augenblide am allerwenigften brauchen 
te. 
Gagern hatte nämlich von vornherein, wie er jelbft ein: 
(Mein Anteil an der Politik 2, 195—208), eine grundjäglic 
Benfeindliche Stellung eingenommen. Zwar erfannte er an, 
„ohne preußiſche Impulfion all das Große nicht gefchehen 
“. Allein er beiuldigte die „Preußen“ maßloſer „An: 
he“. „Der Freiherr vom Stein, fagt er, Hardenberg, Hum⸗ 
, die Generale, der Hof — allefamt waren fie Preußen und 
ven mich gegen ſich auf ihren Wegen“. Cr betrachtete 
Ben als den grunbfäglichen Gegner der „Kaiſerwürde“, und 
reih als bereit zur Annahme derjelben, falls ihr „mehr 
icht“ gegeben werbe und „die Sache aus fich felbft hervor: 
»“. Da Preußen einfah, meint er, daß es „in Deutjchland 
allein regieren“ noch „eine Zweiherrſcherſchaft, eine Tei: 
nad Nord und Süd“ erreichen könne, jo habe „man das 
ld der großen Mächte und die Zahl fünf“ für die Lei: 
Deutſchlands aufgeftellt. Diefe „Fünfherrſchaft“ verwarf 
it wahrem Ingrimm ſowohl in der Geftalt bes vorberatenden 
it63 wie ber genannten Crefutive. Daher drängte er fih 
ihtlih an die Spige der Oppofition“, und zwar eingeftan- 
‚maßen ald Vertreter ber „Politit der Niederlande” und ber 
reſſen des „naſſauiſchen Hauſes“; überzeugt, daß er bei feinem 
fen“, feiner „Energie, Kühnheit und Umſicht“ als Führer 
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den Heineren Staaten „jehr willfommen“ fein werde; und ftolz 
barauf, daß ihnen bergeftalt „mit der Erſtehung der Niederlande 
das Dranifhe Haus als Schirm, Schugmwehr und Freund 
erſcheinen“ müfle. 

In der That machte auch Gagern, wenigftens hinterher, 
gar fein Hehl daraus, daß er „nicht gänzlich aus ſich felbft, 
und ohne Autorifation oder Gutheißung jo raſch und ent: 
ſchloſſen zu Werk gegangen” fei. Seine niederländiſchen J— 
fruftionen lauteten ausdrücklich dahin: daß „außer den fünf prä- 
ponberierenden Höfen auch die übrigen deutſchen Fürften Stimme 
haben“ müßten; daß der Bundesplan vom 14. Oftober nur „be 
abfihtige, die Übrigen Fürften Deutſchlands fait ganz zu unter= 
drüden und gemiflermaßen nur noch als Landſtände gelten zu laſſen“; 
daß gegen ſolche „alles Gefühl von Recht und Biligfeit unge 
ſcheut beifeite ſetzende Abfichten mit allen Kräften gekämpft und 
ihnen möglichſt entgegengewirft werben müſſe“; und daß dem- 
nad ber König (ber Niederlande) Gagern „beauftrage, in ben 
Beitrebungen, die Abſichten der fünf Höfe zu vereiteln, 
unaufhaltſam fortzugehen“. Man fieht aljo, wie Stein durchaus 
nicht ihm unrecht that, wenn er ihm nachſagte, daß er mehr 
ausländiſche als deutſche Intereſſen vertrete. 

Schon mit dem 14. Oktober, wie wir bereits andeuteten 
(ob. ©. 223), begannen feine Aufhegereien. Kraft feines nieder 
ländifchen Goldes war es ihm ein leichtes, in feinen Salons 
„bei munterem Frühſtück“ gemütliche Zufammentünfte ber ſchmaler 
dotierten Gejandten ber Kleinftaaten zu veranftalten. Und gleich 
in ber erften Zufammenkunft, am genannten Tage, ſprach er, in 
einer „Anrede“ an die Eingeladenen, jenen „fünf deutſchen Staaten” 
das Recht ab, „ſich zu verfammeln, um bie vaterländiihen An: 
gelegenheiten zu orbnen“. Dies ihr Verhalten müſſe „vektifiziert“ 
und ihnen „fühlbar gemacht“ werben, fagte er, „daß wir da 
find und unfer Handwerk wohl verftehen”. Man hätte mit einer 
„allgemeinen Verfammlung anfangen“ und „dann erft die Vor: 
derſten“ beauftragen oder „Deputationen aus allen Bänken und 
Ordnungen entnehmen” ſollen; und dies müſſe man „noch be> 
gehren“. Als „den wichtigſten Gegenſtand“ aber „ſehe er die 
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ferwürde an“. Er rief die Verfammelten auf, die Herftellung 
elben „al allgemeinen Wunſch aljobald auszubrüden”, und 
ündete, daß er bereit „in feinem Sinne einen Aufſatz hin 
orfen“ habe. Sein Vertrauter, der Schweriner Bevollmächtigte 
iherr von Pleſſen, der ſchon zuvor „Unterrebungen” mit dem 
ften Metternich gehabt, berichtete zwar danach, daß dieſer 
ce Ruhe rate”; dennoch wurde, ohne Zweifel auf Gagerns 
nige Veranlaffung, der kurheſſiſche Graf Keller beauftragt, 

Fürften Metternich „bie verſchiedenen Begehren zu hinter: 
ıgen“. Daß diefe Sendung erfolglos war, lehren die That: 
en. Zudem hat ficher bie große Mehrheit der damals an: 
mden achtzehn Heinftaatlichen Gefandten fich neutral und paſſiv 
yalten, da unmöglich viele die fede Anmaßung teilen konnten, 
e jede Inftruftion ihrer Vollmachtgeber den beiden Grob: 
hten Deutſchlands Vorſchriften machen zu wollen. 

Während nun im weitern Verlaufe des Oktober Gagern 
e Umtriebe und das Fünfercomite feine Beratungen fortjegte, 
en andererſeits mehrere jener Mleinftaatlihen Gejandten in 
näheres Verhältnis zu Stein; namentlih aud, außer dem 
auiſchen Bevollmächtigten von Marſchall, der weimariſche von 
Sborff, wie wir gleich näher ſehen werden. Auf Steins Per: 
ung war es denn auch geichehen, daß die Genannten, ſowie 
haupt bie heſſiſchen, herzoglich ſächſiſchen und naflauifchen 
andten unterm 25. Dftober dafür eintraten, daß Mainz nicht 
Bayern überlafjen, ſondern zur Bundesfeftung erflärt ierbe*). 
» auf Steing Anregung geſchah es denn wiederum, daß Mar 
N Anfangs November, mit Umgehung Gagerns und im Gegen: 
zu bemfelben, Genoſſen warb um zu Gunften bes Bundes⸗ 
1 vom 14. Oktober eine Erklärung abzugeben. 

Und in der That, ſchon am 5. November erhielt Stein einen 
icht von Marſchall, woraus erhellt, daß er noch am 4. eine 
ferenz mit einigen andern Bevollmächtigten gehabt hatte. Das 
reiben lautet: „Em. Ercellenz ſende ich bie mir mitgeteilten 





*) ©. Stihling, Ernft Cfriftien Auguft Freiherr von Gersdorff, Weimar 
h &. 18 f. bie Note bei Alüber 1, 2, 45. 
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Protokolle ſamt Anlagen zurüd. Ich habe davon geftern ben 
verabredeten Gebrauch gemadt. Die beiden Heffen, Sachſen 
(bie Herzogtümer), Medlenburg, Naffau find bereit, die De— 
Haration abzugeben. Was insbeſondere bie Rechte und Frei- 
heiten deutſcher Unterthanen betrifft, jo wird man ſich ver- 
bindlich machen und fo erflären, wie in dem befannten Münfter- 
ſchen Voto biefelben verzeichnet find*). Deswegen ift dieſes Vo— 
tum von allen ertrahiert worben. Diefer wichtige Punkt 
wäre alfo bei Heifen-Darmftadt auch durchgeſetzt. Ich wünfche 
nur, daß dieſes Beiſpiel wirken möge. An Badens Nad- 
ahmung zweifle ich nach ber (bevorftehenden) Ankunft meines 
Bruders**) nit. Es wird nun darauf ankommen, ob es nicht 
weckmäßig ift, auch Braunſchweig zu veranlafien, bie Er- 
tlärung mit zu umterzeichnen***); der Herzog hat bekanntlich 
feine liberalen Gefinnungen, man wirb ihm aber die Hände leicht 
auf diefe Art binden. Auf die Fortfegung der Protofolle bin 
ich fehr begierig. . . . Zeiber habe ich geftern beinahe ben ganzen 
Tag und heute bis Mitternacht an meinem rheumatifchen Fieber 
gelegen... . Verabrebetermaßen habe ih Gagern nit 
zu den Konferenzen gezogen. Die Deklaration muß ich ihm feiner 
Zeit mitteilen, damit er fie mit unterzeichnen kann.“ 

Hiernach waren bei den Konferenzen beteiligt: 1) der Frei— 
herr von Türkheim, ber einzige Bevollmächtigte von Heffen-Darm- 
ſtadt; 2) von Kurheſſen mindeftens, gleihwie von Naſſau jelbft, 
einer ber beiden Bevollmächtigten, und zwar wahrſcheinlich von 
Lepell, denn ber andere, Graf Keller, hielt es mit Gagern+t), 
wie ſich ſchon aus dem obigen ergab und wie auch ber folgende 
Bericht an Humboldt zeigt; 3) von den Bevollmächtigten ber 
fünf ſächſiſchen Herzogtümer: Baron von Gersborff, von Mint: 
wig, von Erffa, von Baumbad und Baron Filchler, vielleicht 
die Mehrzahl, wenn nicht alle; 4) von Medienburg mindeftens 


*) ©. ob. ©. 232 Anm. 
**) Des zweiten badiſchen Bevollmächtigten. 
) Hieraus folgt, daß es keineswegs geunbfäglih auf Gewinnung 
aller Mleinftaaten adgefehen war. 
H [Entgegen dem Rate Steins f. beffen Tagebuch 21. Dftober ©. 894.] 
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KRaiferwürde an“. Er rief die Verfammelten auf, die Herftellung 
derjelben „al3 allgemeinen Wunſch alſobald auszubrüden”, und 
verfündete, daß er bereit3 „in feinem Sinne einen Auffag hin 
geworfen“ habe. Sein Vertrauter, der Schweriner Bevollmächtigte 
Freiherr von Plefien, ber ſchon zuvor „Unterredungen” mit bem 
Fürften Metternich gehabt, berichtete zwar danach, daß dieſer 
„zur Ruhe rate”; dennoch wurde, ohne Zweifel auf Gagernd 
alleinige Beranlaffung, der kurheſſiſche Graf Keller beauftragt, 
dem Fürften Metternich) „die verſchiedenen Begehren zu Hinter: 
bringen“. Daß dieſe Sendung erfolglos war, lehren die That: 
ſachen. Zubem hat fier die große Mehrheit der damals an: 
weſenden achtzehn Heinftaatlihen Gefandten ſich neutral und paſſiv 
verhalten, da unmöglich viele die fede Anmaßung teilen konnten, 
ohne jede Inſtruktion ihrer Vollmachtgeber den beiden Groß: 
mächten Deutſchlands Vorfchriften maden zu wollen. 

Während nun im meitern Verlaufe des Oktober Gagern 
feine Umtriebe und das Fünfercomite feine Beratungen fortjegte, 
traten ambererjeit3 mehrere jener Eleinftaatlihen Geſandten in 
ein näheres Verhältnis zu Stein; namentlih auch, außer dem 
naſſauiſchen Bevollmächtigten von Marſchall, der weimarifche von 
Gersdorff, wie wir gleich näher ſehen werden. Auf Steins Ler- 
anlafjung war es benn aud) geſchehen, daß die Genannten, ſowie 
überhaupt bie heſſiſchen, herzoglich ſächſiſchen und naſſauiſchen 
Geſandten unterm 25. Oktober dafür eintraten, daß Mainz nicht 
\ an Bayern überlafien, fonbern zur Bundesfeftung erklärt werde*). 
Und auf Steins Anregung geſchah es denn wiederum, daß Mar- 
{Hall Anfangs November, mit Umgehung Gagerns und im Gegen 
fat zu demfelben, Genofjen warb um zu Gunften bes Bundes: 
plans vom 14. Oktober eine Erklärung abzugeben. 

Und in der That, ſchon am 5. November erhielt Stein einen 
Beriht von Marſchall, woraus erhellt, daß er noch am 4. eine 
Konferenz mit einigen andern Bevollmächtigten gehabt hatte. Das 
Schreiben lautet: „Em. Excellenz jende ich die mir mitgeteilten 





*) ©. Stihling, Ernft Chriftian Auguft Freiherr von Gersdorff, Weimar 
1853. S. 18 f. die Note bei Rlüber 1, 2, 45. 
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Protokolle amt Anlagen zurüd. Ich babe davon geftern ben 
verabredeten Gebraudy gemacht. Die beiden Heſſen, Sachſen 
(bie Herzogtümer), Medlenburg, Naffau find bereit, die De— 
Haration abzugeben. Was insbejonbere die Rechte und Frei: 
heiten deutfcher Unterthanen betrifft, fo wird man fi ver- 
bindli machen und jo erklären, wie in bem befannten Münfter- 
ſchen Voto diefelben verzeichnet find*). Deswegen ift dieſes Vo- 
tum von allen ertrahiert worden. Diefer wichtige Punkt 
wäre aljo bei Hefjen-Darmftadt auch burchgefegt. Ich wünſche 
nur, daß dieſes Beifpiel wirken möge. An Badens Nad- 
ahmung zweifle ich nad der (bevorftehenden) Ankunft meines 
Bruber3**) nit. Es wird nun darauf ankommen, ob es nicht 
zwedmäßig ift, auch Braunſchweig zu veranlaflen, die Er- 
Märung mit zu unterzeichnen***); ber Herzog bat bekanntlich 
feine liberalen Gefinnungen, man wirb ihm aber die Hände leicht 
auf dieſe Art binden. Auf die Fortfegung der Protokolle bin 
ich jehr begierig. . . . Leider habe ich geftern beinahe ben ganzen 
Tag und heute big Mitternacht an meinem rheumatifchen Fieber 
gelegen... . Berabredetermaßen habe ih Gagern nicht 
zu ben Konferenzen gezogen. Die Deklaration muß ich ihm feiner 
Zeit mitteilen, damit er fie mit unterzeichnen kann.“ 

Hiernach waren bei den Konferenzen beteiligt: 1) der Frei 
herr von Türkheim, der einzige Bevollmächtigte von Heflen-Darm- 
ſtadt; 2) von Kurheſſen minbeftens, gleihwie von Naſſau felbft, 
einer ber beiden Bevollmächtigten, und zwar wahrſcheinlich von 
Lepell, denn ber andere, Graf Keller, hielt e8 mit Gagern+), 
wie fi ſchon aus dem obigen ergab und wie auch der folgende 
Bericht an Humboldt zeigt; 3) von den Bevollmächtigten der 
fünf ſächſiſchen Herzogtümer: Baron von Gersborff, von Mint: 
vig, von Erffa, von Baumbach und Baron Fifchler, vielleicht 
die Mehrzahl, wenn nicht alle; 4) von Medienburg mindeftens 


*) ©. ob. S. 282 Anm. 
**) Des zweiten badiſchen Bevollmächtigten. 
) Hieraus folgt, daß ed keineswegs grunbfäglic auf Gewinnung 
aller Kleinſtaaten abgefehen war. 
+) [Entgegen dem Rate Steins f. deſſen Tagebud) 21. Ditober ©. 894.] 
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einer, wie von Nafjau, und zwar wahrjdeinli von Orzen für 
Strelig, da der Freiherr von Pleſſen für Schwerin es ebenfalls 
mit Gagern bielt. 

Der erfigenannte, Freiherr von Türkheim, ſchrieb feinerjeits 
am Tage nad) jener Konferenz, wie wir fahen (j. ob. ©. 245 f.), 
jenen Brief an den Fürften Hardenberg, der jegt vollends Bedeutung 
gewinnt, da der Verfafler zu den Vertretern der von Stein 
gewünſchten Deklaration gehörte und mithin fein Auftreten 
in dieſem Schreiben den Ton verbürgt, ber von der „Della: 
ration” zu erwarten war. Und nun fahen wir, daß Türkheim, 
wie es für jeden Kleinftaat ſich hätte von felbft verftehen follen, 
nit den geringften Einſpruch erhebt gegen bie Kompetenz 
des orbnungsmäßig „niedergefegten Comités“ ber fünf 
größeren deutſchen Staaten, und ebenjowenig gegen den „Bundes: 
plan vom 14. Oftober” oder die „zwölf Artikel”. Vielmehr er 
bittet er nur ein „Fürwort“ dafür, daß „Helen und Baden“ 
in ber definitiven Verfaſſung an dem „erften Kollegium“, zumal 
in Bezug auf „Krieg und Frieden“, beteiligt würden, was in 
der That ſchon in dem Comite fogut wie beſchloſſen war; und 
überdies fprit er den Wunſch aus, daß bie Kreigeinteilung 
unterbleibe und durch Militäreinteilungen erfegt werde, was ja 
Metternichs und Steins Wünfchen gleihmäßig entſprach. Solde 
Spezialwunſche in der Deklaration jelbft auszufprechen, war un: 
paſſend, und in betreff ihrer zog daher eben Türkheim die Form 
eines Privatgeſuches vor. 

Mit allem Vorftehenden find die Privatberichte bes weimar⸗ 
ſchen Bevollmächtigten, Freiheren von Gersdorff, im Einklang. 
Dieſer ftand, gleich andern Vertretern kleinerer Staaten, ſchon 
im Oftober in vertrauterem Verkehr mit Stein und war oftmals 
Zeuge „jeiner Klagen über die Hinberniffe, welche im deutfchen 
Comite dur die Gefandten von Bayern und Württemberg dem 
Buftandefommen eines einheitlideren Ganzen entgegengeftellt 
würden“. Er war fon damald mit anderen Hleinftaatlihen 
Bevollmächtigten für die Übergabe einer Note, worin fie 1. gegen 
das „außfchließliche” Recht der „Kreisoberſten über Krieg und 
Frieden“ Einfprud zu erheben und „überhaupt die Rechte ihrer 
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Regierungen vorzubehalten”, jedoch 2. zu „erklären“ gedachten, 
„dab fie ſtändiſche Verfaſſungen und eine unabhängige 
Juſtiz reſp. Herftellen oder die ſchon beftehenden aufrecht er- 
halten wollten”. Aus feiner weiteren Berichteritattung folgt, daß 
es ihm „in Verbindung mit einigen anderen Geſandten der 
Heineren deutſchen Staaten gelang (b. i. augenſcheinlich zunächſt 
in ber Konferenz bei Marſchall am 4. November), die Protofolle 
der Fünffönigsberatungen einzuſehen“. „Dieje Lektüre,” fchrieb 
er am 16. November, „hat uns über alles ins Hare gejegt, und 
nachdem dieſe apocrypha (!) waren gelejen und ſoweit möglich 
in succum et sanguinem vertiert worden, hat man fi mit 
Redaktion der Note beſchäftigt“ *). 

Hieraus erfieht man, daß Gersdorff und die anderen Ver: 
trauensmänner Steins, gleihwie Türfheim, keineswegs daran 
dadten, gegen das Fünfercomite zu proteftieren ober ben 
Bundesplan vom 14. Oftober an ſich und durch einen Kaifer- 
plan zu bekämpfen, wenn auch Gersborff für das erftere ben 
Scherznamen „Rat ber Elohim“ erfand. Ja fie daten nicht 
einmal, wie Türkheim, an eine Befeitigung ber Kreife und da- 
mit der Kreißoberften, fondern wünſchten eben nur auch ihrer 
jeits, daß dem erften Rate nicht das „ausſchließliche“ Recht über 
„Krieg und Frieden“ eingeräumt werde; ein Wunſch, für deſſen 
Sfüllung wie gejagt die Bahn bereits in ben Comiteberatungen 
geebnet war, und ber überdies fo wenig wie jene Spezialwünſche 
Türffeims in ber von Stein betriebenen Kollektiverflärung eine 
paſſende Stelle finden konnte. Dagegen war bie beabfichtigte 
„Erllãrung“ Gersborffs umd feiner Kollegen in betreff der „Her 
ſtellung oder Aufreterhaltung ſtändiſcher Verfafiungen und einer 
unabhängigen Juſtiz“ ganz im Geifte der von Stein betriebenen 
„Dellaration“. 

Daß ein volllommen fertiger „Entwurf“ berfelben unter 
den zunächft Beteiligten zuſtande kam, wird von Marſchall in 
feinem unten folgenden Beriht an Stein vom 16. November 
verbürgt. Man kann nicht zweifeln, daß ber Inhalt desfelben 
lediglich darin beftand, die Bereitwilligfeit ihrer Kommittenten 


*) S. Stihling a. a. D. ©. 13 f. 16. 
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darzuthun, den alsbald zu erwartenden Vorſchlägen Oſterreichs 
und Preußens gegenüber, denjenigen Befchränkungen ihrer Eou: 
veränität beizupflichten, welche zum Beften de3 Ganzen. gereichen 
würden. 

Nun nahın aber die Angelegenheit dennoch einen ganz ver: 
queren Verlauf. Marſchalls Thätigkeit, ſcheint es, wurde durch 
feinen Rheumatismus gelähmt; und doch galt es, für bie Er: 
Märung möglichſt viele Unterfhriften zu gewinnen. Namentlich 
rechnete man darauf, durch den erwarteten neuen babenfchen Be: 
vollmädtigten, Marſchalls Bruder und Steins Freund, den Hin- 
zutritt Badens, des wichtigften der außerhalb des Fünfercomites 
befindlihen Staaten, zu erlangen. 

Inzwifchen hatten bie Beteiligten, wie fih aus bem folgen: 
den Beriht an Humboldt ergiebt, nicht gefchwiegen. Das war 
aber auch nicht möglich, wenn man Unterfchriften gewinnen wollte. 
So mußte die Anfrage beabfihtigtermaßen an Schmibt-Phifeldet 
Tommen, ben Bevollmächtigten für Braunſchweig, und, falls es 
nicht bereit3 geſchehen, an Keller und Plefien, die aber fiher 
alle drei die Sache mit Mißtrauen aufnahmen, da fie ganz dem 
von Stein verfochtenen Bundesplan abgewandt und ber Kailer- 
ibee ergeben waren. Durch fie oder auf anderem inbireftem Wege 
wird auch Gagern Kunde von der Sache erhalten haben; jeden: 
falls nicht durch feinen Kollegen Marſchall, der ja erft „feiner 
Zeit ihm die Deklaration mitteilen“ wollte, eine Borenthaltung, 
die Gagern noch mehr erbittern mußte. Überdies erhielt auch 
Herr von Berg, der Bevollmächtigte für Walde und Schaum: 
burg=£ippe, Einficht in die Protokolle des Fünfercomites bis zum 
7. November einſchließlich, offenbar nicht duch Marſchall, da er 
nicht zu den Konferenzteilnehmern gehörte; auch mußte er am 
8, November, daß eine ruffiiche Note in Ausſicht ftehe, beſaß 
alfo die Mittel, fih auch von geheimeren Dingen Kenntnis zu 
verfchaffen. Er war aber augenfällig ſchon beshalb dem Dar: 
ſchallſchen Sonderbündnis abgeneigt, weil man ihn nicht hinzu⸗ 
gezogen hatte. 

Unter biefen Umftänden wurde nun auch der von Öfterreid) 
und Preußen dem Yünfercomits vorgelegte „Bunbesplan vom 
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14, Oltober“ (au genannt „Entwurf von zwölf Deliberationd- 
punkten“) ganz offen in Abfchriften verbreitet, unter dem Titel 
nDie zwölf Artikel”, wie ung ber nachfolgende Bericht belehrt, 
eine Begeihnung, die anfcheinend jegt zum erftenmal auftauchte, 
& iſt wahrſcheinlich, daß damit auch Mitteilungen aus ben 
„Entwidfungen”, fowie Glofien verbunden waren. Alle bis- 
herigen ſchwankenden Gerüchte befamen bergeftalt feit dem An- 
fang November eine fefte Unterlage, und die Folge war, baf 
fih jegt vollends dem Bundesplan und dem Fünfercomits das 
Mißtrauen zumal ber größeren unter ben Kleinftanten zuwandte, 
ala ob e8 auf eine wirklide Herrſchaft ber fünf Königreiche 
abgefehen jei. Freilich dünkten fi auch mande ber kleinſten 
groß genug, um auch ihrerfeits „gleiche Rechte” mit Bayern, 
Hannover und Württemberg zu verlangen, ja jelbjt mit Öfter- 
reich und Preußen. 

Und ſo bildeten ſich denn zwei Gegenparteien heraus: die 
loyale Deklarationspartei, auf Anſtiften Steins, unter der 
Führung des nauſſauiſchen Marſchall und des darmſtädtiſchen 
Türkheim, denen fi namentlih Gersdorff und die anderen her- 
zoglich ſächſiſchen Bevollmächtigten anfchlofien; und andererſeits 
bie Broteftpartei unter ber Führung des nieberländifch:nafjauifchen 
Gagern, dem ingbefondere mit Fanatismus Pleſſen (Schwerin), 
ſodann Schmibt-Phifeldek (Braunfchweig), Keller (Kurheſſen), 
Berg (Walded) und Wiefe (Neuß) zur Seite traten. 

$ 3. Schon am 8. November — an demfelben Tage, 
da Metternih verficherte, daß „in dem deutſchen Angelegen- 
beiten (d. i. im Fünfercomite) alles fehr gut gehe” — veran: 
ftaltete Gagern in feiner Wohnung eine Verfammlung ber Be- 
vollmächtigten ber Fürften und Stäbte, um den Plan Steins 
und der Dellarationspartei zu „vereiteln“, d. h. durch das zu er: 
boffende Übergewicht der Proteit- und KRaiferpartei einen Gegen: 
entwurf zur Annahme zu bringen. 

Über dieſe Verfammlung erhielt Humboldt am folgenden 
Tage einen bisher unbefannten höchſt intereffanten Bericht von 
einem ber Bevollmächtigten. Die Unterichrift ift ausgeſchnitten; 
es ift mur noch ber Oberteil de3 Anfangsbuchſtabens ſichtbar, der 
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am meiften einem deutſchen B oder F zu entiprechen fcheint. 
Am eheften könnte man von vornherein an ben weimarſchen Be 
vollmächtigten Gersborff denken, ber mehr und mehr ein Ber: 
trauter Humboldts wurbe, wie ſich unten noch weiter zeigen wird, 
“und ber fi bis dahin ohne Zweifel „Baron von Gersdorff“ 
unterzeichnete, wie unten in dem Schreiben an Hardenberg vom 
14. Januar 1815. Einer Entſcheidung muß ich mich enthalten; 
handſchriftliche Vergleichungen, wozu mir zur Zeit die Gelegen: 
heit fehlt, könnten vielleicht zum Ziele führen. Nächft Gersdorff 
witrbe wohl ber herzogl. oldenburgiſche Minifter „Freiherr von 
Malgahn” in Frage fommen, ber, obwohl er am 14. Dftober 
Teilnehmer der Zuſammenkunft bei Gagern war, Tonfequent allen 
Gagernſchen Kaiſer-Noten feine Unterfehrift verfagte. Auf alle 
Fälle nahmen von der Dellarationspartei in ber Verfammlung 
vom 8. November nur Türfheim und ber Schreiber des Berichtes 
als Redner teil; Marſchall nicht, was dafür zeugt, daß er ab 
weſend, alſo wohl wieder gejunbheitli verhindert war. Mir 
laſſen nunmehr das Aftenftüd folgen. 


Ungedrudter Bericht vom 9. November über eine 
Berfammlung bei Gagern. 
„Ew. Excellenz 

habe ich in fortgeſetztem ehrerbietigem Vertrauen von einer 
geftern (8. November) bei 9. v. Gagern ftattgefundenen Berfamms 
lung Nachricht zu erteilen. Die Wortführer der größern fürft: 
lichen Höfe find in fichtbarer Beſtürzung über eine unter dem 
Titel „der 12. Artitel” ganz allgemein cirfulierende Schrift, 
welche Ew. Excellenz gewiß kennen, und von ber ich für mein 
Teil herzlih wünſche, daß fie authentif fein und konſe⸗ 
quent durdgefegt werben möge. Alle affektieren, dieſe 
12 Artikel für bereit? gänzlich verworfen und unwirkſam zu 
halten. Alle geben aber doch ihre Furt, daß fie in Wirklich: 
keit übergehen fönnten, zu erkennen. 

Hr. v. Türkheim eröffnete bie Verfammlung mit dem An 
trag, fi) anderweit zu ajournieren, weil 1. zu vernehmen fei, 
daß von feiten des Ausichufles der 5 königlichen Minifter bald 
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Eröffnungen zu erwarten ftänden, 2. 
Gefandtfehaft erwartet würde, meld 
diefer Verfammlung fi vereinigen un 
größern werde. Niemand ſchien etwas 
wollen, al3 Hr. v. Berg*) das Wort mc 
wiſſe gewiß, aus eigener Einficht der bei 
KRonferenzprotofolle bis inklufive der 9. Si 
befannten 12 Artikeln fein einziger angeı 
periculum in mora ſei. 2. Es je ei 
Minifterii an bie Comite unter ber Fe 
vor weiteren Vorfchritten erft abgewartet 
mweilen aber proponiere er, daß fämtli 
fi genau und ſchriftlich verbinden 
meinſchaftliche Sache zu maden und ni 
weichen. 

Hierauf zog Hr. v. Wiefe (von Rı 
reitſchaft gehaltene Schrift hervor und | 
„Sämtliche fürftlihe Deputierte machen ' 
unterſchrift verbindlich), bei dem Kongref 
tige Verfaſſung Deutſchlands Bezug ba 
gemeinschaftlich zu handeln, jo daß feiı 
handlungen ſich einlafien oder bejondere 
oder will.” Hr. v. Gagern, Gr. Keller, 
ded, Hr. v. Pleſſen, unterftügten dieſe I 
heftig, und ſchloß damit, daß, da wohl 
ringſte Bedenken haben werde, jofort zu 
werben könne. Als niemand etwas antw 
wieder das Wort und äußerte, daß mir 
nötig ſchien, und leicht unangenehmer Di 
ich aber vorzüglich großes Bedenken babe 
unfre ganze Qualifitation, indem ich ung 








*) Waldeck und Schaumburg-Lippe. , 

**) Der weibliche Artitel zu „Comite” kc 
=) D. i. vom 7. November. 

+) Die obige vom 11. November. 
Schmidt, Deutfhe Verfaffungäfrage. 
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größerer oder kleinerer Teile ber deutſchen Nation anfähe, fon- 
dern als Gejandte und Diener unferer Herren, die nicht nah 
eigener Opinion, fondern nur nad) obhabender Inftruftion han: 
deln könnten, und in dieſer Qualität hielte ich mich nicht für 
berechtigt, meinem Herrn durch meine Unterfchrift vorzufchreiben, 
ob er in 8 Tagen ober 4 Wochen ober einer längern Frift, in 
eine ihm beliebige Unterhandlung fi einlafjen ober einen Der: 
trag abſchließen wolle, ober nit. Wenigſtens könne ich mit 
meiner biplomatifhen Anficht von den Befugnifien eines Ge 
ſandten dieſes nicht zufammenreimen. Hr. v. Pleſſen unterbrad 
mich ziemlich heftig, daß meine Anficht doch wohl andere nicht 
abhalten werde zu unterfchreiben, worauf ich mich beſcheiden zu: 
rüdzog. Es unterſchrieb aber niemand, und die Verfammlung 
wurbe bis über 8 Tage ajourniert*). 

Ich Hoffe nicht Ew. Excellenz durch diefe Nachrichten über: 
läſtig zu werden, die, wenn fie auch an ſich nicht wichtig find, 
doch mit zur Gefchichte des Ganzen gehören, und ich weiß fie bei 
Ihnen in guter Hand. 

In volllommenfter Verehrung. 

Mittwoch 9***) 


Hiernach fand aljo am 15. November eine zweite Berfamm: 
lung, bie entſcheidende, bei Gagern ftatt, nachdem inzwiſchen am 
11. Schmidt-Phifeldel mit Münfter über die Kaiferfrage ohne 
beftimmten Erfolg verhandelt hatte***). Der Entwurf der Della- 
tationspartei drang nur in Einem weſentlichen Punkte, die Land: 
ftände und deren Rechte betreffend, dur; im übrigen fiegte der 
Gegenentwurf der Proteſt- und Kaiferpartei. Das Flidwert 
wurde am 16. unterzeichnet und übergeben. Die Vertreter bes 
urfprünglichen Entwurfs, namentlih Marſchall, Türkgeim, Gerd: 
dorff und andere verfagten ihre Unterſchrift nicht, da fie wenigftend 
jenen wichtigſten Punkt, entſprechend dem öſterreichiſch-preußiſchen 
Bundesplan, Bayern und Württemberg gegenüber angenommen 

H D. i. auf ben 15. November. 


*) D. i. 9. November 1814. 
aluber 1, 77. 
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» um fo weniger als fie manden Einfchiebjeln der Gegen- 
beſonders der Kaiferidee im innerften Herzensgrunde zu: 
fein mochten, obgleich biefelben nicht ben dermaligen 

jen Steins entſprachen. 

ies erhellt aus dem nicht datierten Schreiben Mar: 

on Stein, womit Pertz 4, 146 nichts anzufangen weiß 

s völlig beziehungslos bei ihm bafteht, das aber augen 
ang dem 16. November angehört. Marſchall ſchreibt: „Em. 
Excellenz überfende ih in ber Anlage eine Abſchrift der Note, 
die heute von fämtlichen fürftlihen Abgeordneten mit Ausnahme 
des oldenburgifejen*) übergeben worden ift. Diefelbe weit 
fehr von dem urfprüngliden Entwurf ab — das weient: 
lichſte, die Erklärung für allgemeine Errichtung von Landftänden 
in allen deutſchen Staaten mit ben ihnen notwendig gebührenden 
Rechten ift geblieben. Baden hat fi benn emblich auch zur 
Übergabe einer Note entijlofien**), die aber dem Hauptzweck 
nicht entſpricht, indem fie von allem was auf Einführung einer 
liberalen innern Verfaſſung Bezug bat, ſchweigt.“ 

8 4. Die „Note ber bevollmädtigten Abgeordneten“ ber 
„meunundzwanzig beutfchen fouveränen Fürften und Städte” 
(Rlüber 1, 72 ff.) beginnt nun in ber That, im dDiametralen 
Gegenfag zu Türfheims obigem Schreiben vom 5. November 
und zu der urſprünglich beabfichtigten Deflaration, mit einem 
geſchickt ftilifierten, aber unummunbenen Proteft gegen das Fünfer⸗ 
comite. „Mit Recht, heißt es, durften die Committenten der 
Unterzeichneten erwarten, zu ben Verhandlungen zugezogen zu 
werden . . . . Außer Oſterreich und Preußen feinen einige 
deutſche Höfe (Bayern, Hannover und Württemberg) als Re 
präjentanten für die Mehrheit ihrer übrigen deutſchen Mit- 
ftaaten auftreten zu wollen. In diefer Lage find die Unter- 
zeichneten der Würde ihrer Committenten ſchuldig, nicht länger 
zu ſchweigen. Die Souveränität der deutſchen Staaten ift 
von den Hohen alliierten Mächten anerkannt und garantiert 


*) 68 fehlen aud Baden und Hohenzollern. 
**) Ebenfalls vom 16. Nov. S. Klüber 1, 97. 
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regeln beizupflichten, die zur Behauptung ber Unabhe von 
Deutſchland für nötig erachtet werden würden, liege cʒicht 
auf das Recht, zur Anordnung jener Maßregeln n ten“ 
Dann folgt die Forderung: Es müfle „die gleiche € aller 
Spterefienten, ihre freie Stimmeabzugeben, unangeta gen“. 

Wir brauchen Taum noch) einmal an Steins | ig zu 


erinnern, daß die „beteiligten Einzelnen” zwar zu „„... ’und 
„ihre Einwürfe” zu „beſprechen“ feien, daß fie aber „verbunden“ 
wären, „fi der Entſcheidung der großen Höfe zu fügen” (ob. 
©. 197). Gewiß hätte das Fünfercomits befier daran gethan, die 
anfangs beabfichtigte Erklärung an die übrigen Mitftände wirt: 
lich zu erlafien. Aber von der Abſicht einer Vorenthaltung jenes 
Rechtes, zur Anordnung der Mafregeln mitzuwirken“, mar 
ſeinerſeits nie die Rede geweſen. Vielmehr war je, wie wir fahen, 
ber öfterreichijch-preußifche Bundesentwurf ausdrüdlich beftimmt, 
nad beendeter Beratung im Fünfercomite den „übrigen Mit: 
ſtänden“ mitgeteilt zu.werben, jo daß ihnen auf alle Fälle Gele 
genheit verblieb, im einzelnen „Einwürfe zu machen und Ander 
rungen oder Zufäge zu beantragen“. Allein die Forderung, 
von vornherein ober vor beendeter Beratung des Comités 
binzugezogen zu werden, kann, wie gejagt, nicht als berechtigt 
anerkannt werben. 

Nah dem Proteft gegen die Kompetenz des GComites folgt | 
in der Note, unter vollftändbiger Beifeitefhiebung dd | 
Bundesplanes vom 14. Oftober, den Stein doch gerade unbe | 
dingt unterftügt willen wollte, die Aufforderung an Oſterreich 
und Preußen, „ihnen Vorſchläge über die künftige Verfaſſung 
zur Beratung und Beihlußnahme” vorzulegen, die (ganz 
im Gegenfaß zu jenem Bundesplan) „auf ber Bafis gleiher | 
Rechte und einer vollftändigen Repräfentation aller Bun | 
‚beöglieder beruhen”; fie würden „ihre Bereitwilligkeit bemeilen, 
zum Beften des Ganzen denjenigen Einſchränkungen ihrer 
Souveränität, ſowohl im Innern wie im Verhältnis gegen 
Auswärtige, beizupflichten, welde als allgemein verbindlid 
für alle „würden beſchloſſen werben“. 











Einige Aufflärungen über die Kaiſeradreſſe ber 29 Kleinftaaten. 277 


63 leuchtet ein: ſchon durch diefe Formulierung, die 
vieleicht auf dem Wege von Amendement3 zu dem Entwurf der 
Steinſchen Dellarationspartei zuftande fam, war bie relativ ftarfe 
Zentralgemwalt, wie fie Stein vorgefählagen und nit nur 
Preußen, Öfterreih und Hannover, fondern auch Bayern und : 
Württemberg bereit3 befchlofien hatten, von jeiten der Kleinen | 
Staaten geradezu für unannehmbar erklärt. Die am 14. Of: 
tober „einftimmig“ ausgeſprochene Hoffnung des Fünfercomites, 
daß es gelingen werde, bie feftgeftellten Grunbfäge „ben übrigen 
Ständen annehmlich zu machen“, war dergeftalt, zur Freude 
de3 „königlich niederländifchen” Gagern, des Vertreter „auslän- 
diſcher Interefien“, in der That „vereitelt“ (ſ. ob. ©. 265). 

Darnach fand nun allerdings in der Note der Paſſus des 
„urſpruünglichen Entwurfs“ der Steinſchen Partei, betreffend bie 
„landſtändiſchen Verfaſſungen“ und die „Rechte der Stände“, mit 
den vier Punkten des Münfterf hen Votums vom 21. Oftober, 
wie fie in ber „Übereinkunft“ Oſterreichs, Preußens und Han- 
nover8 vom gleichen Tage fanktioniert worden waren, um fo 
leichter bereitwillige Aufnahme, ala Gagern freiheitlihen Fort 
ſchritten bekanntlich ftet3 gewogen war. Dabei wurde in aner- 
kennungswerter Weife der zweite Punkt Mumſters verſchärft, infofern 
an die Stelle des „Stimmrecht?“ bei neu zu erlafienden Gefegen 
das „Recht der Einwilligung“ trat. Dagegen wurde der vierte 
Punkt, das „Recht, die Beftrafung fehuldiger Staatsdiener zu 
begehren” in ein bloßes „Recht der Beſchwerdeführung“ abge 
ſchwächt. Daß die freiheitlichen Verfprechungen nicht? wert waren 
und meift leere Worte blieben, ift ſchon gejagt. 

Hieran reihte fich Tchlieglich der Antrag auf Wiederherftel- 
lung de3 Kaiſertums mit den Worten: „Endlich Halten fie ſich 
überzeugt, die beutfche Verfaflung würde ihren feiteften Beitand 
aladann erft behaupten können, wenn Ein gemeinfames Ober: 
haupt, welches dem deutſchen Verband den erften Rang unter 
den europäifchen Nationen gab, an der Spige der deutſchen Ver- 
bindung“ walte u. ſ. w. Darauf hätte, wenn es fih um ein 
Kaiſertum von unmiderftehlicder Machtfülle gehandelt hätte, jed⸗ 
weder Deutſche antworten können, wie es Graf Münfter that: 
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„As Privatmann hege ih denſelben Wunſch“ (S. Klüb. 1, 
77). Aber ftaatsmännijcherfeits, alfo von jeiten ber Unterzeichner 
der Note, wäre e8 darauf angelommen, die Ausführbarfeit dieſes 
Wunſches nachzuweiſen. Das war indes unmöglich, weil er eben 
unter den gegebenen Verhältniffen, wozu namentlich aud) Die 
kleinſtaatliche Vorenthaltung wirklicher Opfer gehörte, abfolut un—⸗ 
ausführbar war. Und fo tonnte denn das Verlangen nad dem 
Kaifertum feinen andern Erfolg haben, als dem von Stein und 
Rußland fo dringend befürworteten Bundesplan vom 14. Oftober 
vollends auf das ſchärfſte entgegenzumirken. Gagern war ſich defien 
durchaus bemußt. Galt es doch nad} feiner nieverländiihen In⸗ 
ſtruktion, „bie Abfihten der fünf Höfe mit allen Kräften zu 
befämpfen und zu vereiteln.” Er felbft erfennt den Gegenfag 
feiner Beftrebungen zu denen Steins und Rußlands unummun- 
den an, indem er a. a. O. ©. 208 fagt: „Ganz anders“ ala 
bie Note der Neunundzwanzig vom 16. November habe „das ruſ⸗ 
fifche Kabinett“ die Sache in feiner „Note vom 11. November an= 
gejehen“. Diefem „ganz anders“ entipricht volltommen 1) das 
„Sehr abweichend“ vom „urſprünglichen Entwurf“, womit Mar- 
{Hall am 16. November die „Note” der kleinſtaatlichen Bevoll- 
mädjtigten an Stein überfandte (f. ob. S. 275); und 2) der Aus: 
ſpruch Münfter® vom 25. November, daß das Kaiferverlangen 
der Note „im Widerſpruch“ ftehe zu den „Negociationen” im 
„Somite“, d. b. zu dem Bunbesplan vom 14. Dftober (Klüb. 1, 
85. ©. unten). 

Wohl darf man von dem damaligen Kaiferverlangen, felbft 
die vollfte Ehrlichkeit vorausgefegt, jagen: Wieder einmal wurde 
das Beſte ber Feind des Guten. Denn indem die 29 Klein 
flaaten, von Gagern verführt, nah dem Unmöglichen trachteten, 
machten fie auch das Mögliche unmöglich, d. h. brachten fie jedes 
Maß von wirklicher Machtkongentration, wie es ber öſterreichiſch⸗ 
preußiſche Bundesplan erftrebte, nach und nad zum Scheitern, 
und dagegen ein nie zuvor Dagemejenes Maß Heinftaatlicher Sou= 
veränetät zur Geltung. 

Denn einerfeit fteht nicht nur feft, daß ihre Note, fern 
davon, bie Verhandlungen zu fördern und zu „beichleunigen“ 
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(Gi. S. 260), vielmehr dieſelben ftörte und bemmte;; fonbern barüber- 
Hinaus muß es auch jedem Eingeweihten heute Mar werben, daß 
die Einfprüche der Mittelftaaten Baden und Wüttemberg, obwohl 
fie allerdings das Verfaſſungswerk verzögerten, doch bis dahin 
den Bunbesplan bei weitem nicht fo geichädigt hatten, wie dies 
Die kleinlichen Umtriebe der irregeführten Kleinftanten thaten. 

Und anderjeits liegt es doch auf der Hand, daß, wenn vielen 
der legteren nad dem obigen Bericht an Humboldt die „Ber 
wirklichung“ der zwölf Artikel ein Gegenftand ber „Furcht“ war, 
und wenn fie dagegen mit jo großem Eifer nach ber Wiederher- 
ftellung de3 Kaiſertums trachteten, dies wefentlih nur deshalb 
geichehen fein Tann, weil fie fih bemußt waren, daß die Ohn- 
macht des Kaifertums bie territoriale Eigen macht großgezogen 
Hatte; daß daher die Behauptung der Note: erſt die Wiederher- 
ſtellung de3 Kaifertums verbürge der deutſchen Verfafjung den 
„feſteſten Beſtand“, nur eine leere Redensart jei; und daß die 
Herrſchaft der zwölf Artikel mit dem „leitenden Rat ber Fünf” 
in ber That eine viel beengendere für fie fein würde, wie 
die frühere Kaiſerherrſchaft. Erhofften fie doch von dem Kaijer- 
tum ber Zufunft geradezu, wie ſchon bemerkt, eine weitere Stär- 
fung ihrer eigenen Macht, ihrer Sicherheit und Freiheit. 
Denn kraft ihrer Note jelber forderten fie ja nit nur — was 
fie nie bejefien — „gleiche Rechte aller Bundesglieder“, fon- 
dern es follte auch der Kaiſer ausbrüdfich die Aufgabe haben: 
einerfeit8 „dem von den Ständen (b. i. ben Fürften) gemein- 
ſam Beſchloſſenen die Bollziehung zu fihern”, anderſeits den 
einzelnen Staaten „im Innern und gegen außen Beſchützer“ 
zu fein, und „fi als teutſcher Freiheit Agide darzuftellen“, 
d. h. ala Agide der fürftlicden Freiheit ober bes Partikularis- 
muß. 

Zu bemfelben Ergebnis führt der Verkehr und die Korre— 
ſpondenz der Meinftaatlihen Bevollmädtigten mit bem Grafen 
Münfter, deflen Liebhaberei für die alte verfommene Reichsver— 
jaffung unter dem öſterreichiſchen Kaiferhaufe, beſonders durch 
Schmidt⸗Phiſeldech, den Vertreter Braunſchweigs, wenn auch nur 
mit ſchwachem Erfolge angefacht wurde. Auf Münſters Fragen 
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vom 11. und 25. November nad den „Attributionen” und ben 
„Mitteln“, die eventuell dem Kaifer zugedacht wären, erhielt er 
am 16. November und 20. Dezember feine weitere Auskunft, ala 
(am 16. November) daß demſelben unter „Eonftitutionellen Schran- 
ten” gegen den „Mißbrauch“ einzuräumen fei: 1) bie Auffidt 
über die Beobachtung der Bundesbeihlüffe und deren Boll: 
ftredung; 2) die Aufſicht über die Yuftizverfaffung und Voll 
ftredung ber oberftrichterlichen Erkenntniſſe des Bundes; 3) Bor: 
fig in der Bundesverfammlung, die neben ber Gejet 
gebung befonders über Krieg und Frieden und Bündniſſe 
gemeinfhaftlich befchließt; 4) Direktion der Reichsbewaff 
nung und Anführung im Reichskriege; endlich auch, nad langem 
Zaubern und unter allerhand Kautelen am 20. Dezember: „Die 
gefegmäßige Dispofition über die aus den Kontingenten 
der Bundesglieder beftehende Bundesarmee“ zum Behuf der „dem 
Kaifer obliegenden Ausführung“ bes „auf dem Bundes 
tage ausgeſprochenen Gejamtwillens der Nation” (!!). Der 
Modus der faiferlihen Sanktion blieb vorbehalten. Dabei 
wurbe wiederholt dem „Bunbestage”, d. i. der Gefamtheit ber 
Yundesglieder, dag „Recht über Krieg und Frieden“ und bie 
„gefegmäßige” Vorſorge zur „Erhaltung der Ordnung im In 
nern“ zuerfannt. Auch follte, um dem „Mißbrauch“, zumal bei 
der „Dispofition über die Bundesarmee” vorzubeugen, die „Ausübung 
dieſer (kaiſerlichen) Befugniſſe an Eonftitutionelle Formen 
gebunden und daneben ben mächtigeren Bunbdesftaaten das 
nötige Gegengewicht eingeräumt werben (Klüb. 1,77 f. 86. 91). 

Auf alle Fälle erfieht man, daß die Kleinftaaten mittelft des 
Kaifertums allerdings eine außerordentlihe Machtvermehrung er: 
zielten, aber nicht fomohl des Kaifers, als vielmehr ihrer feldft. 
Der Raifer follte lediglich der Mandatar der ſouveränen Fürften 
fein, und die „deutſche Freiheit“, d. h., im Sinne der Ber: 
gangenheit, die Fürftenfreiheit beſchützen. Dabei hatte man zus 
gleich den Vorteil, ſcheinbar Hand in Hand zu gehen mit ber 
idealen Sehnfucht der deutſchen Nation, die fich allerdings in dem 
Zauberbilde des Kaifertums fpiegelte, aber wahrlid nicht aus 
Bewunderung für die legten Jahrhunderte jeines Dafeins, d. h. 
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feines ohnmächtigen Verfalls, fondern aus Begeifterung für Gröf 
Macht und Glanz der alten hohenſtaufiſchen Kaiferherrlichkeit. 

Das wichtigfte Machtzugeftändnis wäre natürlich die Cı 
licleit der Kaiferwürbe geweſen. Aber auch biefem Zugeftändr 
wien bie Kleinſtaaten vorfihtig und ängftlih aus. „Di 
Frage, hieß es nach der Stilifierung von Schmidt:Phifelded, 
ſehr verfchiedenen Betrachtungen unterworfen und von mehrer 
politifchen Hinſichten abhängig” (Klüber 1, 81). Ein großer T 
mar offenbar gegen bie Erblichkeit; denn ber Hauptführer Gage 
empfahl geradezu das „Wahlfaifertum”, indem er es zugleich t 
finierte als „gefrönte Vorſteherſchaft unter Königen und Fi 
iten“, als „caput paulo eminentius“ und als „Proteftora 
(Mein Anteil, Bd. 6, Beil. 25). 

8 5. Daß die Note der 29 Nleinftaaten, wenn fie a 
manches Unerwartete oder Unerwünfchte enthielt, von all 
Seiten Höflich aufgenommen wurde, kann nicht Wunder nehme 
Nach Gersdorffs Berichten nannte Stein fie eine „meifterhaft c 
gefaßte” (ſ. Stichling S. 16), was formell richtig, aber ſachl 
ganz nichtsſagend erſcheint. Gewiß dagegen ift, daß bie Nı 
amtlich dauernd unbeantwortet blieb. Treitſchke jagt zw 
(&. 686): „Münfter erwiberte den Kleinftaaten im Nam: 
der Großmächte.“ Das ift indes irrig, wie ſchon der rein pe 
fönlich geartete Inhalt der Münfterfchen Antwort zeigt (Klül 
1, 82 ff., ſ. unten). Überdies aber bezeugt Baumbach umteı 
17. Dezember ausdrücklich (f. den Anhang): „Auf die Note ve 
16. November haben wir, den 17. Dezember, noch feine Ar 
wort;“ während aud bie Note der 32 vom 2. Februar 18 
fagt, daß die erftere vom 16. November „zur Zeit noch unben 
wortet” fei (Rlüber 1, 3, 127). Und doch batierte die Erwiet 
rung Münfter® ſchon vom 25. November, kann alfo in fein 
Fall in irgend einer Weile als eine amtliche „im Namen t 
Großmächte” abgefaßte gelten. Gewiß ift ferner, daß ſchonc 
7. Degember Baumbach berichtete: die Note habe „kein Gli 
gemacht in patria”, d. 5. bei den Hauptvertretern Deutfi 
lands in Wien. Gewiß ift namentlih auch, daß Stein ſich fe 
dem, obwohl ihm der Paſſus über die Landftände natürlich ve 
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kommen genehm war, jehr verflimmt gegen Ger&borff zeigt, 
ber gegen Ende Dezember befannte, daß jenem „jeit einiger Bat 
feine Gegenwart läftig zu werden anfange” und daß er „nötig 
habe”, feine „ganze Achtung und Liebe zu Stein zu fammeln, 
um ben verwunbenden Geſchoſſen der Mißkennung zu mi: 
derftehen, womit es demfelben gelinge, feine beften und treueften 
Freunde zu ſchmerzen“ (f. Per 4, 268 f.). Diefe Verftimmung 
Steins würde fih um fo leichter erklären, wenn Gersdorff, ob: 
wohl er zur Steinſchen Deflarationspartei gehörte, an ber von 
Gagern infpirierten „Note“ wirklich „einen befondern Teil hatte“ 
di. Stihling ©. 16), d. h. einen ſolchen, ber über ben „urfprüng 
lichen Entwurf” der von Stein gewünfchten Deklaration hinaus: 
‚reichte. Es ſcheint darnach, ala habe er fid mit feinem Redal 
tionstalent auch an ben Adreßparagraphen ber Gegenpartei betei: 
ligt. Daraus würde ſich zugleich erklären, daß Fürft Hardenberg 
gerade Geräborff zu ſich einlub (am 29. November), um ihm zu 
jagen: „Im Ihrer Note ift viel Vortreffliches; die Höfe zu Wien, 
Berlin und Hannover erfennen dies befonders an und nächſtens 
werden wir in den Fall tommen, Ihnen Eröffnungen zu machen.“ 
Das „Vortreffliche” im Sinne der drei genannten Höfe war un: 
zweifelhaft eben der Paſſus über die Landftände, der jo vollkommen 
dem „Bundesplan vom 14. Oktober“, dem Münfterfchen „Votum“ 
und ber „Übereinfunft“ ber drei Höfe vom 21. Oftober entfprad. 
Sicher hat ihm aber Hardenberg nicht vorenthalten, daß 

die Kaiferivee unausführbar ſei. Auch erjeheint Gersdorff in 
allen jeinen felbftändigen Akten viel zu einfichtig, als daß man 
ihm bie gegenteilige Meinung zutrauen dürfte Wahrſcheinlich 
haben viele der Unterzeichner und vor allen eben die Männer 
der Steinchen Deflarationspartei das Verlangen nad) dem Kaifer: 
tum nicht allzu ernft genommen, und find nur dem Andrange 
der Gagernſchen Partei und dem Zuge patriotifcher Wünſche 
gefolgt. Daher denn auch Gersdorff ſchon am Tage nad) der 
Unterredung mit Hardenberg, am 30. November, mit ziemlicher 
Lauheit fehreibt: „Sollte es nicht fein können, daß wieber ein 
Kaiſer an bie Spige Deutſchlands tritt, fo wird man bahin zu 
trachten haben, daß ber Nat der Kreisoberften nicht nur aus 
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den fünf Königen beftehe, ſondern auch die übrigen bedeuten- 

den und vornehmften deutſchen Fürftenhäufer in biefem engern 

ierenden Rate Sitz und Stimme bekommen“ (Stich⸗ 
ling a. a. O.). Er ift alfo fofort wieber in loyalfter Weife bei 
dem „Bunbesplan vom 14. Oktober” als „Baſis“ angelangt, 

denkt nur daran ihn außzugeftalten, und tritt in ber Konftruierung 
des engern und birigierenden Rates geradezu dem Verlangen nad 
einer „Bafis gleicher Rechte” entgegen, das die Note vom 16. 
November enthielt (ſ. ob. ©. 276), und an deſſen Formulierung 
er mithin feinen Teil gehabt haben fann. 

Freilich) hatte Gersdorff dabei auch partikulariſtiſche Gefichts- 
punkte im Auge. Zu den „vornehmften deutſchen Fürften- 
häufern“ zählte er mit Recht das Haus ber Exneftiner, die einit 
als Kurfürften von Sachſen neben dem Kailer die mächtigſte 
Rolle gefpielt, ihn im Falle der Abweſenheit vertreten, im Falle 
der Vakanz das Reichsverweſeramt befleibet, die Kaiſerkrone ſelbſt 
aber verſchmäht Hatten. Er ging baher im Intereſſe des Erne— 
ftinifchen Haufes nit nur auf einen Territorialerwerb für den 
Herzog von Weimar aus, fondern aud auf eine Erhöhung feiner 
Würde und auf ein Stimmrecht besfelben im „birigierenden 
Rat“ des fünftigen Reiches oder Bunbes (vergl. Stihling ©. 12). 
Wurde das Königreich Sachſen erhalten und nur der König und 
deſſen Dynaftie der Krone verluftig erflärt, fo konnte möglicher 
weile immer noch, wie man dies vielfach im März für erreichbar 
gehalten, die Erneftinifche Linie an der Stelle ber Albertiniſchen 
bie Königsfrone erlangen. Stein hatte dieſen Gedanken auf das 
Iebhaftefte bekämpft. Dafür aber durfte eventuell, neben der Hodj= 
emporragenden Stellung der Erneftiner im alten Reich, das jeder- 
zeit deutſch⸗patriotiſche Verhalten Karl Augufts, fowie der Be: 
Stand der alten Haus: und Erbverträge fprechen (vergl. Pertz, 
3, 549— 51). Minbeftens aber und auf alle Fälle konnte e& 
nicht ſchwer werben, für Karl Auguft die großherzogliche Würde 
zu erwerben. Damit war dann aber auch der Weg in dem 
„dirigierenden Rat” geebnet, fobald man es nad) dem Projekte 
des Geh. Rat Schmid (f. ob. ©. 216) dahin brachte, daß in 
dieſem höchiten Rate nicht nur die „königlichen“, jondern auch 
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die „großherzoglichen“ Gefandten Sit und Stimme erhielten. 
Aber noch mehr! Das Inftitut der „Kreisoberſten“ ober der 
Kreisdirektoren“ — melde Benennung von vielen Seiten un 
namentlich von vornherein von Württemberg vorgezogen mar 
(Klüb. 2, 95. 98) mußte dann billigerweiſe ebenfalls ermeitert, 
d. h. von den Königen nicht nur auf Kurheſſen und Baden, fon: 
dern überhaupt auf die Großherzöge ausgedehnt werben. Und 
forderte doch Schmid fogar die Bildung von „15 oder 16 Kreiſen⸗ 
(0. ©. 217)! Daher hatte denn Gersborff, wie wir durch Baum: 
bach erfahren, ſchon vor dem 12. Oftober eine „Kreisidee“ ent: 
worfen, kraft deren „Thüringen“ einen Kreis bilden follte, wofür 
fih denn aud außer Weimar, und noch nad ber Note vom 
16. November, Meiningen und Hildburghaufen erklärten, während 
Gotha zögerte. Später freilich, als nach der Ermerbung der 
„großherzoglicen” Würde für Weimar Gersdorff demfelben au 
den Kreisoberſten ftelle oder der „Direktorialgewalt” in dem 
thuringiſchen Kreife verſchaffen wollte, da fträubten fich hiergegen 
einmütig die „übrigen“ thüringifhen Staaten (f. die Auszüge 
vom 12. Oftober, 19. November 1814, und 21. Februar 1815 
im Anhang), 

8 6. Draftifcher als die Note der Neunundzwanzig verfuhr 
Baden in feiner Proteftnote vom gleichen Tage an den Fürften 
Metternich (Klub. 1, 97 ff.). Diefer hatte, wie wir fahen (ob. 
©. 223), die von Baben am 15. Oftober begehrte Aufnahme in 
dad Comite mündlich abgelehnt. Nunmehr, am 16. November, 
proteftierte ber Freiherr von Hade im Namen des Großherzogs 
gegen das vermeintlich angemaßte Recht der „fünf einzelnen 
deutſchen Fürften, die Gejeggeber der übrigen zu werben“, 
und fpielte gegenüber der fogenannten Pentarchie des Bundes: 
planes den Trumpf aus: Der Großherzog „werde feft und 
unabweichlich auf feiner Souveränität beftehen“; er fei „iu 
anderen Erwartungen berechtigt, als zu der Ausſicht, fremde 
Ketten abgeftreift zu haben, um vielleicht eigene (d. i. heimiſche 
ober deutſche) zu tragen“. Zur Erklärung gereicht, daß Baden 
nah ben zwölf Artikeln allerdings befürchten burfte, eventuell 
nicht nur der oberften Bundesgewalt unterftellt zu werben, fonbern 
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aud der Kreisdireltorialgewalt eines andern einzelnen Staates 
und wohl gar Württembergs. Daß es ſich hiergegen fträubtı 
war ihm nicht zu verargen. Im ganzen aber war auch diej 
Proteftnote ein kleinſtaatlicher Hieb gegen das bisherige Der 
fafjungswerf und, zumal- bei dem völligen Schweigen über Lant 
ftände und deren Rechte, ein Fauftichlag gegen Steins Wünjch 

87. No eine dritte Note trat am 16. November an 
Licht, von ben beiden württembergiſchen Bevollmächtigte 
unterzeichnet und an die übrigen Mitglieder des deutſchen Comite 
gerichtet. Schon in der Sigung vom 14. November hatten fic 
beide über bie „Entwidlung des $ 6” ber zwölf Artikel, als noc 
nicht inftruiert, der Abftimmung enthalten (Klüber 2, 193) 
Und in ber Sigung vom 16. erklärten fie „erft dann votieren 
zu fönnen, wenn die weiteren am 14. „verſprochenen Vorlagen 
gemacht feien. Zur Motivierung biefer „Erklärung“ follte bi 
bejondere württembergifche Note dienen, in der ausgeführt wurd 
(über 1, 101 ff.): Der König habe den „erften Entwurf“, di 
zwölf Punkte, „mit vollem Zutrauen und mit dem Wunfch au! 
genommen, zu deren Ausführung nad) allen Kräften beizutragen“ 
wenn er au „mande Modifikationen“ wünſchte. Aber unte 
ber Form der „nötigen Entwidlungen” fein „Punkte, über di 
man allgemein übereingelommen war, buch neue Anfichten ver 
drängt“ worden; „und bei allen biefen partiellen Entwürfe 
mangelte immer das Wictigfte, dasjenige was allein beftimme 
könnte anzunehmen ober zu verfagen: bie Überficht des Ganzen“* 
An dies nicht unftatthafte Bedenken veihte fi die unkluge Bi 
merfung: „In den partiell vorgelegten Forderungen werbe di 


*) Diefer Vorwurf war nicht unbegründet. Die urfprünglichen 12 Artifı 
hatten 4. B. dem erften Rat, dem der Kreißoberften, die Entiheibun 
über Krieg und Frieden ausſchließlich beigelegt; bie „Entwicklungen 
dagegen beteiligten daran aud den zweiten Rat. Die Kreife aber und dam 
die Rreißoberften, welche eine Hauptgrunblage der 12 Artifel Bilbeten, ware 
ja in der Gigung vom 7. November durd; Metternich ganz in Frage geftel 
worden, mit der Ausſicht auf eine andere Einteilung Deutfhlanbs, one da 
ſeitdem darüber eine nähere Mitteilung erfolgt wäre. Württemberg wunſch 
namentlich, daß bie Territorialverhältniffe in dem Verfafſungsentwurf fef 
geftelt würden. 
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Ubernahme von Verbindlichfeiten, die Verzichtleiftung auf un: 
beftrittene Rechte verlangt, zu denen wohl nicht vermögen 
könne als bie Erwägung ber anberfeit zu erhaltenden Bor- 
teile”. Die Note ſchloß hiernach mit der Erklärung: daß & 
zwar des Königs „aufrichtiger Wunſch fei, zu dem großen 
Zwed des Bundes ferner mitzuwirken”; baß er fich aber 
„außer ftande” fehe, „ch fernerhin immer nur über einzelne 
Gegenftände zu erklären ober angefonnene Verbindlichkeiten zu 
übernehmen, ehe ihm der Plan des Ganzen und bie nod ob: 
mangelnden Erörterungen mitgeteilt feien, wodurch allein er 
fi zur Abſtimmung ermächtigt finden könne“, 


XXXI Ausgang der Berhandlungen des 
Fünfer-Comites. 


Die dreizehnte Sigung vom 16. November war thatſächlich 
ie legte. Der Grund war aber nicht, wie man nad) Perg 4, 
155 und Treitſchke 685 f. glauben follte, die württembergiſche 
Rote von diefem Tage, ala ob „damit Württemberg ausgetreten“ 
und die „Beratungen aufgelöft” feien, oder ala ob gar MWürt- 
temberg förmlich dadurch „feinen Austritt aus dem Rate der 
Fünf erklärte” und demzufolge „die deutſche Pentarchie zu Grunde 
ging“. Aus dem Wortlaut der Note kann man fich überzeugen, 
daß biefelbe mit feiner Silbe den Austritt Württembergs an 
fündigt, ſondern nur motiviert, warum fich dasſelbe „fernerhin“, 
wie ſchon in ber Sigung vom 16. felbft, der „Abftimmung” 
über „einzelne“ Momente enthalten werbe, und auf wie lange 
(nämlich bis eine „Überfiht bes Ganzen” gegeben ſei). Es 
wollte alfo auch ferner den eventuellen Sigungen beiwohnen, auch 
mitberaten, jedoch alles nur bis dahin ad referendum nehmen. 

Aber noch mehr! Diefe Enthaltung dachte ſich anſcheinend 
Württemberg gar nicht als eine weitaußfehende; ja fie fonnte ſich 
gegenüber den jüngften Vorgängen fogar als eine Preffion geltend 
mahen. Denn in ber 12. und wieberum in der 13. Sigung, 
alfo am 14. und 16. November, war „allgemein beliebt worden, 
äine Zufammenftellung und Überjicht der biöher eingegebenen 
Entwürfe, Ertlärungen und Beftimmungen zu verfertigen“; 
auch hatten Üfterreih und Preußen „diefe Darftellung über: 
nommen, und Württemberg felbft hatte ſeitdem „eine gleiche Be— 
arbeitung unternommen“ (Klüber 1, 112). 

Gejegt indes, Württemberg hätte wirflih, mas nicht der 
Fall ift, feinen Austritt erklärt: fo würbe dies ja gar fein Grund 
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geweſen fein, die Fortfegung der Beratungen zu unterlaffen. Dem 
einmal konnten fie ja vorläufig auch ohne Württemberg unter 
Vieren fortgefegt werden ober man konnte basfelbe, nach Mafgak 
der geheimen „Übereinkunft“ vom 21. Oktober sub. 10 (f. oh 
©. 232) durch einen „andern deutſchen Staat” im Comite erſehen 

Ferner ift zu beachten, daß die öſterreichiſche und preußilde 
„Gegennote” vom 22. November (Klüber I, 104 ff.), die, nad 
Humboldt? Randbemerkung im Berliner Archiv, „vom Grafen 
Münfter aufgefegt” wurbe, mit feiner Silbe von einem „Aus 
tritt” oder einem „Ausſcheiden“ Württemberg! redet. Viel 
mehr wird biefem nur vorgeworfen, daß es „neue, höchſt bedent: 
liche Schwierigkeiten” erhebe; daß die Feftitellung der Territoridl: 
verhältniffe in dem Verfaſſungsentwurfe verlangen, dahin führen 
würde, die Feſtſtellung ber Verfaffung „auf das Ende des Kongrefies 
zu verichieben”; daß ber „Abſchluß der Geſchäfte des Comites 
hauptſächlich durch die Einfprühe und Nefervationen württem: 
bergiſcherſeits aufgehalten worden“. Dann werben die Anſchul⸗ 
digungen in Betreff der „Abweichungen“ von dem urfprüngliden 
Entwurf widerlegt und mit kräftigen Worten dem Störrigen in 
das Gemwiflen geredet. Man dürfe, hieß es am Schlufle, meer 
„einem deutſchen Staate” die „Ausichließung vom Bunde ge 
ftatten“, noch „bie Verwerfung der Mittel zulafien, bie allin 
zum Zwecke führen können“. 

Zwei Tage jpäter, am 24., erfolgte eine „Erwiberungsnote“ 
der württembergiſchen Bevollmächtigten, welde, wiederum fem 
von dem Gebanfen bes Rücktritts, nur bie Note vom 16. zu er 
läutern und zu rechtfertigen bedacht war, indem fie Die ihr „bei: 
gelegten Abfichten” des „Verzuges“ entſchieden in Abrede itelte 
und behauptete, „daß vielmehr das Gegenteil, nämlid die de 
förderung einer den Verhältniffen angemeſſenen Bunbesafte, 
daraus heruorgehe”*). 


*) Alüber 1, 109 ff. Die Anmerkungen des Geraußgebers, ftatt zu 
orientieren, führen in bie Irre. S. 110 ift unter dem „erften Plan“ nicht 
Harbenbergs „Entwurf der Grundlagen“ gemeint, fondern bie „zwölf Artikel"; 
S. 111 nicht die zwölf „Artitel“, fondern die „Entwidlungen“ berfelben, 
wie zum Überfluß aus ©. 102 folgt. 
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Bar der Einſpruch von Innen durch Württemberg nicht 
dazu angethan, die „Auflöfung” des Fünfercomites zu verurſachen: 
fo noch weit weniger ber Einiprud von Außen durch Baden 
und die Neunundzwanzig. Zwar fagt Treitichle S. 686: „zu: 
gleich von Innen und Außen angegriffen, brach die deutfche 
Pentardie zufammen“. Aber abgejehen bavon, daß nicht 
zuſammenbrechen konnte was noch gar nicht vorhanden war — 
denn unter der „Pentarchie“ verftand man lebiglih bie für die 
Zukunft in Ausficht geftellte Herrichaft der fünf Kreisoberften 
— alfo abgefehen davon, daß hier diefer Ausdruck uneigentlicher- 
weife von dem vorberatenden Comité ber Fünf gebraucht ift, 
läßt ſich jener Ausſpruch auch in biefer Begrenzung durch nichts 
itügen. 

Im Gegenfag zur Note Württemberg3 als Comitemitgliebes 
blieben diejenigen Badens und der Neunundzwanzig ald Außen: 
ſtehender unerwidert. 

Was zunähft Baden betrifft, jo entwarf freilich Münfter 
eine Gegennote, deren Tert das Berliner Archiv enthält, und 
aus der Treitſchke einiges (a. a. D.) mitteilt. Ih füge dem zur 
Charakterifierung der Situation einige Andere hinzu. Baden, 
hieß e8, habe feinerlei Recht, die Zuziehung zum Gomite zu be 
anſpruchen; erſt durch ben Verfall der deutſchen Verfaſſung fei es 
zu einer faft fünffachen Vergrößerung feines Gebietes gelangt; 
die Zulafjung Badens zum Comite würde auch bie anderer deutſcher 
Fürften berechtigen und die Zahl ber Deliberierender zu ſehr ver- 
mehren. „Zu Gunften Badens könne umfoweniger eine Aus— 
nahme in Antrag gebracht werben, als deſſen Zulaflung zur 
Entwerfung einer Bundesafte, melde deutſche Freiheit be: 
gründen folle, ſchwerlich zweckmäßig fein dürfte, indem gegen 
diefen Hof die bitterften und zum Teil gegrünbetften Klagen über 
Mißbrauch der Souveränitätsrechte, namentlich gegen mediatifierte 
ehemalige Mitftände, geführt werben.” Der „Behauptung, als 
ob in dem künftigen Bundesvertrage alle Glieder ganz gleiche 
Rechte genießen müßten, und daß Baden mit den erſten Fürſten 
auf ganz gleihem Fuße ftehen müffe, fünne umfoweniger bei- 
gepflichtet werben, als jelbft ehemals verſchiedene Rechte bes Kaiſers, 

Sqhmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 
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der Kur: und anderer Fürften ftattfanden; befonders aber, weil 
diefe Frage nad; Rückſichten, die das Wohl ber ganzen Nation 
erforbert, beftimmt werben muß.” Gemäß dem 4. Artikel des 
Frankfurter Vertrages ſei Baden verpflichtet „de se conformer 
aux arrangements qu’exigera l’ordre des choses qui sera 
definitivement &tabli pour le maintien de l’indöpendane« 
de l’Allemagne“. Datiert ift „Wien, ben . November 1814”; 
adreſſiert „An den Großherzogl. Badenſchen Minifter Herrn Fri: 
herrn von Hacke“. 

Nach Treitſchke wäre dieſe Gegennote deshalb nicht übergeben 
worden, weil „Metternich im letzten Augenblich bedenklich wur; 
ein ſolcher Ton erſchien ihm zu ſchroff“. Allein ver Entwurf 
trägt nur folgende Randbemerkungen von Humboldts Hand: „om 
Grafen Münfter aufgefeßt. Noch nicht abgegangen. H.“ „Nie 
abgegangen, weil Fürft Metternich nicht einftimmte. H.“ Der 
Ton ift allerdings ftellenweife ziemlich derb; aber meines Erachtens 
durchaus nicht berber wie bie von Metternich ohne Bedenken 
unterzeichnete Erwiberung auf bie württembergiſche Note, und 
nicht derber wie mande der AÄußerungen Metternich gegen 
Bayern und Württemberg in ben Situngen bes Comites. Be 
denken wegen Schroffheiten im gegebenen Fall zu empfinden, war 
Metternich bei der damaligen Situation überhaupt wohl nicht 
angethan. Auch wären ja ſolche im Augenblid durch ein paar 
Feberftrihe zu tilgen ober zu mildern geweſen. Er verfuhr viel: 
mehr wohl nur einfach nach bemfelben Prinzip, wie früher, ald 
Baden unterm 15. Oftober durch eine Note das Verlangen geftelt 
hatte, zu dem Comité Hinzugezogen zu werben. Damals war 
auf Metternich® Veranlaſſung glei am folgenden Tag beſchloſſen 
worden, daß auf die badiſche Note „namens des Gomited 
überall nicht“, d. 5. weder fchriftlich noch mündlich, zu ant- 
worten, „ſondern nur von den Höfen, an bie fie gerichtet worben, 
eine mündliche Erklärung zu geben ſei“ (Klüber 2, 79). 

Auf alle Fälle fieht man, daß der Entwurf der Gegennote 
keineswegs bie „Auflöſung“, fondern vielmehr Die meitere 
Fortfegung ber bisherigen „Beratungen“ vorausfegt. 

Und zu dem gleichen Ergebnis führt bie Angelegenheit ber 
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neunundzwanzig Fürften und Städte. Denn obwohl wir behaupten 
mußten (f. oben ©. 278), daß deren Note, fern davon bie 
Verhandlungen nah dem Wunſche Steins zu „beſchleunigen“, 
vielmehr einen ftörenden, hemmenden und ben Bunbesplan ſchä— 
digenden Einfluß geübt habe: jo war biefelbe doch Teinenfalls 
ſchuld an der Unterbregung der Sigungen des Fünfercomites. 
Daß niemand ihr eine ſolche Wirkung beimaß, beweiſen u. a. fol- 
gende Thatfachen. 

1) Während die Adreſſaten, Oſterreich und Preußen, fie wie 
gejagt grundfäglid) unerwidert ließen*), erteilte Graf Münfter 
auf die „Zuſchrift“, womit die Abgeordneten ber Neununbzwanzig 
ihm bie an jene Höfe gerichtete Note „mitteilten”, am 25. November 
eine perſönliche Antwort, worin er die gewünfchte „Unterftügung 
des Inhalts“ der Note troß feiner Sympathien für die Wieder: 
berftellung der Kaiferwürbe ablehnt. Und zwar nicht nur deshalb, 
weil Oſterreich trog „aller Mittel der Überrebung“ nicht zur 
Wiederannahme der Kaiſerwürde „zu bewegen“ gemejen fei, fo daß 
eben deshalb der Pariſer Friede für Deutſchland ein „födera— 
tives Band”, eine „Vereinigung unabhängiger Staaten“ 
angeordnet habe; jondern auch weil nicht durch ihn ein Wunſch 
„aufgeftellt werben dürfe“, der „im Widerſpruch“ ftehe „mit 
Negociationen, die fi auf die obige Vereinigung gründen”. Er 
lehnt es daher ab, die Raiferwürde „bei dem Comits, welches 
fh mit der Entwerfung des Planes zu einer Bundesakte be 
THäftigt, in Vorfchlag zu bringen“. Vielmehr „glaube er, 
fi auf die Borlegung biefer feiner Antwort beidem Comité 
beſchränken zu müſſen“ (Nlüb. 1, 82 Mm. 

Der Fortbeftand des Comites wurde aljo noch am 25. No— 
vember ald Thatſache und als ſelbſtverſtändlich angefehen. 

2) Zu derſelben Zeit, um den 24. November, machte ein 
halboffizieller Artikel die Runde, der zuerſt in der Prager Zeitung, 
dann im Oſterreichiſchen Beobachter Nr. 328 erſchien. Darin 
hieß es: „Die deutſche Bundesverfaflung wirb von den Bevoll- 
mädhtigten von Oſterreich, Preußen, Bayern, Gannover und 


*) gl. oben &. 281. 
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Württemberg entworfen, und fol dem Vernehmen nad) näd- 
ſtens mit den übrigen beutfchen Höfen in Beratung genommen 
werden“ (Klüber 1,43). 

3) In Übereinftimmung hiermit verſprach Fürft Hardenberg 
noch am 29. November, wie wir fahen (S. 282), dem Herm 
v. Gersborff, daß den Heineren Staaten „nächſtens Gröffnungen“ 
in Bezug auf die Verfaffung gemacht werben würden. Am wid: 
tigften ift 

4) Das Schreiben Humboldt? an Fürft Hardenberg vom 
11. Dezember, das wir unten mitteilen werben und worin er am 
Schluß fagt: „wenn wir nicht zögern, können wir in acht Tagen 
ungefähr (alfo um den 18. Dezember) unfere Konferenzen 
mit Bayern und Württemberg wieder anfangen.“ 

Hiernach wird doch niemand mehr zweifeln Tönnen, daß 
die Fortfegung oder Wiederaufnahme der Fünfer-Ronferenzen durch 
teine ber drei Noten vom 16. November auch nur entfernt in 
Frage geitellt wurde, wenngleich bie Störrigfeit Württemberg, 
die Anmaßung Badens und bie Heinftaatlichen Umtriebe, ebenſo 
wie bie zu dringlichen Einmifhungen Steins, überall Verſtim- 
mungen, Schwankungen und Hemmungen veranlaßten. Der Schade 
war nicht ſowohl ein äußerer als ein innerer; bie Wege 
blieben dieſelben, aber die Ziele wurden gekreuzt. 

Der Sachverhalt ift folgender. Als man bie Sigung vom 
16. November ſchloß, handelte es fich lediglich um das Eintreten: 
laſſen einer Pauſe, einer Unterbrechung. Dieſe Hatte zum Zwede: 
1) bie von Öfterreih und Preußen in biefer und der voran 
gehenden Sigung verfprohene „Zujammenftellung“ ber bi 
herigen Ergebnifle, „Entwürfe, Erflärungen und Beftimmungen“ 
zu beſchaffen; 2) die ebenfalls von ben beiden Vormächten ver: 
heißene „umfaffende Vorlage über bie verſchiedenen in die 
Bundesalte aufzunehmenden Punkte“, d. i. die von Württemberg 
fo dringend gewünfchte „Überficht bes Ganzen“, herzuftellen. Man 
hatte noch ſchließlich vorläufige „Rückſprache genommen über bie 
Mittel, um zu ſchnellerer Beförderung des Werkes Entwürfe über 
die Einrichtung des Militärweiens, die kirchliche Verfaflung, den 
Rhein-Dctroi, das Poftwefen u. ſ. m. zu erlangen” (j. ob. ©. 287. 
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Klüb. 1, 112. 2, 194. 196 f.). Ein Gutachten über die vom 
Militärausſchuß zu beratenden Gegenftände hatte Wrede ſchon am 
22. Oktober eingereicht (Rlüb. 2, 110 ff.). 

Was die „Überficht des Ganzen“ betrifft, fo wurden, wie 
aus jenem Schreiben Humboldts vom 11. Dezember ſowie auch 
aus der Note vom 10. Februar 1815 (f. Klüb. 2, 6) erhellt, 
die preußiſchen Bevollmägtigten mit ber Ausarbeitung eines 
doppelten Entwurfe, mit und ohne Kreißeinteilung, betraut. 
Das war um fo unerläßlicher, als feit der Übereinkunft vom 
21. Oftober die Bebenfen Metternich gegen die Kreigeinteilung 
offenbar zugenommen hatten, wenn fie auch der Antipathie Steins 
vieleicht noch nicht gleichlommen. 

Wie ſchon hieraus folgt, ſchob Oſterreich bie gemeinfam 
übernommene Arbeit auch diegmal wieder auf Preußen ab, während 
andererjeit3 Hardenberg fie nach feiner Gewohnheit auf Humboldt 
abzuwälzen wußte. Humboldt machte ſich denn auch mit feinem 
unermüblichen Eifer fofort an das Werk. 

Wenn aber die dadurch bebingte Pauſe der Gomitöberatungen 
ſich zu einem vollftändigen „Stillftand“ entwidelte (vgl. 
Klüb. 2, 197): fo trugen daran eben nicht jene drei Noten vom 
16. November die Schuld, fondern einzig und allein bie fi 
immer fchroffer entwidelnde und alles in ben Hintergrund brän= 
gende polnifch-fähfiiche Frage. Die Verwicklung begann mit dem 
6. November, nahm um ben 9. ein ernſtes Gepräge an, brachte 
feit der Mitte des Monats alle anderen Verhandlungen ins Stoden, 
und erftieg um die Mitte des Dezember den Gipfel der Kriſis. 
Che wir aber diefe Frage ins Auge faſſen, müſſen wir der Über: 
ſichtlichteit halber den unter folhen Umftänden nur heimlich be 
triebenen Fortgang der Verfaſſungsfrage bis zu ihrem prinzipiellen 
Zufammenftoß mit der polniſch⸗ſächſiſchen Krifis verfolgen. 


XXII. Forfgang der Berfaffungsftage 
bis Mitte Derember 1814. 


1. Zufammenftellung ber bisherigen Konferenz 
ergebniffe. Ungedrudt. 

In den Berliner Akten findet fi von Humboldts Hand ein 
Auszug aus den Konferenzprotofollen, ber in der That als eine 
„Zufammenftellung der bißherigen Beftimmungen und Erfärungen“ 
gelten darf, und ber offenbar den Ausgangspunkt oder die Grund: 
lage für die Ausarbeitung ber beiden Gefamtentwürfe bilden follte 
und mußte. Daher weift er auch bei den entiprechenden $$ feiner 
Gefamtentwürfe darauf in Parenthefe und unter dem Titd 
„Auszug“ hurüd: z. B. „8 1. (Auszug 8 1.).“ ©. Klüb. 
2, 20 f. Und aus bem dazu gehörigen Begleitfchreiben an 
Metternich vom 10. Februar 1815 folgt, daß es fich eben babe 
um einen Auszug „ber fon in Beratung gefommenen 
Paragraphen“ handelt, in beren „protofollmäßiger 
Faſſung Feine auf den Sinn Einfluß habende Abänderung” 
ftattgefunden habe (ib. 2, 17). Diejer zufammenftellende Auszug 
beruht, wie ſich hiernach ſchon von jelbft verfteht, auf den Be 
ratungen über bie „zwölf Artikel“ und über die „Entwik 
lung“ des fünften berfelben. Es ergaben fi daraus im 
ganzen 24 allſeits beratene Punkte. Eine vollftändige Wiedergabe 
dieſer Zufammenftellung lohnt fih nicht. Da jedoch in bem 
Humboldtfchen Doppel-Entwurf auf fie verwielen wird, die Ver: 
weifungen aber durch die Schuld eines Hilfgarbeiters oder eines 
Kopiften unvolfftändig und ſogar zum Teil falſch find: jo wollen 
wir unfererfeit8 zur Orientierung für Nachprüfende bie 24 Punkte 
paragraphenmäßig aufzählen und unter Vermerk des Gegenftandes 
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auf die entſprechenden Hauptftellen ber Akten verweilen, in 
mir uns mit ber Anführung einiger Bemerkungen Gumbolbte 
einzelnen Punkten begnügen. Die Gleichheitszeichen follen natüı 
nit immer die wörtliche Übereinftimmung, wohl aber buch 
die ſachliche Parallele bezeichnen. 

8 1. Auszug (Bildung bes Bundes) = 8 1. ber Zr 
Artikel (f. ob. S. 209), — $ 1. ber Württembergifchen Redak 
(Klüber 2, 148. 174), = $ 1. bes Doppel-Entwurfs (ib. 2, ; 

8 2. Auszug (Zweck des Bundes) = 82%. 3.4, =! 
W. R. = 8 2. D. E. Humboldt im Auszug: „Württem! 
bat biefen Artitel für entbehrlich erklärt” (f. Klüb. 2, 148 Nr 
Doch gab gerade Württemberg die alljeit3 gebilligte Faſſ 
Gib. 2, 174), die benn aud in den Doppel-Entwurf überg 

8 3. Auszug (Regierungsrechte der Bunbesglieber) = ! 
3. A., — 8 3. W. R., = 8 46. D. E. Die Württembergi 
Redaktion, die darauf beſtand, „Regierungsrechte“ in Parenth 
durch „Souveränitätsrechte” zu erläutern, im übrigen Wort! 
aber wenig abwich (Klüb. 2. 148), wurde nah dem Protı 
bei Klüber (S. 174) am 7. November einftimmig angenomn 
Das muß Humboldt, trog feiner Anwefenheit, hinterher überfe 
haben. Denn im D. €. behielt er die Fafjung der 3. 4. 
Gb. ©. 32), und im Auszug hatte er bemerkt: „Württem! 
ift aus Mangel an Inftruftion noch nicht beigetreten”, eine Nı 
die höchſtens auf die früheren Hußerungen Württembergs (RI 
2, 80 und 97) bezogen werben könnte. 

$ 4. Auszug (Bundesverfammlung und Kreiseinteilu 
weientlid = $4.3.%.=$4 W. N. (Rlüb. 2,149. 1! 
— 8 3. D. E. 

8 5. Auszug (Stimmen im erſten Rat) = $ 5. 3. 
— 5, a der „Entwidlung“ des fünften Artikels (Klüb. 2,1 
— 5, 2. W. NR. (ib. ©. 150), = $ 4. D. E. Humboldt 
Auszug: „Bayern hat den doppelten Stimmen Oſterreichs 
Preußens widerſprochen. Württemberg desgleichen; jedoch eı 
tualiter einen Vorſchlag zur Verhütung ber beftändigen Mehr 
dieſer Höfe genehmigt” (Vgl. Klüb. 2, 140). Doc) ift zu beach 
daß Hardenberg in feiner Redaktion vom 3. November bie wi 
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tembergifche Faflung „Jedes Mitglied führt eine Stimme“ auf 
nahm (ib. 2, 157) und fi am 10. Februar Metternich gegenüber 
neuerdings zum „Verzicht auf das Recht einer doppelten Stimme“ 
für Preußen bereit erklärte (ib. ©. 17). 

8 6. Auszug (Sig bes erften Rats) = $ 5, b. ber Ent: 
widlung (Klüb. 2, 132), = 5,1.®. R. (ib. 150), = 8 b. D. E 
Gib. 2,21. Nur ift bier auf $ 7 des Auszugs verwielen). An— 
genommen am 29. Dftober (Klüb. 2, 140). 

8 7. Auszug (Gefandte des erften Rats) = 8 5 c. Ent: 
widlung; = 8 6. D. E. (Nur ift hier fälſchlich auf $ 5 de 
Auszugs verwiefen). Angenommen ben 29. Dftober (Rlüb. 2, 140). 

8 8. Auszug (Befugnis des Vorfigenben) = $ 5 d. Ent 
widlung; = 85,3. W. R. = 8 7. D. E. (Nur fehlt hier 
die Verweifung auf den Auszug). Ebenfalls ſchon am 29. Oktober 
(Rüb. 2, 141). 

8 9. Auszug (Die Mehrheit ber Stimmen entjcheibet. 
Falls jedod die 4 Stimmen Oſterreichs und Preußens den 3 anberen 
entgegenftehen, ſollen die Bevollmächtigten der Fürften N. N. hin- 
zugezogen werben) = 5, e Entwidlung (RI. 2, 133) = $ 8. 
D. E. Dazu Humboldt: „Bayern und Württemberg haben dem 
legten Abſatz (d. i. von „Falls“ an) dieſes Paragraphen (9) wie 
ad $ 5 widerſprochen.“ 

8 10. Auszug (Rechte des erſten Rats) = 5 f. Entwicklung, 
— 8 6. W. R. (Rlüb. 2, 150 f) — 89 D.C. (ib. S. 22. 
Nur iſt bier fälſchlich auf $ 8 des Auszugs verwieſen). Dazu 
Humboldt: „Diefer $ ift nach $ 20 (Zuziehung eines Ausſchuſſes 
des zweiten Rates) abgeändert worden. Es findet wieber babei 
der gegen 8 20 geäußerte Widerſpruch Württembergs ftatt.” 

$ 11. Auszug (Ausübende Gemalt) = $ 5, g. Entwidlung 
(Atüb. 2, 133 f) = $ 6, aundb. W. R. (RI. 2, 151. 175. 
Die Vollziehung der Erkenntniſſe de Bundesgericht? fehlt hier 
natürlich, da Württemberg gegen die Einfegung eines Bundes 
gerichts war), = $ 10. D. E. 

8 12. Auszug (Zuziehung bed zweiten Rates bei Ent: 
ſcheidung über Krieg und Frieden) = $ 7 bes „preußifch-öfters 
reichiſchen Entwurfes betreffend das Recht des Krieges, ber Ver: 
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träge u. ſ. w.“ (Klüb. 2, 162), erfter Abfag. Angenommen am 
7. Rovember (ib. S. 171). Dazu Humboldt: „Württemberg hat 
eine andere Faffung dieſes $ vorgeſchlagen.“ Der obige generelle 
Sag wurde von Gumboldt dem $ 9 des Doppel-Entwurfs ein- 
gefügt (Klüb. 2, 22), nur daß er die Zuziehung mittels eines 
„Ausſchuſſes“ beibehielt. 

813. Auszug. (Die Kreisoberften find Bevollmächtigte des 
Bundes, Beſchwerden gegen fie) = $ 5, h i und k Entwidlung 
(1. 2, 134 f. 141), = 8 7, 1. 3. b. 6 W. R. (ib. 181 j. 
175 $) = 8 27-29 D. €. (ib. ©. 27 fl). 

$ 14. Auszug. (Austrägal-Inſtanz und Bundesgericht) — 
810. Z. A., = $ 1. preußifcj-öfterreich. Entwurf über Krieg u. |. w. 
(RL. 2, 160), = 8 11. W. N. (ib. ©. 155), — 8 80 und 
847 D. €. (ib. 2, 43. 33). Humboldt im Auszug: „Bayern 
hat nun (d. i. am 7. November) die Notwendigkeit eines Bundes: 
gerichts anerkannt, allein über die wirkliche Zuläffigfeit desfelben 
fi feine Stimme, fobald der Plan besfelben ganz entwidelt 
fein würbe, vorbehalten. Württemberg hat der Idee eines be- 
ſtändigen Bundesgericht gänzlich widerſprochen, und fich feine 
Erklärung über die Austrägal-nftanz, wenn darüber nähere Be- 
ftimmungen mitgeteilt würben, vorbehalten.” (Vol. Klüber 2, 169. 
167 f. 177). 

$ 15. Auszug. (Gegenfeitiger Beſtand gegen auswärtige 
Gewalt) = 8 2. preuß.:öfterr. Entwurf über Arieg u. ſ. w. 
(KL. 2, 160 f.), angenommen am 10. November (ib. 177); im 
D. ©. weggelafien, weil es dur $ 2 und $ 13 de D. €. 
verbürgt iſt. 

816. Auszug. (Vertretung des Bundes gegen Auswärtige) 
= $ 3 preuß.-öftere. Entw. (RI. 2, 161), = 86,2 W. R.; 
angenommen den 10. November (ib. 177); im D. €. = $9,2 
(b. ©. 22). 

$ 17. Auszug. (Auswärtige Gefandtfchaften) = 8 4 preuß.- 
öfterr. E. (RI. 2, 161). Dazu Humboldt: „Württemberg hat ver- 
langt, daß die fremden Gefandten ihre Vorträge vor dem ver- 
fammelten Rat machen müſſen. Bayern hat erklärt, daß den 
Borfigenden bei dieſen Vorträgen nur ber von ihm vorzufchlagende 
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Direktor beizugeben fei” (Vol. Klüb. 2, 177 f). In DE 
$ 11 mwurbe ber Worlaut von $ 4 des preuß.öfterr. E. bei⸗ 
behalten (ib. ©. 23). 

$ 18. Auszug. Bundesgeſandtſchaften für einzelne Unter: 
handlungen mit auswärtigen Staaten) = $ 5 preuß.zöfterr. €. 
(RL. 2, 161). Dazu Humboldt: „Man hat fi vorbehalten, bie 
Art, wie diefe Geſandtſchaften zu ſchicken ſein würden, näher zu 
beftimmen. Württ. hält dieſe Geſandtſchaften für überflüffig‘ 
(Q@gl. Kl. 2, 178 f). Im 8 12 des D. €. beibehalten (ib. 
©. 23. Die Vermeifung auf $ 18 des Auszug: iſt wegge 
blieben). . 

819. Auszug. (Sicherung jebes Bundesgliebes gegen wider: 
rechtliche Gewalt einer auswärtigen Macht) = $ 6 preuß.zöfterr. 
€. (Küb. 2, 161 f.). Mit einem Zufage Humbolbts: „Bei 
einem wirflihen feindlichen Einfall u. f. w.” am 10. November 
angenommen (ib. 179 f.), und in biefer Geftalt in den D. €. 
ð 13 aufgenommen (ib. ©. 23. Die Verweifung auf den Aus 
zug fehlt). 

8 20. Auszug. (Zuziehung des zweiten Rates bei Beſchlüſſen 
über Krieg und Frieden dur einen Ausſchuß) = $ 7 bei 
preuß.=öfterr. E. zweiter und dritter Abſatz (RI. 2, 162). Da 
zu Humboldt: „Württ. hat die Zuziehung des Ausſchuſſes, der es 
nicht beiftimmt, ad referendum genommen” (Vgl Kl. 2, 180 f.). 
Im D. €. $ 14 find die Namen Heſſen-Kaſſel und Baden dem 
frühern Vorſchlage gemäß durch N. N. erſetzt. " 

8 21. Auszug. (Mittel um die Gefährdung ber äußeren 
Sicherheit Deutſchlands durch einen einzelnen Bundesſtaat zu 
verhindern) = 8 9. G. A. = 8 8 preuß.öflerr. €. (A. 2, 
162 f), = $ 10. Württ. Red. (ib. ©. 155 kurz und unbe 
ftimmt), = Neue Weſſenbergſche Redaktion (ib. S. 172 abge 
ſchwächt). Humboldt im Auszug: „Württ. hat den Zufag (Jedes 
Mitglied verpflichtet fih, von den geſchloſſenen Verbindungen ben 
Bund in Kenntnis zu fegen) nicht angenommen; ber übrige $ 
hat ihm nicht bedenklich geſchienen. Preußen hat ſich feine Er⸗ 
klärung vorbehalten.“ Bayern hatte auch den Zufat „Jedes 
Mitglied u. |. w.“ unter der von Üfterreih zugeftandenen Be 
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dingung angenommen, daß nur bie im erften Abjat bezeichneten 
„Zerbindungen“ d. 5. die auf Krieg u. ſ. w. bezüglichen bem 
Bund zur Kenntnis zu bringen feien (f. Klüb. 2, 181 ff. vgl. 
©. 173). Humboldt nahm, troß jenes Vorbehaltes, die Wellen: 
bergſche Redaktion des Artikels mit dem aljo mobifizierten Zus 
ſatz weſentlich unverändert in den Doppel-Entwurf $ 46 auf 
Gb. ©. 33). 

822. Auszug. (Bei Friedensſchlüſſen über das Gebiet eines 
Bundesgliedes zu verfügen, ohne u. f. w. fteht dem erften Rat 
nit zu) = $ 9 preuß.-öfterr. €. (RL. 2, 164. Nur fehlt hier 
gerade das „nicht”). Humboldt im Auszug: „Von Württ. ad 
referendum genommen” (ib. 173. 183 ff.). Die in der Sigung 
vom 12. November mit Ausnahme Württembergs angenommenen 
Vorſchläge Bayerns in betreff einer Mobifitation ließ Humboldt 
im D. €. $ 15 unbeadhtet (RI. 2, 24. Statt „Beteiligten“ fteht 
bier „Bethätigten“). 

823. Auszug. (Staatöverträge mit Auswärtigen) = $ 10 
preuß.zöfterr. ©. (RI. 2, 164). Humboldt im Auszug: „Württ. 
iſt nicht beigetreten” (ib. 185); = 8 16. D. €. 

8 24. Auszug. (Anteil des erften Rats an ber Geſetz⸗ 
gebung) = $ 11. preuß.zöfterr. €. (RI. 2, 164). Humboldt im 
Auszug: „Württ. hat feine Erklärung vorbehalten“ (ib. 187). 
Dies geihah in der Sigung vom 12. November, nachdem die 
Fafjung des Artikels bereit3 einer Abänderung unterzogen wor⸗ 
ben (ib. 186 f); = 8 17. D. E. 

Ob Humboldt die Zufammenftellung oder den Auszug ber 
beratenen Punkte vor oder nad dem 16. November anfertigte, 
läßt fich nicht beftimmen. Gewiß ift, daß bie am 12. November 
von Oſterreich und Preußen vorgelegten 8 Punkte über „Bildung 
und Wirkungskreis bes zweiten Rats”, als „Entwidlung” des 
fechften ber zwölf Artikel (RI. 2, 188 ff.), obgleich fie in ben 
beiden legten Situngen vom 14. und 16. November erörtert 
worden waren, nicht in den Humboldtſchen Auszug aufgenommen 
wurden, offenbar weil Württemberg fi aller Abftimmung dabei 
enthielt (ib. 193). Da jebod Hannover alle 8 Punkte und 
Bayern faft alle unbedingt annahm (ib. 193—196), jo fügte 
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fie Humboldt wefentlih unverändert dem D. €. ala $ 18—25 
an (ib. ©. 25 ff.). 

Während Humboldt fid) mit der Ausarbeitung dieſes Doppel: 
Entwurfes in der zweiten Hälfte des November und in den erften 
Tagen des Dezember beichäftigte, traten in ber Verfaſſungsfrage noch 
folgende Zwiſchenereigniſſe ein, die wir nicht unberührt laſſen bürfen. 


2. Kleinftaatlide Hilferufe Ungedrudt. 

Daß es ben Rleinftaaten, felbft bei der Kaiferfrage, nicht 
auf die Darbringung von Opfern, fondern auf die Gewinnung 
von Vorteilen ankam: das bewiefen fie bei vielen Anläflen und 
u. a., wie wir fehen werden, nod im März; und April bes 
folgenden Jahres; das bewiefen au damals bie Kleinften unter 
den Kleinen. Am „22. November 1814” wandten ſich „Hohen: 
zollern⸗ Hechingen und Hohenzollern-Sigmaringen” an Preußen 
mit der ängftlihen Bitte um „Sicherung und Erhaltung“ 
ihrer „Selbftändigfeit und Rechte”, dergeftalt daß „das Ge 
ſamthaus Hohenzollern bei allen feinen Würden und Rechten 
ungekränkt und ungejhmälert erhalten, und feine Be: 
figungen feinem andern Mitftante in irgend einer Be 
ziehung untergeordnet werden möchten” (Berl. Archiv 1. c. 
Nr. 100: Maisons de Hohenzollern). 

Wie ſehr wir und auch der heutigen Namensträger dieſer 
beiden Duodezländchen, ihrer patriotifchen Betätigung feit 1866 zu 
erfreuen haben: die damaligen Inhaber derſelben übertrafen ſamt 
anderen ihreögleichen wahrlih an Überhebung die Mittelftaaten 
jo fehr, daß dagegen das Verhalten von Bayern und Württem- 
berg faft als das anerfennenswertefte Entgegenfommen erjcheint. 

Man kann ſich daher auch nicht wundern, wenn bieje beiden 
Fürftentümchen ſich beeilten, am 24. November der Kaifer-Note 
ber Neunundzwanzig beizutreten, weil fie, wie fie unbefangen 
genug erklärten, „ebenfalls“ ihre „Rechte zu wahren” (nicht 
zu beſchränken) gebachten, und weil fie auf biefem Wege eine 
deutſche Verfaffung „auf der Bafis gleicher Rechte und einer 
vollftändigen Repräfentation aller Bunbesglieber“ zu erlangen 
hofften (ſ. Klüb. 1, 93 f.). 





Fortgang ber Berfafjungäfrage bis Mitte Dezember 1814. 301 


3. Regungen der Religionsparteien*). 

Bis dahin hatten die Verfaſſungsentwurfe noch in feiner Weije 
auf die Religionsparteien und deren Zukunft Rüdficgt genommen. 

Aber ſchon unterm 30. Oktober war „für die katholiſche 
Kirche Deutſchlands“ ein Memoire eingereicht worden, bad bereits 
bei Klüber 1, 2, 28 ff. gebrudt ward, unter dem Titel „Dar: 
ftellung des traurigen Zuftandes der entgülterten und verwaileten 
katholiſchen Kirche Deutſchlands, und ihrer Anſprüche“, unter⸗ 
zeichnet: „Freih. von Wambold, Domdechant von Worms, Kapi⸗ 
tular des mainzer Metropolitan⸗Kapitels zu Aſchaffenburg; Joſ. 
Helfferich, Präbendar bei der Domkirche zu Speier; Schier, 
Syndikus.“ Dieſes Memoire reklamiert für die katholiſche Kirche 
alle früheren Rechte und alle früheren Beſitzungen, d. h. die noch 
nicht veräußerten, bie veräußerten einlösbaren, und Entſchädigungen 
für die nicht einlösbaren; insbeſondere aber die „Freiheit der 
Kirche“, d. h. u. a. „die Unabhängigkeit in ber Verwaltung 
ihres Hirtenamts, ihrer geiftlichen Gerichtsbarkeit, die freie 
Wahl ihrer Biihöfe, die Erziehung, Bildung und Anftel- 
Tung ihrer Diener”; denn alles dies „gehöre zu dem Sein und 
Wefen“ ber Kirche. 

In dem Fünfercomits ſowohl wie in der Note der Neun— 
unbzwanzig vom 16. November war dieſe Eingabe völlig unbes 
achtet geblieben. Doch Hatte man in ber legten Situng des 
erftern, wie wir ſahen (ob. ©. 292), alſo am 16. November, 
auch an einen „Entwurf“ für die „kirchliche Verfaſſung“ Deutſch⸗ 
lands gedacht. Und dies war ohne Zweifel der Anlaß, weshalb 
Humboldt nunmehr das obige Memoire dem Dombedanten von 
Münfter, Freiheren Spiegel zum Dejenberg zur Begutachtung 
mitteilte. Die ungebrudte Antwort besfelben (Berl. Arch. Nr. 91: 
Eglise catholique) lautet: 

„Ew. Ercellenz ftelle ih mit gehorfamftem Danke die mir 
geftern anvertraute „Darftellung des traurigen Zuſtandes ꝛc., 
welche die Herren von Wambold, Helfferih und Schier zur Be: 
rüdfihtigung bei dem Wiener Kongreß eingereicht haben, zurüd. 


>) [Bgl. Dito Meier: Zur Geſchichte ber römifbeutfehen Frage 1,446 ff] 
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Diefe Schrift enthält mande verfängliche Stelle; diefe werben 
Ew. Exc. Scharfblick nicht entgehen. Es wohnt darin ein ultra 
montaniſcher Geift erfter Größe, ganz im Gegenfage mit 
dem auf immer ehrwürdigen Wahrheitsfinn, der die Väter 
auf den Konzilien zu Konftanz und Baſel bei ber bezielten Re 
gulierung bes beutfchen kath. Kirchenweſens befeelte; das werben Ew. 
Exec. wahrgenommen haben u.f.w. Die Kirdenverfaffung 
Deutſchlands muß für jede der drei Hriftliden Glaubens 
Eonfeffionen integrierender Teil der Ronftitution ber deut: 
ſchen Staaten werben, und jeder diefer Religionsteile feine Eigen: 
tümlichleit der Religion, des Kultus, feines innern Haushaltes 
und religiöfer Verhältniſſe gefichert finden, alle drei Konfeſ 
fionen in Liebe und Eintracht neben einander ftehen, und bad 
allgemeine Befte gemeinfam fördern — das ift meine individuelle 
Anfiht. Mit reipektvoller Hochachtung verharrend, Em. Ere. 
ganz gehorfamfter Spiegel Freih. zum Dejenberg, Domdechant 
von Münfter. Wien den 2. Dezember 1814.” 

Um diefe Zeit liefen num auch proteſtantiſcherſeits Bitt⸗ 
ſchriften ein, aber anfcheinend ſehr befcheidener Art. Dahin gehören 
bie Bittjchriften betreffend die Vermögensverhältniſſe der evangeliſch⸗ 
reformierten Geiftlichkeit in den ehemals pfälziſchen Landen bes 
linken Rheinufer (Berl. Ar. Nr. 92: Fglise protestante). 

Noch weniger bebeutfam waren bie jüdiſchen Eingaben. 
Doc begehrte die eines Dr. Buchholz in Wien: Preußen folle 
nicht zugeben, daß durch Beftimmungen in der Bunbesafte noch 
diejenigen Rechte verkürzt würden, welche die Juden in Preußen 
ſchon befäßen (Ib. N. 102: R&clamations des Juifs). 

Humboldt ließ ſich indes durch nichts beftimmen, in ben 
unter feinen Händen entftehenden doppelten Verfafjungsentwurf 
irgend eine Satzung über bie Religionsparteien oder bie Kirchen: 
verfaffung aufzunehmen. Dagegen nahm er ſich mit großem 
Intereſſe der nun zu erwähnenden Zwiſchenfälle an. 


4. Bekämpfung des Bundesgerichts. 
Zu Anfang Dezember tauchte ein anonymes Manuſtript auf 
mit dem Titel: „Iſt für den künftigen Deutſchen Bund die An- 
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ordnung eines förmlichen und ftet3 verfammelten Bundesgericht? 
notwendig?” (Berl. Ar. W. C. Nr. 75). Die Wiedergabe 
der Schrift Lohnt ſich nicht, zumal fie ohne Zweifel identifch ift 
mit dem Gutachten des nafjauifchen Minifters von Marſchall, 
das biejer im November außarbeitete und von dem, da er es an 
Stein mitteilte, Per 4, 306 einen kurzen Auszug gegeben hat. 
Das Gutachten verneinte die obige Frage. Inwiewieit Stein 
dagegen reagierte, wiſſen wir nicht. In den Humbolbtfchen Akten 
(. o.) findet ſich aber eine handfchriftliche Widerlegung desfelben, 
die zwar feine Unterfchrift trägt, aber wahrſcheinlich von dem 
weimarſchen Bevollmächtigten von Gersdorff verfaßt if. Denn 
die einzelnen Korrefturen in dem Aktenftüd, das eine Kopie des 
Driginals ift, flimmen trotz fehr auffälliger Gigentümlichfeiten 
vollommen mit Gersdorffs Hand überein, wie bes legtern Original: 
ſchreiben an Humboldt vom 6. Dezember, worauf wir gleich kommen, 
darthut. Aus der Widerlegung heben wir das Folgende hervor. 

„Eine Verfaflung ohne höchſtes Gericht entipricht ben 
Erwartungen der Deutſchen nicht, und ift darum allein fchon 
verwerflih. Wer aud der Verfafier des Auffates fein mag 
„Iſt für den künftigen Deutſchen Bund die Anordnung u. ſ. w. 
notwendig“ — fo ift foviel gewiß, daß ihm die Bequemlichkeit 
ber jegt in Deutfchland Regierenden mehr am Herzen liegt, als 
eine Juftigverfaflung, welche die Unterthanen vor dem Mißbrauch 
der höchften Gewalt fügt... .. Das Bundesgericht muß Deutjch- 
land in feiner Gefamtheit vorftellen; es muß ben einleuchtenden 
Beweis liefern, daß der Deutiche nun ein gemeinſchaftliches Vater: 
land habe. Es muß alſo ein Bundesgericht fein, damit in allen 
Fällen, wo Nichtigkeiten begangen werben ober die Juſtiz ver- 
sögert wirb, zu jeber Zeit bes Jahres (nicht etwa allein wenn 
bie Landſtände verfammelt find!) den deutſchen Unterthanen ges 
holfen werben kann —”. 


5. Gersdorffs Einwirkung auf Humboldts Entwürfe, 

Der weimarſche Bevollmächtigte war mehr und mehr mit 
Humboldt in einen vertraulichen Verkehr über bie deutſchen An- 
gelegenheiten eingetreten. 
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Am 6. Dezember teilte er diefem brieflich (Berl. Arch. Nr. 75) 
„Grundzüge eines fünftigen deutſchen Verbandes“ mit, von denen 
er fagt, fie jeien ihm „kommuniziert worben“. Dazu gefellte er 
„Aphorismen“, worin er fagte: Deutichland bilde nun einmal 
zur Zeit „zwei Gruppen, Sid und Nord“, bie fi um bie beiden 
„präbominierenben” Staaten gruppieren; biefer Gegenſatz laſſe 
ſich „durch feine Form eines politifchen Organismus aufheben“. 
Demnach erklärt er auch dem projeftierten alleinigen Präfidium 
Oſterreichs gegenüber: „Nach den ihm befannten Gefinnungen 
mehrerer anderer beutjcher fürftlicher Bevollmächtigter würde man 
es ebenfo gern fehen, wenn die beiden Monarchien, welche am 
Bunde teilnehmen, in dem Präfidio alternieren wollten“. Im 
Intereſſe der Kleinftanten empfiehlt er: im vollziehenden Rat 
beftändig einen Ausfhuß von vier Vertretern de3 zweiten Rats 
zuzulaſſen. 

Wenn Gersdorff dabei ſagt: „Man liebt den Schein der 
Freiheit, ſelbſt wenn man ihr Weſen nicht zu beſitzen vermag“: 
jo war das nicht, wie Treitſchle meint (S. 690), „Eindlige 
Unſchuld Eeinftaatliher Diplomaten“, fondern vielmehr politiſche 
Weisheit. Gersborff war ja ſchon im November für ein Zus 
ftandebringen der Verfaffung auf der Grundlage der „zwölf Ar: 
tifel“ ober bes „Bundesplanes vom 14. Oktober“, freilih mu- 
tatis mutandis, bereit gemejen. Nunmehr, zu Anfang Dezember, 
war feine Meinung: Mag man ben Kleinftaaten jenen Aus 
ſchuß zugeftehen; fie werden ſich dieſes Scheines ber Freiheit 
erfreuen, wenn fie das Wefen berfelben, bie volle Rechtsgleich- 
heit mit den Glievern des erften Rates nicht beſitzen können; 
oder mit andern Worten: fie werben fi mit dem Bißchen be 
gnügen, wenn fie nicht Alles zu erreichen vermögen. Und zu: 
gleich durfte er Hoffen, mit jenem Ausſpruch ein Zweites zu 
erreichen, nämlich: daß wirklich jener Ausſchuß in den Augen 
Humboldts als ein kleines, nicht als ein großes Zugeſtändnis 
erſcheinen werde. 

Und dieſe Hoffnung ſchlug nicht fehl, wie das nachfolgende 
Gutachten Humboldts im Schlußabſchnitt und fein Begleitfchreis 
ben vom 11. Dezember bemeift. 
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Wie follte fie aber auch fehlſchlagen! Durfte Gersdorff doch 
ion am 30. November melden, als er fi noch leviglich mit 
einer Vertretung ber „vornehmften deutſchen Fürftenhäufer im 
dirigierenden Rate” begnügen wollte: „Man kommt uns fuccef- 
five immer näher. Jene zwölf Artikel haben ſchon mannigfade 
Veränderungen erlitten” (Stihling S. 16). Hatte man es doch 
ſchon erlangt, daß bei gewiflen Fragen, namentlich über Krieg 
und Frieden, die „Beteiligung des Fürſtenrates“ ſogar im Fünfer- 
comite einftimmig befchlofien worden war, und daß die preußifch- 
oſterreichiſchen Vorſchläge nit nur Kurheſſen und Baden, fon- 
dern außerdem noch drei gewählte Mitglieder des zweiten 
Notes ald „Ausſchuß“ bei folhen Fragen zu beteiligen bereit 
waren (f. ob. ©. 236, 237). 

Auch Hatte Gersdorff feinem Schreiben vom 6. Dezember 
ſchon vorgearbeitet durch eine Unterrebung, die er mit Humboldt 
in den allererften Tagen des Monats pflog. In derſelben empfahl 
er, in ben erften ober „engeren“ Rat überhaupt, „außer den fünf 
Königen, auh Baden mit einer Virilftimme und die übrigen ' 
deutſchen Staaten mit mehreren Kollektivſtimmen“ aufzuneh- 
men. „Herrn von Humboldt — ſchrieb er fofort nah Haufe — 
waren biefe been neu und nicht ganz erwartet. Ich bemühte 
mich, ihm zu zeigen, daß bie Einheit des Bundes nicht Leibe; 
wenn einmal der erfte Rat, als aktive Gentralbehörbe des Bun- 
des, aus fünf dem Weſen nach ziemlich voneinander unabhän- 
gigen Staaten beftehe, fo können gewiß, ohne derſelben Eintrag . 
zu thun, auch noch vier oder drei, an Preußen ihrer Lage nad 
immerhin gemiejene, Stimmführer hinzukommen.“ 

Benige Tage darauf, d. i. offenbar nad dem Schreiben 
vom 6. Dezember, das Stichling nicht kennt (f. S. 17), ging 
Gersdorffs Hoffnung ſchon in Erfüllung, indem er in einer neuen 
Unterredung mit Humboldt „die Eröffnung erhielt: Preußen werde 
es gern fehen und unterftügen, daß in dem künftigen vollgiehen- 
den Rate außer den Königen aud noch vier bis fünf andere 
Stimmen von den übrigen deutſchen Fürften vepräfentiert wür- 
den“. Zugleich, heißt es, wurde „dem Sadjjen-Erneftinifchen Haufe 
die Ausficht eröffnet, eine ſolche Stimme zu bilden”. 

Sqm idt, Deutige Verfaffungsfrage. 20 
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Hier liegt alfo, beiläufig gefagt, ein direktes Eingeftänbnis 
der Thatſache vor: daß die kleineren Staaten immer mehr zu ber 
Ioderen Faſſung ber definitiven Bunbesafte hingedrängt, und 
nicht ſowohl Opferbereitwilligkeit denn viel mehr Sehnſucht 
nad Machtvermehrung empfunden haben. Wie ſich Dies gerade 
bei Weimar erflärte und verhältnismäßig im Vergleich mit vielen 
Gleicäftrebenden rechtfertigte, Haben wir ſchon geſehen (ob. ©. 283). 


6. Vollendung der Entwürfe, Humboldts Gutadten 
und Begleitfhreiben an Hardenberg. 

Gegen den 9. Dezember war Humboldt mit den beiden Ent: 
würfen fertig. Wir teilen dieſelben nicht mit; denn fie find im 
weſentlichen identifh mit den Texten, wie fie ipäter (im Februar 
1815) dem Fürften Metternich vorgelegt und bei Klüber 2, 18 

bis 64 abgebrudt wurden. Humbolbt überfanbte fie an den Fürſten 
Hardenberg mit einem Gutachten vom 9. Dezember, und mit 
zweien Vegleitfchreiben: einem deutſchen vom 11. und einem fran: 
zöſiſchen vom 12. Dezember. Alle drei Schriftſtücke find unge 
drudt; ber weſentliche Inhalt des erfteren ging aber fpäter in 
die Noten vom 4. und vom 10. Februar (Klüb. 1, 3, 132 ff. und 
2, 6—18) über. Wir laffen die drei Aftenftüde, eigenhändig 
Driginale, der Reihe nad) folgen (8. A. Rep. VI. W. €. Nr. 75). 


Humboldts Gutadten zu den beiden Entwürfen, 
d. d. Wien, den 9. Dezember 1814. 

„Wenn man die beiden vorliegenden Verfafjungsentwürfe, 
welche, wie ich mir wenigſtens fchmeichle, unparteiiſch, und ohne 
Vorliebe für bie eine oder bie andere ber ihnen zu Grunde lie 
genden been, ausgearbeitet find, miteinander vergleicht, fo kann 
man fi, meiner Meinung nad, nicht des Urteils enthalten, daß 
der ohne Kreiseinteilung zwar einfacher, kürzer und allgemeiner 
annehmbar erjcheint, dagegen ber andere ſowohl theoretifch bei 
weitem konſequenter al3 auch praktiſch zu mehr ſicheren und all: 
gemein erſprießlichen Refultaten führend ift. 

Die aus dem Mangel einer Kreiseinrichtung unfehlbar ent 
ftehenden Nachteile feheinen mir folgende zu fein: 
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1) Deutſchland fol doch, nach feiner neuen Verfaffung, bie 
nicht bloß die politiſche Selbftändigkeit, ſondern auch die innere 
Sicherung ber Rechte und die allgemeine Wohlfahrt der Nation 
zum Zwed hat, ein in allen feinen Teilen verbundenes Ganzes 
ausmaden. In biefem nun wird die Einwirkung der Gentrals 
gewalt immer ſchwächer fein, wenn fie geradezu, und ohne ein 
verfaflungsmäßig dazu beflimmtes Organ gefchieht; und ſelbſt die 
Verbindung der einzelnen untereinander wird lockerer werben, wenn 
nur die immer lofere allgemeine beſtändig ifl, die ſtärkeren befon- 
deren aber dem Zufall und dem Wechfel unterworfen bleiben. In 
biefer Hinſicht ift die Kreisverfaſſung, ald eine Mittelftufe ber 
Verbindung, fon in hohem Grade empfehlungswürbig. 

2) Die Aufrehthaltung der Bundesſchlüſſe, da mo ſchon 
wirklich Übertretungen vorgefallen find, kann allerdings ebenſowohl 
buch einzelne Aufträge als durch Kreißvorfteher (welches Wort 
man vielleicht ſtatt: Kreisoberſten wählen Könnte) geſchehen. Allein 
man muß immer geftehen, daß die Aufmerkſamkeit der Kreisdirek- 
toren auf folde, vielleicht fonft nicht zur Sprache kommenden 
Übertretungen fehlt, und daß die Kreiverhältnife günftige Ge- 
legenheiten barbieten, daß eine gleiche Wachſamkeit auch von den 
Kreisftänden auf den Kreisdirektor jelbft, gegen welchen ja jebe 
Rage erlaubt ift, und gegenfeitig aufeinander ausgeübt werde. 
Noch viel Heilfamer ift es, daß durch die anhaltende gemeinfchaft- 
lie Beſchäftigung der Kreisftände mit Bundesangelegenheiten 
manden Abweichungen auf eine geſchickte und janfte Weife vor- 
gebeugt werden Tann. 

3) In der Militärverfaffung ändert die Verſchiedenheit beider 
Entwürfe nichts ab, weil Bezirksabteilungen in biefer Abficht 
immer notwendig bleiben. Allein in Abficht der Rechtspflege haben 
die Samtgerichte bei großen Sprengeln immer den Nachteil, daß 
bie zu ihnen gehörenden Staaten zu entfernt, und in ihren Ge— 
jegen und Verfaſſungen zu verfchiebenartig find, bei Heinen hin— 
gegen den, daß eine gehörige Organifation berjelben (ſchon wegen 
des Aufwandes) kaum zu erreichen ift, auch die Richter den per= 
ſönlichen Verhältniſſen der ftreitenden Teile zu nahe bleiben. 

4) Der Mangel der Kreisverfammlungen ift nicht gleiche 
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gültig. Denn wenn fi auch allerdings durch Verträge und auf 
diplomatiſchem Wege dasjenige erreichen läßt, was nicht mehr auf 
verfaflungsmäßigem nötig ift, fo kann bier immer ein Einzelner 
verhindern, was alle um ihn herum liegenden Fürften ihrem Ge 
ſamtwohl zuträglich finden, und fo find Verträge biefer Art immer 
wandelbar. Bei wirklichen und gemeinſchaftlichen Beratſchlagungen 
dagegen wirkt ſchon, jelbft wenn bie Stimmenmehrheit nicht ver- 
bindend fein follte, das gegenfeitige Erwägen der Gründe, und 
der fi) zugleich ausſprechende Wille Vieler jehr ftark; und das 
einmal Beſchloſſene kann nicht, ohne neue Beratſchlagung mit Allen, 
umgeftoßen werben. 

Es ift auch nicht zu leugnen, daß, wenn mehrere Regierun- 
gen fi in regelmäßig wiederkehrenden Verfammlungen mit ber 
Sorge für das Wohl desfelben nahverbundenen Teiles von Deutſch⸗ 
land befchäftigen, fie mehr ein lebendiges und ein ſolches Inter- 
eſſe daran gewinnen, in welchem bie einfeitigen und eigenfüchtigen 
Anſichten, die ſich fonft bei großen und Heinen nur zu leiht ein- 
finden, gegen einander abgeſchliffen werben, und bie Beratihla- 
gungen im zweiten Bundesrat gewinnen ficherli, wenn mehrere 
Fürften ſchon gemeinfchaftlih darüber gefaßte Meinungen, als 
wenn fie jeber feine einzelne dazu mitbringen. 

Was man auf der andern Seite ben Kreißverfaffungen ent 
gegeniegt, ift, daß das Verhältnis ber Kreigbireftoren eine zu 
große Ungleichheit unter den beutichen Fürften begründet, daß bie 
Rechte derfelben gemißbraucht werden können, daß dadurch ein 
Berfallen Deutſchlands in fünf große Teile vorbereitet wird, daß 
die Kreigeinteilung bei den Kreisbireftoren felbft große Schwierig: 
feiten finden wird, und daß fie aus allen diefen Gründen bie: 
jenigen Fürften, welche nur beigeorbnete Kreisftände, nicht felbft 
Vorſteher fein können, von der ganzen vorgefchlagenen Berfafiung 
abwendig macht. 

Dieſe Gründe haben unleugbar ein ſehr großes Gewicht. 

Kein Menſch kann ſo ſehr gegen eine Teilung Deutſchlands 
in ſo oder ſoviel Teile ſein, als ich. Keiner fühlt ſo ſehr, daß 
gerade bie Vorzüge, welche bie Deutſchen auszeichnen, in der Viel- 
fachheit der Regierungen und der Verfchiebenheit ber Verfafungen 
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ihren Urfprung haben, wenn aud Teutihland manchmal jehr 
ſchwer dafür dur die Bedrohung und den Verluft feiner Un: 
abhängigfeit büßen mußte. Keiner ift daher jeder Idee fo ent: 
gegen, die auf Beherrihung, Unterbrüdung oder Verfchlingung 
des kleineren Staates durch die mächtigeren geht. 

Ebenfo ift Gleichheit der Fürften jedem wahren Deutſchen 
teuer und heilig; er will die Rechte der Nation vorzüglich in den 
Rechten ihrer Fürften ehren. Nur möchte man freilich gern unter 
den Fürften alle ehemaligen Reichsſtände, auch diejenigen, welche 
nicht durch deutſche Acht, nicht weil fie dem Vaterlande in feiner 
Not nicht beigefprungen waren, darin bie Stimme ihrer eigenen 
Unterthanen verfannt, und fi mit dem Feinde verbunden hatten, 
fondern durch fremde Gewalt aus ihrem Kreife geftoßen waren, 
darunter mitbegriffen wiſſen. 

Allein 

1) die Gleichheit der deutſchen Fürſten leidet nicht dadurch, 
daß es Kreife giebt, und daß einige von ihnen ausſchließlich Vor- 
ſteher derfelben find. Dies Gefühl war in ber ehemaligen beut- 
ſchen Verfaſſung gar nicht fo bei den Fürften, und bie Gleich- 
heit in einer Bundesverfaſſung wird nicht dadurch aufgehoben, 
daß die Ausübung einzelner Rechte auch ausſchließlich gewiſſen 
Mitgliedern, als ein Amt, übertragen wird. Es muß dies not 
wendig bei allen den Gegenftänden der Fall fein, die ihrer Natur 
nah nur wenigen angehören können, und es würde unmöglich 
werden, darum auf alle folde Einrichtungen Verzicht zu leiſten. 

2) Die Gefahr, daß Deutſchland in einige große Teile zer- 
falle, rührt nicht von der Einteilung in Kreife her*), und dies 
iſt ein fo überaus wichtiger Punkt, daß er, wie auch die Ange 
legenheit ber Kreiſe entichieben werden mag, immer eine eigene 
Beleuchtung verdient. Diele Gefahr entfteht aus ber überwiegen- 
den Macht einiger Staaten, ber großen durch die Säkularifationen 
und Mebiatifationen entftandenen Verringerung ber Zahl der übri- 
gen, und der natürlich durch die Zerftörung des deutſchen Reichs 
berbeigeführten Entwöhnung von aller auch noch fo billiger ge 


*) Alfo der Haupteinmanb gegen die Kreiseinteilung. 
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meinſchaftlicher Verfaflung. Gegen alle diefe Urſachen, und mit- 
hin auch gegen ihr Refultat, ift aber das Fräftigfte und ſicherſte 
Gegenmittel gerade die Wiederherftellung einer Verfaſſung; und 
die Kreigeinteilung vermehrt fo wenig die oben erwähnte Gefahr, 
daß man vielmehr zweifelhaft bleiben Tann, ob fie biefelbe nicht 
gerade im Gegenteil vermindert. Da einmal mehr und mindermãchtige 
Staaten in Deutſchland neben einander vorhanden find, jo kann 
es nicht fehlen, daß fie nicht, wenn es feine Kreisverbindung giebt, 
auf dem Wege diplomatiſcher Verhandlungen Übereintommen mit- 
einander über Gegenftände gegenfeitiger Konvenienz ſchließen follten. 

Nun aber frage ih, ob, wenn man einmal bei den größeren 
Staaten die Abficht vorausfegt, die kleineren in Nachteil zu brin- 
gen, ein Abgeorbneter eines Mleineren Fürften mit einem mäd- 
tigeren Hofe unter dem Geheimnis eines Kabinett3 vorteilhafter 
unterhandeln wird, als in einer offenen Kreisverfammlung, wo 
der Mädhtigere fein Begehren vor allen Kreisftänden rechtfertigen 
muß, und biefe den Schwächeren ſchon unterftügen werden? Ich 
frage weiter, ob, da es viele Arten, einen Nachbar zu beläftigen, 
giebt, die nicht leicht eine Erfolg verſprechende Klage erlauben, 
ein minder Mächtiger ſich eines Unrechts, das ein größerer Staat 
einem kleineren zufügt, ebenſo annehmen wird, wenn er nicht in 
diefem Unrecht eine Willkür eines Kreisdirektors erblidt, die ſchon 
an fi auch fein eigenes Verhältnis beleidigt? 

Ich frage endlich, ob, wenn ein Heiner Staat von einem an⸗ 
bern etwas größeren beeinträchtigt würde, ber noch Mächtigere 
ihn ebenſo bereitwillig ſchützen würde, wenn er nicht eine Ver- 
bindlichkeit dazu in feiner Eigenſchaft ald Kreisbireftor fände? 

Man jagt wohl, daß man der ſchon beträchtlichen phyſiſchen 
Macht nicht noch durch die Verfaſſung ein Gewicht zulegen muß; 
allein dies ift ganz falſch außgebrüdt. Gerade dadurch, daß man 
bei Staaten, wo die phyſiſche Macht, richtig geleitet, eine Wohl- 
that für den Schwächeren wird, berfelben auch ihren Platz in der 
Verfaffung einräumt und fie zu einer verfafjungsmäßigen macht, 
verwandelt man fie in eine moralifche, bildet Gejegmäßigfeit und 
Verantwortlichkeit, und mindert auf dieſe Weife den Nachteil des 
bloß phyſiſchen Übergewichts. 
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3) Dem immer möglichen Mißbrauche muß allerdings vor⸗ 
gebeugt werben. Allein ich glaube, daß dies in dem anliegenden 
Entwurfe mit großer Sorgfalt geſchehen ift, und wäre in biefer 
Art noch etwas verfäumt, jo würde man unftreitig immer bereit 
fein, es nachzuholen. 

Endlich darf man einen Geſichtspunkt nicht vergeſſen. Militär⸗ 
bezirke und Oberhäupter derſelben ſollen fortdauernd ſein, und 
müſſen es notwendig, wenn nicht ber erſte Zweck des Bundes 
verloren gehen ſoll. Hierbei die Vorbereitung in der Ruhe zu 
vernachläſſigen, und die größeſte Anſtrengung nur im Augenblick 
der Thätigfeit zuſammenzudrängen, welches eigentlich das Bona—⸗ 
partiſche Syſtem war, ging nur damals an, wo die Anwendung 
keines Mittels geſcheut wurde, um zum Zwecd zu gelangen, und 
wo der Zuſtand der Ruhe die Ausnahme und die Anſpannung 
der Kräfte eigentlich fortdauernd war. Gerechte und nichtdespotiſche 
Staaten fordern ein anderes Syſtem, und in biefem geht alle 
Kraft fchlechterbings verloren, wenn das deutſche Kriegsweſen 
unmittelbar, und nicht mittelbar durch die mächtigeren Fürften, unter 
dem Bunde jtehen fol. Giebt es aber einmal Militärbezirke, jo 
weiß ich nicht, ob gerade die Eigentümlichkeit der Kreife die Ger 
fahr des Mißbrauchs vermehrt. Die gemeinſchaftliche Sorge für 
andere und friedliche Gegenftände könnte vielmehr ſogar den leicht 
einfeitig werdenden bloß militärifchen Geſichtspunkt fanfter und 
milder maden. 

Nah Erwägung diefer Gründe und Gegengründe bin ich 
der Meinung, daß der Entwurf mit einer Kreisver- 
faffung dem andern vorzuziehen ift. 

Eine Einwendung, welche man hiergegen noch erhebt, ift, 
daß die Zahl der eigentlichen Bundesmitglieber (ber noch unab- 
hängig beftehenden Staaten) fo zufammengefhmolzen fei, daß fie 
ſelbſt für fieben und fünf Kreife zu Klein, und diefe nod fo un= 
glei) in Deutſchland verteilt fei, daß in den wenigften Kreifen 
werde an eine Verfammlung gedacht werden können. 

Diefer Einwurf fält nun zwar hinweg, wenn man bie 
mebiatifierten Reichsſtände jegt wieder zu Kreisftänden erhebt, 
mas bie Gerechtigkeit laut fordert, und was auch an fi ber 
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neuen Verfaflung wohlthätig fein würbe. Allein es ift ungewiß, 
ob dies geſchehen wird, und alsdann bleiben freilich, auch jever 
Zweig ber Gefamthäufer, und jede freie Stabt beſonders gezählt, 
nur 30 Staaten unter bie Kreife zu verteilen übrig, von denen 
etwa 20 auf bie nördliche Hälfte Deutſchlands fallen. Allein aud) 
im ehemaligen deutſchen Reiche hatte der Burgundiſche Kreis gar 
feine und ber Oſterreichiſche nur fehr wenige und unbedeutende 
Kreisftände, und ſicher ift es, daß, da doch einmal, wenigftens 
in einem Teil Deutſchlands, mehrere minder mächtige Fürften 
neben einander vorhanden find, die Vorteile einer Kreisverbindung 
dort eintreten würden. 

Indes leugne ih nicht, daß diefer Umftand die 
Entſcheidung ber Frage weniger erheblih malt, und 
das Gewicht der für die Beibehaltung der Kreis: 
verfaffung ftreitenden Gründe vermindert. 

Die Fürften des zweiten Rats machen aud noch die Ein: 
wenbung gegen bie Streißbireftoren, daß etwaige Beſchwerden gegen 
diejelben feine parteilofe Beurteilung beim erften Rat finden 
würden, da dieſer bloß aus Fürften derſelben Klafje beftände. 
Wenn daher mit ihnen von dem in einigen Fällen dem erften 
Rat beizuorbnenden Ausfhufle die Rede fein wird, werden fie 
vermutlich verlangen, daß alle Beſchwerden diefer Art immer mit 
Zuziehung dieſes Ausſchuſſes geprüft werben follen, und biefe 
Forderung wäre gegründet. 


Bei Gelegenheit dieſes Ausſchuſſes und des Widerſpruche, 
in dem biefe Fürften mit den ihnen bekannt gewordenen Seen 
des Comitoͤs ftehen, komme ich auf einen Vorſchlag, welcher 
unftreitig beide Teile viel näher bringen würde. 

\ Die Fürften fühlen fi vorzüglid durch ihre perſönliche 
Ausſchließung von dem erften Rat gekränkt. In einem mir 
zu Gefiht gefommenen Plane geichieht daher der Vorſchlag, 
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daß alle Staaten bes zweiten Bundesrats mit vier Gefamtftimmen 
im erſten Rate Sig haben follen*). 

Diefe Gejamtftimmen follen dur vier Direktoren der zu 
denfelben zufammentretenden Käufer ausgeübt werben, das 
Direktorium foll wechfeln, alle Teilhaber an einer Gejamtftimme 
jollen ihre Stimmen zur Inftruftion des Gejanbten geben, und 
dazu, wegen ber verſchiedenen Volkszahl, auf 100000 Seelen Eine 
Stimme haben. 

Diefe Einritung wäre nun wohl zu verwidelt, zu vielen 
Zögerungen unterworfen, und zu gefährlich für das im Xoll- 
siehungsrate oft notwendige Geheimnis, ald daß fie angenommen 
werben könnte. Bon diefem Begriff einer aus mehreren einzelnen 
Meinungen zufammengefegten Geſamtſtimme müßte man daher 
wohl in jedem Falle abftrahieren. 

Allein die Idee der Gleichheit kann unmöglich verlangen, daß 
alle Rechte in einer Verfaffung auch immer von Allen wirkli aus⸗ 
geübt werben; es ift ſchon Binlänglih, wenn nur alle deutſche 
Fürften nach und nad) zur Mitwirkung in den erften Rat gelangen, 
ober, wenn die Sache auf Wahl beruhen follte, wenigftens gelangen 
können. Dann ift e8 auch äußerft bedenklich, in einer Verfammlung 
von 5 Mitgliedern, welche, wie im Vollziehungsrat, einen ſicheren 
und feften Gang halten muß, vier jährlich wechfelnde aufzunehmen. 

Aus diefen beiden Rüdfichten ift die in dem Comite entftandene 
Idee eines Ausfchuffes von 2 beftänbigen und 3 wechſelnden Mit: 
gliedern bei weitem vorzuziehen. 

Wenn man aber erwägt, daß dieſer Ausſchuß, nad ben 
jegigen Entwürfen, zugezogen werben foll: 

1) bei Beratſchlagungen über Krieg und Frieden; 

2) wenn bie vier Stimmen Oſterreichs und Preußens gegen 
die drei Bayerns, Hannovers und Württembergs find; 

3) wenn ber ganze erfte und zweite Rat verfchiebene Meinungen 
über einen Gejegesentwurf hegen; 

4) wenn e8 zweifelhaft if, ob ein Gegenftand fi zum Vor⸗ 
trag im zweiten Rate eignet; 


*) &. Gersdorff vom 6. Dez, ob. S. 304. 
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5) wenn Beſchwerden gegen das Bundesgericht geführt 
werben; 

6) wenn ber Bundesrichter gewählt wirb; 
wozu allem Anfchein nad) noch 

7) der Fall, wenn Beſchwerden gegen einen Kreisdirektor 
unterfucht werben, 
tommen wird, fo fragt man fich allerdings, ob es nicht ein gutes 
Einigungsmittel zwifchen dem Comite und ben übrigen Fürften 
wäre, und nicht ſelbſt den Ausſchuß, der doch einmal eine fehr 
wichtige Rolle fpielt, mehr mit dem Intereſſe des Rats verbinden, 
und ben gegenjeitigen Einfluß beider aufeinander verftärken würde, 
wenn man biefen Ausihuß ein für allemal in den erften Rat 
aufnähme, ihn aber, wie jegt angenommen ift, fortdauernd aus 
zwei beftändigen Mitgliebern (Kurheſſen und Baden) und brei 
wechſelnden beftehen ließe? Die Beflimmung des Grunbfahes 
des Wechfels könnte man den Fürfien des zweiten Rats überlafien. 

Der Ausihuß veränderte darum keineswegs die ihm jegt 
angewieſene Beftimmung. Er bliebe urfprünglich und weſentlich 
immer der Repräfentant des zweiten Bundesrat für die Zeit, 
wo biefer nicht verfammelt wäre; zugleich aber ſtimmte er im 
erſten Bundesrate mit. Cr hätte daher eine boppelte Natur: 

1) als Dertreter des zweiten Bundesrats in der Zeit ber 
Abweſenheit diejes; 

2) als Teilhaber im erften. 

In dem erfteren Verhältnis handelte er ganz eigentlich als 
Ausſchuß, verfammelte fih für fi, entſchiede nach Mehrheit der 
Stimmen, und brädhte feine auf diefe Art gefaßte Meinung, als 
die Stelle eines Schluffes des zweiten Rats erjegend, in ben 
erften. 

In dem zweiten Verhältnis ratfehlagten die ihn bildenden 
Bevollmächtigten nicht gemeinfchaftlic und abgefonbert, und gäben 
nicht eine Gejamtmeinung, fondern, fowie die anderen Mitglieder 
bes Rats, jeder die feines einzelnen Hofes ab. 

Die Zahl der Kreife dürfte nicht vermehrt werben, allein 
Kurhefien und Baden könnten Mitbireftoren der übrigen jein. 

Hiernach würde id) nunmehr vorſchlagen: 
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1) bie Kreigeinteilung beizubehalten; 

2) die jebesmaligen Mitglieder des Ausſchuſſes des zweiten 
Rats, nach der für denfelben in den bisherigen Konferenzprotofollen 
vorgefchlagenen Organifation, zu beftändigen Mitgliedern in ben 
erften Rat aufzunehmen; 

3) Kurheſſen und Baden zu Mitdirektoren ihrer Kreife zu 
beftellen. 

Auf diefe Weile ift Fein Fürft des zweites Rats von dem 
Eintritt in den erften ausgeſchloſſen; bie ehemaligen Kurfürften 
genießen eines vorzüglihen Rechts, und bie Kreisverfafiung führt, 
foviel es jet noch möglich ift, die vormalige wohlthätige Ein- 
richtung zurüd. 

Wien, den 9. Dezember 1814.” 


Humboldts Begleitfhreiben an Hardenberg vom 
11. Dezember. 

„Ew. Durchlaucht habe ich die Ehre, anliegend den doppelten 
mir aufgetragenen Verfaffungsentwurf, dem ich auch gefucht habe, 
eine lichtvolle Ordnung zu geben, und mein Gutachten darüber 
ergebenft zu überfenden. Das letztere ift, wie Ew. Durchlaucht 
ſehen werben, durchaus ber Beibehaltung ber Kreife günftig. 

Ich habe in dem Gutachten natürlich nur der allgemeinen 
Gründe erwähnt; die befonbere Lage Preußens enthält aber auch 
noch andere, bie ih Em. D. nicht erft aufzuzählen braude. Da 
wir immer bad Unglüd haben werben, fein abgerunbetes Gebiet 
zu befigen, fo werden wir durch die Vielfachheit um unfere Provinzen 
herum und zwiſchen benfelben liegender und unabhängiger Ne 
gierungen mandherlei Verlegenheiten ausgelegt bleiben. Auf ber 
andern Seite aber ſcheint es mir auch ungemein wichtig, daß 
Preußen den Meineren Fürften nicht als eine Gefahr, fonbern 
ala ein Schuß erſcheine, und daher, glaube ich, müflen wir nicht 
zu ängſtlich danach traten, verfafjungsmäßig dasjenige zu 
erlangen, was und durch unferen Einfluß, als mächtigerem Staat, 
ja doch nicht entgehen kann, und ein wenig mehr Mühe, es zu 
erwerben und zu erhalten, nicht ſcheuen. Die Stärle Preußens 
an fi, und in Deutfchland, wird immer zum Teil eine moralifche 
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fein müſſen, und ift es in unferer Nation gerade jest in hohem 
Grade. Daß fie es auch noch mehr, als ſchon jetzt, in Deutſchland 
werbe, und daß fich diejenigen, die für ung find, freier ausſprechen 
Tonnen, dahin muß unfer Bemühen gehen, und wir haben baber 
jeden Schein zu vermeiden, durch unfere Macht auf fremde Frei 
heit einwirken zu wollen. Ich weiß zu fehr, daß €. D. ſelbſt ganz 
und gar diefe Anfiht haben, al3 daß ich mich meiter dabei auf: 
zuhalten brauchte. 

Die Vorfhläge am Schluß meines Gutachtens *) werben 
€. D. vielleicht auf den erften Anblid befremden. Ich halte aber 
in der That ihre Ausführung nicht für bebenllih, und mein 
eigentliher Grund dazu war folgender: 

Man**) hat und, wie €. D. gewiß auch bemerkt haben, 
nicht ohne Abficht, gern bei den deutſchen Verfaflungsangelegen- 
beiten vorangeftellt, und ung leicht und gern in allem nachgegeben, 
weil man e3 wohl mochte, wenn lieber wir, da man aud) von 
uns wußte, daß wir immer eine feſte und kräftige Verfaſſung 
wollen würben, den Fürften, denen allen die Feſſeln einer Kon— 
ſtitution Fäftig find, unangenehm würden oder gefährlich erfchienen***). 
Nebenher hernach, oft ohne vorhergängige Beratung, hat man Aus: 
gleichungsmittel für die vermuteten Anſprüche der Fürften vor- 
gebracht, und vorzüglich ift in der legten Zeit die Neigung, 
ihren Wünſchen nadhzugeben, fihtbar gemorden}). Kommen bie 
anderen Fürften felbft zu den Beratſchlagungen Hinzu, fo wird 
das noch weiter getrieben werben, und jo glaube id vorauszufehen, 
daß, was ich jegt vorſchlage, ja vielleicht nicht einmal etwas jo 
Unſchädliches, auf eine Weife vorgebracht werden wird, wo wir 
nur die Wahl haben werben, nachzugeben, ober ung in Wiberfpruch 
mit der Mehrzahl der Fürften zu ftellen. 

Dagegen können wir jet das Verdienſt haben, einen Vor⸗ 





*) D. i. beizeffenb bie Beteiligung ber Heineren Stände an dem erften 
Nat durch einen Ausschuß. 
D. i. Öfterreich. 
*) [Bgl. o. ©. 288 Anm.] 
+) Grund: bie Differenzen zwiſchen Öfterreih und Preußen in ber 
Polniſch · Sachſiſchen Frage; f. unten. 
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ſchlag zuerft gemacht zu haben, um welchen ſich ihre vorzüglichften 
Wünfche Herumbrehen, und dadurch fie für uns geminnen. Selbft 
wenn wir jegt, im Fall diefen Vorſchlägen lebhaft widerſprochen 
werben follte, nachgäben, würden die Fürften immer erfahren, daß 
wir etwaß ihnen Angenehmes gewollt hätten, und würden bie 
Hoffnung behalten, daß wir fie darin auch Fünftig noch unter- 
fügen würben. Wir dürfen es aber gewiß nicht außer acht lafien, 
fie, ſoviel es ohne Nachteil der Verfaſſung des Ganzen geſchehen 
kann, zu gewinnen. 

Der Vorſchlag, in dem Ausſchuß Kurhefien und Baden einen 
beftändigen Plag anzumeifen, wird vermutlich den übrigen Fürften 
mißfällig fein; und für uns felbft hat er die Unbequemlichkeit, 
daß, wenn, wie aller Proteftationen ungeachtet doch wohl einmal 
der Fall fein wird, die Königl. Sächſiſche Dynaftie eine Ent- 
ſchädigung erhält, wir biejelbe ſchwerlich werben hindern können, 
gleichfalls einen beftändigen Sit im Ausihuß zu haben. Unfer 
eigenes Prinzip, auf die Ordnung der Häufer im alten Reiche 
zurüdzugehen, würbe und ba im Wege ftehen. Es Tann baher 
angemefien feinen, den Ausfhuß aus lauter wechjelnden Käufern 
beftehen zu laſſen. Mir hat es aber wichtiger geſchienen, ung 
Heſſen⸗Kaſſel, auf das wir ſchon zählen können, ganz zu verfichern, 
und aud Baden mit ung zu verbinden, was ich wegen der Eifer: 
ſucht auf Bayern und Württemberg für möglich halte, 

Ob ich das Verhältnis derjenigen Mebiatifierten, welche mit 
Preußen verbunden werben follen (in bem Entwurf mit Kreis: 
einteilung 8 68—74 und in dem anderen 8 54—60), richtig 
gefaßt habe, bitte ih E. D. vorzüglich aufmerffam in Erwägung ; 
zu ziehen. Ich glaube, man muß ihre Lage ehr vorteilhaft 
machen, teil um zu zeigen, daß Preußen ſich durch die Sorge für 
die Herftellung dieſes Unrechts vor allen Fürften auszeichnet, da die 
einen ihrer nicht einmal erwähnen, und Öfterreich ſich ihrer höchſt 
kalt annimmt, teils aber auch, weil fonft fie gerade dadurch, daß fie 
nicht zu den Landftänden gehören follen, Nachteil erfahren würden. } 

Wenn €. D. mein Gutachten und die Entwürfe genehmigt oder 
abgeändert haben werden, müßten wir, bünft mid, noch ohne das 
militäriſche Gutachten abzuwarten, alles Öfterreih und Hannover 
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mitteilen, mit ihnen ung über die in meinem Gutachten aufgeftellten 
Hauptfragen vereinigen, und hernach in Konferenzen ſchnell diejenigen 
Punkte durchgehen, die noch nicht gemeinschaftlich angenommen find. 
Alsdann, ohngefähr, wenn wir nicht zögern, in aht Tagen, 
könnten wir unfere Konferenzen mit Bayern und Würt— 
temberg wieder anfangen. 
Wien, ben 11. Dezember 1814*). 
Sr. D. Herrn Staatskanzler Fürften von Hardenberg. 
Humboldt.” 


Humbolbts zweites Begleitfhreiben vom 
12. Dezember. 

nJe suis vraiment peine, mon cher Prince, de Vous 
envoyer dans ce moment pr&cisement un travail aussi 
volumineux. Mais il ne l’est qu’en apparence, et il est pour- 
tant aussi très important que nous pressions cet objet. Il 
s’agit au fond seulement que Vous lisiez à present mon 
rapport et mon vote. Voulez Vous jeter un coup d’oeil 
sur les constitutions, Vous trouveriez les differences prin- 
eipales dans celle avec les oercles dans les 8$ 26 a 43, 
dans l’autre dans les $$ 26 & 40. 

Si Vous approuvez les id&es de mon vote, je crois 
qu’il serait infiniment desirable que nous l’envoyions le 
plutöt possible & Metternich pour d&eider simplement les 
grandes questions qui y sont renfermees. Vous pourriez 
dans la note d’envoi lui dire que Vous n’avez Vous-möme 
pas encore examine tous les details de ces articles des 
projets que nous n’avons pas encore pris en deliberation. 

Je Vous demande encore une fois Votre indulgence 
pour la longueur de mon ouvrage, et Vous embrasse de 
tout mon coeur. 

Le 12. au matin. H. 

A.S. A. le Prince de Hardenberg ete. etc.“ 





*) In den minutes vom 9. Dez. datiert (No. 76: Differentes minutes 
des plans Prussiens pour la constitution telles qu’elles ont été modifiees 
sucoessivement). 
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Die heroorgehobene Ausdrucksweiſe zu Anfang biefes Schrei- 
bens verkündigt einen ſchwerwiegenden Incidenzfall. Damals war 
nämlih, am 11. Dezember, Metternichs Note vom 10. in ber 
polniſch⸗ſächſiſchen Frage eingelaufen, melde alle Verhandlungen 
einer verhängnisvollen Wendung, einem Friegerifchen Bruche zus 
zutreiben ſchien. Trogdem ließ es fi aber Humboldt nicht ver= 
drießen, wenn auch an unmittelbare Verhandlungen mit Metter- 
nich in ber deutſchen Verfaſſungsfrage zur Zeit nicht zu denken 
war, bie Reifung ber beiden Entwürfe zu betreiben. Und biefen 
Bemühungen wollen wir zunächſt noch und zumenden. 


XXXII. Begutachtung der Bumboldifcren 
Entwürfe durch Stein. 


Nach allem Vorftehenden werben wir der Überzeugung fein 
mäüfjen, daß auf die Vorſchläge Humboldts in der That die Rat: 
ſchläge und Mitteilungen Gersdorffs einen weſentlichen Einfluß 
übten. Er hatte den Kleinſtaaten ein großes Zugeftändnig gemacht, 
obmohl er dasfelbe, den beftändigen Ausſchuß derſelben im erſten 
Nat, begreiflicherweife nicht eigenmädhtig in den Doppel-Entwurf 
aufnehmen konnte. Aber er war auch den Natſchlägen anderer 
zugänglich, und forderte fie geradezu heraus. 

Namentlich bemeifen feine Bleiftiftbemerkungen, bie den bei- 
den Entwürfen hinzugefügt find, daß er fie beide nod im wei- 
teren Verlauf des Dezember mit anderen erörterte und danach 
modifizierte, wenn er auch natürlih nicht in Punkten ändern 
konnte, in denen bereit das Fünfercomits Beſchluß gefaßt hatte. 
In betreff des Entwurfes ohne Kreiseinteilung wird mehrfach 
in den Noten Stein erwähnt. So 4. B. ad $ 37 „Mit Stein 
einig“; ad $ 73 „Steine Zuſatz?“ „Steins Bemerkung am 
Ende.” 

Zu denjenigen Perfonen, denen die Entwürfe von ihm mit- 
geteilt wurben, gehörte alfo vor allem Stein, der benn auch uns 
term 26. und 29. Dezember folgende noch vorhandene jchriftliche 
Bemerkungen abgab, von denen felbft Pertz (f. 4, 304 ff.) feine 
Kumde hatte. Sie find aber um fo intereflanter, als fie zugleich 
beweifen, daß Stein noch ſechs Wochen nad) ber Note der 
Neununbzwanzig (vom 16. November) dem Kaiferverlangen ders 
jelben abgewandt mar, ungeachtet biefes Verlangen noch jo: 
eben, am 20. Dezember, nach dem Hinzutritt ber beiben Hohen⸗ 
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zollern, in ber Note der Einunddreißig an den Grafen Münfter 
(üb. 1, 87 ff.) wiederholt worben war; freilich unter ganz 
eigentümlichen Umftänden, auf bie wir im zweitfolgenden Abfchnitt 
¶XXXV) zurüdtommen werden. 

Die fraglichen „Bemerkungen“ find doppelt vorhanden, ein: 
mal im Original von Stein jelbft unterfchrieben und datiert, und 
fobann in einer Kopie. Auf diefer finden fih Humboldts eigen- 
händige Randbemerkungen, die dann durch einen Kopiften in bag 
Driginal übertragen wurden. 


Steins Bemerkungen über den Entwurfzur Bundes- 
ordnung"). 

„Ad 820. Warum fol die Initiative fo ſehr beſchränkt wer- 
den, warum Tann nicht jedes Bunbesmitglied einen Vorſchlag in 
feinem Kollegio zur Beratung bringen? Warum fol über bie 
Frage, ob eine Sache in Beratung zu bringen, erft ein Ver- 
fahren im erften Rat eröffnet werden, und nachdem dieſes ge- 
ſchehen und bejahend ausgefallen, ſodann erft eine Deliberation 
über die Sade jelbft vorgenommen werden? Es liegen 
in dem Bund ſchon fo viele Elemente der Langjamkeit und Un— 
beweglichkeit, daß man fie ohne Urſache nicht vermehren muß. 

(Anm. v. H.: ad $ 20 beruht die Bemerkung auf Miß- 
verfland, welchen eine genaue Anficht der $$ 21. 22 von 
ſelbſt Hebt.) 

Ad $ 37. Da das Samtgericht die dritte Inftanz ausmacht, 
fo müffen au die Kriminaljachen dahin gebracht werben. 

(4.0. 9.: ad $ 37. Kann allerdings feftgefegt werben, 
ift aber feine unmittelbare Folge, da Kriminalſachen in der 
Regel nicht durch die Inſtanzen gehen.) 


*) Anm. v. Qumbolbt, „NB. Die Citationen find ſämtlich aus dem 
Entwurf ohne Kreigeinteilung.“ 

Die von Stein citierten Paragrapfen ſind daher nicht bei Klüber in 
dem Entwurf I (2, 18 ff), fondern in dem Entwurf II (S. 55 ff.) nach- 
zuſchlagen und dann erft ber Hier meift fehlende Text mittels ber angebrachten 
Bermeifungen im Entwurf I aufgufuchen. 

SHmidt, Deutſche Berfaffungsfrage. 21 
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Ad $ 38. Zur Beftreitung ber gemeinfamen Ausgaben des 
Bundes können beftimmt werben 
a) Rhein-Oftroi; 
b) Grenzzölle gegen das Ausland; 
c) Beiträge ber Länder in gewiſſen Verhältnifien, fo zu 
beftimmen find. 
Die Gegenftände der Ausgaben find 
Unterhaltung und Bau der Reichsfeftungen, 
die Militäranftalten, fo den ganzen Bund angehen, 
ala 
Feftungs-Infpektion und Kommando. 
Gouvernements ber einzelnen. 
Bundesgericht. 
Bundeskanzlei. 

Ad $ 41. Der Inhalt der 85 41— beſchränkt fich auf 
diejenigen Mebiatifierten, jo ehemals eine Komitial-Ruriatftimme 
hatten; biefes ift nur eine ſehr Heine Anzahl; man übergeht aber 
ganz eine Anzahl von 350 Reichsritterſchaftlichen Familien und 
Täßt fie in einem Zuftand von Rechtslofigkeit. Ihre Rechte, 
der Umfang ihres Verluftes, ihre fehr gemäßigten Anſprüche 
find in der anliegenden Denkſchrift dargeſtellt und follten um 
fo weniger übergangen werden, da mit ihrer Auflöfung ber 
ganze Adel in dem anfehnlihen Teil von Deutſchland, der 
ber ſchwäbiſche, fränkiſche und rheiniſche Kreis benannt wird, 
untergebt. 
. (9. v. 9.: Ohne in die Frage ber Reichöritterfchaft hier 

einzugehen, muß ich nur bemerfen, daß, da fie, als Grund- 

eigentümer und Abel, zu den Landftänden gehört, fie feines 
weg3 in einem Zuftande der Rechtsloſigkeit bleibt.) 

Ad $ 48. Dies Recht der zweiten Inftanz möchte doch von 
dem Beſitz einer gewiſſen Seelenzahl, 3. B. 40— 50000 abhängig 
gemacht werben, da ſolche Fleine Territorien von 18—20 000 
Seelen fi) nicht zu einem befondern Appellationsgericht eignen. 

(U. v. 9.: ad$ 48 billige ich die Bemerkung fehr. Der 

Paragraph ift aus der bayerifchen Verordnung, wie er ba- 

fteht, genommen.) 
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Ad $ 50. Für das Vergangene fol dieſe Dispofition 
zurüdwirten? 

(Ausgeftrichne X. v. H.: ad $ 50 ift bie Citation falſch, 
und daher bunfel, was gemeynt*) fein mag)**). 

Ad$53. Schriftshäffig***) ift ein fächfifcher, im übri- 
gen Deutſchland nicht befannter Ausdruck. 

Ad 8 54. Denen Mebiatifierten, fo zu nicht mehr beftehen- 
den Regierungen geſchlagen waren, können ohne Bedenken die im 
8 56. 59 aufgegählten Rechte gegeben werden. Die Trennung 
der Mediatifierten von noch beftehenben Ländern wird nur in- 
fofeen ohne Schwierigkeiten erfolgen, als man dieſe Länder ent- 
ſchãdigt, welches möglich ift. Übrigens gewinnen fie wenig bei 
dem neuen Verhältnis, in das fie mit bem Staat treten, fie find 
bem Inſtanzenzug ($ 57), ber Gejeggebung ($ 58), bem mobi» 
figierten Beſteuerungsrecht ($ 59) unterworfen, find aber feine 
Sandftände ($ 55), nehmen alfo an Beratungen und Beſchlüſſen 
feinen Teil. 

(9.0. H.: ad $54. Meines Erachtens gewinnen bie hier 
gemeynten}) Mebiatifierten vorzüglich nur durch bie in den 
meiften Gegenftänden ber Ausübung ber Regierungsrechte 
ihnen gelafjene Unabhängigkeit, was aber, beſonders nad 
ihrem eigenen Gefühl, wie e3 ſich jegt ausfpricht, fehr viel 
iſt. Daß ihnen nicht für diejenigen Gegenftände, die fie mit 
angehen, Sit und Stimme aud unter ben Landftänden FF) 
gegeben werben könnte, jehe ich nicht ab. Ich glaube aber, 
man müßte fie felbft e8 forbern lafien. Als Anerbieten 
möchten fie es leicht für ein Mittel anjehen, fie wirklich 
lanbfäffig zu machen.) 


*) Hieraus macht der Kopift „gemeingut“. 

) Mit Recht Hat Humbolbt die Anmerkung außgeftrihen; denn bie 
Frage bezieht fi allerdings auf den genannten Paragraphen sub a („alle 
Steuern, welde.... in bie Landes- uub Kontributionskaſſen floffen, ftehen... 
den Fürften zu“); nur berußt fie auf einem Mißverftänbnis, infofern felbft- 
verftänblich gemeint ift: „ftehen fortan“. 

) Sol heißen ſchriftſäſſig; ſ. Klüber 2, 40, 

+) Daraus macht ber Kopift „geringerten”. 

+} Daraus macht der Kopift „Umftänden“. 
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Ad $ 63 sq*). Der Bunbesvertrag beftimmt nicht, wie es 
mit Bildung der Stände fol gehalten werben, in Ländern, wo 
bergleihen noch nicht vorhanden find**). Er giebt ferner ($ 66) 
den Ständen nur ein Votum consultativrum***), ohnerachtet 
ſonſt alle}) deutſche Fürften in der Note vom 16. November, 
Baben in der vom (1.) Dezember, den Lanbftänden das Recht 
ber Verwilligung ber Abgaben, der Mitaufficht über deren 
Verwendung, ber Einwilligung zu ben allgemeinen Landes⸗ 
gejegenu.f.w. förmlihundöffentlich eingeräumt habenft); 
aud bie anliegende bayerifhe Inftruftion für die Kommiſſion zur 
Bildung der Stände giebt den Ständen das Recht der Vermilli- 
gung ber bireften Abgaben und ber Einwilligung zu Geſetzen. 

Der 8 66 sq. ber Bundesakte PP) macht aber einen Rieſen⸗ 
ſchritt rüdwärts*}), und warum? 


* Bon Hier an bat bie Paragraphierung bes Degemberentwurfe IT in 
dem Sebruarentwurf II (wie er bei Klüber gebrudt ift) eine Anderung er · 
fahren. Während die bisherigen Citate Steins mit bem Februarentwurf II 
(RL. 2, 87 fi. im Vergleich mit 2, 25 f) zutveffen, if 8 68 f. des Dez..E. II 
= $ 67 f. im ebr.-E. II= $ 82f. im Febr.-E. I, fomie der nachher oben 
folgenbe 8 86 f. de Dez E. IL 70f. des Febr.-E. IL—85 f. des Febr.-E.L 

**) Humbolbts Doppel-Entwurf fagte allerbings nur, wie e8 Die Zwölf 
Artikel (3 11. ©. ob. ©. 212), und aud) Die Note der Reunundzwanzig gethan 
(RL. 1, 74): die Art ber Einrichtung (neuer ftändifger Verfaſſungen) ftehe 
jedem Staate frei und richte fi nad} ben Lofalverhältniffen u. ſ. w. (ib. 2,44. 
8 83). Stein aber verlangte minbeftens, im Eifer für feine ariſtokratiſchen 
Intereffen, was er fon im Julientwurf dardenbergs ($ 7. RI. 1,47) burd- 
gefegt Hatte: daß nämlich „bie Familienhäupter der mebiatifierten Reichsſtände 
und des fonft unmittelbaren Abels und übrigen Adels“ darin „als erbliche 
Stände" fähen (Bgl. ob. ©. 167). 

er) Das heißt: das Recht der „Mitberatung bei Erteilung neuer 

allgemeiner Gefege” (RL. 2, 44. 8 85). 
+) Night „alle". Es fehlten ja babei: Vaden, Dibenburg, bie beiden 
Hohenzollern, Lichtenftein. 
) Im betreff der Babenfchen Note irrt fih Stein; fie fagte nur 
„Teilnahme an ber Gefeggebung” zu (RI. 1, 100). 

HD 2. h. bie $$ 85 und 86 bes Doppel-Entwurfd in ber Februar: 
Redaktion (AI. 2, 42), die den Ständen einräumten: „Mitberatung bei Ge» 
fegen" und „Bewiligung bei Einführung neuer Steuern ober bei Erhöhung 
der ſchon vorhandenen.“ 

*4) Das ift flarfe Übertreibung, wie am Schluß ber Texte gezeigt 
werben wird. 
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Preußen hat unter allen Ländern am wenigften Urſache ihn 
zu thun und zu veranlaffen. 

In diefem Staat vereinigen ſich alle Elemente, die eine 
ruhige, verftändige Bewegung kräftig organifierter Reichsſtände 
verbürgen: Nationalität, Gewohnheit und erprobte Bereitwillig- 
teit Abgaben zu leiften, Opfer zu bringen, Bejonnenheit und ge 
funder Menfoenverftand, allgemeine Bildung. 

Barum foll Preußen nicht deutlich Grundfäge ausfprechen, 
die zwei Dritteil*) von Deutſchland bereit angenommen, bie das 
Vertrauen zu ihm vermehren, feinen Einfluß verftärfen? 

Oſterreich kann aus vielen Gründen nicht gleiche Grundſätze 
ausfprechen, wegen ber Frembartigfeit feiner Beftandteile, dem 
niederen Zuftand feiner allgemeinen Bildung, der Marimen feiner 
Regierung und Regenten, und es mag aus biefen Gründen eine 
Ausnahme machen, man überlaffe es ihm fie auszufprechen. 

Barum fol aber Preußen eine ihm felbft jo nachteilige, 
und für das übrige Deutſchland fo verberbliche Maßregel er- 
greifen, bie ben Ständen das elende Recht zu Eonfultieren $ 66, 
67 und zu botieren überläßt? 

Ad $ 73. Addatur „und durch ben orbentlichen Richter 
verfügt wird.” 

(A. v. $.: ad $ 73 kann Hinzugefügt werben, obgleich es 
ſchon in dem Sinn des $ enthalten ift.) 

8 75. Das Eigentumsrecht kann überhaupt nur auf dreißig 
Jahre ausgedehnt werben. 

Ad $ 91 in feinen gejegmäßigen „erfehent lichen” **) 
Formen, denn fonft fällt man in das franzöſiſche Formularweſen. 

Ad $ 96 „Beichwerben“ ift ein befferer und angemefjenerer 
Ausdruck als „Klagen“. 

Zwei Dinge wünfche ich noch ausgebrüdt in dem Bundes: 
vertrag. 

1. Aufhebung ber Leibeigenihaft durch ganz Deutſchland 


*) Das Hat nur einen Sinn, wenn er unter „Deutſchland bie fog. 
„troisime Allemagne“ verftand ober noch immer den „deutſchen Bund 
im Dften durch Elbe und Inn zu begrenzen gedachte. 

*") Yın Rande Fragezeichen. 
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(fie eriftiert z. B. noch in den Laufigen) und aller daraus flie- 
enden Rechte, ingbefondere des Abzugärechtes, de3 gezwungenen 
Dienftes; 

2. Ablöslichteit der Frohnden gegen Entſchädigung, der Jagd- 
frohnden unentgeltlich. 

Wien, den 26. Dezember 1814. 

Frh. v. Stein“*). 
(Zufab). 

„Wien, den 29. Dezember 1814. 

Als Zufag zu den Bemerkungen über den Entwurf zur 
Bundesafte dient folgendes: 

Die anliegende Tabelle ftelt die Verſchiedenheit des Zuftan- 
des ber mebiatifierten Reichsſtände dar, deſſen Selbſtfolge bie 
Unmöglichfeit ift, ihnen gleiche Hoheitsrechte zu geben; fo ift z. B. 
das Recht der zweiten Inſtanz für Fürftenberg mit 83000 Seelen, 
für Hohenlohe mit 106000 Seelen anwendbar; wie foll Dietrich 
fein mit 859, Siegendorf mit 279, Aspremont mit 195 dieſes 
Recht ausüben? 

Ih komme zurüd auf die gänzliche Übergehung bes Reiche: 
adels in bem Entwurf der Bundesakte. Sie ift unftreitig das 
erfte deutſche allgemeine Gefet, welches ſich auf Verfaſſung 
bezieht, worin bie Reichsritterſchaft mit volllommenem Stil: 
ſchweigen übergangen wird; felbft in der neueften ruffifchen Note 
d. d. 11. November a. c. wird die Abſicht geäußert, daß die 
Rechte des Adels beftimmt werden möchten, und biefes ift in dem 
Entwurf zu den Präliminarartifeln wieberholt. 

Der Zuftend ber Reihsritterfchaft ift gegenwärtig fehr ver⸗ 
ſchieden von dem de3 Adels im nördlichen Deutfhland und bei 
weitem rechtloſer und unglüdlicher. Diefer ift im Beſitz feiner 
Ehren, Güter und Familienrechte; jener ift berjelben gänzlich 
beraubt. Er reffamiert daher mit gutem Fug und Recht 

a) erblie Landſtandſchaft als ritterlihe Korporation, die 
mit dem abligen Gutsbefig in dem ganzen eine landſtändiſche 
Verfaſſung habenden Deutſchland von jeher verbunden war; 


*) Datum unb Unterfehrift eigenhänbig. 
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b) Autonomie in feinen Familienverhältnifien; 

e) privilegierten Gerihtsftand; 

d) Patrimonialgerichtsbarkeit; 

e) ermäßigte Abgaben-Beitimmung; 

f) Aufhebung des Lehnsverbandes, als eine geringe Ent: 
ſchädigung für die ungeheuren Laften, jo man dem Abel aufge: 
bürbet, und die großen Vorrechte jo er verloren hat. 

Wien, den 29. Dezember 1814. 

Frh. v. Stein“ *). 


Kritik der Steinchen Bemerkungen. 

Den beiden vorftehenden Aktenftüden gegenüber wird man 
die unerfreulihe Wahrnehmung nicht unterdrüden können, daß 
Stein mit aufdringlicher Vorliebe oder Voreingenommenheit bie 
Rechte der Mediatifierten und Reichsritter zu fördern, und bem= 
nad) gemwiflermaßen pro domo zu kämpfen bedacht ift, gleichwie 
die Mittel- und Kleinftaaten. Dennod wird man mit Treitſchke 
(S. 690), ber ihnen nur wenige Zeilen wibmet, gern zugeftehen, 


daß er zugleich auch darin „ein reicheres Maß von Volksrechten“ 


in Anfpru nahm. 

Wenn indes Stein behauptet, daß „ber $ 66 sq.” des 
Humboldtſchen Dezemberentwurfs einen „Riefenfhritt rüd- 
wärts“ made, weil er neben bem Recht „zu botieren“ nur das 
Recht zu „Eonfultieren“ (die Mitberatung bei Gejegen) gewähre: 
fo ift das, wie ſchon gejagt, eine ftarfe Übertreibung ober viel- 
mehr eine völlig unzutreffende Behauptung. Und ebenfomenig 
wird man ohne weiteres zuftimmen dürfen, wenn Treitſchke meint, 
indem er jenes Krafturteil Steins und ein paar ber Folgeſätze 
wieberholt, daß „Humboldt, aus Rüdfit für Oſterreich, die 
Beftimmungen über die Landtage abgeſchwächt und ben 
Landftänden nur noch eine beratende Stimme eingeräumt“ 
habe. Denn 

1. hatte es fih bis dahin in allen Verhandlungen ber 
Comitemädte niemals um mehr als um eine beratende 


*) Datum und Unterfehrift eigenhändig. 
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Stimme bei Gejegen gehandelt, jo daß biejer Thatſache gegen: 
über gar nicht von einem Rückſchritt, geſchweige von einem 
„Ri eſenſchritt rückwärts“ bie Rede fein kann. 

2. Ferner handelte es fi} bei ben in die Bundesurkunde 
aufzunehmenben Beftimmungen gar nicht um eine definitive 
Feftftellung ber ſtändiſchen Rechte, ſondern lediglich um ein 
Minimum von einzuräumenden Rechten, deſſen Überſchrei— 
tung ausbrüdlih jedem Staat anheimgeftellt wurde. „Der 
Bunbesvertrag, fagten bie zwölf Artikel, überläßt es übrigens 
den einzelnen Staaten, ihren Ständen ein mehreres einzu 
räumen“. Die Humboldtſche „Mitberatung” bei Gejegen ver: 
bielt fi daher zum Recht der „Einwilligung“ in ber Note der 
Kleinftaaten nicht wie der Rüchſchritt zum Fortſchritt, jondern 
wie dad „Minimum“ zu einem von vornherein in Ausficht ge 
nommenen „Plus. Das Stehenbleiben beim Minimum war 
fein Rückſchritt. 

3. Dagegen hatte es fi bis dahin bei den Beftimmungen 
über die Lanbftände, mit einer einzigen gefheiterten Ausnahme, 
niemals um ſämtliche Bunbesftaaten gehandelt, indem man 
bald zwei derſelben (Öfterreih und Preußen), bald vier und 
fogar fünf von jever Verpflichtung freiſprach. Humboldt da 
gegen behnte in feinem Doppel-Entwurf die vier Punkte des 
Minimums ftändifher Rechte, auf feinen früher gefcheiterten 
Verſuch zurückkommend, auf „alle deutſchen Stände“ ohne Unter: 
ſchied aus, aud) Ofterreih und Preußen mit eingefehloffen. Und 
das war auf alle Fälle ein Rieſenſchritt — nicht „rüdwärts“, 
jondern vorwärts. 

4. Unter den vier Punkten Humboldts fehlte zwar das durch 
das Münfterfhe Votum zu Anſehn gefommene Recht der „Mit 
auffiht über die Verwendung ber zu bewilligenden Steuern“. 
Und dieſe Thatſache mag immerhin, obgleih Stein fie gar nicht 
hervorhebt, als ein Ruckſchritt betrachtet werden. Wahrſchein⸗ 
lich hielt Humboldt eine ſolche „Mitaufſicht“ für ſchwer durch⸗ 
führbar und die Kontrole auf anderem Wege leichter erreichbar; 
einmal z. B. durch das Steuerbewilligungsrecht, das er unbe 
dingter hinftellte wie Münfter, indem er deſſen unbeftimmte und 
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vielbeutige Rlaufel: „die Stände feien zu den Bebürfnifien bes 
Staats beizutragen ſchuldig“ wegließ; und ſodann durch bie 
„Beſchwerdeführung“ wie er fie für die Stände in Anſpruch 
nahm, nämlich nicht nur über „Mißbräuche“, fondern aud über 
„Mängel in der Landesverwaltung“, und mit dem Zufat, daß 
„die Regierung ihnen die nötige Erklärung nicht verwei— 
gern darf.“ Dadurch übertraf er die Juliforderungen Steins 
und Hardenbergs; und bazu kam, daß bieje beiden felber jene 
„Pitauffiht” damals auch ihrerfeit3 gar nicht als ein befonders 
zu forberndes Recht aufgeftellt hatten. Auf alle Fälle ift es 
hinwiederum 

5. ein entſchiedener Fortſchritt im Verhältnis zum 
Münfterfchen Votum und zu ber Note ber Neunundzwanzig, 
gegen bie doch gerade nad Stein ber Humboldtſche Dezember- 
entwurf in Bezug auf die Landftände einen „Riefenfchritt rüd- 
wärt8” bilden fol, wenn diefer unter die „Rechte“ aller deutſchen 
Stände im vierten Punkt das bedeutſame Recht aufnahm: 
„die eingeführte Verfaffung, und die durch biefelbe und durch 
den Bunbeövertrag gefiherten Rechte der Einzelnen, zu 
ihügen und zu vertreten bei den Landesherren und bei 
dem Bunde“. Dadurch wurde bie faft verſchollene Juliforde— 
tung Steins und Hardenbergs wieder aufgenommen und zugleich 
wefentlich verftärkt. 

Zur Erhärtung diefes Thatbeftandes wollen wir die Haupt: 
beweiſe zufammenitellen. 

Im feinem Memoire vom Auguft 1813 hatte Stein nichts 
weiter für die Landftände begehrt, als daß ihnen „eine Kon- 
turrenz bei ber Gefeßgebung, bei der Abgabebemilligung ein- 
geräumt” werbe (ſ. ob. ©. 65 fi. $ 26. Ompteda 3, 229). 

Im März 1814 verlangte er in feinem Verfaſſungsent⸗ 
wurf nur ſchlechthin für die Landftände ein „Votum bei 
Geſetzen über Abgaben“, ohne ſich über die Art diejes Votums 
auszulaſſen und ohne es ala Minimum geltend zu machen, ja 
ohne anzubeuten, inwieweit Oſterreich und Preußen dem Bunde 
angehören unb dieſer Beftimmung unterworfen fein folten (f. ob. 
©. 132. 8 15). 
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Im April forderte Humboldt dagegen in feinem Me&moire 
pröparatoire, entſprechend feiner Denkichrift vom Dezember 1813 
(. ob. ©. 116 f.) zum erftenmal die Feftftellung eines 
Minimums ftändifcher Rechte in der Bundesurkunde, und zwar: 
Bewilligung ber direkten und indirekten Abgaben, Zuftim: 
mung zu Anleihen, jährliche Rechnungslegung von Seiten der 
Regierung über die Verwendung der öffentlichen Einkünfte, Be 
ſchwerdeführung bei ber Regierung über alle Mißbräuche in 
ber Gefeggebung und Verwaltung des Landes, und Be 
ſchwerdeführung beim Bunde in Bezug auf Finanz: und 
Juſtizverwaltung, wenn bie Regierung feine Abhilfe gewährt, 
fo daß der Bund nötigenfalls das Land unter Sequefter ftellen 
und eine Generalrevifion feiner Gerichte anordnen Tann (f. ob. 
©. 144 und ©. 153, $ 24 f.). Troß diefer ſcharfen finanziellen 
Beſtimmungen, ober vielleicht gerade wegen berjelben, dehnte 
Humboldt dag Minimum ber Rechte nicht auf die Geſetzgebung 
aus, fowenig wie es damals u. a. ber ſtaatsrechtlich jo ange 
ſehene Regierungspräfident Schmid that (f. ob. S. 220). 

Bei der Beratung bes Hardenbergſchen Julientwurfes in 
Frankfurt, dem erften Hauptmoment ber eigentlihen Verhand⸗ 
lungen, verlangte wieverum Stein felber nicht mehr als „Teil: 
nahme an ber Gefeßgebung“ neben „Vermilligung” der Ab: 
gaben, und Vertretung der Verfaſſung beim Landesherrn und 
beim Bunde; worauf Hardenberg, der nur im allgemeinen bie 
Seftftellung eines Minimums in Ausficht geftellt Hatte, einging 
und in feinem Entwurf $ 7 (Rlüb. 1, 48) ben erften Punkt 
als einen „näher zu beftimmenden Anteil an ver Gejeggebung“ 
formulierte (f. ob. ©. 166 f. Klüb. 1, 48). Dabei ift aber zu 
beachten, daß eben dieſer Entwurf, und gerade auf Steins 
Betrieb, Öfterreih und Preußen größtenteils vom deut: 
ſchen Bunde ausſchloß, und folglih in landſtändiſcher Be 
ziehung fie zu nichts verpflichten konnte. 

Im September voljog, dem gegenüber, die von Hum— 
bolbt veranftaltete preußifch-hannoverjche Vorkonferenz jenen großen 
Fortfritt, daß fie — was ſeitdem nie mehr angefohten 
ward — bie „ſämtlichen deutſchen Staaten Preußens und 
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Oſterreichs“ in ben Bund zog und nunmehr „in jedem 
zum Bunde gehörenden Staate”, aljo au in Preußen und 
Oſterreich, die drei Punkte Steins für die Landſtände in 
Anſpruch nahm; und zwar wiederum ausdrücklich, im Gegen- 
fag zu Stein, als ein „Minimum“, und dennoch in einer 
ſchärferen Formulierung als im Stein-Hardenbergſchen Ent» 
wurf. Denn während, biefem entſprechend, der erfte Punkt 
allerding3 nur ein „votum consultativum bei Abfaſſung allge 
meiner Geſetze“ begehrte, forberte ber zweite jehr unummunden 
das Recht der „Erteilung oder Verweigerung ihrer Zuftim= 
mung zur Einführung neuer Zandesfteuern, jelbft wenn biefe 
unter dem Namen von Zwangsanleihen in Antrag kämen“ 
(ob. ©. 196. $ 7). 

Am 7. Oktober, in ber Vorkonferenz mit Metternich, wurde 
offenbar von diefem — denn bie Vertreter Preußens und 
Hannovers waren ja in den obigen Beftimmungen einig — ges 
legentlich die Erklärung abgegeben, daß den Ständen bei Bes 
fenerungsgefegen nur ein votum consultativum, nicht 
ein eigentliche Veto eingeräumt werben könne, weil „bie alls 
gemeine Einführung eines Vetos bei Beſteuerungsgeſetzen 
unausführbar“ fei (ob. S. 202). Metternich wollte aljo 
— obgleih aud er damals auf das entſchiedenſte für Ein- 
tihtung von Landftänden in ben deutichen Staaten war, 
um der „Willfür” und dem „Deſpotismus“ der Nheinbundszeit 
ein Ende zu machen — augenfällig in Bezug auf die Kompe— 
tenz berfelben Ausnahmen geltend maden, und zwar natür» 
lich in erfter Linie für Oſterreich. 

Die zwölf Artikel vom 14. Oktober zeigen, daß es Metter: 
ni inzwiſchen gelungen war, Hardenberg dafür zu gewinnen, 
ihm Geſellſchaft zu leiften, d. 5. die Iſolierung Oſterreichs in 
der Ausnahmeftellung durch ben Hinzutritt Preußens aufzuheben. 
Daher wurde nun zwar in den zwölf Artikeln für „jeden ein- 
zelnen Bundesftaat“ eine „ſtändiſche Verfaffung“ und, obwohl 
zunächſt noch ohne Spezifizierung, ein „Minimum ftänbifcher 
Rechte” vorgeichrieben, zugleich aber für Ofterreih und Preußen 
volllommen freie Hand vorbehalten (ob. ©. 212 8 11. 12). 
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Das war bie erfte Geftalt ber Frage bei den Verhandlungen 
des Fünfercomites. Der Ausnahmeftellung ber beiden Groß- 
mädhte hatte Stein in feinem Julivotum (f. ob. 5.330) vorgearbeitet, 
und er fanktionierte fie durch die unbebingte Zuftimmung, die er 
An der ruffifchen Note vom 11. November dem Bunbesplarn vom 
14. Oftober d. i. den 12 Artikeln erteilte, 

Bayern und Württemberg hatten, wie ihre Erklärungen vom 
20. Oktober beweifen ganz und gar nichts gegen bie Ver- 
pflichtung zur Herftellung Tandftändifher Verfaffungen 
einzumenden; aber fie erhoben Einſpruch gegen bie Vorſchrift 
eines Minimums und — gegen die erzielte Nusnahmes 
ftellung Öfterreih8 und Preußens (ob. ©. 228 sub 11 und 12; 
©. 229 sub 11 und 12). 

Das Münfterfche Votum vom 21. Oktober bezwedte nun 
erſtens ein Entgegenfommen gegen die beiden fübbeutfchen König. 
reiche, indem es „ben Fall” zuließ, daß nicht nur „Öfterreich und 
Preußen”, fondern au „Bayern und Württemberg” eine 
Ausnahmeftellung einnähmen; und fobann eine Spezifizie 
rung deſſen, was unter dem Minimum zu verftehen fei. Und 
hierbei forderte er ebenfalls, gleichwie zuvor Stein jelber, Har- 
denberg und die Humboldtſche Vorkonferenz neben ber Steuer: 
bemwilligung nur „Stimmrecht bei Gefegen“. Und babei 
verflaufulierte er noch die eritere, wie ſchon angeführt, durch den 
Zuſatz: „wohlverftanden, daß fie zu den Bedürfniſſen des Staates 
beizutragen ſchul dig find.” Die bisherige dritte Forderung 
von Stein, Hardenberg und Humboldt, die „Vertretung der Ver- 
faffung bei dem Landesherrn und dem Bunde” überging er ganz, 
und ſchob dagegen ein: das unklare Reit der „Mitaufficht” über 
die Verwendung der Steuern und das bürgſchaftsloſe Recht, „bie 
Beſtrafung ſchuldiger Staatsbiener zu begehren“ (Klüb. 1, 70). 

Die Übereinkunft Oſterreichs, Preußens und Hannovers vom 
gleihen Tage nahm nun zwar, um zum Biel zu fommen, bie 
Formulierung des Minimums in ben vier Punkten des Münfter- 
fen Votums an, ging aber in der Einſchränkung ihrer An— 
wenbbarfeit noch einen Schritt weiter, indem fie prinzipiell alle 
fünf Königreie zu einer Ausnahmeftellung bereditigte; denn 
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fie wollte ja nur „dahin fehen, daß wenigſtens diejen 
Fürften, die nicht Kreisoberſten find, die vier Punkte annehı 
müßten“ (ob. ©. 232). 

Hierzu bildete die württembergifche Redaktion ber zwölf 
titel vom 3. November einen biametralen und vollkom 
berechtigten Gegenſatz, infofern fie in ihrem $ 12 alle Gl 
des Bundes ohne Unterſchied, und daher ausdrüdlich 
Sfterreih und Preußen verpflichtete, eine „Ianbftänt 
Lerfaffung“ einzuführen; aber flatt ein Minimum feitzufe 
verlangte fie nur, daß dieſe Verfaflung „ber Landesart, 
Lokalität und ben Bebürfniffen ihrer Staaten angemefien“ 
(üb. 2, 156). 

Dagegen entſprach die Note ber Neunundzwanzig Kleinfta 
vom 16. November volllommen jener Abſicht der Übe 
kunft Oſterreichs, Preußens und Hannovers, indem fie die 
Punkte des Münſterſchen Votums wirklich äußerlih „annahn 
und zum Teil noch beſſer formulierten; wobei zum erfi 
male das bisher immer nur geforderte Stimmredt bein 
Gefegen zum „Recht der Einwilligung” erhöht wurde. 
das war allerdings von feiten ber Kleinſtaaten ein Prinzip, ı 
auch nur momentan ein namhafter Fortfchritt, und ihn bei 
iu haben ein Verdienſt, das ohne Zweifel den Bevollmächt 
von Naffau, Weimar und Darmftadt: Marſchall, Gersdorff 
Türtheim in erfter Linie zu verdanken war. 

Indes ift eben zu beachten, daß es fich hier ſowohl, 
fpäter auch bei dem Vorgehen Bayerns, Babens und Würt 
bergs, um ein „Mehreres” thatfählicher „Einräumung“ 
delt, wie fie die Zwölf Artifel ausdrüdlic den Einzelftc 
„überlaſſen“ hatten; während Preußen, Öfterreih und ! 
nover es nur mit ber Aufftellung eines Minimums zu thun ha 

Wenn daher Humboldt in feinen Dezember: Entwi 
fi nit auf den Standpunkt des Heinftaatlihen Plus fi 
fondern bei bem bisher von feiten der Comitoͤmächte allein 
bandelten Minimum, und bemnad bei der „Mitberatung‘ 
Gefege ftehen blieb: fo war, wie gejagt (sub 2), dies Stı 
bleiben fein Rüdjchritt, obwohl er e3 ſich allerdings hätte 
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ausnehmen können, das Minimum zum Plus hinaufzuſchrauben 
und bergeftalt wenigſtens äußerlih und momentan einen Fort: 
ſchritt zu machen. 

Und in der That war Humboldt geneigt, auf Grund der 
„Bemerkungen“ Steins zu einer Anderung die Hand zu bieten. 
Er bemerkte ſeinerſeits handſchriftlich zu $ 66 des Dezember⸗ 
Entwurfs IT (= $ 85 des Februar-Entwurfs I bei Klüb. 2, 
44): „a fällt weg; ftatt deſſen: a) das (Recht) der Einwilligung 
bei Erteilung neuer allgemeiner Landesgeſetze.“ Wie jedoch der 
Februar-Entwurf a. a. O. zeigt, willigte Hardenberg in die Ande 
rung nit ein, die bloße „Mitberatung”, das „elende Recht zu 
konſultieren“, wie Stein fi ausbrüdt, blieb ftehen. Und mar: 
um? 6&o fragen nun aud) mir, 

Ewa aus Rüdfiät für Ofterreih, wie Stein anbeutet 
und Treitfchle ausbrüdlich jagt? Das ift ſchwer glaublich. Schon 
die Vorbehalte für Öfterreih und Preußen in den „Zwölf Ir: 
tifeln“ und in ber „Übereinkunft“ vom 21. Oktober konnen nicht 
aus bloßer Sympathie für Ofterreich die Zuftimmung Preußens 
erhalten haben. Vollends aber im November, Dezember und Januar 
war bie Situation fo angethan, daß Sympathien zwiſchen beiden 
nicht wohl als maßgebende Triebfedern denkbar waren. 

Oder aus Rüdfiht auf den „Staat Preußen“? Dazu hätte 
ja, wie Stein genugfam hervorhebt, jeder Grund gefehlt. Denn 
die Bevölferungen Preußens waren jedenfalls ebenfo befähigt, 
ſich in repräfentativen Formen zu bewegen, mie berechtigt, ihrer 
teilhaftig zu werben. 

Und fo fann denn nur die Rüdfiht auf dad Haupt be 
preußifchen Staates, auf Friedrich Wilhelm III. der Grund der 
Zurücdhaltung geweſen fein. Eben damals ging ja, wie Baben, 
Bayern und Württemberg, fo auch Preußen mit ber Verkündung 
einer landſtändiſchen Verfaſſung um. Selbftverftändlich hatte Har— 
denberg über die den preußiſchen „Reichsſtänden“ beizulegende 
Kompetenz in Verbindung mit dem in ber Bundesakte aufzuftellen: 
den Minimum ftändifcher Rechte mit dem König zu konferieren. 
Und nun fteht e8 ja feft, daß diefer auf feinen Fall den Stän- 
ben das Recht ber „Einwilligung“ zugeftehen wollte, weder 
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bei Gefegen, noch auch nur bei der Befteuerung. Wiſſen 
wir doch, daß bie jo vielgepriefene „Verordnung“ vom 22. Mai 
1815 „über bie zu bilbende Repräfentation bes Volles“, die nur 
deshalb fo berühmt werben konnte, weil Mit: und Nachwelt ihres 
Häglihen Inhalts ſich nicht bewußt blieben, ſchon in ihrer erften 
gleichwie in ihrer definitiven Faſſung vom 22. Mai niit nur ver⸗ 
fügte: daß die Reichsſtände „aus“ den Provinzialftänden gewählt 
werben follten, fondern auch: daß denſelben lediglich die „Be— 
tatung über alle Gegenftände der Geſetzgebung“ und zwar 
„mit Einfluß der Beſteuerung“ zuftehen folle (f. u. X. Perg 
4, 430). 

Läge es nicht über unfere Aufgabe hinaus, fo würbe fi 
hier eine interefiante Vergleihung darbieten mit ben Vorgängen 
der preußifchen Verfaſſungsgeſchichte feit 1815, insbeſondere in 
den Jahren 1818—23 und 1840—48. 


Humboldts Verhalten. 

Trotz ber ungerechten Ausfälle Steins zögerte Humboldt 
feinen Augenblid, wo immer es ging, den Wünfchen desſelben 
gerecht zu werben. Daher machte er mehrfach eigenhändige Be 
merfungen zu dem Entwurf II, die denen Steins entgegen famen. 
So, wie wir eben fahen, zu $ 66. Dahin gehört auch die Be— 
merfung zu $ 77, a (= 97 mit Kreifen): „h) Gänzliche Auf 
hebung ber Leibeigenſchaft, wo ſolche noch vorhanden ift, mit allen 
aus denfelben Herfließenden Rechten.“ 

Auch mit Hardenberg beriet Humboldt noch bie beiden Ent- 
würfe im Dezember und anfangs Januar, wobei man 
wu einer fehr wichtigen Umgeftaltung der Bunbesverfammlung 
igritt, nämlich zur Verſchmelzung der beiden Räte in 
einen einzigen — eine Änderung, auf bie wir zurückkommen, 
und die weſentlich ohne Zweifel bedingt wurbe durch das feind- 
felige Gegenprojeft Öfterreich® im Dezember, das Preußen aus 
Deutſchland ganz auszufchließen bezwedte, indem es mit der kriege⸗ 
riſchen Krifis in der polnifh-fähftfchen Frage Hand in Hand ging. 

Diefe Krifis, die ſo unheilvol auf bie deutfche Verfaffungs- 
frage zurückwirkte, müflen wir daher zunächft, und zwar big zu 
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ihrer Gipfelung ins Auge fallen; dann das dadurch bedingte 
antipreußiiche Degemberprojekt Oſterreichs; und endlich den Aus 
gang der Krifis im Januar, woburd ber Verlauf der Dinge 
zwar wieder in das verlafiene Geleife der Humboldtſchen Dezember: 
Entwürfe einlenkte, aber nur um die inzwifchen eingetretene Ver: 
fumpfung ber Ziele immer fühlbarer zu machen. 





XXXIV. Die polniſch-ſächſiſche Krifis vom 
23. Oktober bis 16. Derember 1814, 


Diefe Frage, für uns unumgänglid wegen ihres verberb- 
lichen Zufammenftoßes mit der deutſchen Verfaffungsfrage, können 
wir doch bier begreifliherweife nur berühren, infomeit es ſich, 
abgejehen von jenem allgemeinen Geſichtspunkt, einerjeits um Ver- 
vollftändigung de3 Duellenmaterial3 und andererfeits um wefent- 
lid) abweichende Auffafiungen handelt. 

Bis in den November entwidelten ſich die einjchlägigen 
territorialen Verhandlungen vollkommen frievlih. Die Zwede 
aller Beteiligten, deren jeder wie billig feine eigenen Intereſſen 
vertrat, waren naturgemäß ſchwankend, da Transaktionen und 
Kompromiffe nit nur zwifchen zwei, ſondern zwiſchen drei, vier, 
fünf und noch mehreren Intereffenten erzielt werben mußten, deren 
Ausgang problematiih war. So konnte es fommen, daß bie 
Zwecke des Einzelnen je nach dem Gange der Verhandlungen fi 
modifizierten ober wechſelten: daß bie Zwecke Oſterreichs ober 
Preußens ober anderer Mächte ſchließlich andere waren als bie 
anfänglichen. Wenn daher z. B. die öfterreihifhen Staatsmänner 
ſich den preußifchen gegenüber anfangs entgegenfommenber zeigten 
wie nachher, jo darf daraus nicht ohne weiteres gefolgert wer- 
den, daß bie einen Heuchler und die andern Düpierte waren. 

Drei wichtige Gebietäfragen griffen mehr und mehr in ein- 
ander: 1) Mainz, das Preußen für fi in Anſpruch zu nehmen 
willens war, während Öfterreich es als Taufhobjekt für das baye- 
tische Innviertel und Salzburg um fo mehr für geeignet hielt, 
als Bayern mit Ungeftüm nad dem Befig von Mainz ftrebte. 


2) Sachen, das Preußen nicht nur wegen ber Süngfien Haltung 
Saqmidt, Deutfce Berfaffungsfrage. 
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des Königs, jondern eingedenk ber faft fteten gegneriſchen Hal- 
tung der Dresbener Politik, vollftändig einzuverleiben, bie Alber- 
tiner aber durd ein Königreich auf italieniſchem Boden, ſpäter 
in Weitfalen und noch fpäter am Rhein, zu entſchädigen gedachte; 
während Öfterreich es vorzog, einen Teil Sachſens, den füblichen, 
für den gefangenen König erhalten zu fehen, ohne indes den preußi- 
ſchen Anſpruch zurüdzumeifen. 3) Polen, das Kaifer Alerander 
faſt ganz auf Koften Oſterreichs und zumal Preußens in Anſpruch 
nahm, um daraus unter feinem Zepter ein Tonftitutionelles pol- 
niſches Königreich zu errichten; während alle Welt dagegen Front 
machte, voran England, Oſterreich und der Freiherr vom Stein, 
denen Preußen fi anzufchließen geneigt war. Es waren das 
alles aber flüffige Fragen, die verjchievene Eventualitäten als 
Löfung zuließen und baher notwendig im Verlaufe der Zeit ver- 
ſchiedene Phajen durchlaufen mußten. 

Man wird es daher nicht als gerecht anerkennen dürfen, 
wenn Treitſchle (S. 579 ff.) dem Bericht Humboldts aus Wien 
vom 20. Auguft 1814, alfo aus einem fehr frühen Stadium, 
den Vorwurf macht, daß er „bie diplomatiſchen Verhältniſſe des 
Augenblids gröblich verkenne“, daß Humboldt ſich habe 
„durch Metternichs glatte Zunge völlig täufchen laffen“. Nun 
entſprach es aber meineg Erachtens der damaligen Phaſe im 
weſentlichen volllommen, wenn Metternich die Überzeugung Fund- 
gab, Aerander würde in ber polnifchen Frage dem einmütigen 
Widerſtande Englands, Oſterreichs und Preußens nachgeben; wenn 
ferner Humboldt der Meinung ift, in ber fähfifchen und ber 
mainzer Frage werde man fich mit Oſterreich einigen können, ob- 
gleich er nicht verhehlt, daß dort verfchiebene einflußreiche Par- 
teien und Perfönlichfeiten gegen die gänzliche Einverleibung Sach⸗ 
ſens in Preußen heftig agitierten, und daß die ungeftümen An- 
fprüche Bayerns auf Mainz noch ſchwere Verwicklungen herbei- 
führen würden. In dem allen ift gewiß fein Grund zu jenen 
ſchroffen Urteilen zu finden. Allerdings hat Humboldt „die Hei- 
nen Pflichten des Gefandten verſchmäht“, wenn darunter die 
Spionage verftanden werben foll. Aber einmal ift doch nicht zu 
verlangen, daß er damals alles jo habe wiſſen müffen, wie wir 
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heute nach mehr als halbhundertjährigem Erleben und Forſchen; 
und anberfeit3 hat auch er, wie jelbft die vorliegende Publika- 
tion lehrt, feine geheimen Berichterftatter gehabt und gewiß „von 
dem geheimen Verkehr zwifchen ben Lothringern und den Alber- 
tinern”, von dem er „gar nichts geahnt“ haben fol, ebenfogut 
Runde erhalten (ſ. Pertz 4, 251), wie von dem geheimen Ber: 
lehr Talleyrands mit Friedrich Auguft (Treitichle, S. 618). Jener 
erftere Verkehr, auch wenn er nicht ruchbar wurde, war nad) ber 
ganzen Sachlage mit Sicherheit vorauszufeßen. 

Übrigens waren Mainz und Sachſen deutſche Fragen, Polen 
dagegen eine internationale, die Intereflen von ganz Europa be- 
rührend und in Frage ftelend. Deshalb mußten notwendig bie 
polniſchen Projekte Aeranders in den Vordergrund treten und 
die Hauptaufmerffamfeit der Diplomatie in Anſpruch nehmen. 
Nicht nur von Caſtlereagh und Metternich wurden fie bekämpft, 
nit mur von Hardenberg und Humboldt verurteilt, fondern vor 
allem auch und mit der größten Entſchiedenheit angefochten, wie 
ſchon gefagt, von Stein. 

Gerade Stein war es, ber ſchon am 6. Oktober in einer 
Denkſchrift dem Kaifer Aerander vorftellte: „Der Kaifer verlange 
eine Grenze in Polen, die Öfterreih und Preußen bedrohe,“ 
ja fie „angreife“; der beabfichtigten „Vereinigung“ des „ver 
faffungsfreien Polen” mit dem „befpotifch =regierten Rußland“ 
werde „entweder bie Unterjohung ober bie Trennung folgen“, 
und damit „neue Erſchütterungen“; „eine ſolche Lage der Dinge 
ift alfo zuwider dem allgemeinen Beften Europas.“ Auch 
an Hardenberg richtete er eine Denkichrift, die zugleih an Met- 
ternich und Gaftlerengh mitgeteilt wurde, und worin er ebenfalls 
erflärte, die polnifhen Pläne Aleranders feien „nachteiliger“, 
„bebrohender“, ja „angreifender“ Natur „für die Nachbarn“ 
(Part 4, 164 ff). Und am 26. Dftober erklärte er gegen Har- 
benberg: Öfterreih, Preußen und England müßten ſich über ein 
„Mindeſtes“ ihrer Forderungen an Alerander einigen, vorläufig 
aber die „Heritellung der Unabhängigkeit (Polens) vorſchlagen“, 
und „England bie Unterhandlung übernehmen“, indem er mit 
der Mahnung Schloß: „Preußen muß treu fefthalten an ben 
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Grundfägen der Unterftügung des Europäiſchen Gleihge 
wichts, das ift fein wahrer Vorteil“ (Perk 4, 185 f.). 

Diefer Auffaffung entſprechend lauteten denn auch bisher 
die Urteile der Geſchichtſchreibung, wie wir fie namentlich durch 
Vers und dur Häuſſer vertreten jehen. Der letztere fagt (IV. 
3. Aufl. ©. 594): „Preußen war die Bahn feiner Politik deut- 
ich vorgegeichnet. Sein eignes Intereſſe, wie dad von Europa, 
legte ihm die Pflicht auf, ben ruſſiſchen Entwürfen kräftig zu 
wiberftreben; es war zugleich der beſte Weg, fich feiner Entichä- 
digung zu verfichern. Mit den meiften europäiſchen Mächten im 
Einverftändnis, hatte es am erften Ausficht, feine Wunſche erfüllt 
zu fehen; trennte es fih dagegen von dem allgemeinen Intereſſe, 
um fi von Rußland ins Schlepptau nehmen zu laſſen, fo geriet 
es in Gefahr, die eigene gerechte Sache mit den ruſſiſchen Prö 
tenfionen vermifcht und beide zugleich durch den Widerftand Euro: 
pas angefochten zu fehen.” Unb nun vermeift er auf jene an 
Hardenberg gerichteten Worte Stein vom 26. Oftober, bie 
Preußen zum Widerftand gegen Rußland im Intereffe Europas 
und feiner ſelbſt ermutigten. 

Ganz ander Treitichle. Vom Standpunkt einer poſthumen 
Konjekturalpolitik aus erklärt er (579), daß Preußen ſich von 
vornherein ganz für Rußland und deſſen polnifche Projekte hätte 
entſcheiden ſollen; dadurch hätte „ein gewandter preußifcher 
Diplomat höchſt wahrſcheinlich eine leidliche Regelung der Oftgrenze 
erreichen können”, woraus „fi dann von felbft ein treues Bu: 
fammengehen in ber Mainzer und ber ſächſiſchen Frage er: 
geben” hätte. Statt deſſen habe zu „Preußens Unheil Karben: 
berg monatelang Irrgänge“ betreten, indem er „mit England 
und Öfterreih vereint das fogenannte Intereffe Europas vers 
teidigen wollte”. Dabei bleibt die Thatſache vollfommen unbe 
rührt, daß Stein ganz denfelben Standpunkt einnahm wie Kar: 
denberg, und baß gerade er denſelben antrieb, daran „treu 
feitzuhalten”. Ja noch mehr! während Hardenberg und Humboldt 
eben dieſes Standpunftes wegen mit Vorwürfen überfchüttet wer: 
ben, erfährt man von Stein nicht? weiter als ben Lobſpruch 
(S. 623): er habe „mit genialer Sicherheit vorausgefagt, daß 
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die Errichtung eines polnifchen Königreiches unter ruſſiſchem Scepter 
entweber zur Losreißung von Rußland oder zur gänzlichen Unter⸗ 
merfung ber Polen führen werde”. In biefer Vorausfagung, die 
wir ſchon oben anführten (S. 339), traf Stein bekanntlich mit 
vielen zufammen, und namentlich auch mit Caftlerengh, ohne bafı 
diefem eine lobende Anerkennung zu teil wurbe. 

Vielmehr wird Caſtlereagh bei dieſen Anläflen von Treitſchke 
noch viel geringichägiger behandelt wie Hardenberg und Hum—⸗ 
boldt. Er wird u, a, namentlich ber „Beſchränktheit“, „tiefer Un— 
wifjenheit” und „Unfähigteit” gegiehen (S. 574. 625). Und das 
zumal auf Grund von Äußerungen, die nicht angethan erjcheinen, 
diefe Vorwürfe zu rechtfertigen. Denn wenn einerfeits Caſtlereaghs 
Behauptung, daß Rußland Verfahren „wider Wortlaut und Geift 
der Verträge” verftoße, als eine „offenbar unwahre“ ver- 
dammt wird, da Alerander fi) „gehütet habe, irgend eine bin- 
dende Verpflichtung einzugehen”: fo ift doch zu beachten, daß auch 
Öfterreih und Preußen bie buchſtäblich gleiche Behauptung 
geltend machten, jenes in der Denkſchrift Metternichs vom 22. Okto— 
ber, dieſes in der Denkichrift Humboldt vom 9. November 
(f. unten); daß ferner diefe Behauptung durch die Zufammenftellung 
bei Perg 4, 161 f. vollfommen gerechtfertigt wird, der altenmäßig 
nachweiſt, inwiefern den Entwürfen Alexanders „beftimmte Ver- 
pflichtungen“ gegen „Preußen und Üfterreich“ in ben „Ver- 
trägen“ von Kaliſch, Reichenbach und Töplig entgegenftanden. 
Endlich hat ja aud Stein, der an allen dieſen Verträgen „jo 
großen Anteil gehabt”, in feiner Denkſchrift vom 6. Oftober direkt 
dem Kaiſer gegenüber unumwunden erflärt: das Verfahren des⸗ 
ſelben ſei „uwider bem wahren Sinne der Verpflihtun 
gen, welde er mit feinen getreuen Verbündeten eingegangen” 
ſei (Berk 4, 164 f.)*). Und wenn anberfeit3 Caſtlereaghs An- 
ipielung auf eine eventuell auch Öfterreih und Preußen genehme 
Herftellung eines unabhängigen Polens als „unerhört“ 
mit Entrüflung und mit jenen Kraftworten des Spottes zurück⸗ 


*) [Bgl. Mar Lehmann Erläuterungen zum Tagebuche Steins a. a. D. 
©. 458 mit Bereifung auf Martens.] 
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gewiefen wird: fo ift doch wieberum zu beachten, daß es ja, wie 
wir fahen (©. 339, vgl. Pertz 4, 185), auch Steind Meinung 
mar: „Bevor man (d. i. Ofterreich, Preußen und England) da- 
hin komme,“ Rußland gegenüber ein „Mindeſtes“ der Forberun- 
gen aufzuftellen, „könnte man die Herftellung ber Unabhän- 
gigkeit (Polens) vorlagen.” 

Gegen Ende Oktober war nun die Sachlage bie: daß Eng- 
land und Öfterreidh ſich bereit zeigten, an Preußen ganz Sachſen 
zu überlafjen, falls es mit ihnen gemeinfam ben übergreifenden 
polniſchen Abſichten Alexanders einen feften Widerftand entgegen- 
jege. Auf eine Note, die Hardenberg auf jene Mahnung Steins 
vom 6. Oftober, drei Tage fpäter an Metternich und an Caftle- 
reagh erlafjen hatte, war des Legteren Antwort im obigen Sinne 
am 11., Metternichs am 22. Dftober erfolgt. [Das Schreiben 
Caſtlereaghs ift vollitändig mitgeteilt worden von Angeberg: Le 
oongrös de Vienne I, 274—276.] Ich kann den Urteilen 
Treitjchtes über dasſelbe (S. 627), zumal in Bezug auf die auch 
von Metternic) geftellte Bebingung nicht beiftimmen. 

Das vertrauliche Schreiben Metternichs vom 22. Oktober ift 
bei Klüber 7, 19 ff., bei Gagern 2, 269 ff. [und bei Angeberg 
I 316 ff.] gedrudt und fein weſentlicher Inhalt ift aus der nad; 
folgenden Denkſchrift Humboldis erfichtlich. 

Schon am 23. Oftober nämlich erörterte Humboldt in einer 
Denbkſchrift an Hardenberg die öſterreichiſche Note, und in einer 
zweiten vom 25. die engliſche. Auf Grund diefer beiden bisher 
ungebrudten Denkfchriften werben bei Treitichte (S. 630 f.), der 

\mır einiges daraus mitteilt*), Humboldt und Hardenberg wieber 
der „Blindheit“ geziehen, eines „künftlichen Drehens und Wen- 
dens, um nur das Nächftliegende nicht zu bemerken”. Unter dem 
Nächftliegenden aber verfteht er ausdrüclich „das treulofe Doppel- 

‚ Ipiel ber Hofburg“, obmohl er doch gelegentlich (S. 618) zugiebt, 

\ daß „bas richtig erkannte Intereſſe bes eigenen Staates die 

| Haltung der öfterreichiihen Staatsmänner beſtimmte“. In Bezug 


*) [Auch Omen: Zeitalter ber Revolution 2, S. 849 hat fie wie bie 
unten folgende vom 9. Nov. benuft. 
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auf die Denkſchrift vom 23. Dftober tadelt Treitſchle namentlich 
den Mangel an „Mißtrauen“, die „unverwüftlihe Mäßigung“, 
den Verla auf „Vernunftgründe”. Sie lautet: 


Ungedrudtes Memoire vom 23. Oktober 1814 (über die 
Note Metternichs). 

„La lettre du Prince Metternich &tablit: 

1) que la Saxe toute entire doit &tre incorporee & la 
Prusse, 

sauf à prendre en consideration, si une partie n’en 
pourrait pas demeurer au Roi, et sauf & faire quel- 
ques arrangements avec l’Autriche sur des points 
de frontiere, sur l’&tat de fortification de quelques 
places, sur le commerce, et sur la libre navigation 
de l’Elbe. 

2) quel’influence dela Prusse surl’Allemagne ne doit pas t 
s’stendre au del& de la ligne du Main, y compris Mayence; 

mais que le cabinet Autrichien se r&serve d’entrer 
avec celui de la Prusse dans des explications ul- 
terieures sur des moyens propres à mettre la ville 
de Mayence & l’abri de toute surprise. 

3) que les possessions de la Prusse doivent se borner 
& la rive gauche de la Moselle de fagon que cette rividre 
en devienne la ligne de d&marcation. 

4) que l’Autriche compte sur l’appui reciproque et 
sur une conformit& absolue de marche de la part de la 
Prusse avec elle dans la question Polonaise. 

5) que le cabinet Autrichien r&unit toutes ces questions 
en un seul et même corps de negociation. 

Les principes de la r&ponse du cabinet Prussien doi- 
vent ötre, selon moi, les suivants. 

1. 

ID faut en premier lieu bien établir le point de vue 
duquel la question Saxonne doit &tre regardee, et qu’on 
place souvent & present de la manitre la plus fausse et la 
plus injuste pour la Prusse. 
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Quoique je ne veuille point entrer dans la question 
du droit, je dois observer que les puissances alli6es, et 
nommement la Prusse qui a, plus qu’aucune autre, con- 
tribu6 & faire la conquöte de la Saxe, ont celui d’en dispo- 
ser aux döpens de la dynastie qui a regn& jusqu’ici, et que 
möme c’est une legon politique qui ne restera pas sans 
utilit€ qu’un souverain ne peut point impundment chan- 
ger rapidement, et selon de simples convenances, de systöme, 
rompre des engagements pris, et agir contre tous les int&- 
röts de la nation & laquelle son peuple appartient, et con- 
tre le voeu juste et noble de ce peuple lui-m&me. 

Cela suppose, il s’agit simplement d’examiner, si la 
situation des choses exige qu’on fasse usage de ce droit, 
en adjugeant la Saxe à la Prusse, ou non? 

Les trait&s d’alliance assurent & la Prusse le recouvre- 
ment de son ancienne ötendue et force, et m&me un aggran- 
dissement convenable, et si les trait&s ne le faisaient point, 
une saine politique devrait y suppleer. 

La force de la Prusse est une condition sine qua 
non de l’&quilibre de 1’Europe. 

Or la Prusse perd la plus grande partie de ses pro- 
vinces Polonaises, elle perd surtout celles qui, en l’arron- 
dissant de ce cöt&, formaient de ces provinces, de la Prusse 
et des provinces allemandes voisines un ensemble et une 
masse imposante. 

La force centrale de la monarchie &tait sans doute 
avant 1806 dans cette masse, et ne peut plus s'y trouver 
& present, quand m&me la Russie ajouterait 2 & 300000 
ämes & son lot Polonais. 

L’Autriche aurait tort de dire que c’est Ià la faute de 
la Prusse, et qu’elle aurait pu se pr&munir contre cet in- 
conv&nient dans son premier trait€ d’alliance avec la Russie. 
Sans vouloir faire des röcriminations, et sans dire que l’Au- 
triche aurait pu en faire tout autant, il faut convenir: 

que des que le pouvoir de Napoleon ne pouvait &tre 
eulbut& qu’en appellant la Russie au secours (comme 





Die polnifgfähfifge Arifis vom 23. Oft. bis 16. Dez. 1814. 345 


certainement il n’aurait pas pu l’ötre sous les cir- 
constances donnees dans la dernitre guerre), il fal- 
lait prevoir et souffrir que la Russie garderait la 
plus grande partie du duch& de Varsovie, puisque 
Texemple de la dernire guerre devait lui servir 
de legon de tächer d’&loigner ses frontidres plus 
du centre de l’Empire, et puisque par la nature 
des choses m&me de grands efforts d’une grande 
puissance doivent toujours &tre compenses par de 
grands avantages. 

L’aggrandissement de la Russie est done une suite 
malheureuse, mais invitable du faux systöme de combattre 
les extremitös de l’Europe l’une par l’autre. Precisement 
pour que cela n’arrive plus, il faut renforcer les puissances 
centrales et nomm&ment la Prusse. 

La perte des provinces Polonaises ne pouvait plus &tre 
compensde pour la Prusse que par la possession de la Saxe. 
De Iui assigner 10 et möme 12 millions d’habitants disper- 
ses sur la surface de l’Allemagne, de la Pologne et même 
peut-&tre de la Belgique, aurait 6t6 traiter les puissances 
de l’Europe comme des valeurs numeriques, ce qui est con- 
traire & toute politique franche et saine. 

Ce n’est done point par condescendance, quelque 
sensible que la Prusse sera toujours aussi à cette condes- 
cendance, mais en suivant les maximes d’une bonne poli- 
tique que le cabinet Autrichien doit consentir & la dispo- 
sition de la Saxe en faveur de la Prusse. 

IL y va aussi de son interet, puisque les dangers qu’elle 
s’attire par là dans une guerre contre la Prusse möme, et 
que je suis bien &loign& de nier, sont beaucoup moindres 
et beaucoup plus incertains que celui de laisser la Prusse, 
qui s’est attir& de grands ressentiments & prösent par son 
zele pour la cause commune, depourvue de la force suf- 
fisante. 

D suit de lä que la question Saxonne ne pouvant ötre 
regardee comme un sacrifice port& & l’union avec la Prusse, 
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mais comme un sacrifice portö & l’&quilibre et & la tran- 
quillite de l’Europe, elle ne peut ötre rattachde & des 
conditions qu’en autant que ces conditions sont necessaires 
& la sürete et & l’avantage de l’Autriche, certainement 
€galement chers ä la Prusse que les siens propres. 

Il s’ensuit encore que ni la r&ussite, ou la non-röussite 
des demarches pour la Pologne, ni*) la cession de quel- 
ques districts de plus, ne sauraient rien changer à la 
question sur la Saxe. Plus la Russie deviendrait menagante 
pour l’Allemagne, plus il faudrait donner la Saxe & la 
Prusse; et de l’autre c6öt6 un simple aceroissement de 
population en Pologne n'est pas le r&tablissement d’une 
masse de provinces vraiment centrales pour la monarchie 
Prussienne. 

La question sur la possibilit de laisser le Roi de 
Saxe dans la Saxe möme, et & partager par cons&quent 
ce pays, se reduit, il me semble, au prineipe suivant: Si 
la Prusse pouvait se contenter d’une petite partie de la 
Saxe, rien ne serait plus faisable. Mais en c&dant au con- 
traire la plus petite au Roi, et en gardant la presque 
totalit& pour elle, elle n’amoindrirait que bien peu les sen- 
timents qui peuvent s’&lever contre elle, et diminuerait en 
revanche immensement ses moyens moraux de les calmer, 
ou de leur resister. Le pays serait divis6 en deux fac- 
tions, le ressentiment le plus violent s’en melerait, et le 
Roi de Saxe se trouverait lui-m&me dans une situation 
encore plus penible. 

Les arrangements que l’Autriche propose dans le 
cas que la Saxe toute entire füt incorporee, ne 
sauraient ötre juges avant de les connaitre. Mais pourvü 
qu’elle se borne, en parlant de points de frontiere, à 
redemander ce qu’elle a perdu par la paix de Vienne (sur 
quoi on pourrait &tre facile), il me semble qu'il serait 
juste de se preter, autant que possible, & ses demandes. 


* In der Copie ou. 
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On ne saurait nier que la süret& de la Boh&me est tou- 

jours plus compromise si la Prusse est maitresse de la Saxe; 

la Prusse ne veut point menacer l’Autriche, elle ne doit 

pas non plus la oraindre et lui tömoigner de la möfiance. 
2. 

La demande de l’Autriche par rapport & Mayence est 

infiniment embarrassante. Elle offre la double question: 
si la Prusse croit cette forteresse n&cessaire à sa 
propre defense, aussi contre le midi de l’Allemagne 
et contre l’Autriche elle-m&me? ou 
si elle se contente & exiger qu'elle soit düement de- 
fendue en faveur de l’Allemagne et contre un ennemi 
commun? 

Dans le premier cas Mayence devrait appartenir & la 
Prusse, ou la Prusse devrait du moins, si cette place &tait 
une forteresse de la ligue, y avoir les forces principales 
et le commandement. 

Pour arriver à cela je ne connais plus qu'un seul 
moyen, et que je n’aimerais point & conseiller, c’est-a-dire 
celui de proposer en revanche d’tablir le Roi de Saxe 
dans la Saxe m&me. Car je crois l’Autriche tellement 
attachee à cette question, que seulement les plus puissants 
motifs pourront l’en faire revenir. 

Dans le second cas il s’agit d’&couter, quels moyens 
le cabinet Autrichien proposera. Mais il faudrait insister 
toujours que la Baviöre ne gardät pas la moindre influence 
sur Mayence, si elle n’accöde pas franchement et l&gale- 
ment*) & la ligue Allemande, et ne renonce pas au droit 
des guerres exelusives, Si au contraire elle fait cela, il 
faut tächer aussi de se l’attacher, au lieu de la soup- 
gonner. 

Les arrangements sur Mayence doivent enfin toujours 
rester &troitement li6s au consentement definitif, solemnel 
et entier de l’Autriche aux arrangements pour la Saxe. 


*) loyalement. 
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3. 

La question, si la Prusse peut se borner & n’aller 
avec ses possessions que jusqu’a la Moselle, en gardant 
cependant, sur quoi il faudrait toujours insister, une lisiere 
sur la rive opposée, est, pour ainsi dire, une affaire de 
caleul. Le cabinet Autrichien doit proposer lui-möme oü, 
ce qui se perd de ce cöte, peut &tre regagne, et cela ne 
pourra l’ötre qu'aux dépens de la Baviöre. 

Comme d’apres le plan du Prince deHardenberg la Prusse 
doit prendre sur elle de faire plusieurs trocs avec plusieurs 
des autres Princes de l’Allemagne, et qu'après s’&tre 
arrangée avec l’Autriche, elle pourrait rencontrer des diffi- 
eultes dans ces arrangements posterieurs, il faudrait que 
l’Autriche ne coop6rät pas seulement & les nögocier, mais 
garantit aussi la reussite de la n&gociation. 

& Vienne, ce 23 Octobre 1814. 

(eigne) Humboldt.“ 


Meines Erachtens kommen in biefer erften Denkichrift über: 
all Bedenken zum Ausbrud; Oſterreichs abweichende Ideen werben 
nit nur geahnt, fondern erörtert; von einem blinden Vertrauen 
kann nicht füglich die Aebe fein. Die zweite Denkſchrift vom 
zweiten Tage danach beurteilt Treitichle (S. 631 ff.) im ganzen 
minder ungünftig, weil fie „bereits lebhafte Beſorgniſſe ver: 
rate”. Den „reichen Geift” Humboldts erfennt er natürlich hier wie 
überall an; aber er findet, daß die „feinen Gedanken einander 
das Licht vertreten“; daß Humboldt „fein Rob bis dicht an 
den Graben heranführt” ohne ben Sprung zu wagen (d. 5. von 
England und Ofterreih zu Rußland überzugehen); daß „über: 
irdiſche Großmut” und „übergeiftreiche Willensſchwäche“ ihn „zu 
der ungeheuerlihen Anfiht führen: die erfte Pflicht jedes 
preußiſchen Staatsmannes, des eigenen Landes Macht zu fichern, 
fei eine niedrige Sorge für das perſönliche Intereſſe Preußens“. 
Wir kommen hierauf zurüd. Laſſen wir zunähft Humboldt 
reden! Doch begnügen wir uns weſentlich mit einem die Mit: 
teilungen Treitſchkes ergänzenden Auszug. 
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Humboldt3 ungebrudte Denkſchrift, datiert „Vienne, 
25. Oft. 1814“ und betitelt „Sur le memoire de Lord 
Castlereagh concernant l’affaire de la Pologne.“ 


in... La demande que formel’Autriche,appuyse parl’Ang- 
leterre, envers la Russie &tant &videmment juste, n&cessaire 
& la süretö des deux puissances et de l’Allemagne, et de 
la plus haute importance pour la conservation de l’&quilibre 
en Europe, il est à la fois du devoir et de l’inter&t 
de la Prusse de s’y rattacher, d’entrer entiörement 
dans la question, d’en suivre la marche et d’en courir 
toutes les chances. Elle ne peut pas avoir l’intention de 
favoriser les vues d’aggrandissement de la Russie, si en 
effet elle en a contre l’interet de l’Europe. Elle m&me en 
serait la premiere vietime, et une saine politique lui 
diete de rester unie avec l’Autriche et avec l’Allemagne 
pour servir de contrepoids aussi bien & la Russie qu’& la 
France. 

La Prusse n’est pas non plus tenue envers la Russie 
par aucun lien qui la forcerait de se dötacher de la cause 
generale. Car si cette puissance a puissamment contribus & 
hi faire tenir la Saxe, elle lui a enlev& la plus grande partie 
de ses provinces Polonaises, et il est bien douteux, si le 
don (si l’on peut nommer don oe qui a 6t& conquis par le 
sang Prussien) est un veritable &quivalent du sacrifice. 

Mais la Prusse se trouve malgr& cela dans une position 
bien difförente de l’Autriche par rapport & la question 
presente. Elle est, p. a. d., dans une opposdee. Le mal 
qui rösulte du partage inegal du duch& de Varsovie pour 
la Prusse, est tellement grand dès & present que cela doit 
diminuer ses craintes pour la suite, tandis pue celui que 
les prötentions de la Russie causent à l’Autriche, est sur- 
tout dans les chances & venir. 

La question de l’indöpendance de la Pologne est d’une 
importance beaucoup moins grande pour la Prusse. Car 
la situation de l’ancienne Prusse et des nouvelles provinces 
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Polonaises de la Russie est telle r&ciproquement, que la 
Russie, m&me en incorporant simplement ces provinces, devra 
toujours d&sirer de s’approprier aussi les embouchures du 
Niemen et de la Vistule, et que la Prusse proprement dite 
elle-möme ne peut presque pas se döfendre de l'idée que 
son bien-&tre gagnerait, si elle devenait une province Russe. 
En revanche, la partie du duch& de Varsovie que la Prusse 
recevra à prösent, pourra peut-ötre lui rester m&me s’il 
existe une Pologne independante, puisqu’il y a beaucoup 
d’Allemands attaches davantage & un gouvernement Alle 
mand, et puisqu’&tant plus petite que la Gallicie, elle peut 
&tre plus facilement contenue. 

La question territoriale est peut-&tre encore plus im- 
portante pour la Prusse que pour l’Autriche. Mais comme 
l’Empereur Alexandre semble suivre surtout dans cette 
affaire l’avis des Polonais, et que les Polonais mettent 
beaucoup plus de prix sur la conservation de Cracovie que 
sur Thorn, qui est au fond une ville Allemande, la Prusse 
pourrait se flatter tr&s probablement d’obtenir cette ville, 
si elle voulüt s’arranger söparement avec l’Empereur. C'est 
pr&eisement le point qui imteresse l’Autriche, qui augmente 
aussi pour elle les difficultes. 

La negociation commune sur la base du minimum 
offre done beaucoup moins d’avantages & la Prusse qu'â 
T’Autriche. 

En en venant apres & la marche de la nögociation, il 
est &vident que la Prusse en s’engageant à tenir la möme 
avec l’Autriche, ne court pas seulement des chances &gales, 
mais infiniment plus grandes. Car l’Autriche est au moins, 
depuis la Gallicie jusqu’en Italie, en possession de tout ce 
que la Russie ne lui conteste point. La Prusse au contraire 
ne se trouve pas dans ce cas. Car toute la partie du duche 
que la Russie promet de lui cöder, et qui forme une popu- 
lation de plus de 700000 ämes, est encore entre les mains 
de l’Empereur qui peut en remettre l’&vacuation & l’&poque 
oü la Prusse consent à ses vues. La Saxe elle-m&me devient 
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la possession la plus incertaine et la plus singulitre, si 
d'un cöt& elle est contest&e par la France, et si de l’autre 
la Prusse est en desunion avec la Russie qui devant l’Europe 
et devant le public aura toujours l’air d’avoir seule fait 
obtenir ce royaume & la Prusse. 

.... La seule chose qu’on peut, qu’on veut, et je 
suis le premier & le dire, qu’on doit opposer à la Russie, 
est une rupture politique. 

Or comment la Prusse passera-t-elle par l'intervalle 
de tension qu’elle produira ...., lorsqu’elle n’aura point 
sa partie du duche, et que les esprits en Saxe seront inquiets 
et en suspens? 

Il faut ajouter que möme la maniöre dont l’Autriche 
consent & la possession de la Saxe par la Prusse, agit 
contre cette dernidre dans le même sens. Car au lieu de 
dire hautement et hardiment qu’elle croit cette possession 
necessaire, qu’elle supprime par cette raison tout autre 
sentiment, et qu’elle döfendra cette cause contre chacun, 
elle y consent avec r&luetance comme par condescendance, 
et en voulant faire acheter cette faveur & la Prusse par 
d’autres sacrifices très penibles. 

Il faut done l’avouer franchement: si la Prusse tient 
la meme marche avec l’Autriche dans l’affaire de la Pologne, 
il est m&me tr&s douteux, si elle abandonne seulement son 
intröt momentand pour son inter&t r&el et durable. Il faut 
convenir plutöt qu’elle abandonne son interöt personnel 
pour &pouser celui de lEurope. 

Malgre cela, je suis fermement persuad& qu’elle ne 
doit point se detacher de la cause juste et raisonnable de 
T’Autriche et de l’Angleterre. Plac6e en Europe dans une 
situation oü elle peut puissamment contribuer & maintenir 
l’&quilibre entre les puissances, favoriste par la providence 
dans la derniere guerre au point de pouvoir le faire, elle 
suivra toujours la voie des principes, et jamais 
celle des pures convenances“..... 
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Den vorlegten Abjag und den hervorgehobenen Schluß des 
legten giebt Treitichle (S. 632) wieder. Aus beiden Abfägen in 
ihrer Volftändigkeit wird man erfehen, ob ober inwieweit bie 
obigen Ausdrucksweiſen Treitichles bereihtigt find. Das merkwür: 
bigfte aber ift: nad Verkündung der „ungeheuerligen An— 
ſicht · Humboldts fährt er fort: „Die gleißnerifde eng 
life Phrafe von der Sache Europas” habe „auch biejen 
falten Kopf berauſcht“. Als ob nicht diefe Vorwürfe des „Unge 
heuerlihen“ und „Gleifnerifchen“, wenn fie berechtigt wären, in 
gleichem ober noch höherem Grade den Freiheren vom Stein treffen 
müßten. War er es doch vor allen, ber in ber polniſchen Frage 
jener „Anſicht“ huldigte und biefe „Phraſe“ vertrat! Hat er 
doch, man kann es nicht oft genug wieberholen, nod am folgen- 
den Tage, am 26. Oftober, im Hinblid auf die Solidarität von 
Ofterreih, England und Preußen, an Hardenberg jene erneute 
Mahnung gerichtet: „Preußen muß treu fefthalten an den 
Grundfägen ber Unterftügung des Europäifhen Gleihgewichts, 
das ift fein wahrer Vorteil.” Es ift unverkennbar, daß er, 
neben allen früheren Aftenftüden, bereitd au von Humboldts 
zweiter Denkichrift Kenntnis genommen; denn er hat es fort 
während mit den Meinungen berjelben, für oder wiber, zu thun 
(©. ob. ©. 339. Es lohnt fih, das ganze Schreiben Steins 
bei Perg 4, 185 f. ſich zu vergegenmärtigen.) 

Mein Stein folte num einmal jeder Anklage enthoben blei- 
ben; daher wird die Rolle, die er geipielt, mit völligem Still- 
ſchweigen übergangen — nur feines „künſtlichen“ (1?) Mainzer 
Planes wird gedacht; und um fo rüdfichtslofer werben die ihm 
Gleich geſinnten verurteilt. „Ein entſchloſſener preußiſcher Staats 
mann, heißt es ©. 629, mußte ſofort erkennen, daß auf die bei⸗ 
den Bundesgenofien Fein Verlaß und ein fefter Anſchluß an 
Rußland geboten war.” Das ift e8 aber eben, mas gerade Stein 
entſchieden beftritt. Alle derartigen Urteile Treitſchkes find daher 
ungerecht, meſſen nicht die Perfonen mit gleihem Maße, und 
können überdies heute noch weit weniger maßgebend fein, wie bie 
der mithandelnden und befteingeweihten Perfonen jener Zeit, wie 
e3 eben vor allem Stein war. Die Situation war aud Ende 
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Oktober noch eine fo ungewiſſe, daß niemand — weder Metter- 
nich und Gaftlereagh, noch Hardenberg und Stein — etwas Ge- 
wiſſes verſprechen, etwas unbedingt bejahen oder verneinen konn⸗ 
ten. Es war eben ein diplomatifches Geichiebe, das fi, wenn 
eine Gewaltkrifis ausgeſchloſſen jein follte, fo lange elaſtiſch in- 
einander ſchieben mußte, biß alles aneinander abgepaßt und mit: 
einander ausgeglihen war. Man fehre doch einmal das Blatt 
um! Metternich, könnte man ebenfo gut behaupten, war ſehr 
thöricht, in feiner Note vom 22. Oktober Preußen durch Behaup- 
tungen vor den Kopf zu floßen, bie er doch ſchließlich nicht durch⸗ 
zulegen vermochte. Hat er doch 4. B. troß feiner bamaligen fate- 
gorifchen Behauptungen nachher Koblenz und das rechte Mofel- 
ufer an Preußen überlafien, und ebenfo wider feine Abſicht Mainz 
den Bayern entziehen müflen. Humboldts damaliger Standpunft 
war gewiß ein ber Lage angemefjener, indem er Europas halber 
nicht mit Öfterreih und England, und Sachſens halber nicht mit 
Rußland gebrochen wiſſen wollte. Auf alle Fälle mußte man es 
vermeiden, in den diplomatischen Prozeß der Ausgleihung fo 
zahlreicher wiberftreitender Wunſche und Intereſſen auf ſchroffe 
Weiſe einzugreifen. 


Die verhängnisvollſte Wendung des Wiener Kongreſſes 
und der deutſchen Verfaſſungsfrage. 

Da inaugurierte plötzlich ſam 5. November]*) der König von 
Preußen, Friedrich Wilhelm ILL, eine neue, eine rein perjönliche 
Politik. In feiner allerdings vollberechtigten Sympathie für Kaifer 
Werander gab er der perfönlihen undiplomatiſchen Empfindung 
nad), es unter allen Umftänben mit dem ihm meift ſympathiſchen 
Bundesgenofien halten zu müſſen. Ohne fih aud nur ein ein- 
ziges Mal unter vier Augen mit Hardenberg vorberaten zu haben, 


*) [So jpeint nad Hardenbergs Tagebuch ftatt des 6. Nov. dad ent- 
ſcheidende Datum angefegt werben zu müffen. ©. 9. Delbrüd: König Fried» 
rich Wilhelm III. und Hardenberg auf dem Wiener Kongreß Hifter. 3. 
©. 68, 248, 258. Aus Pallain: Corresp. insdite du Prince de Talley- 
rand &. 108 ergiebt ſich leider nichts Näheres, Stein muß in ber Das 
Hierung geizrt Baben.] 

Schmidt, Deutihe Berfaffungsfrage. 23 
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ließ er fih an jenem Tage durch Alerander vollkommen zu befien 
Gunften umftimmen, ja von ihm u. a. einreden, daß „bie von 
ihm geforderte polnische Grenze nicht angreifend fei“, mie 
Stein und alle Welt behauptet hatte. Der vielfadhe rückhaltlofe 
Widerſpruch Hardenbergs, der allein zugegen war und die allge 
meine Politit fachlich zu vertreten wagte, blieb unbeachtet; ber 
König „verbot ihm“ vielmehr ſchließlich in Gegenwart des Kai: 
ſers, „die Sache fernerhin gemeinſchaftlich mit Oſterreich und Eng: 
land zu unterhandeln“, d. h. befahl ihm, in das ruſſiſche Lager 
überzugehen. 

Der Lehrer Friedrich Wilhelms III. in der Rechts und Staats 
wiſſenſchaft, der berühmte Svarez, hat zu ihm in feinen Vor- 
trägen unummunben wörtlich gejagt: „Der Regent muß nicht ſelbſt 
rRichter fein wollen; es fehlt ihm bazu bie erforderliche Zeit, die 
nur durch Übung zu erlangende Zertigkeit“*). Auch als Leiter 
der Politit und Diplomatie find bekanntlich höchſt jelten die Ne 
genten felbft Tompetent geweſen. Und bei aller Pietät, wie fie 
dem Könige in vielen Beziehungen gebührt, wird man ihm doch 
nicht zu nahe treten, wenn man in Betreff feiner vom Diplomaten: 
amt jagt, was Svarez vom Richteramt fagte. Vollends aber von 
einer fo verwidelten Frage, wie es bie polniſche war, bie eine 
Fülle der verjchiebenartigften Kenntniffe erforderte, wird man nicht 
jagen können, daß eine Augenblidgentieeibung rätlih war. Dar: 
um erſchien diefelbe auch nicht als eine Wirkung überzeugen 
der Gründe, jondern als eine Wirkung überredender Worte. 
Schon am 1. Oktober hatte Hardenberg mit Bezug auf ben König 
in fein Tagebuch geſchrieben: „jurat in verba bes Kaiſers von 
Rußland.“ 

Wie ſtellt Treitſchle die Wendung dar? Ihm iſt der Staatd- 
kanzler ſozuſagen der Sünbenbod. Hardenberg, ſagt er, „völlig 
verblendet (b. i. durch feine Hinneigung zu Oſterreich und Eng: 
land), führte den Staat einer befhämenden Niederlage 
entgegen”, einer „unerhörten Demütigung“ (©. 584. 633). 
Da Habe der König den „rettenden Entſchluß“ gefaßt und 


*) [Stölgel: Svarez ©. 312] 
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habe „rettend eingegriffen. Es war vielleicht der heilfamfte 
diplomatifche Entſchluß feines Lebens“. 

Ganz anders Häuſſer. Wir haben ſchon gefehen (S. 340), 
daß er früher des Näheren ausführte, wie „Preußens Pflicht“ 
und befien „eigenes Intereſſe“ es geboten hätten, „den ruſſiſchen 
Entwürfen kräftig zu widerſtreben“. Und bei dem Wendepunkt 
[des 5. November] ſagte er (S. 597 f.) nad) einer Analyſe der 
Caſtlereaghſchen Denkſchrift vom 6. November, die Treitſchke über- 
geht, in Übereinftimmung mit der von Metternich ausgefprochenen 
„Überzeugung“ (f. ob. ©. 338): „Es ift nicht zu zweifeln, die 
einmütige Einſprache ber Alliierten, in biefem Sinne geführt, 
mußte den ruffifchen Raifer nachgiebig machen; aber wenige Stun- 
ben (zuvor) war Preußen ins ruffifhe Lager überge 
gangen. Alexander hatte” den „König umgeftimmt ... Damit 
hatte Preußen feine natürliche Stellung verlafien und bie eigene 
Sache wie bie allgemeinen Angelegenheiten auf das unheilvollfte 
verſchoben“ ... Es war eine „verhängnisnolle Schwenkung”. 

Vers läßt überall und ſchon dadurch die gleiche Meinung 
durchblicken, daß er bemerkt: „vergeblich habe Hardenberg wider: 
ſprochen“ und nur Bedacht genommen, „bie ſchlimme Lage zu 
verbefiern“ (4, 197. 204); bie „Erflärung bes Königs” fei 
„ber Scheibepunft” geworben, fie habe „den Kaifer Alerander in 
feinem Entſchluſſe wegen Polens beftärkt” (S. 203). Überdies 
aber vertritt Perk die Auffaffung Steine. Und wie verhielt ſich 
der leßtere, über ben Treitſchke bei biefen Anlaß wiederum 
ſchweigt? 

Am 5. November warf Alexander ihm vor, daß er ſich „auf 
die Seite feiner Feinde geftellt habe”. Stein nahm keinen An- 
ftand, ihm zu erwibern, daß in der That „bes Kaiſers Nachbarn 
Urſache hätten, beunruhigt zu fein“, ſowohl über den polnifchen 
„KRöniggtitel” wie über die „Verfaſſung“ und „über bie Grenze“. 
Und nachdem dennoch der König ſich dem Kaifer ergeben hatte, 
Hand er nicht an, der Überzeugung Ausdrud zu leihen: „Der 
Kaiſer ziehe den König von Preußen von dem allgemeinen 
Intereffe Europas ab”; durch diefe polniſche Angelegenheit 
werde „ber Geſchäftsgang des Kongreſſes zerrüttet und gelähmt, 
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der Samen ber Eiferfudt zwilchen den Mächten ausgeftreut” 
und „nahbrüdtiches Eingreifen in die deutſchen Angelegenheiten 
verhindert (ebend. S. 203) *). 

Es konnte nicht fehlen, daß „die Schwenkung bes Königs” 
fofort auch im Lager Oſterreichs, Englands und — Frankreichs 
als ein „Abfall”, ein „Verrat Preußens von der Sade 
Europas” betrachtet und durch bie Drohung erwibert wurde: 
nun fei au die Verpflichtung in Betreff Sachſens hinfällig. 
Treitſchle (S. 634) glaubt zu wiſſen, wie es „auch ohne die That 
Friedrich Wilhelms“ gelommen wäre, nämlich, viel ſchlimmer als 
& kam. Gewiß ift nur, daß diefe That die peinlicfte Verwir⸗ 
zung ſchuf; daß Hardenberg mit dem Abſchied drohte und an- 
ſcheinend davon nur deshalb abftand, weil Metternich und Caſtle⸗ 
reagh den Rücktritt ihm anrieten, alfo wünſchten; daB ferner 
„alle“ Welt und „namentlid) auch Stein bem Kaifer Alerander 
„Zurüdhaltung und Entfernung” bewies (Perg S. 206); und 
daß allſeits fogar ſchon die Gefahren eines Bruches und eines 
allgemeinen Krieges beiprochen wurden. 

Die nähfte Folge war die Lahmlegung ber preußiſchen Po- 
litik. Denn bie perfönlihe Schwenkung bes Königs mußte not: 
wendig bie Feder Humbolbts und die Aktion Hardenbergs der 
Zuverſicht und der Wirkung berauben. Beide, im Einverftänbnis 
mit Stein, waren nicht gewillt, fi) den Befehlen des Königs 
ohne weiteres zu fügen und damit die Interefien Preußens und 
Deutſchlands einer völlig unberedenbaren Zukunft preiszugeben. 

In biefer Lage verfaßte Humboldt die nachfolgende Denk: 
ſchrift vom 9. November, die alle Chancen für und wider befon- 
nen abwog und zunächſt, trog der That des Königs, den Verſuch 
einer vollſtändigen Einigung mit Öfterreih und England anriet, 
zugleich aber infolge diefer That die fofortige Herbeiführung einer 
Entſcheidung, eines Entweder — Ober empfahl**). Treitichfe 
©. 636 hat nur Weniges aus ihr mitgeteilt, um daran bie jpöt: 
tiſche Bemerkung zu Inüpfen: „Immer wieder verbreitet ber holde 


” » Wol. dazu Steins Tagebuch a. a. D. ©. 397—401.] 
**) [Die Humboldtſche Denkſchrift ift neuerdings zum größten Teile 
abgedruckt morben von 9. Delbrüd, Hiſtor. 3. S. 68, 260—268.] 
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Traum des deutjchen Dualismus jeinen Dunftkreis um die Köpfe 
der preußifchen Staatsmänner”, und um Humboldts Geift als 
„überſcharf“, befien Gründe als „jonderbar” zu bezeichnen. Die 
Denkſchrift mag für ſich felber ſprechen; auf jene Bemerkung aber, 
bie fih ©. 647 wiederholt, ift zu erwibern: der Dualismus war 
damals — und nur darum handelt es fih — nicht ein Traum, 
ſondern eine jehr konkrete Hiftorifche Thatjache, eine Realität, mit 
der man rechnen mußte, fo lange fie eben da war und nicht be 
jeitigt werben fonnte. Daher hatte auch Stein von jeher mit ihr 
gerechnet. Die Eventualität, daß der deutſche Dualismus früher 
oder fpäter einmal durch eine Gewaltkriſis auseinanderbredhen 
könne, hat gerade Humboldt ſchon in feiner Denkſchrift vom De 
jember 1813 (f. ob. ©. 108) ins Auge gefaßt. 


Denkſchrift Humboldt vom 9. November 1814*). 
„Die polnifchen Angelegenheiten find im gegenwärtigen Augen⸗ 
blid zu einem Punkte gelommen, wo man an einer gutlichen 
Beilegung derſelben verzweifeln muß. 

Man konnte längſt die Hoffnung aufgeben, daß Rußland 
an jeinen Forderungen weſentlich nachlaſſen würde. Der öfter: 
reichiſche Hof war ebenfowenig dazu geneigt, und feine Beharr: 
lichkeit ift noch bedeutend durch den gänzlichen und feiten Bei— 
tritt des engliſchen Kabinett? vermehrt worden. Zu den in ber 
Sache jelbft liegenden Gründen — der Gefahr einer die benach⸗ 
barten Staaten bedrohenden Grenze, und den Beforgnifien, welche 
aus einer Wiederherftellung Polens unter ruffifher Herrſchaft ent⸗ 
ipringen — gefellt fi, vorzüglich bei England, noch der Grund- 
ſatz, daß man den erften zu meit gehenden Forderungen Ruß— 
lands wiberfprehen muß, um nidt, nachdem man Ein verberb- 
liches Übergewicht in Europa befämpft hat, ein neues aufflommen 
zu laffen. Neben allen dieſen Betrachtungen find, wie man offen 
berzig geftehen muß, feit ben legten Wochen noch perfönliche Rüd- 
ſichten und Leidenfchaften eingetreten. 


*) Daß erfte franzöſiſch gefchriebene Memoire wird durch dies zweite 
überflüffig gemacht. Note des Bf. 


. 
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Preußen allein fieht jet die Sache aus ihrem wahren Ge 
ſichtspunkte an. Es gefteht zu, daß Rußland gerechter und dem 
Geifte, in welchem der ganze jegige Krieg geführt morben ift, an: 
gemeffener handeln würde, wenn e3 auf bie am meiften beftritte: 
nen Grenzpunkte nachgeben wollte. Es fühlt, daß Rußlands Forde 
rungen dem preußifcden Intereſſe nachteilig find. Allein es fieht 
auf der andern Seite ein, baß in ber jegigen Lage der Dinge 
beharrliches Entgegenftreben gegen die Plane Rußlands, Vermer 
gern ber Anerkennung feiner in Anſpruch genommenen polniſchen 
Befigungen, und daraus früher ober fpäter entftehender Krieg, 
unpolitii find, und daß der wahre Endzweck weit befier durch 
augenblidliche Nachgiebigkeit, darauf folgende Konfolidation der 
Staaten, und nachherige fefte Verbindung erreicht werben 
würde. 

In diefer Lage hat Preußen das größefte Intereſſe, den 
Bruch, wenn berfelbe auch noch lange fein Krieg wäre, zu ver: 
hindern. Allein es befindet fi) dazu gerade jet im ungün: 
fligften Augenblick, denn es ift nicht glaublih, daß Rußland 
darum nachgeben würde, weil es fürchten müßte, daß Preußen 
fein Widerſacher werden würde; und noch weniger ift bie 
von Öfterreich und England vorauszufegen, weil beide ſehr gut 
wiſſen, daß Preußen noch in feiner feiner neuen Beſitzungen feit 
if, und daß es, fo wie es fi von ihnen und mithin von 
Deutfchland trennt, vom Rhein bis zur Ober fehr leidt 
angegriffen werden fann. 

Sm ber That befindet ſich Preußen in einer kritiſcheren Lage 
+ al8 irgend ein anderer Staat. Es kann nur auf die Provinzen, 
welche es vor dem Kriege befaß, und auf feine mwiebereroberten 
alten rechnen. 

Sachſen ift ihm von Öfterreich und England nur unter 
der Bedingung zugefiert worben, daß es in ber polniſchen 
Angelegenheit den gleihen Gang mit ihnen gehe, und um 
den Rhein herum ift der neue Befigftand noch nicht einmal vor: 
läufig irgenb beftimmt verabrebet. 

Daß Preußen ſich aus dieſer Lage heraußziehe ohne eine 
Gefahr wirklich ernfthaft teilen zu wollen, daß es von Ogſterreich 
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und England die in Deutſchland gewünſchten Befigungen zuge- 
fanden, anerkannt und garantiert erhalte, dabei doch auf feine 
Weife, und nad feinem Gefallen mit Rußland abichliegen, und 
an dem ferneren Zwift über Polen keinen Teil nehmen könne, 
halte ic für unmöglid. Da feine beider Parteien darin ihren 
Nugen finden würde, fo fehe ich nicht ab, welche Gründe fie 
bewegen Tönnten, barin einzumilligen. 

Vielmehr ſcheint mir jeder Aufichub von preußiſcher Seite, 
eine beftimmte und fi für eine beider Parteien entfcheibende 
Sprade zu führen, in hohem Grade verberblih. Schon jegt 
hegen Ofterreih und England die Meinung, daß Preußen fie 
nicht gegen Rußland unterftügen würde. Nimmt diefe Meinung 
in den nähften Tagen zu, wie fie es benn, ohne eine beitimmte 
Erklärung Preußens notwendig muß, jo werden fie, da die Um— 
ftände zu dringend find, neue Verbindungen, und zwar ſolche 
fuchen, die nicht ander3 als nachteilig für Preußen ausfallen 
tönnen, werden allen Forderungen Preußens Schwierigkeiten ent- 
gegenfegen, und allzu wahrſcheinlich auch den Kongreß ins Spiel 
ziehen, um bie polniſche und die ſächſiſche Angelegenheit bei ihm 
zur Sprade zu bringen. 

Vorzüglich darf man ſich nicht ſchmeicheln, daß Preußen 
wird irgend eine Wirkung auf die Nachgiebigfeit Oſterreichs aus- 
üben können, ehe es ſich erklärt mit ihm gleichen Schritt zu 
halten. Bis dahin wird jedes, noch fo triftige Raifonnement 
feines Eindrud3 verfehlen, weil man es immer als eine bloße 
Frucht des Bemühens anfehen wird, fi felbit aus ber Sade 
herauszuziehen. 

Allerdings muß es Preußen überaus ſchwer werden, ſich 
hier zu entſcheiden. Denn es muß ſich entweder mit Rußland 
für eine Sache verbinden, die ihm felbfi ſchädlich iſt, und 
bie e8 außerdem weder gerecht noch Europa nüglich nennen 
kann; ober mit Öfterreih und England zu Maßregeln, bie es 
jest für unangemeſſen und für unpolitiſch hält. Allein es würde 
im erfteren Falle, da Rußland ſchwerlich nachgibt, jo weit folgen 
müffen, als die Beharrlichkeit beider Teile in ihrem Zwiſte e& 
mit fi fortriffe; im legtern Fall Hingegen behält es immer 
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Mittel in Händen, auf größere Mäßigung bei den Gegnern Ruf- 
lands Hinzuarbeiten, da dieſe doch felbft einen Bruch ſcheuen 
und Preußens Sprache bei ihnen mehr Gewicht haben wird. 
Auch iſt & fehr in Anfchlag zu bringen, daß bie beiden Höfe, 
welche am meilten Uneinigfeit zwiſchen ben vier Alltierten wün- 
fen, und biefelbe unter ber Hand ohne Zweifel befördern, 
Frankreich und Bayern, alles Intereſſe dabei verlieren, ſobald 
Preußen auf die Seite tritt, auf welche fie ſich in Abſicht der Pol 
nischen Angelegenheiten ftellen. Denn da Frankreich, wegen der Ber: 
bindung ber Niederlande mit England, Belgien nicht angreifen barf, 
fo können beide nur gegen Preußen etwas zu erftreiten hoffen. 

So viel ſcheint mir daher unumſtößlich, daß, wenn Preußen 
fi) noch ſchmeicheln darf, zur Verföhnung beizutragen, es Ofter- 
veihs und Englands Schritte unterftügen muß. Der 
Erfolg der Verföhnung bleibt indes immer ungewiß, und bie 
eigentliche Frage ift alfo zugleich bie: 

Welche Partei Preußen ergreifen muß, wenn es zu einem 

Bruch, aus welchem ſehr wahrſcheinlich nachher ein Krieg 

entftehen mwürbe, kommen ſollte? 

Denn ber Fall der Neutralität, den ich ſchon oben berührt habe, 
ſcheint mir unmöglich. 

Der Krieg, der aus ber jegigen Verwidlung ber Verhält: 
niſſe entftehen kann, wird von Rußland, das den größeften Teil 
des Herzogtums Warfchau behält, für einen an ſich unbebeuten- 
den Strich Landes zur Erhaltung einer Grenze, die, nad dem 
Urteil aller Kriegsverftändigen nicht Verteibigungs- fondern An: 
geiffspunfte enthält, und für die Annahme des polnifhen Königs: 
titel3 geführt. Die Forberung ber Grenze läuft zum Teil dem 
Buchſtaben und dem Geift ber Verträge entgegen; bie 
Herftellung bes Namens Polen dem geheimen Artikel des Tei- 
lungsvertrages. Die Herftellung eines Teils von Polen unter 
dem Namen des Ganzen und unter ruſſiſcher Herrſchaft muß 
(wenn man nicht auf die Uneinigfeit und die Schwächung fehen 
will, die fie vielleicht künftig für Rußland ſelbſt zur Folge hat) 
ebenfo ein Keim zu Streitigkeiten und Unruhen in Europa ſchei⸗ 
nen, als es bie Errichtung des Herzogtums Warſchau war. 
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Oſterreich dagegen will ſich in Abficht der Grenze mit einem 
ſehr Meinen Gebiete begnügen, und wird, einmal aufs Außerſte 
gebracht, Polen eine wirkliche Herftellung unter einer polnischen 
Regierung vorſchlagen. 

Diefer Vorſchlag, er mag num auf die Polen Eindrud 
machen oder nicht, wird diesmal ernfthaft fein, und da ihn 
Oſterreich vor England und Frankreich ausfprechen muß, melde 
beide die Herftellung Polens begünftigen, fo wird es vielleicht 
fogar genötigt fein, ihm zur Wirklichkeit zu bringen. Auf dieſe 
Weiſe wird diefer Krieg von feiten Oſterreichs und Englands 
in feinen Abfichten gerecht, das Gleichgewicht und die Ruhe 
Europas beförbernd und von liberalen Gefinnungen ausgehend 
eriheinen, und wirb fehr bald für einen europäiſchen gegen das 
drohende Übergewicht Rußland gelten. Diefe Anſicht wird auch, 
ob ich gleich keineswegs die Meinung teile, daß dies Übergewicht 
unfehlbar entitehen würde, wenn man jegt nachgäbe, infofern 
wirklich die richtige fein, daß, wenn Rußland in dieſem Kriege 
fiegte, allerdings feine Macht entfcheidend und in hohem Grabe 
gefährlich werben würde, da im entgegengejeßten Fall, bei dem 
Siege Oſterreichs und Englands, fih nur das Gleichgewicht Her 
ſtellen und fijerer begründen könnte. Schon in ber allgemeinen 
Natur dieſes Krieges liegt daher ein fehr wichtiger Grund, fi 
lieber auf die europäifche ala auf bie ruffifche Seite zu 
ftellen. Preußen insbefondere aber würde auf diefer legteren 
eigentlich dasjenige verteidigen, was ihm jelbft geradezu nach⸗ 
teilig ift. Denn es ift unleugbar, daß die jegige Teilung des 
Herzogtums Warſchau für Preußen, auch wenn es Thorn und 
bie Warthe erhielte, doch noch ſehr große Nachteile hat, und Oft: 
und Weftpreußen zu weniger nüglihen unb weniger ficheren 
Provinzen macht. 

Wenn ich aber hiernach behaupten zu müflen glaube, daß 
Preußen feiner Verbindung mit Öfterreih und Eng: 
land getreu bleiben muß, fo fege ich dabei freilich voraus, 
baß beide auch Preußens billigen Forderungen augenblidlih ein 
Genüge Ieiften, da es ohne Erfülung diefer kaum eine beftimmte 
Sprache zu führen, geichweige denn zu Handeln imftande ift. 
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Diefe Bedingungen fehe ih darin, daß Oſterreich und England 
augenblidfi in einem Definitiv-Vertrage 

1. ben Befig von ganz Sachſen für Preußen anerkennen 
und garantieren; 

2. feine billigen Forderungen in Abſicht des Befigftandes 
in Deutſchland eingehen; 

3. mit Mainz die von Preußen vorgefchlagene Einrichtung 
treffen; 

4. verſprechen, mit feiner Macht anders ein Bündnis zu 
fließen, ald wenn fie gleichfalls den auf dieſe Weife beftimmten 
Beſitzſtand Preußens anerkennt und den Umftänden gemäß 
garantiert; 

5. und endlich fih anheifchig machen, auf jeden Fall zu 
verhindern, daß Rußland Preußen, wegen der Verbindung mit 
ihnen, bei gänzlicher Ausmachung der Sache, den ihm ſchon jet 
zugeftandenen Teil des Herzogtums Warſchau vorenthielte, 

Bolten Ofterreih und England dieſe Bedingungen, von 
denen jedoch nur bie britte ſchwierig jein würde, nicht fogleih 
eingehen, jo bemwiefen fie dadurch ſchon, daß fie kein rein euro 
päifches Intereſſe hätten, und daß fie Preußen die Kräfte nicht 
einräumen wollten, deren es zu Erhaltung feiner Unabhängig 
keit bedarf; und fo würde Preußen vor fi und Europa gereht: 
fertigt fein, fi von ihnen zu trennen und einen eigenen Weg 
mit Rußland einzufchlagen. Es bliebe ihm alsdann für feine 
Sicherheit fein anderes Mittel übrig, wie viel Schwierigkeiten 
auch noch mit diefem Schritte verfnüpft wären. Stimmten da: 
gegen Oſterreich und England in diefe Bedingungen ein, fo kämen 
nun aud zu den obigen allgemeinen Gründen andere jehr wid: 
tige befondere für Preußen Hinzu, fi mit ihnen zu verbinden. 

Denn ſowie es nun bies thäte, hätte Preußen, aud ehe 
& zum ernfthaften und thätlichen Bruch fäme, die ganze Kraft 
aller feiner Befigungen, die einzigen polnifhen ausgenommen, 
die ihm freilich Rußland alsdann nicht ſogleich einräumen wilde. 

Es käme in biefem Fall auch vermutlich ber Deutfche Bund 
zuftande, an dem Preußen unleugbar eine neue Stüge findet. 

Verbindet fi Preußen mit Rußland, fo wird zwar dieſes 
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biefelben Gemährleiftungen übernehmen, allein da die beutfchen 
Beſitzungen mehr von Ufterreih und Deutſchland als von Ruß: 
land abhängen, fo wird ber Befig Preußens, beſonders da es 
am Rhein alsdann gar nicht einmal zu einer eigentlichen Tei- 
lung kommt, immer, felbft wenn fein Krieg entfteht, die ganze 
Zeit der Spannung über nur ein proviſoriſcher fein, und der 
Deutſche Bund zerſchlägt ſich dann höchſt wahrſcheinlich. Die 
neuen Provinzen, die, wie Sachſen, mit ihrem Schickſal, wenig⸗ 
ſtens zum Teil, unzufrieden ſind, werden weit mehr die Hoff⸗ 
nung ſich abzureißen behalten, wenn Preußen fie mit Geneh— 
migung Rußland gegen den Willen Oſterreichs und Englands, 
ala wenn es biefelben umgefehrt mit ber Genehmigung diejer 
Mächte gegen den Willen Rußlands befigt. 

Überhaupt ift ber Unterfchied unleugbar und überaus wichtig, 
daß, ſowie nur Preußen und Oſterreich zufammenhalten, 
alle politifhen Verhältniſſe bis zu der öftlichen 
Grenze Deutihlands ruhig zuftande fommen kön— 
nen, und man nur in dem unglüdjeligen Fall de3 wirklichen 
Kriegd das ruſſiſche Eindringen abzuwehren hat; daß aber da- 
gegen, ſowie fih Preußen mit Rußland verbindet, aud alle 
andere jegt zu ftiftende Verhältnife unwiderruflich zerriffen, oder 
aufgehoben find. Diefe leider nur zu leicht zu madende Be 
merfung würde auch in Deutſchland einen überaus ungünftigen 
Eindruck für Preußen hervorbringen, wenn man ihm ſchuld 
geben Fönnte, dies veranlaßt zu haben. 

Bräde der Krieg wirklih aus, fo wäre es allerdings jehr 
unglüdli, daß Oftpreußen vermutlih im erften Augenblid ver- 
loren fein würde. Allein man hätte den feindlichen Angriff doch 
nur von einer Macht zu befürchten. Wollte man aud anneh: 
men, daß Frankreich ſich gleichfalls mit Rußland verbände, fo 
hätte man bagegen an Holland und England, das gewiß jehr 
ernftliche Hilfe leiften würde, fräftigen Beiſtand. Auf der an- 
dern Seite wären, wenn man auch voraußfegt, daß Frankreich 
ruhig bliebe (wie man denn dies aus aller Verbindung laſſen 
müßte), Oſterreich, Bayern, Hannover, vielleicht fogar Holland, 
faft von allen Seiten her, zu fürchten, Preußen dürfte in Deutjch- 
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land ſchwerlich auf einen einzigen Bundesgenofien reinen, und 
die Monarchie und die Streitkräfte Lönnten jehr leicht von dem 
Feinde getrennt und zerichnitten fein. 

Bei aller Anhänglichfeit und Treue, weldhe die Nation und 
die Armee noch in dem letzten Kriege fo rühmlich bewiefen haben, 
würde es doch beiden ſchmerzlich fein, gewiffermaßen für die Polen, 
die ganz eigentlich verräterifh an ihnen gehandelt haben, und 
für Forderungen Rußlands, bie, ſelbſt infofern fie Ofterreic) allein 
angehen, Preußen nachteilig find, gegen Deutſche fechten zu müflen, 
beſonders wenn ihnen nicht unbelannt bliebe, daß Oſterreich und 
England wirklich in die Einverleibung Sachſens gemilligt, und 
vermutli, wäre der Bruch nicht dazwiſchen gekommen, aud) in 
Deutfchland jedes billige Verlangen Preußens erfüllt hätten. Die 
Herbeifchaffung der Mittel zum Kriege endlich würde, felbft bei 
gleichen Anftrengungen in beiden Fällen, weit ſchwerer bei einer 
Verbindung mit Rußland werden, da man in diefem Fall der 
englifhen Subfidien entbehrte. 

Der endliche Erfolg, da dies noch eine fehr wichtige Be: 
trachtung ift, es mag nun bei einem bloßen Bruch bleiben, oder 
wirklich zum Kriege fommen, ift in jedem Fall unvorteilhaft bei 
einer Verbindung mit Rußland. Denn, wenn fi) die jet zwie⸗ 
fpältigen Mächte doch noch, nad) einiger Zeit, ohne Blutvergießen 
verjöhnen, fo wird Üfterreih in allen Verhältniffen in Deutih- 
land immer Preußen fühlen laffen, daß es fi} von feiner und 
in feiner Anſicht, von der allgemeinen Sache getrennt hat, und 
da dieſe Verhältnifie für Preußen immer bie nächften und wid: 
tigften bleiben, wird Rußland es dafür nicht entſchädigen können. 
Die Folgen eines doch immer möglichen unglüdlichen Ausganges 
des Krieges wären Taum zu berechnen. Da fi Rußland in fein 
Inneres zurüdzöge, würde Preußen allein bie härteſten Bedin 
gungen zu dulden haben, und noch das Anjehen bekommen, mit 
feiner Schuld zu leiden. Ein glüdlicher Ausgang auf der an: 
bern Seite würbe ſelbſt noch von großen Nachteilen begleitet fein. 
Rußland würde fi unfehlbar noch mehr vergrößern und vermut: 
li durch preußiihe Provinzen, als bie einzigen ihm bequem 
gelegenen. Es würde Preußen vielleicht dafür ſehr reichliche Ent: 
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ſchädigungen einräumen, allein es noch weiter gegen Weiten ſchie— 
ben, mo es andere verbrängen und Neid und Haß auf ſich laden 
müßte. Dies würde ber Keim neuer Kriege werben, in denen 
Preußen nicht? übrig bleiben würde, als fi, ohne wahre Selbft- 
ftändigfeit, eng an Rußland anzuſchließen. Ruhe, Gleichgewicht 
und Sicherheit laſſen ſich nicht mehr denken, wenn Preußen fich, 
ohne die gerechteflen und triftigften Gründe, von feinem natür: 
lichen politiſchen Syſtem, ber Verbindung mit Öfterreih, Deutſch⸗ 
land, England und Holland trennt. In diefe Verbindung in dem 
gegenwärtigen Zwifte über Polen tretend, könnte e8 zwar auch, 
da fich die Zukunft nicht berechnen läßt, einen unglüdlichen Aus- 
gang erfahren. Derfelbe würbe aber nie gleich verberblich fein, 
da diejenigen, welde in dieſem Fall feine Bundesgenofjen wären, 
weil fein Intereſſe mehr in das ihrige verwebt ift, es immer 
nahdrüdlicer unterftügen müßten. 

Aus diefen Gründen, denen es unnüß fein würde, noch an- 
dere weniger wejentlihe hinzuzufügen, kann ich, nad) ber reif- 
lichſten und gewiſſenhafteſten Überlegung, in der jegigen Krife 
feinen andern politiiden Gang als den folgenden anraten: 

1. Oſterreich und England die oben entwidelten Beitimmun- 
gen zur Annahme vorzulegen ; 

2. wenn fie diefelben eingehen, fih eng und unverbrüchlich 
in Abſicht der polnifchen Angelegenheiten an fie anzufchließen; 

3. Rußland offen und unummwunden die Gründe darzulegen, 
aus welden Preußen nit anders handeln kann; 

4. in ber Verbindung mit Öfterreih und England alles nur 
immer mögliche zu thun, um allen Bruch und vorzüglich den 
wirklichen Krieg zu vermeiden; 

5. wenn bie aber unmöglich fein follte, die gemeinfchaft- 
liche Sache mit aller Kraft und der höchften Anftrengung burche 
zuſeten. 

Wien, den 9. November 1814. 

(unterz.) Humboldt.“ 


Zu einem raſchen Vorgehen im Sinne Humboldts, wie wenn 
es fih um ein Ultimatum gehandelt hätte, konnte ſich Harden⸗ 


366 Die polniſch-ſächſiſche Kriſis vom 28. DM. bis 16. Dez. 1814. 


berg nicht entſchließen. Stand dem doch das Verbot des Königs 
entgegen, mit Öfterreih und England gemeinfam gegen Rußland 
vorzugehen. Und das hätte doch geichehen müflen, wenn jene 
Mächte einem folden Ultimatum zuftimmten. Hardenberg lavierte. 
Er erörterte zunächſt mit Stein die Frage eine Krieges ber brei 
Mächte gegen Rußland; das Refultat war: jegt ei ein folder 
nicht ratfam. Am 11. konferierte er mit Caſtlereagh [?] und Metter- 
nich). Es zeigte fid) deutlich, daß Preußen ſich durch die Schwen- 
fung des Königs zwiſchen zwei Stühle gefegt Habe. Oſterreich 
und England fühlten fi dadurch vor ben Kopf geftoßen und 
waren bereit, nunmehr Preußen im Stich zu laflen. Giebt doch 
Treitſchle (S. 637) zu: „Preußen trug von feinem Abfall zu 
nädft nur den Haß davon, ber jevem diplomatischen Frontwechſel 
zu folgen pflegt.” Bor der That des Königs hätten die Forde 
rungen Humboldts ber höchſten Wahrſcheinlichkeit nach zu einer 
Einigung geführt. Jetzt aber war e8 zu fpät. In jener Konfe⸗ 
venz begehrte Metternich ſchon direkt für den König von Sachſen 
außer Dresben mwenigitens 500000 Seelen. Es war vorauszu⸗ 
jehen, daß ſich hier die Sage von den fibyllinifhen Büchern wie: 
erholen würde, wenn Preußen fi mehr und mehr an Rußland 
anflammere; und daß dieſes letztere dennoch, falls nur erft feine 
eigenen Wünfche erfüllt feien, auch feinerjeit3 geneigt fein werde, 
fi nicht für die Intereflen Preußens zu ereifern und zu opfern. 
Nach Lage der Dinge blieb feit Mitte November nichts weiter 
für Hardenberg übrig, als die Zwitterftellung eines Vermittler 
anzunehmen, der immer Gefahr läuft, bei beiden Teilen Anſtoß 
zu erregen. Glücklicherweiſe unterftügte ihn Stein auf das kräf⸗ 
tigſte, indem er am 20. November Alerander unummunden na: 
mentlich die Überlaffung Thorns an Preußen und die Räumung 
des von Öfterreich beanſpruchten Krakau zumutete. Aber Aleran- 
der fträubte fi zäh. Da ließ ſich auch Stein, durch die nun 
einmal „auf das unheilvollfte verſchobene“ Lage gedrängt, zu einer 
*) [Bgl. dazu die von Delbrüd a. a. D. mitgeteilten Aftenftüde ſowie 
bie Korrefponbenz Hardenbergs mit Metternich bei Onden 2, &. 852. 853. 
Metternichs Brief vom 12, Nov. 1814 fteht aud) bei Angeberg 1, 418.] 
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Abſchwächung feiner Dppofition gegen denſelben bewegen. Er 
hatte feine territoriale Lieblingsidee, die Einverleibung von ganz 
Sachſen in Preußen, gerade im Bunde mit Oſterreich und Eng: 
land für vorzugsweiſe gefichert erachtet. Da dieſe Hoffnung feit 
dem 11. November zerrann, fo wollte er wenigftens dieſes Pro- 
jett zu retten verfuchen duch Nachgiebigkeit gegen Alerander*). 
Er ließ es ſich daher gefallen, daß dieſer durch eine Erklärung 
vom 27. November (Pertz, S. 224 ff.) ſich zwar bereit zeigte, 
Thorn und Krakau zu räumen, aber nur um fie als „freie und 
neutrale Städte“ gelten zu laſſen; wogegen er ben Raifer ver⸗ 
anlaßte, ſich neuerdings für die Überlaflung von ganz Sachſen 
an Preußen und für die Anerkennung von Mainz als deutſche 
Bundezfeftung auszufpreihen. 

Bei diefem Anlaß wird endlich einmal wieder bei Treitfchte 
(S. 646) in ber polnifchen Frage Stein erwähnt. Aber wie 
ganz anders im Verhältnis zu Gardenberg und Humboldt, wie 
wunderbar mild wird er hier in Bezug auf feine gegneriſche Stel- 
lung gegen Alerander beurteilt, d. 5. in Bezug auf eben die Hal- 
tung, wegen deren jene bei ihm nur ben herbften Tadel, Un: 
glimpf und Spott davontrugen. Während das frühere Mal, wie 
wir fahen (ob. ©. 340), Stein Gegnerſchaft in der polnifchen 
Frage nur leife berührt wurde, um ihm das Lob „genialer Sicher⸗ 
heit“ zu erteilen, heißt e3 bier von ihm, wiederum mit liebens- 
würbdigfter Anerkennung: „Der große Mann hatte inzwiſchen ein- 
gejehen (!), daß er bisher allzu einfeitig ben polnischen Plänen 
des Zaren entgegengetreten war; nach feiner herrlichen un: 
befangenen Weiſe beſchloß er fofort, den begangenen Fehler 
zu fühnen“, d. h. er „bot fortan feine ganze Kraft auf, um 
Sachſen für Preußen zu retten“. 

Auf diefe Wendung Steins, die eine Folge der Schwenkung 
Friedrich Wilhelms IH. und ihrer Rückwirkung auf bie öfter: 
reichiſch⸗engliſche Politik war, bezieht fih Münfter ſchon in feinem 
Bericht vom 27. November, worin er jagt (S. 191): er habe 
auch feinerjeits dem Staatslanzler Hardenberg im Intereſſe des 


*) Bgl. Münfter: Pol, Stizzen 194. 192. 
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Friedens geraten, ſich mit einem „großen Teile von Sachſen unter 
Zuftimmung Europas“ zu begnügen; aber der Staatskanzler jei 
„neuerdings auf die Idee zurüdgelommen, daß Preußen auf 
dem ganzen Sachſen beftehen müſſe“. Dann fügt er hinzu: 
„Es ift wahrfcheinlih, daß der Baron vom Stein in Bezug auf 
diefen Punkt, der heute Europa zu entzünden droht, einen jehr 
ſchädlichen Einfluß ausgeübt hat.“ Viel pofitiver noch erklärte 
er dem PrinzRegenten am 17. Dezember (S. 194): „Der Baron 
vom Stein, ber bis dahin die Pläne des Kaifers Alexander in 
Betreff Polens befämpft hatte, ſah (d. i. feit Ende November) in 
diefer Frage nur noch ein Mittel, um die Einverleibung von 
ganz Sachſen in Preußen herbeizuführen... Er betreibt dieſen 
Plan mit Feuereifer (ardeur).“ In derjelben Angelegenheit ſchrieb 
Baumbah am 31. Dezember (fiehe unten im Anhang): „Was 
Preußen jegt mande Stimme zuführt, ift, daß man nun ziemlid 
genau weiß, wie es inbiciert worden ift, fo zu wollen, weil & 
an dem Gelingen nicht (Habe) zweifeln können“ *). 

Von einem uneigennügigen Angebot Aleranders kann nicht 
die Rede fein. Es liegt auf ber Hand, daß es das größte Inter: 
eſſe Rußlands war, in der ſächſiſchen Frage für Preußen einzu 
treten, damit es eventuell in ihm einen Alliierten im Kriege habe, 
ftatt eines Gegners. Preußen aber lief Gefahr durch feinen Über: 
tritt auf die Seite Rußlands ftatt zweier Helfer, die es biöher 
befaß, drei Gegner unter den Großmächten einzutaufchen oder gar 
vier, falls Rußland fein Wort nicht Löfte. 

Die polniſchen Anerbietungen Alexanders vom 27. November 
tonnten natürlich) weder Preußen noch Oſterreich befriedigen; aber 
erfteres mußte es fortan nach dem Gebot des Königs mit Ruf: 
land halten, während Öfterreich nunmehr entichlofien war, fich 
in ber fächfifchen Frage um fo unnachgiebiger zu zeigen. Es 
wurde darin von England, Franfreih, Bayern und Hannover 
unterftügt. So bildete fi mehr und mehr eine Koalition gegen 
Rußland und Preußen heraus. Die kriegeriſchen Stimmungen 
und Drohungen in den Kreifen beider Gruppen wurden immer 


* [gl zu allem Steind Tagebuch und Delbrüd a. a. D.] 
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Sauter und häufiger. Metternich im Verkehr mit Hardenberg wälzte 


alle Schuld der Mißerfolge auf Preußen; Hardenberg, der mit _ 


Metternich im Privatleben nur allzu intim befreundet war, bot 


diefem vertraulih, indem er von der polnifchen Frage ausging, - 


für den König von Sachſen eine Entfhädigung in Weftfalen mit 
Münfter und Paderborn an. Dies geihah in einer der wichtige 
fen und ausführlichſten Urkunden diefer Zeit, in ber „Note ver- 
bale“ vom 2. Dezember*). 

Alein auch in der Diplomatie hat die Gemütlichkeit feine 
Stätte. Es war daher eine durchaus faljche Berechnung, daß 
Hardenberg am folgender Tage diefer Note einen vertraulichen 
„Brief“ folgen ließ, worin er nad) mancher fehr richtigen Erwä— 
gung einen „Appell” an die Freundfchaft Metternichs und an die 
Gerechtigleit” des Kaiſers Franz richtete, der mit ben Worten 
begann: „Retten Sie Preußen aus feiner gegenwärtigen Lage.” 
Mit vollem Recht hat man alljeit3 diefen im Wortlaut demüti— 
genden Zuruf ſcharf getadelt. Aber man hat e3 doch ebenjo faſt 
allſeits überfehen ober übergangen, daß der Appell mit den Worten 
endigt: „Man kann Preußen nit zumuten, daß es allein 
fo ſchmerzliche Opfer bringe, bloß zur Genugthuung anderer. 
Eher muß e3 von neuen alles aufs Spiel fegen.“ 
Diefe Phrafe war feine Demütigung, fondern eine Drohung, ein 
Trumpf. Darauf folgte dann freilich wieder zur Beſchwichtigung 
eine Eintrahtsmahnung in Verſen aus dem Merkur **). 

Metternich zögerte mit der Antwort, ohne Zweifel — wie 
auch Pertz (S. 230) vermutet, weil er fih mit ben Häuptern ber 
Koalition verftändigte. Und das Refultat war der Gegentrumpf 


*) Diefelbe ift gebrudt bei Klüber 7, 291 ff. [Angeberg 1, 485.] 
Kurze Auszüge daraus gaben Peik 4. 227 und Häuſſer 4, 591 f. [608], 
Treitfchle gebentt ihrer nit. Sie liegt aud) im Manuffript vor mir, im 
ſchriftlichen Nachlaß von Schmid (Jen. Bibliothef). Bon befonderem Intereffe 
ift das ftatiftifhe Material, von dem wir aber, unfers engern Zwedes halber, 
hier ebenfalls feinen Gebrauch machen können. 

**) Der Brief vom 3. Dez. gebrudt bei Klüber 9, 267; handſchrift⸗ 
Id im Nachlaß von Schmid (Jen. Bibl.). 
Sgmidt, Deutfge Berfaffungafrage. 24 


r 
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vom 10. Dezember*). Metternich ging in biefer vom Kaiſer autori 
fierten Antwort ebenfalls ausführlich von der polnifchen Frage 
aus, ftellte manche treffende Behauptung auf, wie daß Üfterreid) 
und Preußen „vereinigt eine unüberfteigliche Schranke bilde gegen 
Eroberungsluſt von Oft oder Wert“, münbete aber in einen von 
allen bisherigen Kombinationen durchaus abweichenden Vorſchlag. 
Denn Preußen ſollte danach, ftatt vornehmlich in Sachen, feine 
Entſchädigung vielmehr vornehmlich, außer an beiden Rheinufern, 
in Polen finden; von Sachſen, wo es nad) dem Metternichſchen 
Angebot vom 11. November ber Eeelenzahl nad) etwa drei Viertel 
erhalten haben würde, follte e8 nunmehr nur noch etwa ein Fünftel 
“ erhalten. 

Metternich war ſich ſehr wohl bewußt, daß er damit zu 
früheren Erklärungen in Widerſpruch trete; indes, deutete er feinen 
Vertrauten an, wie Gagern (2, 88) angiebt, daß fi bald noch 
viel größere Widerfprüche ergeben würden, falls Oſterreich & 
vorziehen follte, die Entſcheidung auf die Spige des Schwerte: 
zu ftellen. Bu 

Im preußiichen und ruſſiſchen Lager rief Metternichs Note 
einen wahrhaften Sturm ber Entrüftung hervor. Hardenberg fegte 
ihn ſchon am Tage darauf, am 11. Dezember, von feiner Ent- 
rüftung in Kenntnis, durch einen Brief, worin er ihm vorläufig 
den Wechiel feiner Gefinnung, ſowie grobe ftatiftifche Irrtümer 
in Betreff Preußens vorwarf, und aus der bisher üblichen Anrede 
„mon cher Prince“ das Mittelmort ausmerzte**). Kaifer Alexander 
war empört; er wollte zwar am Oſterreich noch den Tarnopoler 
Kreis überlafen, aber bei feiner Erklärung vom 27. November 
ftehen bleiben und „mit allen feinen Truppen” an Preußens Eeite 
ftehen. Stein drängte ſeinerſeits eifrig zu kriegeriſchen Vorbe 
reitungen. Mit dem 14. Dezember kam e3 zum vollftänbigen 
Bruch zwiſchen Alexander und Metternich, mit bem ber Kaiſer 
nicht mehr unterhandeln zu wollen erklärte. Unter feiner perfön- 


*) Mlüher 7, 28. Flassan 1, 71. [Angeberg 1, 505.] üarbenbergs 
Rachlaß 2, 503. Handfgriftl. Rachlaß von Schmid (Jen. Bil). 
**) Klüber 9, 270. Rachlaß von Schmib, Jen. Bi. 
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lien Mitwirkung und unter dem Beirat Steins und ber ruffiichen 
Staatömänner kam, als Antwort auf Metternich Note vom 10., 
Hardenbergs Denkihrift vom 16. zuftande, gerichtet an Kaifer 
Alerander, ber fie am 20. Dezember dem Kaiſer Franz übergab*). 
Ter preußifche Vorſchlag einer Entihädigung des Königs von 
Sachſen am linken Rheinufer durch Luxemburg, Trier und Bonn — 
eine Ausgeburt der Verlegenheit — fand natürlich bei Oſterreich 
feinen Anklang; und ebenfowenig die neuen ruſſiſchen Vorſchläge 
in Betreff Polens **). 

Die einzigen Reſultate waren: eine vollftändige unentwirrbare 
Verquidung der ſächſiſchen und der polnifchen Frage; bie nunmehr 
unabmwendbare Nötigung für Preußen, fih ganz in bie Arme 
Rußlands zu werfen, während doc, gleichzeitig Alexander zwiſchen 
dem Wunfche nad) Frieden und dem Gefühl der Pflicht gegen 
feine Verbündeten und die Ehre zu ſchwanken begann, endlich 
das ftille Anwachſen eines gewaltigen Kriegsbundes gegen Preußen 
und Rußland, und die geräufchvolle Steigerung kriegerifcher Vor⸗ 
bereitungen von beiden Seiten. 

Das wiätigfte aber war: Nicht nur mit einem gewaltigen 
Kriege ſah ſich Preußen bedroht, ſondern auch mit einer Aus: 
ſtoßung aus bem fünftigen deutſchen Bunde. Oſterreich gedachte 
in biefer Krifis, auf die Feinbfeligfeit der mittleren und Eleineren 
Staaten gegen Preußen bauend, einen lediglich oſterreichiſch⸗deutſchen 
Bund ohne Preußen zu errichten. . 

Stein hatte richtig vorausgefagt (ſ. ob. S. 355), der Gang 
der polniſchen Angelegenheit d. 5. die jo unerwartete Schwenkung 
der preußifchen Politit [am 5. November] hatte den „Geſchäftsgang 
des Kongreſſes zerrüttet”, bie „Eiferfucht ber Mächte” gezeitigt 
und jedes „nahbrüdliche Eingreifen in bie deutſchen Angelegen- 


*) Klüber 9, 40 f., handſchriftlich im RNachlaß von Schmid (Jen. 
Vibl.). Am gleichen Tage (20. Dez.) kam fie durch Bermittlung Caſtlereaghs 
auch an Metternid. 

*») [Alles Rahere in Steins Tagebuch a. a, D. ©. 411416. Bl. 
dazu bie bei Onden 2, 858 mitgeteilten Altenftüde, Metternichs Papiere, 
Oſterreichs Teilnahme an den Befreiungäfriegen, Corresp. inedite du Prince 
de Talleyrand ete.] 
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heiten“, jedes erneute Zufammentreten des deutſchen Verfaſſungs— 
ausſchuſſes „verhindert“. Und nun follten auch noch, als weitere 
unfelige Folge, die bisher bereits vereinbarten Verfaſſungsgrund⸗ 
Tagen, wie unfeft fie auch waren, noch mehr geſchwächt, zerhadt 
und preißgegeben werben. 





XXXV. Der öfferreichifche Derfaffungsplan 
für Deuffchland ohne Preußen. 


Dezember 1814 und Januar 1815. 


Die Meinung von Pers (S. 247), Metternich ſei über bie 
aufregenden Wirkungen feiner Note vom 10. Dezember bei Preußen 
und Rußland „jehr verlegen“ geworben, ift ein Jrrtum*). Freilich 
unterließ er es als geriebener Diplomat nicht, ſich unmittelbar 
danach gegen Hardenberg auf das höflichfte zu benehmen; daß 
er aber im Gegenteil ſehr entſchloſſen war zu noch ſchärferem 
Vorgehen, das bemeift die num zu beleuchtende Sonberbundäintrigue. 

Die erfte erzählende Kunde von dem öflerreichifchen De- 
zemberprojeft eines beutfchen Bundes ohne Preußen wurde uns 
erſt 1867 durch die Veröffentlihung der Münfterfchen Depefchen 
über ben Wiener Kongreß zu teil. 

Unterm 17. Dezember 1814 meldete nämlich Graf Münfter 
dem Prinz-Regenten in einer „geheimen“ Depeſche (Pol. Skizzen 
209 fi): 

„In diefer Krifis machte mir Fürft Metternih geftern 
(alfo am 16. Dezember) einen Vorſchlag, der mich notwendig in 
Verlegenheit jegte. 

Die Konferenzen des beutfchen Ausſchuſſes find feit dem 17. 
vorigen Monat3 unterbrohen. Von Zeit zu Zeit haben wir ung ver 
einigt: Ofterreih, Preußen und Hannover, um ung überirgend welche 
wichtige Punkte unter ung zu verftändigen. Ich habe bereits des 
Punktes in Betreff der Einteilung Deutſchlands in Kreife erwähnt. 

*) [Berg Hat fi Hier feiner Gewohnheit nad} einfad Worte aus Steins 
Tagebuch |. S. 412 a. a. D. angeeignet.) 
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Im allgemeinen ift überall wahrzunehmen, daß man nicht allzu 
große Luft hat, ſich mit einer Verfaſſung zu beſchäftigen, die das 
Zerwürfnis, womit wir bebroht find, im Keime erftiden würde. 

Deſſenungeachtet war ich erftaunt, als Hr. v. Metternich 
geftern die Frage an mich richtete: ob ich für Hannover einem 
deutfhen Bunde beitreten würde, an deſſen Spige ſich Öfterreich 
al3 Primus inter pares befänbe, und der zufamntengefeßt wäre 
aus Bayern, Baden, Helfen und ben anderen beutfchen Fürften. 
Er fügte Hinzu, daß biefe Fürften fih zu Einer Kammer ver- 
einigen würden, mit Zulafiung bes Direftoriums (d. i. öfter- 
reichiſcherſeits), und daß man bie liberalen Grundfäge des von 
uns bearbeiteten Planes fi aneignen würde. Der Gedanke 
Metternich war, den Bund abzufchließen, ohne davon dem Könige 
von Württemberg Mitteilung zu machen, indem er fagte: er fei 
überzeugt, derfelbe werbe gezwungen fein hinzuzutreten, durch bie 
Furt fi der Rache feiner eigenen Unterthanen auszufegen, falls 
er ſich ifolieren wolle. 

Ich fragte, ob Preußen aus dem Bunde ausgeſchloſſen 
fein follte. Metternich antwortete nein; man werde demſelben 
die Freiheit laſſen binzuzutreten — aber ich jah wohl, daß 
feine Idee war, ein Bündnis von ganz Deutſchland gegen 
Preußen zu bilden, falls es fih Sachen auf den Wege der 
Thatſache aneignen wolle. 

Aufgefordert, meine Meinung über dieſen Plan zu fagen, 
habe ich dem Fürften Metternich vorgeftellt, daß man die Hoffnung 
nicht aufgeben dürfe, die fächfifche Angelegenheit freundſchaftlich 
zu orbnen, und daß ih in biefem Fall feinen Grund fähe, 
Preußen von dem Bunde auszufhließen. Doch ver: 
neinte ich nicht, daß, wenn die Angelegenheit ſich nicht orbne, 
der Kongreß auseinandergehe und Preußen lebiglih auf dem 
Wege der Thatfache, ohne den Willen ber anderen Mächte, Sachſen 
behalte, mir dann der Krieg, früher oder fpäter, unvermeidlich 
erſcheinen würde. Die zu ergreifende Partei fei zu deutlich durch 
die Umftände angezeigt, um bezweifeln zu können, daß Hannover 
äußerftenfall3 nicht anftehen würde, unter ſolchen Umftänden in 
einen definitiven Bund mit dem übrigen Deutfchland einzutreten. 
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Ich machte dem Fürften Metternich noch bemerklich, daß es auf 
alle Fälle nötig fein würde, die Abrundungen zu garantieren, die 
man ung al3 unerläßli zu unferer politiſchen Eriftenz ſchulde. 
Er ſchien dieſe Forderung fehr natürlich zu finden und fagte mir, 
daß id) recht thun würde, daraus eine Bedingung zu machen. 
Ich fürchte, daß diefer Minifter fi mit zu viel Hige auf dieſen 
Plan einläßt, in der Abficht ſich Bundesgenofien gegen Preußen 
zu verfchaffen, und um feinem Herrn auf dem Wege ber Thatſache 
die Vorteile der Faiferliden Würde von Deutfchland zu 
verſchaffen, die er zu leichtfertig geopfert, ald e8 Zeit war, fi 
diefelbe zu verfchaffen.” 

Bald darauf, am 29. Dezember, meldete Münfter weiter 
d. ©. 221): „der Fürft Metternich hat mir verſprochen, mir 
feinen neuen Plan für die Organifation des Reiches 
mitzuteilen. Ich habe wiederholt, daß es mir fcheine, die Aus: 
ſchließung Preußens von dem Bunde fei eine Maßregel, 
zu der man nur feine Zuflucht nehmen dürfe, wenn dies ber legte 
Ausweg fei: Es unterliegt feinem Zweifel, daß Hannover ſehr 
bloßgeftelt werben würde durch eine Maßregel, welche Preußen 
als eine feindfelige betrachten würde.“ 

Merkwürdig ift es mun, daß der Verfaſſungsplan, von dem 
hier die Rebe ift, bereitö feit dem Mai 1815 bei Klüber 2,.1 ff. 
gebrudt vorlag, ohne daß man ſich feiner Bedeutung damals und 
nachher bewußt murde. Er führt den Titel: „Entwurf einer 
Grundlage der teutſchen Bundesverfaffung (Bon einem Faiferlich 
öfterreihifchen Herrn Minifter, im Dezember 1814).” Er tauchte 
nad) der Mitte des Dezember auf, aber nur unter der Hand, und 
war, wie ein Vermerk in ben Berliner Akten jagt, „angeblich 
von dem Freih. von Weilenberg an Bayern fonfibentiell 
mitgeteift” worden. Man hielt ihn trogdem feltfamermeije und 
big auf die heutige Zeit für ein mit den preußiſchen Entwürfen 
tonfurrierendes Projekt, zumal da bie kriegeriſche Krifis ſchon 
feit dem 9. Januar 1815 als befeitigt betrachtet werben burfte. 
So bamal3 auch Gagern (2, 14), und der Herausgeber Klüber; 
jo in unferer Zeit nicht nur Perg (4, 307 f.), der freilich Münfters 
Depeſchen noch nicht kannte, fondern auch Treitihfe (692 f.), 
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obwohl er von jener Unterhandlung Metternichs mit dem Grafen 
Münfter über einen deutfhen Bund ohne Preußen Kunde giebt 
(649. 689). 

Unbegreiflih ift e8, mie die Legende von einem bloßen 
Konfurrenzprojeft hat entftehen können. Wie hätte Metternich in 
dieſer brennenden Zeit der Krifis Muße und Etinmung finden 
follen, mit Preußen in deutſchen Verfaflungsprojeften zu wetteifern! 
In einer Krifis, die nur die furze Vorftufe eines Krieges mit 
Preußen zu fein ſchien! Wurde doch auch der öfterreihiiche Plan 
an Preußen gar nicht mitgeteilt, dagegen — und zwar Fon: 
fidentiell — an Bayern, dann an Hannover und fiher noch 
an andere Vertraute! Schloß boch der $ 4 aus der Reihenfolge 
der Bundesglieder: „Üfterteih, Bayern, Hannover u. ſ. w.“ aus: 
drüdlih Preußen aus! Wiffen wir doch, daß Dietternih ſchon 
vor dem 17. Dezember Bayern und Hannover aus Bejorgnis 
vor ben Machtgelüften Preußens zur Preigebung der Kreis— 
einteilung befehrte (Münfter 196 f.), die denn auch in feinem 
Plane feine Stele fand. Die preußiihen Staatsmänner erlangten 
von bemfelben jedenfalls nod im Dezember Kenntnis; denn jener 
Vermerk in den Berliner Aften hat zwiſchen Humboldts Schreiben 
an Hardenberg vom 12. Dezember und Steins Bemerkungen vom 
26. Dezeinber Plag gefunden. Die Mitteilung kann natürlich nur 
auf indireftem vertraulihem Wege oder dur Indiskretion flatt- 
gefunden haben. Ob ſich die preußif—hen Staatsmänner ebenfalls 
täuſchen ließen oder nur fo thaten, als ob fie die feindfelige 
Tendenz bed Projektes nicht ahnten, laſſe ich dahingeftellt. Jeden: 
falls wurde diefe Tendenz Hüglih in der Einleitung des Entwurfs 
dadurch umfchleiert, daß einerſeits das Übereinkommen als ein 
„einftweiliges bezeichnet, und andererſeits „alle deutſchen 
Staaten eingeladen“ wurden ihm beizutreten. Zugleich aber 
fpiegelt ſich doch die Fritijche Situation in den Worten wider: 
„die Einrichtung eines teutfchen Bundes habe wegenmangelnder 
Ausgleihung verfhiedener Territorialverhältnifie 
nicht zuftande kommen können“, und nur die „nahbenannten 
Staaten” feien „über folgende Bedingungen übereingelommen“. 
Wir heben das Wichtigſte daraus hervor. 
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$ 1. ... Jeder Eintretenbe leiflet Verzicht darauf, ſich ohne 
Zuftimmung ber übrigen davon zu trennen. 

8 2. Zwed des Bundes ift Erhaltung ber äußeren Ruhe 
und Unabhängigfeit desfelben, und Sicherheit der Verbündeten 
in ihren Verhältnifien gegen einander. (Dieſe Zweckbeſchränkung 
entiprach namentlich den Wünfchen Bayerns, fowie aud Würt- 
temberg8 und Badens.) , 

8 3. Alle Staaten des teutihen Bundes genießen gleiche 
Rechte; Feiner ift befugt, Oberherrfchaftsrechte über den andern 
auszuüben. (Das entſprach dem Verlangen ber Kleinftaaten vom 
16. November.) 

$ 4. Die Bundesangelegenheiten werben durch einen Bun- 
desrat beforgt. Diefer befteht aus den Bevollmächtigten nad- 
benannter Staaten, bie teils einzeln, teils collective das 
Recht der Stimmführung ausüben: Uefterreih, Bayern, Hanno- 
ver u. f. m. (Dieje Lifte indiciert, wie gejagt, den Ausſchluß 
Preußens. Die Beſtimmung felbft, die Metternich den Grafen 
Münfter als „Vereinigung der Fürften zu einer Kammer“ be— 
zeichnete, follte die Kleinftaaten gewinnen). 

8 5. Oeſterreich hat im Bundesrat den Vorſitz, und 
die Aufſicht über die materielle Leitung des Geihäfts ... . 
(as ift, was Metternich gegen Münfter ale „Bulaffung des 
Direktoriums“ paraphrafierte und Eraft deſſen er, wie der leßtere 
annahm, „feinem Herrn die Vorteile der Taiferlihen Würde 
von Deutſchland zu verſchaffen“ gedachte). 

86... Bei Stimmengleihheit entſcheidet die Stimme 
des Vorfigenden. 

8 7. Der Bundesrat ift ununterbroden verfammelt, 
einſtweilen in N. N. 

8 8. Der Bundesrat beichließt über Krieg und Frieden, 
verfügt über die allgemeinen Verteidigungsanftalten, geht 
Allianzen und andere Verträge mit fremden Staaten im 
Namen de3 ganzen Bundes ein. Für die Initiative in ben 
Geſchäften mit auswärtigen, ſowie für alle Fälle, wo die Ver— 
tretung des ganzen Bundes gegen auswärtige eine ſchleunige 
Behandlung erfordert, ernennt der Bundesrat einen permanenten 
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Ausfhuß, mwelder nebit dem Vorjigenden aus zwei 
Stimmführenden beftehen muß. Diefer Ausfhuß wird alle 
erneuert. (Diefer Ausſchuß hat im Bundesrat des jetzigen 
ſchen Reiches eine Stelle gefunden.) 

8 9. Die gefeggebende Gewalt des Bundesrats 
fih auf alle Gegenftände aus, welche entweder auf gemeii 
Verteidigung, oder auf allgemeine Wohlfahrtsanftalten 
haben. (Der Schluß erweitert in verftedter Weife den Bund 

$ 10. Das Kriegskontingent wird für jeden Bund 
ftaat nad dem Verhältnis feiner Volkszahl beftimmt . . . 
Bundesrat hat darauf zu ſehen, daß jeder Staat in Friebe 
zeiten menigftend das einfache, bei angeorbneter Krie; 
rüftung aber das doppelte Kontingent volljtändig und wol 
bewaffnet erhalte. 

$ 11. Die Bundesauslagen werden auf die Bundes: 
ftaaten nad) dem Maßſtab ihrer Kontingente berechnet. 

$ 12. Sämtliche Mitglieder verpflichten fih, feine Verbin- 
dungen mit Auswärtigen einzugehen, die gegen den ganzen Bumd 
und deſſen einzelne Mitglieder gefährlich merben könnten... . 
Streitigfeiten zweier Bundeöglieder werden an den Bundesrat 
gebracht. (Alles Abfhwähungen im Sinne Bayerns, Württem- 
bergs und Oſterreichs felbft.) 

8 13. In allen deutſchen Staaten werden Landftände 
binnen Jahr und Tag eingeführt, welchen in Hinficht der 
Stenern und ber allgemeinen Bundesanftalten befon- 
dere Rechte eingeräumt werben. Jedoch bleibt jedem einzelnen 
Staat überlafjen, den Ständen eine der Landesart, dem Charakter 
der Einwohner und dem Herkommen gemäße Einrihtung zu 
geben. (Die Zeitbeftimmung „binnen Jahr und Tag“ würde 
ein harakteriftiicher Fortſchritt fein, wenn nicht „einführen“ ein 
ſehr dehnbarer Ausdruck geweſen wäre, dem aud durch ein bloß 
theoretische Verſprechen ſcheinbar genügt werben fonnte. Die 
Kompetenzbeftinmungen find abgeſchwächt und unklar: das übrige 
wiederum ganz im Sinne Bayerns und Württembergs.) 

8 14. Beltimmungen über die Rechte der Mebdiatifierten, die 
weit hinter deren Anſprüchen zurüdblieben, nämlich: die mediati- 
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leichsſtände werben bie erften Standesherren ber betreffen: 
taten; Verbürgung derjenigen Rechte, die „mit den Re 
gsrechten ber Staaten vereinbarlic find“, als: Frei- 
AufentHalt3 in jedem Bundesſtaate; felbitändige Ver: 
über ihre Güter und Familienverhältnifie; Ausübung ber 
en und peinlichen Gerichtöpflege in erfter Inſtanz, fo- 
der Ortöpoligei . . . jedoch nach Vorſchrift der Bunbes- 
Steuerfreiheit . .. Die nämlihen Rechte werben dem 
en unmittelbaren Abel zugeftanden. 

15 endlich Seftftellung einiger weniger Unterthanenrechte, 
: Gleichheit der bürgerlichen Rechte für die chriftlichen 
isgenoſſen ... Duldung der Juden; Aufhebung der Leib- 
ft binnen drei Jahren gegen Entihädigung der Leib: 
; das Recht, Liegenfchaften außerhalb des eigenen Staates 
erben... .; Auswanderungsfreiheit ... Angehängt iſt dieſem 
Paragraphen noch wie etwas Vergeflenes die Beitimmung: „Für 
die Freiheit des Handels und Verkehrs, ſowie der Schiffahrt im 
Innern wird dur die Bundesgeſetze gejorgt werben“. 

Die kurze handſchriftliche Beurteilung dieſes Projeftes, die 
fih an ber bezeichneten Stelle in den Berliner Akten als Ver: 
merk vorfindet, rührt nicht von Humboldts Hand her umd ent: 
ſpricht ihren fpezielen Inhalt nach am meiften den reichgritter- 
lichen Gefinnungen Steins. Es heißt bafelbft: „Der angeblich 
von dem Freiherrn von Weſſenberg an Bayern fonfidentiell 
mitgeteilte Konftitutionsplan ift äußerft unvollftändig, 
und dabei höchſt ungünftig für bie fogenannten mebiatifierten 
Reichsſtände. Er enthält nichts von Reftitution, nichts von Viril- 
und Kuriatſtimmen, nichts von inneren Negierungs- und Ver: 
waltungsrechten, nichts von Zurüdgabe ber geraubten Rechte und 
Renten ꝛc. ꝛc., fondern nur: 1. daß die Herren Lanbftände wer- 
den follen; 2. Freiheit der Perfonen, 3. B. das Recht zu wohnen 
wo fie wollen; 3. dag Recht der Autonomie, jedoch mit dem ver= 
nichtenden Beifag, daß fie an die Betätigung der Souveräne 
gebunden fein foll*); 4. Juſtiz — nur in erfter Inſtanz — 


*) Diefer Beiſatz fehlt bei Klüber, ift alſo fon vor dem Abdruck ge 
ſtrichen worden. 
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Ausfhuß, welcher nebit dem Vorjigenden aus zwei anderen 
Stimmführenden beftehen muß. Dieſer Ausfhuß wird alle Jahre 


- erneuert. (Diefer Ausfhuß hat im Bundesrat des jegigen beut- 


“ 


ſchen Reiches eine Stelle gefunden.) 

8 9. Die gefeggebende Gewalt bes Bundesrats behnt 
fi) auf alle Gegenftände aus, welche entweder auf gemeinfame 
erteidigung, ober auf allgemeine Wohlfahrtsanftalten Bezug 
haben. (Der Schluß erweitert in verftedter Weiſe den Bundeszwedc.) 

8 10. Das Kriegsfontingent wird für jeden Bundes- 
ftaat nah dein Verhältnis feiner Volkszahl beftimmt ... Der 
Bundesrat hat darauf zu fehen, daß jeder Staat in Friedend- 
zeiten wenigitens das einfache, bei angeorbneter Kriegs- 
rüftung aber das doppelte Kontingent vollftändig und wohl- 
bewaffnet erhalte. 

& 11. Die Bundesauslagen werben auf die Bunbes- 
ftaaten nach dem Maßſtab ihrer Kontingente berechnet. 

8 12. Sämtliche Mitglieder verpflichten fi, feine Verbin- 
dungen mit Auswärtigen einzugehen, die gegen den ganzen Bund 
und deſſen einzelne Mitglieder gefährlich werben könnten... . 
Streitigfeiten zweier Bundesglieder werden an den Bundesrat 
gebracht. (Alles Abſchwächungen im Sinne Bayerns, Württem- 
bergs und Oſterreichs ſelbſt.) 

8 13. In allen deutſchen Staaten werden Landſtände 
binnen Jahr und Tag eingeführt, melden in Hinficht der 
Steuern und der allgemeinen Bundesanftalten befon- 
dere Rechte eingeräumt werben. Jedoch bleibt jedem einzelnen 
Staat überlafjen, den Ständen eine der Landesart, dem Charatter 
der Einwohner und dem Herkommen gemäße Einridtung zu 
geben. (Die Zeitbeftimmung „binnen Jahr und Tag“ würde 
ein charakteriſtiſcher Fortſchritt ſein, wenn nicht „einführen“ ein 
ehr dehnbarer Ausdrud geweſen wäre, dem auch durch ein bloß 
theoretifches Verſprechen ſcheinbar genügt werden konnte. Die 
Kompetenzbeftinnmungen find abgeſchwächt und unklar: dag übrige 
wiederum ganz im Sinne Bayerns und Württembergs.) 

$& 14. Beftimmungen über die Rechte ber Mediatifierten, die 
weit hinter deren Anfprüchen zurücblieben, nämlich: die mediati- 
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fierten Reichsſtände werden die erften Standesherren der betreffen: 
den Staaten; Verbürgung derjenigen Rechte, die „mit ven Re 
gierungsrechten der Staaten vereinbarlich find“, als: Frei: 
beit des Aufenthalts in jedem Bundesftaate; felbftändige Ber: 
fügung über ihre Güter und Familienverhältnifie, Ausübung ber 
bürgerlichen und peinlihen Gerichtspflege in erfter Inſtanz, fo: 
wie aud der Ortöpoligei . . . jedoch nach Vorfchrift der Bundes ; 
gejege; Steuerfreiheit . . . Die nämlichen Rechte werben dem | 
ehemaligen unmittelbaren Adel zugeftanden. 

& 15 endlich Feftftellung einiger weniger Unterthanenrechte, 
nämlich: Gleichheit der bürgerlichen Rechte für die chriftlichen 
Glaubensgenofjen ... Duldung der Juden; Aufhebung der Leib: 
eigenſchaft binnen drei Jahren gegen Entſchädigung ber Leib— 
herren; das Recht, Liegenſchaften außerhalb de3 eigenen Staates 
zu erwerben... .; Auswanderungsfreiheit ... Angehängt ift’diefem 
Paragraphen noch wie etwas Vergeflenes die Beſtimmung: „Für 
die Freiheit des Handels und Verkehrs, ſowie der Schiffahrt im \ 
Innern wird durch die Bundesgeſetze geforgt werben”. 

Die kurze handſchriftliche Beurteilung dieſes Projektes, die 
ſich an der bezeichneten Stelle in den Berliner Akten als Ver— 
merf vorfindet, rührt nicht von Humboldt? Hand her und ent- 
ſpricht ihrem fpeziellen Inhalt nad am meiften den reichsritter⸗ 
lichen Gefinnungen Steins. Es heißt dafelbft: „Der angeblich 
von dem Freiheren von Weſſenberg an Bayern fonfidentiell 
mitgeteilte Konftitutionsplan ift äußerft unvollftändig, 
und dabei höchſt ungünftig für die fogenannten mebiatifierten 
Reichsſtände. Er enthält nichts von Reftitution, nicht? von Viril- 
und Kuriatftimmen, nicht? von inneren Regierungs- und Ver: 
waltungsrechten, nichts von Zurüdgabe der geraubten Rechte und 
Renten ꝛc. zc., fondern nur: 1. daß die Herren Landftände wer: 
den follen; 2. Freiheit der Perfonen, z. B. das Recht zu wohnen 
wo fie wollen; 3. das Recht der Autonomie, jedoch mit dem ver= 
nichtenden Veifag, daß fie an die Beitätigung der Souveräne 
gebunden jein foll*); 4. Juſtiz — nur in erfter Inſtanz — 


*) Diefer Beiſatz fehlt bei Klüber, ift alfo ſchon vor dem Abdruck ge: 
ſtrichen worden. 
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in Civil: und Kriminalfahen (ift in letterer Hinficht ohnehin 
ohne alle Geſchäftskenntnis gejagt); 5. die niebere Ortspolizei. 
Die Reichsritterſchaft fol völlig gleiche Rechte haben, allein jene 
fogenannte Kriminaljuftiz abgerechnet“ *). 

Nach Münfters Berichten beabfichtigte Metternich durch dieſen 
„Plan für die Crganifation des Reiches“, wie wir fahen: 1. „ein 
Bündnis von ganz Deutichland gegen Preußen zu bilen“, 
und 2. „jeinem Heren die Vorteile der faiferlihen Würde 
von Deutſchland zu verſchaffen“. 

Die erftere Abſicht unterftügte mit befonderm Eifer ganz 
unbefugter Weile der Vertreter Frankreichs, Fürft Talleyrand. 
Derfelbe begnügte ſich keineswegs damit, die Mitteilung ber 
brüsfen Note Metternichs an Hardenberg vom 10. Dezember durch 
jenes anmaßlihe Schreiben vom 19. Dezember zu beantworten, 
das einem Protefte gegen die Einverleibung Sachſens in Preußen 
und einer Zuficherung friegerifcher Bundesgenoſſenſchaft gleich⸗ 
tam**). Vielmehr ging er auch darauf aus, „die Fürften Deutid- 
lands zu einem Proteft gegen die Annerion Sachſens zu ver: 
anlafjen”. Nun waren zwar auch die fämtlichen herzoglich 
ſächſiſchen Häufer, ſchon ihrer Erbrechte halber, gegen die Annerion; 
auch ſcheint namentlich der Herzog von Sachſen⸗Koburg einer 
PVroteftation geneigt geweſen zu fein. Allein „die Dppoſi— 
tion bes Herzogs von Sachſen-Weimar und die Drohungen 
Preußens, jagt Münfter, verhinderten den Proteft”. Auch Kaiſer 
Alerander trat nit Heftigkeit dagegen auf. In einer leidenſchaft 
lien Scene mit dem Herzog von Sachſen-Koburg erflärte er 
fogar: „die Dynaftieen und bie fogenannten Erbrechte achte er 
für nichts, wenn es fi um das Intereſſe der Staaten 
handle” ***), Im Namen Bayerns und Hannovers hörten Wrede 
und Münfter nicht auf, in der ſächſiſchen Frage die feindfeligite 
Stellung zu behaupten; jener auf leidenſchaſtliche, diefer in vor: 

*) Der Ietere Zuſatz fehlt ebenfalls in dem Abdruck bei Klüber. 

) Klüber 7, 48 ff. Hardenbergs Nachlaß 2, 509. Handſchriftlich im 
Nachlaß von Schmid (Jen. Bibl.). Alles Nähere über Talleyrands Tyätig: 
feit in beffen Correspondance inedite p. p. Pallain &. 189 ff.] 

**) Münfter S. 204. Baumbach (f. unt.den Anhang) vom 25. Jan. 1815. 
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ſichtiger Weife, da er ſelbſt früher jogar die „Achtung“ des Königs 
von Sachſen als Erfordernis bezeichnet hatte, 

In Bezug auf die zweite angebliche Abficht Metternichs, 
betreffend die Kaiferfrage, Tann es faum als ein Zufall ange 
fehen werden, daß gerade am 20. Dezember die neue Kaifernote 
der nunmehrigen 31 Kleinftanten (nad) dem Hinzutritt der beiden 
Hohenzollern) vom Stapel lief, in der Form einer „Erwiderungs⸗ 
note” an den Grafen Münfter auf deſſen „Antwort“ vom 
25. November. Seit dem 11. November ftanden bie Vertreter 
der Rleinftaaten teils mündlich, teils ſchriftlich mit Münfter in 
Verhandlung über die Kaiferfrage (Klüber 1, 77—93. Vgl. ob. 
S. 279 und 291). Natürlich kamen diefe Verhandlungen auch 
zur Kenntnis Preußens und Oſterreichs. Zumal mit Metternich 
ftand Münfter im Dezember, wie wir fahen, im intimften Ver: 
ter. Er wünſchte nicht nur die Wiederherftelung des Kaifer- 
tums perfönlih, fondern er hatte auch in feiner Antwort vom 
25. November an die 29 Kleinſtaaten unverhohlen eingeräumt, 
daß er „ſeit ber Zeit des Beitritts Oſterreichs zur großen Allianz 
alle Mittel der Überredung angewendet habe, um ſter— 
reich zu bewegen, bie deutſche Kaiferfrone von neuem 
anzunehmen“ (ebend. ©. 85). Er hatte aber zugleich an fein 
ſchon früher „geäußertes Begehren” erinnert, „von ben Mitteln 
unterrichtet zu werben, die man bem fünftigen Staifer würde 
anvertrauen wollen und können, um ihn in den Stand zu 
fegen mit Nachdruck zu handeln”, mit befonderem Hinweis auf 
die „militärifhe Macht” (S. 86). Und daraufhin hatte nun 
eben bie Note der 31 vom 20. Dezember jenes oben erwähnte 
halbe und reich verflaufulierte militärifhe Zugeftändnig gemacht; 
mit dem Ausbrud ber „Überzeugung, daß nad) Theorie und 
Geſchichte ein bedeutender Staatenbund ohne ein Oberhaupt nicht 
geknüpft werben könne“; daß feine „auswärtige Negociationen” 
die „Wahl eines Bundeshauptes“ und die „Auszeichnung des⸗ 
felben durch die Taiferlihe Mürde” zu hindern vermögen; daß 
„ver kaiſerl. öfterreichiiche Hof nicht ferner ablehnen dürfte, 
wieder das Haupt des Deutihen Bundes zu werben; und daß 
der Graf Münfter „zur Erreichung des Zweckes“ feine „Mit: 
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wirkung nicht entziehen“ werde. Daß Müniter noch Ende 
Dezember mit Metternich intim verhandelt, haben wir geiehen; 
näheres ift zur Zeit nicht befannt. 

Inzwiſchen hatten Oſterreich und Bayern, England-Hannover 
und Frankreich die ernftlichften Worbereitungen für ben Krieg 
getroffen. Ebenſo die Gegenpartei, jo daß ſchon am 29. Dezem: 
ber an Hardenberg der preußiſche Operationsplan überfanbt 
wurde (Treitichle S. 649). Und doch fteigerten fich die gegen- 
feitigen Verftiimmungen noch bedeutend. Alexander hatte fich 
neuerdings zu miünblihen Verhandlungen über die beftehenden 
Differenzen bereit finden laſſen. Aber glei in ber erften Kon- 
ferenz am 29. Dezember verlangten Metternich und Gaftlereagh 
die Zulaſſung Frankreich zu den Verhandlungen und ber erftere 
überdies bie Zuftimmung des Königs von Sachſen in ber ſäch⸗ 
filden Frage. Rußland und Preußen lehnten jenes Verlangen 
ab. [Nah Steins Tagebuch a. a. D. ©. 420 erklärte allerbings 
Caſtlereagh beftimmt, er werbe alle gemäßigten und vernünf: 
tigen Vorſchläge Preußens unterftügen, wenn fie ihm als ſolche 
erſchienen. Indeſſen fol eine Heftige Außerung Hardenberg 
in der Eigung vom 31. Dezember benügt worden fein, um feine 
legten Bedenken zu bejeitigen]*). Und fo Fam zwiſchen Oſter—⸗ 
reich, Frankreih und England das geheime Kriegsbündnis, die 

| Tripleallieng vom 3. Januar 1815 zuftande, der ſich nicht nur 
Bayern, Hannover und Darmftabt, fondern auch Sardinien und 
„die Niederlande anfchloffen. Der Inhalt des Vertrages blieb vor 
* Außland und Preußen noch zwei Monate geheim. 

Stein meinte damals entrüftet: „Es follte aljo Deutſch-⸗ 
land von neuem einem bürgerlichen und franzöfiihen Kriege 
preißgegeben werben, wegen des Intereſſes eines Anhänger von 
Napoleon und über die Frage: ob es befier fei, ihn auf das 


*) [S. Caſtlereaghs Bericht vom 1. Januar 1815 bei Onden 2, 873. 
874. vgl, feinen Bericht vom 2. Januar in Supplementary Despatches 
of Wellington 9, 523 und bie Protololle bei d’Angeberg 2, 1858 ff., mo: 
ſelbſt auf ©. 1868 Bis 1869 der Brief Hardenbergs an Metternich) nom 
29. Des. 1814, den Onden 2, 860-864 als ungebruct mitteilt.] 
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finfe Rheinufer zu verfegen oder Sachſen zu zerreißen und ihm 
dort ein Fragment anzumeilen. Welche Verblendung!“ 

Indes glüdliherweife war der Zeitpunft ber höchſten Zu: 
ſpitzung der Konflifte auch der Augenblid, wo allſeits die Spigen 
fih umzubiegen begannen. Schon nad ſechs Tagen, mit dem 
9. Januar war die Hauptgefahr befeitigt, die Vermeidung eines 
Bruches wahrſcheinlich. 


XXXVL Ausgang der polnifch-Fächlifchen 
Kriſts. 


Im letzten Augenblick der Entſcheidung ſchreckte man doch 
allſeits vor dem Kriege zurück und war um des Friedens willen 
zu Konzeſſionen bereit. 

Die größte Nachgiebigkeit zeigte Preußen, indem es ſich ent- 
ſchloß, auf die von Oſterreich vorgeſchlagene Bafis einer Teilung 
Sachſens einzugehen — ein. Entihluß, der wohl ſchon um bie 
Mitte des November erfolgt wäre, wenn es nicht für das Be 
gehren von ganz Sachſen in Stein einen unabläffigen Dränger 
und in Raifer Alexander einen entſcheidenden Helfer gefunden 
hätte oder — zu finden geglaubt hätte. Denn es war unver: 
kennbar, daß Alexanders Eifer mehr und mehr nachließ. Nah 
Baumbachs Bericht vom 7. Januar 1815 foll er gejagt haben: 
„Sachſen fängt an mich zu langweilen”. (La Saxe commence 
& m’ennuyer. ©. ben Anhang.) Dem Kronprinzen von Württem: 
berg erflärte er: „Im Grunde fei er feiner Verpflichtungen 
gegen Preußen ledig, mweil es (nämlich im Oftober 1814) an 
der Vereinigung gegen ihn teilgenommen habe”, obwohl mit dem 
begreiflihen Zuſatz: „doch werde er fie erfüllen“*). Nefielrode, 
der von Anfang an gegen die preußischen Anſprüche auf Sachſen 
war, behauptete, obwohl er in den offiziellen Verhandlungen 
durch Raſumofsky erfegt wurde, im ftillen feinen Einfluß. 

Die Frage war, ob Öfterreih und England ſich genugjam 
entgegenfommend zeigen würden, um ben Bruch zu vermeiden. 


*) [Stein Tagebuch ©. 429.] 
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Allem Anschein nah ift unfer Wiſſen von dem Verlauf dieſer 
Frage einiger Mobifilationen und Ergänzungen fähig. 

Zunächſt findet fi in den Berliner Akten der Entwurf zu 
einem Schreiben von Hardenberg an Metternich, das ſchon vom 
21. Dezember datiert und beweiſt, daß die ruffifche Initiative 
zu den neuen Verhandlungen ſpäteſtens an dieſem Tage er: 
griffen worden jein muß, und fobann, daß ſich an dieſer Ini— 
tiative fofort auch Preußen beteiligte: Daß ber Entwurf zur 
Expedition gelangte, kann wohl nicht bezweifelt werben; er lautet: 


„A. S. A. Monsieur le Prince de Metternich 
(Au nom de S. A. Monsieur le Prince de Hardenberg) 
& Vienne, ce 21. Decembre 1814. 
Mon Prince, 

S. E. Monsieur le comte de Rasoumoffski vient de m’an- 
noncer que l’Empereur, son maitre, a daign& le charger de 
la negoeiation sur les objets qui restent encore à rögler entre 
T’Autriche, la Russie et la Prusse, et sur lesquels S. M. 
l’Empereur de Russie et le Roi de Prusse sont convenus 
de ne traiter que conjoinctement ensemble. Je me vois 
par Ià en &tat de m’expliquer directement envers V. A. sur 
le contenu de sa note du 10. de ce mois. Mais pour abreger 
une negociation d’une aussi haute importance, et pour prouver 
à V. A. le desir de S. M. Prussienne de s’entendre avec 
S. M. Imperiale sur les points qui sont encore en contes- 
tation entre les deux cours, de la manière la plus prompte 
et la plus conforme aux rapports d’amitie et d’intimite qui 
subsistent entr’elles, je prends la liberte de proposer à 
V. A. de pröferer les communications verbales 
& l’&Echange de notes, toujours plus susceptible de 
longueurs et de delais. Si Vous agreez cette proposition, 
mon Prince, nous pourrons nous r&unir incessamment, et je 
n’attends que Votre röponse pour me rendre chez Vous 
demain & une heure & une conference, & laquelle j’aurai soin 
d’inviter &galement S. E. Lord Castlereagh d’assister. Je 
profite avec empressement de cette occasion ete.“ 

S gmidt, Deutfge Berfaffungsfrage. 2 
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Wir ſahen nun bereits, daß in der Konferenz der Vier 
Großmãchte) am 29. Dezember Metternich ſowohl die Zulaſſung 
Frankreichs wie die Genehmigung des Königs von Sachſen in 
der ſächſiſchen Frage für erforderlich hielt. Die erſte Forderung 
unterftügte Caſtlereagh; in Betreff der zweiten aber erklärte er, 
der König von Sachſen dürfe nicht zum Herrn der Frage gemacht 
werden. Rußland und Preußen lehnten beide Forderungen ab. 

Das Protokoll vom 29. Dezember war von gefährlicher 
und für alle folgenden Sigungen bis zum 12. Januar von maß- 
gebenber Bedeutung. Dasſelbe rief von feiten Rußlands und 
Preußens einen Proteft und die Forderung einer Deklaration 
hervor. Beide wurden offenbar am 31. Dezember in der Se— 
paratkonferenz zwiſchen Karbenberg, Humboldt, Czartorysky, 
Capodiſtria und Stein beſchloſſen, von der Pertz lnach Steins 
Tagebuch] (266) nur zu ſagen weiß: daß man ſich bereit er= 
klären wollte, Talleyrand zuzulafien, wenn ſich zuvor die Vier 
verftändigt hätten. Der Proteft Hatte folgenden Wortlaut: 


„Les soussignes ont regu l’ordre expr&s des cabinets 
Russe et Prussien de faire la declaration suivante au 
protocolle. 

La clause qui se trouve dans le protocolle de la con- 
ference du (29) de ce mois*). 

„sang deroger au principe, qu’on ne gaurait regarder 

comme conqu&te des pays non c&des par le souverain 

legitime“ 
n’appartient point au ressort de la commission. Etant 
etablie pour determiner la valeur statistique des difförents 
pays dont le trait de Paris a dispose, ou dont il pourrait 
encore &tre dispose par suite des &venements de la derniere 
guerre, sans qu’elle doive entrer en discussion sur la desti- 
nation future de ces pays, elle n'est point appelde à dis- 
cuter, ou & s’expliquer sur les principes qui pourraient 
former la base de cette destination. Il s’ensuit de lä qu’elle 


*) Das ce mois verbürgt ben 31. Dei. 
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ne peut ni les reprouver ni les consacrer indirectement en 
annongant qu’elle ne d&roge point & ce qu’ils statueront. 
Les soussignes declarent en consequence que leurs 
cabinets regardent cette clause comme n’appartenant point 
au ressort de la commission, et comme n’ayant point dü 
@tre inserde en son protocolle dans lequel il suffirait, si 
Von le croyait n&cessaire, de dire que le travail de la 
commission ne pouvait par sa nature ni consacrer ni in- 
feriorer aucun principe de droit public quelconque.“ 


Das Übereinfommen über die zu fordernde Dellaration 
lautet aljo: 

„La decelaration qu’il sera bon de demander & l’Angle- 
terre et & l’Autriche, avant qu'on puisse admettre les ple- 
nipotentiaires Frangais aux conferences, sera la suivante: 

Que les nögociations actuelles roulant entierement sur 
la question: de quelle manidre il sera possible de remplir 
les engagements que la Russie, l’Autriche et l’Angleterre 
ont pris envers la Prusse par les trait6s de Kalisch, de 
Reichenbach et de Teplitz, et comment on pourra assurer 
& la monarchie Prussienne une situation assez forte et in- 
de&pendante pour quelle puisse contribuer efficacement au 
maintien de l’&quilibre del’Europe: le sort de la Saxe ne 
peut ötre decide que d’apr&s ces considerations; qu’en con- 
sequence l’arrangement definitif qui doit &tre le resultat 
des negociations des cing puissances ne peut point &tre 
rendu dependant du consentement du Roi de Saxe, mais 
doit au contraire etre fait par ces puissances, et maintenu 
par elles aussi dans le cas que le Roi, apr&s qu'on lui 
en eüt laisse le choix, ne voulüt point y acceder.“ 


Eine folche Protofoll-Erklärung wurde nun in ber That am 
4. Januar gefordert, indem man fi) — allem Anfchein nad) eine 
neue Nachgiebigkeit — ſchon in diefem Fall bereit zeigte, in die 
Zulaffung Frankreichs einzumilligen. Caſtlereagh erklärte zum 
Verdruß Metternichs, daß er allerdings die Entſcheidung über 
den von Sachſen abzutretenden Anteil nicht dem König von Sachſen 


388 Ausgang der polnifc-fähfifhen Arifis. 


überlaſſen, fonbern, wenn dieſer nicht der Billigkeit Gehör gebe, 
Preußen unterftügen werde. Auch willigte er in die Abgabe einer 
Protokoll⸗Erklärung diefes Inhalts ein. Am 7. Januar wieder: 
holte Raſumofsky das Begehren, und Caſtlereagh fagte die Cr: 
klärung für die nächſte Konferenz zu, woburd Metternich) in Ber: 
fegenheit geriet. In der Situng vom 9. Januar gab denn auf 
Gaftlereagh wirklich die verlangte Protofoll-Erflärung ab, und 
Metternich, obwohl voller „Bitterfeit“, konnte nunmehr nicht um⸗ 
hin, ihr beizutreten, worauf die Zuziehung Talleyrands zu der 
nächſten Konferenz befehloffen mwurde*). Wie Treitſchke, der von 
alledem nichts meldet, plöglich zu dem Ausſpruch kommt (S. 654): 
„Schon in der Sigung vom 9. Januar thaten ſterreich und 

. England einen erften Schritt der Verföhnung“, ift nidt 
abzufehen, da biefer Schritt, wenigſtens von feiten Oſterreichs, 
ein erzwungener war. 

Ton befonderem Intereſſe war die Formulierung, melde 
Raſumofsly am 7. Januar ber verlangten Erklärung gegeben 
hatte, nänlih: „daß man die Entſcheidung über die Frage, wie 
Preußen durd einen Teil von Sachſen befriedigt werden fole, 
von der Vereinigung der Mächte und nicht von der Willfür des 
Königs von Sachſen abhängig machen wolle“. Denn damit war 
offiziell im Namen von Rußland und Preußen die Zurücknahme 
des Anſpruchs auf das ganze Sachſen ausgeſprochen, wenn aud 
Hardenberg in der Sigung der Fünf am 12. Januar nod) einmal 
darauf in erjter Linie zurückkam, aber nur um ſchon am fol: 
genden Tage einen Teilungsplan fertig zu ftellen. 

Diejes Entgegenfommen am 7. in ber ſächſiſchen Frage 
machte aud) die Nachgiebigfeit Metternichs am 9. in Bezug auf 
die „Deklaration“ zu einer unvermeiblihen Notwendigkeit. Ter 
eigentlid)e Grund feiner „Bitterfeit” dabei war, daß er kraft dieſer 
Tellaration feine Protofoll:Erklärung vom 29. Dezember Lügen 


*) [Bgl. zu Steins Tagebuch, Correspondance de Talleyrand noch die 
Auszüge aus Caſtlereaghs Berichten bei Inden 2, 876 ff. Die bafelbit 
ausgezogene Depefche vom 5. Jan. 1815 iſt ſchon gebrudt in Wellingtons 
supplementary Despatches 9, 527.] 


Ausgang der polniſch⸗ſächſiſchen Kriſis. 389 


itrafte. Im übrigen war die Konzeſſion mehr nur äußerlicher als 
meritorifcher Natur. Denn Lfterreih, England und Frankreich 
brauchten ja nur, um Metternichs „Prinzip“ zu retten, von vorn: 
herein lediglich das zuzugeftehen, in Betreff deſſen fie der Zu— 
ſtimmung des Königs von Sachſen gewiß fein durften; ober fie 
fonnten auch hinterher für das von ihnen widerwillig Zugeftan- 
dene dieſe Zuftimmung ihrerfeit3 erzwingen. Und dies letztere 
ſahen fie denn auch jchließlich in der That als ihre Aufgabe an, 
die fie unter vielen Schwierigfeiten Löften. 

Mit dem 9. Januar war das Kriegsgeipenft gebannt. Die 
weiteren territorialen Verhandlungen in betreit Sachſens gehören 
ſowenig hierher, wie diejenigen in betreff Polens. Wohl ergaben 
ſich noch mande ſchroffe Differenzen, wobei meift Metternich und 
Talleyrand ben fürzeren zogen, weil Caſtlereagh leichter zu Kon- 
zeſſionen neigte, und meil Alerander in dieſem Stadium des 
„Wie“ der Teilung feinen Bundesgenoſſen treuer blieb, als in 
dem Stabium des „Ob“. Die Hauptſchwierigkeit bildete Leipzig, 
das England aus Handelseiferſucht nicht in den Händen Preußens 
wiflen wollte. Der König von Preußen beftand aber hartnädig 
gerade auf dieſem Beſitz. Infolgedeſſen erfolgte am 5. Februar 
zwifchen ihm und Caſtlereagh, in einer Aubienz desſelben, eine 
„ſehr ftürmifche und erfolglofe” Scene (Gagern 2, 123) [Pallain: 
Correspondance de Talleyrand 264]. Da erbot fid) Alexander, 
als Entgelt für Leipzig Thom an Preußen zu überlaflen. Und 
auf dieſer Baſis wurde u. a. auch die ſächſiſche Frage am 8. Fe— 
bruar 1815 zum Abſchluß gebracht. Wenn aber Treitfchte meint 
(S. 657), daß bei diefen territorialen Verhandlungen fi „die 
vorteilhaften Folgen jener vielgefholtenen Schwenkung des 
Königs gezeigt” hätten: fo dürfte man doch einwenden, daß ohne 
dieſe Schwentung Oſterreich und England beträchtlich mehr Vor- 
teile für Preußen zugeitanden haben würden, da Oſterreich am 
22. Oktober noch faft das ganze Sachſen überlafjen wollte, und 
jelbft nad} der Schwenfung noch am 11. November drei Vier- 
teile besfelben. Aber Alerander und Stein hatten damals Preußen 
mit allem Nachdruck von dem Teilungsgedanfen zurüdgehalten, 
zu dem fie nachmals ſelber rieten, 
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Im Anſchluß an die ſächſiſche Frage erledigte ſich auch die 

weimariſche, wenigſtens in ihrem Kern. 
Rückwirkung auf das Verhalten Sachſen-Weimars. 

Über die Lage Sachſen-Weimars im Verhältnis zu dem 
eventuellen Schidjal des Königreichs Sachſen ift oben ſchon einiges 
gefagt worden (f. S. 283 und 305). Von dem Momente an, 
wo der Fortbeitand des legteren unter ben Albertinern gefichert, 
aber der Länderbeſtand desſelben, auf ben auch der Herzog von 
Sachſen⸗Weimar Erbanſprüche befaß, einer beträchtlichen Schmäle 
rung ausgeſetzt wurde, ſchien fir diefen fein anderes Ziel übrig 
zu bleiben, als einmal felber für die eventuelle Einbuße drüben 
einen Länderzuwachs zu erftreben, der ihm auch ſchließlich wie: 
wohl mit unzureienden Erfolgen zu teil ward; und amberfeits 
aud, da bie Vorrechte der königlichen Würde unerreichhar waren, 
entſprechende Rang- und Rechtserhöhungen für ſich zu beanfpruchen. 

Als daher in den Anfängen des Januar Preußen von ber 
Forderung einer Annerion Sachſens auf die Linie einer Teilung 
zurüdwid), jo daß damit die ſächſiſche Krifis prinzipiell entſchie 
den war, ſchritt Karl Auguft fofort zur Ausführung des lange 
Vorbedachten. Am 13. Januar ftellte Hardenberg einen erften 
Teilungsplan fertig, und ſchon am 14. richtete Gersdorff an Det: 
ternid und an Hardenberg eine Note, die wir hier nad) dem 
Berliner Archiv mitteilen. Mit Nachdruck weiſt Gersdorff auf bie 
große geſchichtliche Bedeutung der Erneftiniihen Linie Hin, und 
nimmt für diefe einem verffeinerten Königreich der Albertiner 
gegenüber wenigftens eine annähernd gleiche Stellung an Würden 
und Rechten im neuen deutſchen Staatenbunde in Anſpruch. Die 
Note lautet: 


Gersborff an Hardenberg, 14. Jan. 1815 *). 
„Unterzeichneter Bevollmächtigter Sr. Durchlaucht des Her 
3098 von Sachſen-Weimar hat Befehl erhalten, Folgendes zur 


*) Rep. VI. Nr. 75. Nlüber 2, 198 enthält nur bie Note, wodurch 
Weimar unterm 6. April 1815 feine vollzogene Erhebung zur großherzog⸗ 
lichen Würbe befannt macht, nicht die obige Nachſuchung bei Öfterreid und 
Preußen. 
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Kenntnis Sr. hochfürſtlichen Gnaden, des Herm Fürſten von 
Hardenberg zu bringen. 

Wenn das Albertiniſch-Sächſiſche Töniglide Haus in den 
zu bildenden deutſchen Staatenbund unter andern Verhältnifien 
feines Befigftandes eintreten ſollte, als womit e8 in bem 
römiſch⸗deutſchen Reiche beftand, jo darf Se. Durdlaudt der 
Herzog von Sachſen-Weimar, Haupt des Erneſtiniſch-Sächſiſchen 
Haufes, nicht verfäunmen, dahin anzutragen, daß künftig auch 
ber Erneftinifchen Linie und zwar durch den jebesmaligen regie⸗ 
renden Herzog von Sachſen-Weimar auf eine paſſende Weife 
Sitz und Stimme in dem Erften Nate des Bundes mögen zu: 
geftanden werben. 

Belannte Begebenheiten haben die Exneftinifche Linie der 
Chur und der davon abhängigen Prärogativen einer höheren Re— 
präjentation des Geſamthauſes Sachſen entäußert. 

Wenn daher Se. Durchlaucht der Herzog von Sachſen-Weimar 
wit Beziehung darauf in dem gegenwärtigen Augenblid der Neu- 
geftaltung Deutſchlands jenen Antrag auf Sig und Stimme im 
Erſten Rate des Bundes formiert, fo wird e3 ebenfalls nicht be 
fremden fönnen, wenn er für fi) und feine Nachfolger die Groß- 
herzogliche Würde zu erhalten wünſcht. 

Diefe Würde ift bei mehreren beutfhen Fürften als ein 
Aquivalent der verlorenen Churwürde nad neuerer Zeit be 
handelt worden, und Se. Durchlaucht, welcher durch Abtretung 
einer Provinz Sachſens, auf welcher biefe Würde Fraft ber 
Reichskonſtitutionen weſentlich haftete, als älteftem Agnaten, 
die Möglichkeit entnommen wurbe, diefelbe oder den ihr gleich 
geltenden Rang auf diejenige Weife zu erhalten, wie bie 
früheren Berhältniffe ihm Anſprüche darauf gaben, glaubt, daß 
es billig fein würde, aud ihm und feinem Haufe jest ſchon 
jenen den Churfürftlichen aufmwiegenden Großherzoglihen Titel 
zuzugeſtehen. 

Die innere Billigkeit der formierten Anträge giebt St. Durd- 
laucht die Überzeugung, daß biefelben Sr. Majeftät dem König 
von Preußen, um deſſen Allerhöchſte Genehmhaltung Se. Durch⸗ 
laucht nachſucht, nicht entgegen fein werben. 


| 
} 
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Der Unterzeichnete erneuert ben Ausbrud feiner verehrungs: 
vollſten Gefinnungen. Wien, am 14. Januar 1815. 

Sr. Hochfürſtlichen Gnaden Baron von Gersdorff. 
dem Herrn Fürften von Hardenberg.” 

Wie die Erledigung der ſächſiſchen Frage mit Anfang Fe 
bruar der Wiederaufnahme ber deutſchen Verfafiungsfrage Raum 
gab, jo führten zugleich die obigen Anträge Weimars derfelben 
neue Nahrung zu, durch den Anſpruch auf Sig und Stimme in 
dem Erften Rate des Bundes. 





XXXVII. Wiedereinlenken in da 
der Bumboldifchen Berfaffungse 


Wie nit Stein, fo hatte Humboldt (fiehe ©. : 
Hardenberg im Verlauf de3 Dezemberd 1814 und 
Tagen des Januars die beiden Entwürfe beraten. 
ſich im Berliner Archiv in den Differentes minu 
Prussiens pour la constitution telles qu'elles 
difites successivement (Rep. VI Nr. 76) mehr 
für nachzutragende Änderungen. So foll z. B. 
wurf ohne Kreißeinteilung, dem Stein den Bo 
$ 38 lauten: „Die Koften des Bundes werden 
von allen Mitgliedern zuſammengeſchoſſen; dieſel 
folgendem Verhältniſſe dazu bei (hier ift das Ve 
ſchalten)“. Ebendaſelbſt $ 20: „Der Wirkungskr 
Rates dehnt fih auf alle Gegenjtände aus, weld: 
einer allgemeinen für ganz Deutſchland geltenden 
geben können. Das erfte Mitglied im Range führt 
Rat, den Vorfig, ohne mit demfelben befondere V 
binden u. ſ. w.“ Hier ift ſchon eine Modifikatio 
Bemerkungen, aljo nad) dem 26. Dezember, einge 
iſt aber auch eine bereits im Fünfercomite von 2 
geſchlagene Ausdrucksweiſe („dehnt ſich — aus“) 

Indes ſelbſt die foldergeftalt mobifizierten b 
waren.in ihrem volljtändigen Tert noch nicht bis 
tiven Februarentwürfen bei Klüber (2, 18 und 55) 

Die Eröffnung der Konferenzen in der pol 
Frage am 29, Tezember ließ Humboldt auf e 
Ausgleich hoffen. Bereits in den erſten Tagen be 
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entwarf er daher ein Schreiben an Metternich, behufs der Über: 
fendung beider Entwürfe, das aljo begann: „Da der Zeitpunkt 
nahe zu fein ſcheint u. |. w.“ und das unbeftimmte Datum trug: 
„Wien den Sanuar 1815“. Der Entwurf blieb jedoch, da fi 
gerade jet ber Horizont wieder verbüfterte, vorläufig liegen. 

Nun erft lernte man augenfällig den fogenannten öfterreihi- 
[chen Dezemberentwurf näher kennen, deutlich, ohne zu ahnen, 
daß es ſich dabei um einen Sonderbund ohne Preußen handelte, 
und in welden nur Ein Rat für die Gefamtheit der Mitglieder 
aufgeftellt war. Darin lag offenbar ein Angebot und ein Lod- 
mittel für die Heineren Staaten, dem nunmehr auch Preußen ent: 
fprechen zu müffen glaubte. Zunächſt führten die Vorſchläge Hum- 
boldts in dieſer Beziehung dahin, daß man fi preußifcherjeits 
für die Aufnahme des Ausſchuſſes des zweiten Rates in 
ben erften entſchied. Dann aber waren, wie fid) fofort ergab, 
überhaupt nicht zwei Räte nötig, indem dann ber erfte Rat 
nur ein Ausihuß des zweiten war. 

Daher fertigte ebenfalls nod) Anfangs Januar Humboldt 
einen eigenhändigen „Entwurf einer von den beiden bisherigen 
Vorſchlägen abweichenden Trganifation der Bundesverfammlung“. 
Danach ſollte es num bloß eine Bundesverfanmlung geben, in 
welcher alle Mitglieder Sig und Stimme haben. „Die Bundes: 
verſammlung,“ hieß es, „handelt entweder als engerer Ausſchuß 
oder al3 Verfammlung ded ganzen Bundes. In beiden Fällen 
aber find die ftinmberedhtigten Mitglieder diefelben, und die Ver— 
ſchiedenheit Tiegt nur in der Verteilung ber Stimmen und der 
Art diefelben abzugeben”. Im $ 12 des Entwurfes hieß es: „Der 
Bevollmächtigte Oſterreichs führt den Vorfig in der Bunbesver- 
fammlung, fie mag al3 engerer Ausſchuß ober als vollſtändige 
Verſammlung zujammenkommen“. Somit hatte der preußenfeind: 
liche öſterreichiſche Dezemberplan, hinter defien Zugeftändnifien an 
die Fürften man nicht wohl zurüdbleiben durfte, und damit das 
Syſtem der nachherigen definitiven Bundesalte bei dem Haupt⸗ 
"punkt der Organifation im Prinzip obgefiegt. 

Darauf, anfheinend am 9. Januar oder am 10.*), als der 


*) In den Akten folgt ein Echriftftüc vom 10. Januar. 
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Friede verbürgt eri&ien, unternahm Humboldt eine neue Redak- 
tion des Schreibens der preußiichen Bevollmächtigten an Metternid) 
als Begleitichreiben der beiden Verfaffungsentwürfe. Darin hieß e3: 

„Indem die Unterzeichneten bei Ausarbeitung der anliegen: 
den Entwürfe (mit und ohne Kreigeinteilung) die ganze Verfaſſung 
in doppelter Rüdficht durchzugehen genötigt waren, haben fie zu: 
glei) über die eigentlichen Grundlagen derſelben reiflichere Be— 
trachtungen angeftellt, und fie würden unrecht zu thun glauben, 
wenn fie ſich zu ſtreng an die Refultate der ſchon wirklich ange: 
ftellten Beratungen haltend, diefe Gelegenheit verabfäumten, ihre 
Gedanken auch hierüber dem Herrn Fürften von Metternich ver: 
trauliher Weife zu eröffnen. 

Was ihnen hierin vorzüglich Stoff zu neuen Vorjchlägen 
gegeben hat, ift die Zufammenfügung des Ganzen und die eigent: 
lie Centralgemalt de3 Bundes. 

Es ift dem Herrn Fürften von Metternich nicht weniger ald 
den Unterzeichneten befannt, welchen lebhaften Widerſpruch die 
Idee eines erflen Nats, in welchem nur eine Heine Anzahl von 
Fürften Sig und Stimme haben follte, bei den übrigen Fürften 
gefunden hat. Da es auch den Mitgliedern des erften Rats un: 
billig ſchien, die übrigen Bundesglieder von einigen der wichtigften, 
obgleich zur vollziehenden Gewalt gehörenden Beratungspunkten 
auszuſchließen, jo ift daher, und zwar zuerft bei der Entſcheidung 
über Krieg und Frieden, ber Gedanke eines Ausſchuſſes des zweiten 
Rats, welder mit zwei Stimmen im erften erſcheinen follte, ent= 
ftanden und angenommen worden. Dies Vereinigungsmittel zwi— 
ſchen beiden Räten ift nachher, wie die anliegenden Entwürfe zeigen, 
auf mehrere Fälle ausgedehnt worden, und es läßt ſich voraus: 
jehen, daß es, fobald der gemachte Verfafjungsentwurf wird ben 
übrigen Fürften vorgelegt werben, noch in mehreren Fällen An- 
wendung finden wird. 

Bei genauerer Erwägung findet man aber, daß basfelbe, 
indem es auf ber einen Seite die Leichtigkeit und Einfachheit der 
Beratſchlagungen über Gegenftände der vollgiehenden Gewalt (melde 
eigentlich die Bildung eines erſten Rats veranlaßten) immer be- 
beutend ftört, ganz und gar nicht den Endzwed erreicht, bie 


396 Wiebereinlenten in bas Geleife der Humboldtſchen Verfaffungsentwürfe. 


übrigen künftigen Mitglieder des Bundes mit ber Abteilung in 
zwei Räte zu verföhnen. Diele Abteilung ift überhaupt in den 
bisherigen Entwürfen nur höchft unvollfonmen, da ber zweite Rat 
durd den Ausſchuß in den erften binübergreift und die Mitglieder 
de3 erften jämtlid im zweiten Sig und Stimme haben. 

Ties führt ſchon natürlich auf den Gedanken, ob eine Ab- 
teilung in verſchiedene Räte, die au im ehemaligen deutſchen 
Reihe nicht in der Art beftand, daß fie eine verſchiedene Behand- 
tung ber Gefchäfte oder Sonderung ber Gemalten begründete, in- 
dem vielmehr alle wirklich wichtigen Angelegenheiten durch fämt: 
liche Reichscollegia gingen, in der That notwendig fei — da, wenn 
das nicht der Fall wäre, fie in der That dem größeren und jeder 
vaterländifchen Gefinnung mehr entipredhenden Zwed, alle Mit- 
glieder des Bundes enger und unmittelbarer zu vereinigen, ent 
gegen ſteht. Was in einzelnen Staaten, welde eine tepräfen- 
tative Verfaffung befigen, von der notwendigen Teilung der Ge- 
walten gejagt wird, findet in Staatenvereinen ſchon darum ge— 
ringe Anwendung, weil bei ihnen nur wenig Gegenftände der 
gejeßgebenden Gewalt vorfommen fünnen und bie gemeinfchaft- 
lichen Angelegenheiten vorzüglich nur die Verteidigung nad) außen 
und die Aufrechthaltung der Verfaflung im Innern betreffen. Es 
kommt daher nur darauf an, einer einzigen aus allen Mitgliedern 
beftehenden Verſammlung eine ſolche Einrihtung zu geben, daß 
die Gegenftände der Vollziehung in einer Beratung unter wenigen 
mit der gehörigen Kraft und Schnelligkeit betrieben werden Tönnen, 
von denen der eigentlichen Gefeßgebung aber, welche eine lang- 
famere Behandlung erlauben, niemand ausgeſchloſſen werde. 

Einen ſolchen Verfuch haben die Unterzeichneten in dem an= 
liegenden Entwurf einer neuen Organifation der Bundesverfamm- 
lung gemadt. Sie ift, nad) demfelben, nur Eine und faßt alle 
Mitglieder des Bundes in fi. Allein dieſe ftimmen, mo es auf 
Schnelligkeit und Kraft ankommt, nicht einzeln, fondern durch 
Tireftoren, dergeftalt abgeteilte Curiatftimmen, daß auf jede eine 
Volksmenge von 7 bis 1700000*) Seelen kommt. Daß bie übrigen 


*) Statt 7 is 17 Hunberttaufent. 
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Fürften der Bildung folder Curiatftimmen bei Gegenftänden ber 
Volgiehung nicht abgeneigt find, wifjen die Unterzeichneten daher, 
daß ein folder, von ihnen hierbei benugter Vorſchlag, nach welchen 
vier Curiatſtimmen in ben erften Rat aufgenommen werden follen, - 
von dem Bevollmächtigten eines dieſer Fürften gemacht und von 
den meilten günftig aufgenommen ift*). 

Die Kreiseinteilung kann mit dieſem Entwurfe fo gut als 
mit ben bisherigen beftehen; denn es ift ganz und gar nicht not 
wendig, daß die Kreisbireftoren ein befonderes Kollegium bilden, 
und dies war aud im ehemaligen deutſchen Reiche nicht der Fall. 
Es Kann vielmehr bei der Vereinigung aller Mitglieder in Einem 
Nat nunmehr ein bisher gemachter Einwurf nicht mehr erhoben 
werben, ber nämlich, daß Beſchwerden gegen einen Kreisvorfteher 
nur wieder von Kreisvorftehern beurteilt würden. Die Mebiati- 
firten könnten einige Curiatftimmen bei denjenigen Beratfjlagungen 
haben, in melden die Bundesverfammlung als Verfammlung des 
ganzen Bundes auftritt, da biefe Beratfchlagungen eigentlich den 
Sigungen de3 zweiten Rats nad ben bisherigen Entwürfen ent— 
ſprechen. Im übrigen würde fein Teil der Verfaffung dur den 
neuen Entwurf eine weſentliche Abänderung erleiden. 

Die Unterzeihneten erfuchen nunmehr den Herrn Fürften von 
Metternich, die von ihnen gemachten Vorſchläge einer aufmerkjamen 
Prüfung zu unterwerfen, und fie, fobald als möglich, wiſſen zu 
laſſen, welches die Meinung des Kaiferlih Oſterreichiſchen Hofes 

über die Einführung einer Kreisverfafjung und über die der 

Bundesverfammlung zu gebende Einrichtung it. 

Sobald diefe Hauptfragen unter beiden Höfen entjchieden find, 
wird es nur einige Stunden erfordern, aus den bisherigen Ent: 
würfen einen neuen zufammenzufegen, welcher ben fünftigen Be— 
ratungen zur Grundlage dienen kann. Es ſchiene den Unterzeidh- 
neten noch zwedmäßiger, die gegenwärtigen Vorſchläge auch ſogleich 
den Königlich Bayrifchen, Hannoverſchen und Württembergiichen 
Höfen mitzuteilen, um auch) ihre Meinung erft vorläufig über jene 
beiden Hauptpunkte zu erfahren; und fie erwarten bloß, um biefe 


*) ©. ob. ©. 304. 
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Mitteilung zu bewirken, daß auch der Herr Fürft von Metternich, 
gefälligkt darin einftimme und Sich erkläre, ob Ee. Fürftlihe 
Gnaden vielleicht vorher den preußifchen Vorſchlägen andere hin: 
zufügen wollen? 

Es gibt bei der deutſchen Verfaſſung nur drei Punkte, von 
denen man, nad) ber innerften Überzeugung ber Unterzeichneten, 
nicht abgehen kann, ohne der Erreichung des gemeinſchaftlichen 
Endzweds den weſentlichſten Nachteil zuzufügen: 

, eine fraftoolle Kriegsgewalt; 
ein Bunbeögericht und 

landſtändiſche durch den Bunbesvertrag geſicherte Xer: 

faſſungen. 

Die Unterzeichneten können ſich ſchmeicheln, daß auch der 
öſterreichiſche Hof die Anſicht teilt, daß die Errichtung einer 
deutſchen Verfaffung nicht bloß im Abficht auf die politiichen 
Verhältniffe der Höfe, Tondern ebenfofehr zur Befriedigung der 
gerechten Anſprüche der Nation notwendig fei, die, in ber Er: 
innerung an die alte, nur buch die unglüdlichften Ereigniſe 
untergegangene Verfafjung. von dem Gefühle burchbrungen iſt, 
daß ihre Sicherheit und Wohlfahrt, und das Fortblühen echt 
vaterländifcher Bildung großenteil® von ihrer Vereinigung in 
einen feſten Staatskörper abhängt, die nicht in einzelne Teile 
zerfallen will, ſondern überzeugt ift, daß die trefflihe Mannig: 
faltigfeit ber deutſchen Völferftämme nur dann wohlthätig wirken 
Tann, wenn ſich diejelbe in einer allgemeinen Verbindung wieder 
ausgleiht. Von diefer Seite aus aber, bem allgemeinen er: 
langen nad) einer nationalen Verbindung, betrachtet, erhalten bie 
erwähnten drei Punkte eine verftärkte Wichtigfeit; wenn es z. B. 
der künftigen Verfaſſung an einem Bundesgerichte fehlt, wird 
man nie bie Überzeugung aufheben können, daß es dem Rechts- 
gebäude im Deutſchland an dem legten und notwendigſten Schluf⸗ 
feine mangle, und die Unterzeichneten teilen felbft vollkommen 
dieſe Überzeugung. 

Ale übrigen Punkte der Verfaſſung laſſen verſchiedene und 
zum Teil vielfade Beſtimmungen zu, und die Unterzeichnetei 
find ſehr bereit, in dieſen aud auf Vorſchläge einzugehen, bie 
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von den ihrigen fehr abweichend fein möchten. Selbit die Kreis- 
verfaflung ſcheint ihnen, bei aller Überzeugung die fie von ihrer 
Zmwedmäßigfeit hegen, nicht dergeitalt notwendig, baß fie nicht 
einer der ihrigen entgegengejegten Meinung darüber beitreten 
würden. 

In Anſehung der anliegenden ausführlichen Verfaffungs- 
entwürfe ift noch zu bemerfen, daß man fidh in ber protofoll= 
mäßigen Faſſung der ſchon in Beratung gefommenen Paragraphen 
feine auf den Sinn Einfluß habende Abänderung erlaubt hat. 
Im übrigen enthalten diefe Entwürfe Abfchnitte, melde, wie die 
über die Mebiatifierten, die Ständeverfaffung, das Bundesgericht, 
bei jeder Trganijation der Gentralgewalt immer, nur mit jehr 
geringen Verſchiedenheiten, diefelben bleiben, und daher eine voll- 
kommen abgejonderte Beurteilung erlauben. 

Die Unterzeichneten beugen mit lebhaften Vergnügen biefe 
Gelegenheit, Sr. Fürftlihen Gnaden die Verfiherung ihrer voll: 
fommenften Hochachtung zu erneuern.“ 

Gleichzeitig wurden aber auf Hardenbergs Veranlaffung noch 
in den Paragraphen felbft einige Abänderungen gemacht, an— 
ſcheinend ebenfalls infolge und mit Verüdfichtigung des öfter: \ 
reichiſchen Dezemmberprojettes (ſ. ob. ©. 377 ff.). Darüber giebt 
das folgende Echreiben Humboldts an Hardenberg Auskunft. 


„An ben Kanzler. Wien den 10. Januar 1815. 

Em. gebe id) mir die Ehre, die nunmehr nach Ihren Ber 
merfungen abgeänderten SS, die Lage der Mediatifierten, welche 
mit Preußen verbunden werben follen, betreffend, noch zur 
vorläufigen Beurteilung mitzuteilen. Bei der Beitimmung über 
die Steuern wird vorzüglich zu prüfen fein, ob der Staat, der 
nun aud die aus den mebiatifierten Befigungen zum Kriegädienft 
Ausgehobenen beföftigen und Heiden muß, bei der Teilung der 
Steuern nicht verliert? Schiene dies, fo würde man lieber alle 
Mebiatifierte gleichſtellen müffen, womit fie aber freilich auch nicht 
zufrieden fein werben.” 

Aber der ganze Monat Januar verlief ohne daß bie beiden 
Entwürfe nebft tem Vegleitichreiben an Metternich exrpebiert 
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wurden. Der Hauptgrund war, daß die jählifhe Frage, wenn 
ihre Friegeriiche Spige auch abgeftumpft war, immer nod feinen 
definitiven Austrag gefunden hatte. Ein Unterhandeln zwiichen 
Preußen und Oſterreich über bie deutſche Berfaffung war auch 
jegt noch fowenig wie im Dezember möglich. Umſomehr jah ſich 
Hardenberg veranlaßt, die Entwürfe zunächſt noch, gegen Ende 
Sanuar, an den Vertreter Hannovers, den Grafen Münfter, zur 
Prüfung zu übergeben (f. Per& 4, 311, der aber irrt, wenn er 
hier von einen Entwurf redet, und ©. 317 von zwei neuen 
Plänen). 

Aber Anfangs Februar ging die ſächſiſche Krifis definitiv zu 
Ende. Und zugleih regten fi die Fleineren Staaten in bem 
dringenden Wunfche, endlich zu einem Abſchluß zu gelangen. 

Am 2. Februar 1815 verlangten die nunmehrigen 32 ver: 
einten Fürjten und Städte (inzwifchen waren Baden und Olden— 
burg hinzugetreten, Gagern aber für Oranien-Naſſau ausgeichie: 
ben (ſ. Klüber 1,3, 129 f.) die Eröffnung eines allgemeinen 
„deutſchen Kongreſſes“ über die Verfafiung, nämlih „unter 
gehöriger Zuziehung aller Teile des künftigen Ganzen“, indem 
fie fih nochmals zur Verleihung landſtändiſcher Verfaſſungen 
bereit erklärten und erbötig „zu allem, was in dem Bunde 
deutfcher Staaten Einheit, Selbftändigfeit und beutfche Freiheit 
begründen kann“; aber von einem Cherhaupt oder Kaifer war 
nun nicht mehr bie Rebe (Klüber 1, 3, 127 ff. Qgl. Perg 4, 
316 ff. Die irrige Vorausfegung von zwei „neuen“ Plänen iſt 
ſchon vorhin berichtigt). 

Preußen, mit einem allgemeinen Zuſammenwirken der 
Fürſten und Stände jetzt einverſtanden, erließ am 4. Februar 
eine Note an Oſterreich mit der Aufforderung in Betreff der 
wieder aufzunehmenden Beratungen, daß „auch diejenigen deut⸗ 
ſchen Fürſten und Stände, welche bisher keinen Teil daran 
genommen, eingeladen werden möchten, demſelben durch eine von 
ihnen gewählte Deputation beizutreten” (Klüber S. 132 ff.). 

Der mir vorliegende ſchriftliche Tert bietet Varianten. So 
heißt es (abweichend von Klüber S. 132) mit wörtlicher Wie 
berholung des Antrags der 32: „Kongreß, unter gehöriger Zu: 
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ziehung aller Teile des Fünftigen Ganzen, nunmehr“ u. ſ. w. 
fatt „Kongreß, nunmehr u. |. w.“ 

Am 9. Februar, d. h. am Tage nad) dem definitiven Ab⸗ 
ſchluß der polniſch-ſächſiſchen Krifis, erflärte Metternich feine 
Zuftimmung (Kfüber 1, 3, 134). Und nunmehr konnten endlich 
die beiden Humboldtſchen Verfallungsentwürfe, auf Grund ber 
„zwölf Artikel“ und ihrer „Entwidlungen“, fowie der nachträglich 
von Humboldt, Stein, Hardenberg u. a. vorgeichlagenen Ande— 
rungen erpebiert werben. Noch am 9. Februar wurden fie mit 
unbebeutenden Begleitſchreiben offiziell an die Bevollmächtigten 
von Bayern, Hannover und Württemberg überfandt. Am fol: 
genden Tage aber, am 10., an Metternich mit einem eingehenden 
neuerbing® modifizierten Begleitfchreiben*). Auch nah Klüber 
(2, 18. 55) gefchah die Vorlage beider Entwürfe an Metternich 
im Februar und das Begleitfchreiben ift daſelbſt ausbrüdlich vom 
10. Februar datiert (2, 6). Dies Begleitfchreiben ftellt ſich als 
eine nochmalige Bearbeitung der oben erwähnten Januarentwürfe 
dar. Dasfelbe beginnt auch feinerfeit8 mit den Worten: „Da 
ber Zeitpunkt nahe zu fein feheint, mo es möglich fein wird, die 
Beratſchlagungen über bie deutſche Bundesverfaſſung aufs neue 
in Gang zu bringen u. f. m.” In das Februarſchreiben ift auch 
vieles aus Humboldt? Gutachten vom 9. Dezember aufgenommen, 
nämlih bis S. 13; von da ab ift jedoch ber Tert nach jenem 
zweiten Januarentwurf (f. ob. S. 394 ff.) gemobelt. 

So war benn enblid alles zu einer befinitiven Beratung 
der Bundesverfaſſung bereit. Da plöglich trat eine neue völlig 
unerwartete Hemmung, ja eine Durchkreuzung ber Angelegenheit 
ein, und noch dazu von feiten Steins. 


*) Rep. VI. Rr. 77: Derniere redaction des plans Prussiens pour 
la constitution de l’Allemagne. 
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XXXVII. Steins Raiferagitafion im 
Februar und März 1815. 


Eben in jenen Februartagen, als endlich die deutſchen An— 
gelegenheiten im beften Zuge zu fein und ihre Erledigung in 
nächſter Ausſicht zu fliehen ſchien, ftellte plöglih die Wieberauf- 
nahme be3 Kaiferprojektes durch Stein alles, auch das Dürftige 
was bereit8 als gefichert galt, wieder in Frage. Wer hätte ein 
kräftiges deutſches Kaijertum nicht allem anderen vorziehen follen! 
Aber die Herftellung eines ſolchen war nun einmal unter den 
gegebenen Verhältnifien, die feine Macht der Erde bejeitigen 
konnte, eine abjolute Unmöglichkeit. Das hatte ja auch Stein 
ſelbſt eingefehen und dieſer Einſicht die früheren Kaiferiveeen ge— 
opfert, denen er überdies immer nur, wie im Auguft 1813, nach 
Lage der Dinge eine überaus monftröfe Ausbildung zu geben 
vermocht hatte. Es war baher vorauszufehen, daß eine Wieber- 
aufnahme der dee nur einen unerjeglichen Zeitverluft herbei= 
führen fonnte, und jogar eine Verſchlimmerung der Ausfichten 
auf das Zuftandefommen eines leidlichen Verfaſſungswerkes. 
Daher erkennt denn auch Pertz (4, 318) an, daß dur Stein 
Dazwifchentreten das Verfaſſungswerk „gehemmt“ worden fei. 
Und Treitſchke jagt (S. 693 f.): „Um die Verwirrung zu voll- 

‚ enden warf jet Stein nod einen neuen Zankapfel unter die 

' Habernden” ... . . „Über diefem unfruchtbaren Zwiſchenſpiele 
gingen wieber vier Wochen verloren“. Auf die Einzelheiten bes 
Vorganges läßt er ſich gar nicht ein. Pertz dagegen ftellt fie 
zwar bar, jedod jo, daß manches der Ergänzung und Richtig. 
ftellung bedarf. 

Niemand war fid) de3 Auftretens von Stein in jenem Sinne 
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gewärtig. Hatten doch die Vertreter der 31 Stleinftaaten ihr 
früheres Verlangen nad) Wieberheritellung de3 Kaifertums, wie 
die Note ber 32 vom 2. Februar zeigt, nicht wieder geltend zu 
maden geſucht! Und Hatte doch Stein ſelbſt bi zum Schluffe 
bes Dezember, wie wir fahen, mit Eifer an dem Faiferlofen Ver: 
faffungsentwurf Humboldts mitgeholfen! War er doch während 
de3 ganzen Monats Januar, ähnlich wie im November, für ben 
Erlaß einer Erklärung der verbündeten Großmächte eingetreten, 
welche fich im weſentlichen für einen Bund und einen Bundesrat im 
Sinne ber bisherigen Verhandlungen ausfpredhen ſollte (Pertz 4, 
309 ff.)! Führte er doch fogar noch im einer an Alexander 
gerichteten Denkſchrift vom 1. Februar wörtlich aus (ſ. Pertz 4, 
288, 292 f.): „Die Unterhandlungen über die deutſche Ver— 
fafjung werben in den Konferenzen zwiſchen Oſterreich, Preußen, 
Bayern, Hannover und Württemberg wieder aufgenommen 
werden; ein ben Wünſchen der deutſchen Fürften mehr 
entfprechenber Bundesplan ift von Preußen verfaßt und ! 
wird in kurzem vertraulich dem ruffiihen Kabinet mitgeteilt 
werben, welches infolge feiner bis jetzt ausgeſprochenen Grund: 
füge ihn in feiner jegigen Geftalt unteritüßen wird“... 
d. 5. ein „verfafjungsmäßiges Bundesfyftem . . . infolge beffen 
das Recht des Krieges und Friebens, der Entſcheidung von Strei⸗ 
tigfeiten ben Fürften, und der Verbürgung der Landesverfaſſungen 
dem Bunde übertragen wird u. ſ. w.“ Und er betont ausdrüd: 
lich, daß es fih um die gleichen Grundfäge handle, für die fi 
bereit3 bie ruffifcde Note vom 11. November 1814 ausgeſprochen 
babe*). Auch unterliegt es keinem Zweifel, daß Stein die Hand 
dabei im Spiele hatte, als am Tage darauf, am 2. Februar bie 
32 Fürften und Städte die Teilnahme an den Verfaſſungsbe— 
tatungen begehrten, die doch jelbftverftändlich feine anderen 
Grundlagen und Ausgangspunfte haben fonnten als bie bis— 
berigen und namentlich bie von ihm felbft mitberatenen Entwürfe 
Humboldts, d. h. die „Entwidlungen” der von ihm jelbft fo 
feurig empfohlenen kaiſerloſen 12 Artikel, ober ber nunmehr 


*) [In feinem Tagebuche erwähnt Stein nic 13 von dieſer Denkſchrift. 
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„von Preußen verfaßte Bundesplan“, für deſſen „jegige Geftalt“ 
er noch Tags zuvor Aeranders „Unterftügung“ angerufen hatte. 
Übrigens ift auch zu beachten, daß an ber Spige ber Demon- 
ftration vom 2. Februar fein intimer Freund, ber Badenſche 
Gefandte von Marſchall ftand, der offenbar, gleich wie ber Olben- 
burgifche Gefandte von Malzahn, nur deshalb die Note unter- 
ſchreiben konnte, weil fie nicht die Wieberherftelung des Kaijer- 
tums begehrte; Gagern, ber’ Führer ber Kaiferpartei, war aus— 
geichloffen, weil, wie es hieß, „der Fürft von Oranien auf feine 
beutfchen Befigungen Verzicht geleiftet habe” (Klüber 1, 3, 129). 

Wie konnte es nun geſchehen, daß Stein unmittelbar dar— 
auf, d. h. ſchon wenige Tage fpäter, plöglid) auf das Kaifer- 
projekt zurüdfam? Hatten die Kaiferabrefien der Kleinftaaten vom 
16. November und 20. Dezember doch einen geheimen Stachel in 
ihm zurüdgelafien? Konnte man nicht am Ende felbit aus ber 
Note vom 2. Februar ein Feſthalten daran herauglefen, infofern 
fie den „am 16. November dargelegten Anträgen und Wünfchen“ 
zu „inhärieren” erklärte (Klüber S. 127)? Wirkte die roman— 
tiſche Schwärmerei für die Hohenftaufenzeit in ihm noch nah? 
Ober beherrfchte ihn die überwiegende Strömung in ber öffent» 
lichen Meinung, die leichten Herzens jede Schwierigkeit, ja jede 
Unmöglickeit überfah? Ober hatten noch feine alten Sympathien 
für das Haus Öfterreih Macht über ihn? Alles dies mochte auf 
feine Stimmung einen Einfluß üben. Sein politiſcher Grund- 
gebanfe war aber jedenfalls wie zuvor ſchon der: Oſterreich, das 
von fremden Elementen burchfegt, eher einer Trennung von Deutſch⸗ 
land zuftrebe, könne nicht feit genug mit dem übrigen Deutſch- 
land verbunden werben. Wenn aber diefer Gedanke gerade jegt 
wieder in ihm Wurzel faßte, fo famen wohl noch befondere pſycho— 
logiſche Antriebe hinzu. 

Mit den Anfängen des Februar waren alle Hauptfragen 
entſchieden. Der Charakter der Hauptrefultate, zumal in Betreff 
Deutſchlands, trug im großen und ganzen ben Stempel der Reftau- 
ration. Da lag wohl bie Betradjtung nahe: Wenn denn doch 
einmal, wider alleg Erwarten, alles in Deutſchland auf Reſtau— 
ration hinausläuft — wenn alle mittleren und Heinen Fürften, 
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die Stein teils zu verkürzen, teils zu befeitigen gehofft hatte, im 
vollften Sinne des Wortes wieberhergeftellt wurden — wenn jelbit 
das von ihm vorzugsmweile perhorrezcierte und hundert-, ja tau= 
ſendmal vervehmte Königreid; Sachſen dennoch wieber reftauriert 
ward: dann mochte am Ende aud das Kaifertum der nächſten 
Vergangenheit, troß feiner ſtets bethätigten Machtlofigkeit und 
Unzulänglichkeit, wiederhergeftelt werben. Auch fagte es ihm zu, 
lieber auf ber Seite perfönlicher Energie wie perfönlicder Schwäche 
zu ftehen. Durch Energie aber hatte in der polnifchen Frage Ale 
xander, in der ſächſiſchen Metternich gefiegt, während Preußen 
durch Schwäche in beiden unterlegen war; und am 8. Februar 
Hatte Preußen definitiv durch Hardenbergs Schlußerklärung bie 
Ergebung in fein widriges Schidjal befiegelt*). Da ließ ſich denn 
wohl erwarten, daß, wenn Stein fih nunmehr mit Merander 
und Metternich verbinde, um bie Wiederherftellung der Kaiſer⸗ 
würde für Oſterreich durchzufegen, Preußen auch in biefer Frage 
ſich werde befiegen laſſen. 

Zu dem allen gejellte jid) vieleicht ein neueiter Stachel. Der 
Geh. Rat Schmid hatte die Ideen feiner „Wiedergeburt“ (f. ob. 
XXVI) mit dem deutſchen Erbfaifer (Ofterreih) und bem erb- 
lichen Reichsverweſer Norddeutſchlands (Preußen) auf Antrieb von 
Wien her in einen förmlichen Verfafjungsentwurf gebracht und 
die Duintefienz desfelben, die erften drei Kapitel, Ende November 
Handfriftli an Baumbad) überfandt. Auf dem Wege von Ab: 
ſchriften famen fie zur Kunde der Fürften und der Gefandten- 
freife. Im Dezember wurde der Entwurf ohne Zweifel durch den 
Herzog von Koburg zur Kenntnis ber öſterreichiſchen Diplomaten 
gebracht. Im Januar wurde er durch Zobel von Würzburg, ] G 
einem Vertrauten Steins, diefem vorgelegt, und durch Baumbach 
an Humboldt überfandt. Dieſer erklärte gegen den 25. Januar 
ſchriftlich bei der Rüdfendung, daß „diefer Plan bei der jegigen 
Lage ber Dinge ſchwerlich zur Ausführung zu bringen fein werde”. 





*) Roch am 1. Februar wollte Stein dem König von Sachſen höchſtens 
ein Gebiet von 6700000 Einwohnern belaffen (Berk S. 289), und wenige 
Tage fpäter fügte ſich zu feinem Entfegen Hardenberg barein, bemfelben ein \ 
Gebiet von 1300000 Einwohnern zurüdzugeben (ebend. S. 297 f.). 
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Stein aber erklärte um diefelbe Zeit, daß er zu dem Entwurf 
„Bemerkungen ftellen wolle”, nahm überhaupt den Verfaſſer in 
Affeftion und gedachte ihm eine Stellung in ben „Rheinländifchen 
Provinzen” zu verſchaffen (f. im Anhang die Auszüge aus Baums 
bad, beſonders vom 25. Januar 1815). Beſonders eingenom- 
men für ben Entwurf zeigten ſich ber Herzog von Koburg und 
Gagern. 

Es ift Harakteriftiih, wie Stein mit ber Wiederaufnahme 
der Kaiferfrage feine Bundesgenofien wechjelte. Nicht nur erfor 
er als folde in eriter Linie Alexander und Metternich, den er 
jegt mit einemmal als „jehr gut und wohlivöllend“ charakterifierte 
(Pers, S. 375); er föhnte fih nunmehr auch, wie Baumbach 
(unterm 18. März) ausdrücklich bezeugt, mit Gagern wieder aus; 
und feine vertrauten Organe waren jegt, außer bem Grafen Solms, 
nicht mehr die Führer ber früheren Deklarationspartei: der naſſauiſche 
Marſchall, der darmftädtifche Türfheim, der weimarſche Gersdorff, 
fondern im Gegenteil die damaligen Führer der Proteft: und 
Raiferpartei, d. h. eben Gagern, der medlenburgifche Pleſſen und 
der braunſchweigiſche Schmidt-Phiſeldeck (f. ob. S7270, u. 271). 

Nicht minder harakteriftiih ift es, daß Stein, wie ſchon 
früher den Mittelftaaten gegenüber (f. ob. ©. 255 f.), den Kampf 
durch eine ZeitungSpolemif begleitete ober gar eröffnete. Der 
Rheinifche Merkur von Görres, den er nur allzu gern infpirierte 
und felbft mit eigenhänbigen Beiträgen oder Notizen verforgte, 
brachte in feiner Nr. 195 vom 17. Februar einen Artikel, ber 
die Übertragung der deutſchen Kaiferwürde an Öfterreich forderte 
und dabei Preußen ohne Namensnennung in unmürdiger Weile 
angriff. Die gehäffigen Vorwürfe gegen dasfelbe waren ganz im 
Sinne von Stein und würden gerade damals von feinem andern 
Diplomaten erhoben worden fein. Der Artikel Tnüpfte an die 
Note der 32 Fürften und Städte vom 2. Februar an, worin die 
Eröffnung de3 Kongrefies verlangt worden, und indem er für 
Oſterreich das Kaifertum, für Preußen die Kronfeldherrſchaft, für 
den erften kaiſerlichen Prinzen das Reichsſchatzmeiſteramt u. |. w. 
in Anfprud nahm, erklärte er: „So urteilen viele Wohlgefinnte 
in allen Teilen des Reiches ... Sie willen, daß damit noch fein 
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goldenes Jahrhundert gegeben wäre... . und daß, wenn der Geift 
und bie Verftändigung nicht das Beſte thun, dieje Form ebenfo 
unnüg fein würde al3 jede andere; aber fie können nicht glauben, 
daß ihre Anfichten ber Dinge, welche bie beſſere Gefchichte Deutfch- 
lands für fi haben, unausführbarer fein follten, als die eng- 
herzigen Ratſchläge ber eigenſüchtigen Natur (das zielt 
auf Preußen), die, zweimal aufs härtefte gedemütigt von 
diefer Zeit, einmal als ber ausgelaffene Hochmut zu Falle 
gefommen, und dann al3 die Verzagtheit wider Willen durch 
die Gewalt ber Ereignifje zum Siege gedrungen wor: 
den*), doch nit zum Verſtändnis gekommen ift u. |. mw.” 
Weiteres erhellt aus dem nachitehenden Auffage Humboldts. 

Der Xerfaffer des Artifel3 war natürlih nicht genannt. 
Gleih nah Empfang desfelben**) entwarf Humboldt in tieffter 
Entrüftung eigenhändig eine Entgegnung, die ebenfalls in einer 
Zeitung anonym erſcheinen follte, aber fhließlich, wie wir fehen 
werden, aus politiihen oder perſönlichen Rüdfichten ungedruckt 
blieb. Sie ift indes intereffant genug, um fie hier folgen zu 
lafien. Humboldt fehrieb: 

„Ein Zeitungsblatt ift eine fo vorübergehende Erſcheinung, 
aus jo zufälligen Urfachen entftanden, oder auf fo augenblickliche 
Wirkung berechnet, daß man am beften thut, abwartend, daß die 
Welle die Welle verdrängt, es ber Vergeſſenheit zu übergeben. 
Wenn aber, wie vor kurzem geſchehen iſt, ein deutſches Zeitungs: 
blatt, zwar ohne Nennung des Namens, aber auf eine noch hinter- 
liftigere Weife mit unverfennbarer Hindeutung, Preußen eine 
„egenfüchtige Natur nennt, die zweimal aufs härtefte gedemütigt 
in (von) dieſer Zeit, einmal als der ausgelajiene Hochmut zu 
Falle gekommen, und dann als die Verzagtheit wider Willen buch 
die Gewalt der Ereigniffe zum Sieg gedrungen***) worden, doch 
nit zum Verftändnis gefommen ift“: fo iſt es Pflicht, allen 


*) Diefe Anfpielungen auf 1806 und 1812—13 find durchaus im 
Geiſte Steins gehalten. 
**) Die Nummer war wahrſcheinlich vordatiert und ſchon um den 18, 
in Wien eingetroffen. 
=) gier ſchaltet dumboldt in Parentheſe ein, (eine Nötigung eigenerRatur).” 
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Deutihen zu jagen, dab einer ihrer angeblichen Mitbürger dies 
im Jahre 1815, als es ſchon mehr als jährig war, feit Deutſch⸗ 
land in Deutſchland dur Preußens Anftoß und nad einem von 
allen deutſchen Mächten über drei Monate, trotz jener blutigen 
Schlachten, zweifelhaft gelaffenen Kampfe befreit worden ift, zu 
behaupten gewagt hat. Darauf zu antworten, wäre, e8 mag nun 
damit der in ganz Europa verehrte König, ober die von niemand 
bis jegt im Ernſt angefochtene Regierung*), oder bie nit am 
wenigften durch die ftille Anerkennung ihres Feindes geehrte Nation 
gemeint fein, unter ber Würde jedes Deutſchen. Bemerfen muß 
man nur, daß, wenn Preußen nicht zum Verſtändnis gefommen 
wäre, es wenigſtens niemanden hindert, es zum Verſtändnis zu 

ı bringen, da derfelbe Zeitungsſchreiber, der dies ausſpricht, von 
Preußens Freiheit verteidigendem Schuge entblößt, längſt hätte 
verftummen müffen**). - 
Über ben übrigen Teil des Artikels, aus welchem die oben 
erwähnte Stelle genommen ift, würden wir, als ein Zeitungs= 
blatt***), das ſich begnügt, das Erfahrene ſchlicht zu erzählen, nicht 
aber halbbeendigte Kongreßangelegenheiten zu beurteilen, feine 
Silbe verlieren. Doch müſſen wir bemerken, daß wir, die wir 
wirklich ſchlicht und einfältig find, nicht begreifen, wie die Kaiſer— 
mürde, bie nicht durch äußere Ereigniſſe, fondern weil fie längft 
in fi) erftorben war, unterging, jegt wieder aufleben, die Seele 
fein fol auf die man rechnen kann, ber Iebendige Atem den 
Gott über das Volf gehaucht hat. Es ift empörend, über eine 
fo jehr Ehrfurcht gebietende Sache, ald die deutſche Kaiferwürde 
ift, in einem von überfpannter Empfindung, die immer die wirk- 
liche ausfchließt, und offenbarem Parteigeift zufammengefegten 
Tone reden; gegen Oſterreich, mitten unter dadurch ſelbſt wieder 


*) Doch gerade von Stein war dieſe ſchon 1812 als „feig und ver» 
ächtlich· angefochten und ihr der Vorwurf gemadt worden, fie verleite den 
König, feiner „unglüdlicen Anlage zur Schwäche nadjjugeben“ (Berk 3, 215). 

**) Damit ift eben Görres gemeint, der feinen Merkur unter Preußens 
Schuß Herausgab; |. Pery 4, 6569. 388. 

**4) Hieraus erſieht man, baf ber Axtifel Humbolbts in eine beftimmte 
Zeitung eingerüdt werben unb im Namen berfelben reden jollte, 
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vernichteten Lobſprüchen, fagen zu hören, daß e8 feiner früheren 
Berdienfte wegen an ber Spite Deutſchlands zu ftehen würdig 
ift, baß es dem allgemeinen Beifpiel folgend, tro der Pflichten 
jeiner Kaiferwürbe, feinen Vorteil wahrgenommen und ſich vom 
Reiche getrennt hat, aber dafür von Gott heimgefucht worden ift, 
und darum von jegt an bes Reiches treuer Hort und Mehrer 
fein wird. Man weiß nicht, was man benfen fol, wenn man 
Entwürfe lieft wie die, daß der erfte Taiferliche Prinz des Reichs 
Schatzmeiſter fein; daß Italien in einem Bundesſtaat unter Leis 
tung eines öfterreihifehen Prinzen verfammelt werden foll*); daß 
das verwirrte Durdeinanberliegen und Übergreifen gerade recht 
feſt durchwachſene Teile zufammenhält. Auf jo ungrünbliche Iuf- 
tige Art, welcher weder Thatſachen noch Vernunftgründe das Wort 
reden, Pläne zu ſchmieden, war nicht deutſche Sitte in der guten 
Zeit, al3 die Schlözer, Schlofier, Iſelin und andere auch für 
das Volfswohl, und aud oft ſtark gegen die Fürften fchrieben. 
Es ift gottlob! noch jegt nicht Weile der Mehrzahl der Deutfchen, 
von denen nur wenige auftreten, weil freilich das Schreiben mit 
jedem Tage mehr durch das Leſen verleidet werden muß. Was 
aber feiner unbemerkt laſſen kann, ift, daß die öfterreichifche Re— 
gierung felbft, die Europa ebenſo wohlthätig durch ihre Mäßigung, 
als dur ihre oft und noch im legten Kriege bewiejene Kraft 
geworben ift, nicht nad einer Würde ftrebt, bie jegt nie mehr 
jein könnte, was fie ehemals war; daß fie fühlt, daß, mas fonft 
die Idee und die Meinung wirkte, jegt nur die phyſiſche Kraft 
vermödte, und daß das Kaifertum dadurch mit feinem milbeften, 
aud feinen ſchönſten Glanz verlöre; daß fie daher, in ber tiefen 
Überzeugung, daß fi) das Tote nicht ins Leben zurüdrufen läßt, 
mit Wärme, Treue und Eifer gemeinſchaftlich an einer Verfaſ— 
jung arbeitet, die feine Anfprüche macht, mehr zu fein als er- 
leitende und ſchutzende Form. Deutſchlands Sicherheit hängt 


*) Aud) das ift ein Gedanke Steins, ber in ganz gleiher Weife zu 
der gleichen Zeit in der von Stein infpirierten Dentſchrift Capo« 
diſtrias über die Kaiferfrage wiederkehrt. S. Per 4, 789 unter 4; vgl. 
S. 822, wo bie deutſche Wiedergabe irrig ift. Es handelt fi) um bie „große 
Maffe“, die Stein auch aus Jtalien bilden wollte (ſ. ob. S. 22). 
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nicht gerade von einer Kaiferwürde ab, nicht von biejer oder 
jener alten oder neuen Form; fie beruht auf den deutſchen Für: 
ten, unter deren erften, wie an Macht jo an Gefinnung, der 
öfterreichifche Kaifer fteht, die ihr und Europas Wohl an Deutid- 
land geknüpft haben; auf der Nation, deren Art e3 nicht ift, ſich 
in politifche Spekulationen zu verlieren, fondern mit Emſigkeit 
und Treue den einzig wahrhaft belohnenden Weg des einzelnen 
Lebens zu verfolgen; die eben jet mehr als je bereit ift, wie 
deutſcher Boden bedroht wird, jedes einzelne Gut und jedes ein: 
zelne Glück der Verteidigung des Ganzen zu opfern. Die innere 
Verfaſſung der deutſchen Staaten wird Fertigkeit und Sicherheit 
finden, weil Fürften und Völker von diefer Notwendigkeit über: 
zeugt find, und der Zuftand der Gefeglofigkeit ber letztoerfloſſenen 
Jahre jedes rechtliche Gemüt mit Abſcheu erfüllt hat. Den Staats 
männern wird dabei nichts übrig bleiben als dieſer doppelten, dem 
Außern und Innern Schuß verſprechenden Kraft und Gefinnung, 
welche da ift und nicht erft gefchaffen zu werden braucht, die Ge: 
leife zu bahnen, in melden fie ſich ohne Reibung bewegen fann.“ 

Humboldt war ohne Zweifel überzeugt, daß dem Artitel des 
Merkur eine Infpiration Steins zu Grunde liege. Denn er mußte 
ja, daß derfelbe mindeſtens feit der zweiten Februarwoche für die 
Wiederherftellung des Kaifertums heimlich agitiere. Aber es ge: 
ſchah eben heimlich, Hinter dem Rüden Humboldts, fo daß dieler 
Teine Notiz davon zu nehmen brauchte und nur um jo rüdfihtd: 
loſer vorgehen durfte. Da trat nun aber Stein jelbft durch ein 
ausführliches Memoire vom 17. Februar ganz offen als Bor: 
kämpfer in der Kaijerfrage auf. Am 18. gelangte das Schrift: 
ftüd an Hardenberg und mwahrfcheinlih am 19. oder 20. in bie 
Hände von Humboldt. Dergeftalt in die Nötigung verjegt, nun: 
mehr auch feinerjeits offen gegen Stein felber Front zu maden, 
entſchloß fi Humboldt, feiner Abwehr gegen den Dierkur feine 
Folge zu geben, d. h. auf den Abdruck berjelben zu verzichten. 
Daher verjah er jenen publiziftiichen Auffag mit dem Vermert 
„Cessat“. Er geht in den von ihm georoneten Akten unmittel: 
bar dem Memoire Steind vom 17. Februar vorauf (Rep. Vi. 
Nr. 75). 
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Bis dahin nämlich hatte Stein auf dem Kongreſſe felbit die 
Angelegenheit nur durch andere ober in mündlicher Unterhaltung, 
aber nicht durch die Feder betrieben. Zunächſt Hatte er den Grafen 
Capobiftria angeſtachelt, den Kaifer Alerander durch eine Dent- 
ſchrift vom 9. Februar zu gewinnen, wonach Ofterreih nicht nur 
die beutfche Kaiferwürbe erhalten, fondern aud an ber Spite 
eines nationalen Bundesftaates in Italien ftehen und diefen durch 
einen öſterreichiſchen Prinzen regieren folte*). Lehne Oſterreich 
die deutſche Kaiferwürde ab, fo müfle man fi) „wenigſtens das 
Recht vorbehalten, in Zukunft bei günftiger Gelegenheit darauf 
zurüdzufommen“ fei es mit Oſterreich ober mit Preußen (Perk 4, 
739). Ob bie letztere Eventualität nur von Capobdiftria aufge 
ftellt ward oder von Stein, wie Perg (S. 320. 596) hypothetiſch 
vorauzfegt, mag dahingeſtellt bleiben. Meines Wiſſens hat Stein 
bei einem ganz; Deutſchland umfafjenden Kaijertum niemals an 
Preußen gedacht. Am 11. Februar verfuchten Stein und Capo: 
diſtria ihre Überredungskunſt an Hardenberg, ber fid) indes ab: 
geneigt zeigte. Am 12. hatte, Stein mehr Glück bei Metternich, 
der ihm wenigſtens verjprah, aud Solms und Pleffen in der 
Sade zu hören; der erftere war von ihm mit einer Skizzierung 
der Taiferlihen Befugniſſe beauftragt, die er am 13. einreichte. 
Endlich am 17. trat Stein felbft mit der Denkſchrift „Sur le 
retablissement de la dignite imperiale en Allemagne” hervor, 
die er an biefem Tage dem Kaifer Alerander vorlas. (Ebend. 742 
bis 746) **).. 

Bedenkt man, daß Stein es war, ber zuerit, am 10. März 
1814, ein Direftorium von Vier für Deutſchland begehrt, und 
im November die Zwölf Artikel mit ihrem Direktorium ber 
Fünf fogar mittels der Hilfe de3 Auslandes durchzuſetzen ent= 
ſchloſſen war: jo muß man ftaunen, nunmehr zu Anfang feiner 
Februar⸗Denkſchrift den ſchärfſten Tadel darüber zu vernehmen, 
daß ber „veutiche Ausfhuß eine fo augenfällig fehlerhafte 





*) Alſo wie im Artifel des Rhein. Merkur, ſ. oben S. 409. 

**) Der frangöfiihe Tert im Berliner Archiv weit von demjenigen 
bei Perg nur zu Anfang in der Anordnung der Abfäge ab. [Bgl. zu Allem 
Steins Tagebuch.] 
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Inftitution wie ein Direktorium der Fünf habe annehmen können“, 
Er giebt zu, daß Üfterreidh für die inneren Zwiſtigkeiten in Deutid- 
land fi nur „ſchwach intereffiere”, daß es namentlich „einen ge 
ringern Anteil an Deutſchland nehme als Preußen“, daß „ſogat 
in feinem Innern Beitrebungen vorhanden wären, die auf eine 
Trennung von Deutſchland abzielten“, ja, daß bie „Oſterreicher 
alle ihre politiichen Leiden Deutſchland beimeſſen“; „aber bie 
Union Oſterreichs mit Deutſchland fei für Iegteres unerläßlich“, 
weshalb ein verfaſſungsmäßiges Band gebildet werben müſſe, 
das dem erfteren „einen größeren Einfluß, ein Übergewicht ein- 
räume”, 

Die dem Kaifer als „erblihem Oberhaupte” von Deutſch⸗ 
land einzuräumenden Befugniſſe waren nun aber keineswegs der 
Art, daß fie auch nur ein beſcheidenes Maß von Kraft und Ein: 
heit verbürgt hätten. Nicht nur im Frieden follte derſelbe bie 
Leitung des gefamten Militärweſens mit einem Rate von brei 
Fürften teilen, nämlich Preußen und zwei vom Bundestage ge: 
wählten Mitgliedern, fondern ebenſo follte au) im Kriege bie ei 
tung ber bewaffneten Macht an dieſen Rat der Drei gebunden 
fein. Und do! war eine ſolche Organifation vom Standpunft 
der Einheit eine ſchwächende Zerfplitterung, fo mußte fie 
anbererfeit3 nach den Meinungen, welche bis dahin die Mittd- 
und Kleinftaaten vertreten hatten, in ben Augen biefer Vielheit 
als eine ungebührliche Centralifation erſcheinen. Wenn ferner 
dem Kaifer das Recht zugeftanden wurde, daß für jeben vom 
Bundetage befchloffenen Antrag die Faiferlihe Sanktion erforder: 
lic} fein fole, um Geſetzeskraft zu erlangen: fo war biefe Be- 

: ftimmung zwar allerdings centraliſtiſcher Natur, aber eben bei: 
halb keineswegs geeignet, auch nur den Beifall eines einzigen 
Staates zu gewinnen. Denn nicht nur haben wir gefehen, wie 
fpröde ſich bie Gefamtheit der Kleinftaaten dem Gedanken ber 
taiferlihen Sanktion gegenüber ſchon früher verhielt, jondern es 
leuchtet auch ein, daß, wenn ein für dad Wohl Deutſchlands vor 
teilhaftes Gefeß im Bundestage die gefamten Stimmen Preußens, 
Bayerns, Hannovers und aller übrigen Staaten auf ſich vereinigt 
hätte, ein abfolutes Veto des Oberhauptes von Üfterreih als 
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deutfchen Kaiſers abſolut ſchädlich und unerträglich geweſen wäre; 
ein Bundesſtaat iſt eben kein Einheitsſtaat. 

Die Beantwortung der Steinſchen Denkſchrift und überhaupt 
die Würdigung des fo unerwarteten Kaiſerprojektes fiel natürlich 
Humboldt zu. [Nach Pertz 4, 334 hatte Hardenberg die Steinſche 
Denkſchrift am 18. Februar erhalten. Steins Tagebuch ſchweigt 
barüber.] Hierbei müſſen wir aber einer großen Verwirrung bei Berk 
gedenken und fie durch Richtigftellung des Thatbeitanbes befeitigen. 

Bei Pertz (S. 335) find nämlich zwei verſchiedene Denk— 
ſchriften Humboldts verwechjelt: 1) die erfte ift diejenige, wodurch 
Humboldt Steind Memoire vom 17, Februar beantwortete; fie 
datiert ohne Zweifel vom 23. Februar, da fie am 24. durch 
Hardenberg an Stein mitgeteilt wurde. 2. Die zweite ift vom 
3. März datiert und diente als Ermiberung auf eine Replif 
Steins vom 27. Februar. Die Verwirrung bei Pertz befteht 
nun darin, daß biefer, indem er Humboldt? Denkſchrift vom 
23. Februar gar nit kennt, dennod als Inhalt derjelben 
©. 335 ff. den Inhalt der zweiten Denkihrift vom 3. März 
angiebt. Die Folge ift, daß die von ihm mitgeteilte Replik Steins 
vom 27. Februar (S. 342 ff.) gar nit mit diefem Inhalt 
ftimmt, infofern fie fi eben auf die erfte Denkſchrift Humboldts 
bezieht; ferner daß die zweite Humboldtſche Denkſchrift dergeftalt 
bei ihm eine doppelte Rolle fpielt, einmal (S. 335 ff.) im 
deutſchen Auszug als Februar-Denkichrift, und ſodann (S. 755 ff.) 
im franzöfifhen Original ala März-Denkſchrift, deren er in 
feiner Daritellung nur auf eine ſehr unverftändliche Weiſe gedenkt 
4S. 344); wie denn überhaupt bie Verwirrung ben ganzen Abz 
ſchnitt beherrſcht, weil es ebenſo unmöglich war, ein und das- 
ſelbe Scriftftüd als zwei zeitlich verfchiedene erſcheinen zu 
laſſen, wie zwei zeitlich verſchiedene Situationen zu einer zu 
verjchmelzen*). 

*) Ih habe vor 15 Jahren Per mündlich auf dad Quidproquo auf 
mertſam gemadt; er ſchrieb die Schuld einer mangelhaften Mitteilung bes 
Geh. Staatsarchivs zu. Indeſſen konnte ihm doch nicht verborgen bleiben, 
daß es fih um zwei Aftenftüde handeln müffe, und daß doc nur eins 
ihm zu Gebote ftand. 
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Wir teilen nun zunächſt bie bisher ungebrudte Ermiberung 
Humboldts auf Steins Memoire vom 17. Februar mit, nad 
dem eigenhändigen franzöſiſchen Driginal. Dasfelbe trägt kein 
Datum; da aber Hardenberg die Denkſchrift am 24. Februar 
„Stein zu lefen gab“ [Steind Tagebuch ©. 433], fo batierte fie, 
wie gejagt, ohne Zweifel vom 23. Daß es fi um die Februar: 
Denkſchrift handelt, wird vollends, wenn es beflen bedarf, dadurch 
zur Gemwißheit, daß Steins Replit vom 27. Februar gegen wört⸗ 
lich wiebergegebene Äußerungen derfelben polemifiert. Humboldt 
ließ ſich alfo vernehmen: 


„Il est si naturel d’accuser un directoire de faiblesse 
et de manque d’unite, et si sp&cieux qu’on remedie & l’un 
et & l’autre de ces defauts en donnant un chef unique & 
la ligue, que l’idee de rötablir la dignite Imperiale doit 
se prösenter à tous ceux qui reflechissent sur la constitu- 
tion future de l’Allemagne. Mais j’ai toujours &t6 convain- 
cu, qu’en examinant avec calme et impartialite la veritable 
situation des choses, on trouvera aisément que la recon- 
struction de l’Allemagne comme Empire subordonne & un 
seul chef est impossible, et que des qu’on ne veut point 
se contenter de mots, il faut s’en tenir & une simple as- 
sociation d’&tats ind&pendans. 

On veut suppl&er par un Empereur au manque de force 
qu’on reproche & une föderation. Il faut donc que l’En- 
pereur possöde cette force; mais il faut en m&me temps 
qu’il ait aussi celle de vaincre la jalousie et l’opposition qui 
naitront de l’existence möme de sa dignite. Car personne 
ne voudra soutenir que les grands &tats en Allemagne s’y 
soumettront toujours et dans toutes les circonstances sans 
difficulte. 

Et comment lui donnera-t-on cette force? Est-ce qu’on 
formera une armee de l’Empire d’au moins 100,000 hommes 
qu’on mettra & sa disposition pour s’en servir des que les 
lois de l’Empire seront violees selon son interpretation? 
Je doute qu’un seul &tat de l’Allemagne veuille souserire 
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& cette condition. Mais des qu’une pareille armee n’est 
point toujours pr&te, des qu’elle n'est point & la disposition 
absolue de l’Empereur, dès enfin que l’Empereur n’est pas 
seul juge et interpröte des lois, la m&me faiblesse et le 
même manque d’unit6 qu’on reproche avec raison & la f&- 
deration, se trouvera dans les deliberations dont le r&sultat 
devra premitrement guider les dömarches de l’Empereur et 
les rendre l&gales. Le plan qu’on nous pr&sente, en donne 
dejà la preuve; les droits qu’on y accorde à l’Empereur, 
sont tellement circonserits qu’ils montrent dejä la defiance 
qu’on a, qu’il ne veuille abuser de son pouvoir. 

En voulant faire revivre d’anciennes d&nominations, il 
faut penser bien mürement aux circonstances sous lesquel- 
les ces d&nominations perdent leur veritable sens. 

La dignit& Imperiale n’a été forte et n'a vraiment 
servi & proteger l’Empire que dans le temps oü les autres 
princes Allemands se croyaient bonnement et serieuse- 
ment vassaux et möme sujets de l’Empereur, oü le rapport 
dans lequel ils &taient avec lui, ressemblait exactement & 
celui qui existe dans un pays entre le souverain et les 
Etats. Depuis que ce sentiment s’est perdu insensiblement, 
la dignit& Imperiale a perdu d’autorite, et n’a plus &t& en 
&tat ni de defendre l’Allemagne vigoureusement contre 
Vetranger, ni d’emp&cher des actes arbitraires des princes 
dans l’interieur. Mais oü est le moyen de faire renaitre 
ce sentiment à prösent où les prötentions d’indöpendance 
et de souverainet& sont descendues jusqu’ aux plus petits 
Princes. 

Je ne nie point qu’ encore dans les cinquante ans qui 
precödörent la dissolution de 1’Empire, la constitution, meme 
dans sa faiblesse, n’ait eu des effets fort salutaires. Mais 
il serait entierement faux de s’imaginer que, si alors un 
Empereur, m&me faible, était utile, il le serait aussi & 
present. Dans une institution qui tombe insensiblement 
en d&cadence, le souvenir m&me de la force qui n’existe 
plus, continue encore d’agir; dans une nouvelle la force 
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reelle möme qu’on lui donne, est moins puissante parce- 
qu’elle n’influe point encore sur l’opinion, et qu’on doute 
encore pour ainsi dire de son existence. 

Une autre consid6ration extrömement importante, et 
qu’on parait oublier, est celle que, quelle que soit la puis- 
sance qui prenne aujourd’hui la dignit& Imperiale, elle con- 
servera toujours des interdts politiques particuliers et dif- 
ferents de ses rapports avec l’Empire. Le souverain qui 
acceptera la couronne Imperiale, devra, möme pour rester 
fid&le aux devoirs envers ses propres sujets, faire lui-möme 
cette distinction, et le cas peut arriver que, sang quon 
puisse lui en faire un reproche fonde, il sacrifie ses rap- 
ports avec l’Allemagne & ses intérets particuliers. Moins 
il pourra regarder l’Allemagne comme son domaine, plus 
la constitution ui livra les moyens*) pour s’en servir ar- 
bitrairement: plus cette separation dont naitront les colli- 
‚sions, deviendra sensible. C’est ainsi qu’on se trouvera 
‚dans une contradiction complete, puisqu’on voudra & la fin 
renforcer le pouvoir de l’Empereur pour le lier davantage 
& l’Empire, et lui poser des bornes pour emp£cher qu'il 
n’en abuse. 

En un mot, quoi qu’on fasse, onne sortira jamais 
de l’alternative vicieuse ou d’accorder à la di 
gnit& Imp6riale des droits dangereux pour l'in 
d&pendance des autres princes et möme pour la si- 
ret& de l’Allemagne, ou de circonscrire tellement 
son pouvoir qu’elle reste un vain nom charge en- 
<ore du poids des jalousies et de l’envi qu’elle ne laissera 
pas que (?) de suseiter. 

Les droits qu’on lui assigne dans le travail que nous 
avons sous les yeux, sont d’un cöt& trop &tendus, et de 
l' autre beaucoup trop retröcis. 

Si la sanction Imperiale est nöcessaire à une decls- 
ration de guerre, l'intérôt particulier, ou la pusillanimite 


®) Entmweber: plus la const. lui liera les mains, ober: moin 
ia const. lui livra les moyens, 
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d’un cabinet Imperial pourrait done arr&ter un mouvement 
national et general. Et qu’ en arriverait-il nöcessairement? 
Evidemment rupture et scission. Les grands &tats de l’Alle- 
magne feraient la guerre à eux seuls, et entraineraient les 
petits avec eux. 

Si, d’un autre cöt&, l’Empereur ne pourra ex&cuter, 
möme en temps de paix, les röglemens militaires de l’Em- 
pire que du consentement d’un conseil de trois princes, et 
que ce möme conseil doit aussi prendre part & la direction 
de la force armôe dans le cas d’une guerre, le directoire 
de quatre cabinets (moins unis naturellement, puisque l’un 
devient par sa pr&&minence même un objet de jalousie et; 
de defiance) qu’on nomme fautif dans le syst&me fed£ratif, 
est appliqué & la partie de la constitution qui pröcisement 
a le plus besoin d’unite, de force et de promptitude. 

Ce ne sont n&anmoins point ]& de simples fautes du 
plan qu'il serait facile d’&viter. On y retombera necessaire- 
ment aussi souvent qu'on voudra fixer les droits d’un Em- 
pereur qu’on dösirerait bien de rendre fort, mais qu'on 
eraint toujours de trouver dangereux. 

On dit encore dans le plan que, comme le chef, quel 
qu'il soit, aura seulement une action influente sur quelques 
membres de la Ligue, ou de l’Empire, et une action im- 
perative sur d’autres, un chef unique sera toujours plus 
fort qu'un directoire composé de plusieurs. Mais je crois 
que cette assertion n’est rien moins que prouvee. Car si 
celui sur lequel l’action du chef pourrait ötre imperative, 
se place sous la protection de celui sur lequel elle ne peut 
©tre qu’ influente, il est &vident qu’il s’y soustrait. Or ces 
protections seront pour ainsi dire organisees par la consti- 
tution möme, dès que la er&ation d’une dignite Immperiale 
excitera & la fois l’envie, la jalpusie et la crainte.e Dans 
un directoire compose de plusieurs la pröponderance sera 
variable d’apr&s les combinaisons politiques et m&me d’apr&s 
les objets dont il sera question; l’opinion publique même 
& laquelle un cabinet seul refuse facilement l’accts, se fait 

SHmidt, Deutige Berfaffungafrage. 27 
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&couter plus aisement par plusieurs; il sera donc beaucoup 
moins facile de se soustraire par des proteotions & l’action 
du chef & laquelle aussi un grand £tat, tel que la Prusse, 
sera plus dispose à se soumettre s'il voit plusieurs autres 
reunis contre lui, que s’il doit simplement reconnaitre un 
decret d’un Empereur; il existera m&me sans doute par rap- 
port & des violations de l’ordre interieur des cas, oü qui- 
conque se les serait permises, invoquerait en vain la pro- 
tection d’un des grands ötats. Une certaine pudeur publi- 
que qu’aucun gouvernement ne viole impun&ment, et l’&quit& 
reconnue par plusieurs 6tats impartiaux, exercent une beau- 
coup plus grande force morale, que ne pourrait ätre celle, 
mat£rielle et physique, qu’on accorderait & un Empereur. 

En examinant avec calme la situation prösente et en 
consultant l’experience de l’histoire, on trouvera certaine- 
ment que la dignite Imperiale de l’Allemagne est du nombre 
de ces institutions grandes, belles et bienfaisantes qui 
regurent leur force et leur &clat des &v&nements, des temps, 
et des habitudes et de l’esprit des siöcles qui les virent 
naitre, mais qu'il serait en vain de vouloir creer par une 
constitution faite exprès et & loisir. Aussi faut-il avouer 
que ce n’est ni Bonaparte, ni la renonciation de la maison 
Autrichienne qui ont mis fin & l’Empire Germanique. Ce 
corps auquel le suc nourricier et l’esprit vivifiant manquörent 
depuis longtemps, &tait mort et deperi bien avant qu’on 
osa prononcer qu'il avait cessé d’exister. 


Si les arguments exposes jusqu’ici ont une certaine 
force, ils en gagnent beaucoup plus dans l’application & 
l’Autriche qui &videmment est la seule puissance en Alle- 
magne capable de porter la couronne Imperiale. 

Le plan dont il est question, prononce d’une manière 
très severe que cette cour est en quelque fagon étrangère 
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& l’Allemagne, et qu'il y a möme un certain &loignement 
entre les deux nations. Mais, poursuit-il, puisque cela est 
ainsi, il faut, si l’on eroit l’union de l’Autriche & 1’Alle- 
magne indispensable, l’y attacher par une pröpond6rance qui 
etablisse leurs rapports mutuels sur l’inter&t et sur le devoir. 

Sans observer que la necessit6 d’avoir une dignit& Im- 
periale est subordonnee ici & celle d’unir l’Autriche & l’Alle- 
magne, de fagon que cette dignite ne paraitrait plus ne- 
cessaire, si l'on renongait & cette union, toute la conclusion 
semble un peu paradoxale. Il paraitrait plus naturel de 
retourner l’argument, et de dire: puisque l’Autriche seule 
peut avoir la dignit& Imperiale, et que l’Autriche ne tient 
pas assez ötroitement & l’Allemagne, il faut renoncer & cette 
dignitd. 

Je suis loin de partager enti&rement l’opinion &noncde 
sur l’Autriche dans le plan en question qui, au contraire, 
me semble exagerse. 

Mais deux choses restent néanmoins vraies et immua- 
bles, la premiere, que l’inter&t politique de l’Autriche (sur- 
tout depnis qu’elle renonce au Breisgau et ne recouvrera 
gudres une grande partie des provinces limitrophes de la 
Baviere) est beaucoup plus &troitement li& au sort de l’est 
de l’Europe*) et de l’Italie qu’ & celui de plusieurs parties 
de l’Allemagne qui neanmoins sont tout-A-fait encastill&es 
& celle-ci, et la seconde, que la composition interieure de 
la monarchie Autrichienne est telle que plusieurs institu- 
tions, vraiment Allemandes, ne pourront jamais prendre 
&galement racine en elle. 

Les deux grands points qu'il faut mettre sous la sauve- 
garde de la constitution Germanique, la sfret& exterieure, 
et l’inviolabilit& de l’ordre politique interieur, seraient donc, 
selon ma conviction intime, bien mieux assures par le di- 
rectoire propos6 par le Comit& Allemand, que par l’Autri- 
che rev&tue de la dignit& Imperiale. 


*)d. 9. Öflerreic® Schwerpunkt Legt im Often. Bel. 06. S. 89. 
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Le seul cöt& duquel l’Allemagne ait encore peut-ötre 
des conquötes &trangdres & redouter, est celui de l’ouest. 
La France, m&me la Hollande, pourraient empieter sur elle. 

La Russie, quelque grande que puisse &tre son influence, 
ne pensera gueres & posseder elle-me&me des provinces en 
Allemagne. Or, quel mal, quel danger pressant en r&sul- 
terait-il pour l’Autriche, si la France ou la Hollande s’em- 
paraient d’une partie de la rive gauche du Rhin? Evidem- 
ment aucun. Il peut m&me arriver des combinaisons poli- 
tiques oü un ministre Autrichien trahirait les interets de 
son souverain, s'il ne consentait pas plutöt & de mal qu' 
& une perte plus sensible ailleurs, ou ä la continuation 
d’une lutte difficile? Or, est-ce bien lA un motif de s&- 
curit& pour le reste de l’Allemagne? et ne vaudra-t-il pas 
beaucoup mieux que la question de la guerre et de la paix 
soit discutte par ceux qui sont vraiment interesses & l’in- 
tegritö de l’Allemagne, en pleine liberte, et sans dependre 
d'une sanction ou preponderance Imperiale? Si l’on croit 
que l’Autriche ne se decidera pas à des transactions nui- 
sibles & l’Allemagne pr&cisement & cause de la dignit& Im- 
periale, on oublie qu’une puissance doit toujours agir ainsi 
que son inter&t reel l’exige imperieusement. Or, la dignite 
Imperiale de l’Allemagne restera constamment une attribu- 
tion accessoire pour l’Autriche qu’elle pourra voir diminuee, 
et qu’elle pourra m&me perdre, sans que cela affecte, pro- 
prement ce qui constitue l’essence de sa puissance. 

Quant à l’ordre politique interieur des &tats Allemands, 
Y’Autriche est &galement dans une situation moins favorable 
pour veiller & son maintien. Car, n’ayant point, et ne 
pouvant avoir des Etats tels que la constitution les demande, 
elle doit soutenir des institutions dont elle ne donne point 
Texemple, et comment peut-on par cela m&me s’imaginer 
qu’elle voudrait facilement se brouiller avec la Prusse, la 
Baviöre, le Würtemberg, pour des questions auxquelles, il 
faut l’avouer, elle ne prend et ne peut prendre qu’un in- 
ter&t faible et general. Si l’on voulait objecter qu’elle le 
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ferait pour maintenir et &tendre son autorit, on prouverait 
trop. Car il serait & craindre pour tous qu'elle n’allät au 
del& des bornes prescerites par la constitution. 

Rien de ce qui vient d’&tre dit iei & l’&gard de l’Au- 
triche, ne part de maximes, de vues politiques, de préjugés, 
en un mot dispositions passagtres qu’on lui suppose; mais 
tout decoule de sa situation ext6rieure et interieure; existera 
par cette raison autant que dure cette möme situation, peut 
&tre avou& sans blesser en rien un gouvernement qui a si 
&minemment servi la cause de l’Europe, et devra ötre avou& 
par tout ministre Autrichien möme qui connaitra les int6- 
rets veritables de sa monarchie et ne voudra pas se faire 
de vaines illusions. 

L’Autriche comme état confedör& sera d’une utilit6 
extr&me pour l’Allemagne et un de ses appuis les plus so- 
lides; mais il serait dangereux pour l’Allemagne et pour 
elle, si, revetue de la dignite Imperiale, elle devait porter 
tout le poids de la responsabilite, et avoir un pouvoir ca- 
pable d’arr&ter ou de changer entitrement l’impulsion ve- 
nant des &tats dont tous les interöts particuliers sont amal- 
games avec ceux de la commune patrie. 


En me declarant ainsi contre le retablissement de la 
dignit& Imperiale, je suis bien &loign& de faire absolument 
Vapologie du systeme federatif et d’un direetoire composd 
de plusieurs princes. Mais je suis persuad& que c’est le 
seul lien commun que l’Allemagne puisse supporter, et’ une 
institution qui au moins ne cr&e pas de nouvelles difficultes 
dans la constitution qu’il faut prevenir par de nouveaux 
moyens ainsi que c’est le cas du systöme unitaire. Car 
je n’ai point vu jusqu’ ici de plan renfermant la dignit6 
Imperiale qui ne propose pas en même temps un contre- 
poids & cette même dignite. Aussi le projet dont nous 
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parlons, y a pense, puisqu'il assure à la Prusse une place 
fixe dans le conseil qui doit autoriser l'’Empereur dans la 
partie la plus essentielle de son pouvoir executif.*) 

Un second avantage tr&s essentiel du syst&me federatif 
est celui dont j’ai deja parl& ci-dessus, qu'il est propre ä 
se laisser influencer par l’opinion publique, par la volonte 
nationale et par l’esprit du temps qui ne demande plus que 
des institutions qui lui r&pondent, pour s’am&liorer lui-m&me 
de jour en jour. 

La force de la f&deration ne doit pas pröcisement &tre 
cherchee dans le lien federatif seulement; elle reside dans 
la puissance de chacun des grands &tats qui la composent, 
dans la circonstance qu’&tablie sur des bases d’egalite et 
d’indöpendance elle n’excite point de jalousies et ne r&veille 
point mal à propos les passions, et qu'elle offre neanmoins 
partout la oü la sürete exterieure ou interieure peuvent 
&tre en danger des voies constitutionnelles dans lesquelles 
la ligue forte des moyens de ceux qui la composent peut 
exercer l’influence necessaire. Si les opinions sont diver- 
gentes, et elles le seront certainement, il y en aura pour- 
tant plusieurs qui se r&uniront, et il sera plus faoile d’ob- 
tenir parmi elles une majorit6 favorable au bien-&tre de 
Tensemble, que de forcer un chef unique à donner sa sanction 
möme & la volonté r&unie Ià oü elle est contraire à son 
interöt ou & sa conviction.“ 


Das weitere dürfen wir kurz behandeln, da Pertz [nach 
Stein Tagebuch] dafür ausreicht. Stein hatte inzwiſchen widrige 
Erfahrungen gemadt. Zwar fonnte er fi dem Kaifer Alexander 
gegenüber barauf berufen, daß unter den preußiſchen Autoritäten 
General Kneſebeck ihm beiftimme, ebenfo Grolmann und, wie ih 
binzufüge, auch der proviforifche Generalgouverneur Preußens in 
den Rheinlanden, Sad, ſprach ſich für die erbliche Übertragung 
ber deutſchen Kaiſerwürde an Oſterreich aus. Oſterreichiſcherſeits 


d. i. in ber Armeeleitung zur Kriegszeit. 
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ſprach fi der Minifter Weſſenberg dem Steinſchen Beauftragten 
Pleſſen gegenüber günftig aus. Metternich dagegen erklärte ſchon 
am 20. Februar dem Steinfhen Beauftragten Solms, daß er 
weder zu⸗ nod abraten könne; jedenfalls würde Oſterreich mit 
dem Gegengewicht Preußens, der Niederlande und Bayerns zu 
thun haben, in Verwidlungen geraten und bie faiferlihe Gewalt 
am Eingreifen gehindert fein. Kaifer Franz endlich erklärte ſich 
geradezu abgeneigt; und Wellington, den Stein perfönlid an 
demſelben 24. Februar zu gewinnen fuchte, erwiderte unummun- 
den, daß „die Bildung eines folden Oberhauptes jegt nicht 
möglich fei“, wollte aber den preußiſcherſeits eingereichten Ver: 
faſſungsplan in 120 Artifeln*), von dem Metternich ihm ge 
ſprochen, verkürzt wiflen, womit Stein fi einverftanden erklärte. 

Dennoch richtete er fi) noch einmal an Hardenberg, um ihn 
ver Sade günftig zu ftinmen. Das geſchah durch das Schreiben 
vom 27. Februar (Perg ©. 342 ff.), das ich als Replik Steins 
auf die erfte Humboldtſche Denkjchrift bezeichnete. Das zeigt ſich 
gleih zu Anfang in den Worten: „man feßt entgegen, daß bie 
Kaiferwürde Tange vor 1806 allen Glanz und allen wohlthätigen 
Einfluß verloren hätte, und daß man dem Wehſelbeſchluſſe 
nit entgehen könne, entweder diefer Würde ein Anfehen 
beizulegen, welches mit ben Rechten der Bundesglieder unver- 
träglih wäre, oder fie in einem Zuftande der Schwäche zu 
laſſen, der fie vollfommen den obigen Ausführungen Humboldts 
«. ©. 415: La dignite Imperiale ete. und ©. 416: En un 
mot etc.). 

Dadurch wurde nun, wie gejagt, Humboldt zu feiner zweiten 
Denkſchrift vom 3. März veranlagt. Sie beginnt mit den Wor: 
ten: On propose de retablir la dignit& Imperiale. Ihrer 
Wiedergabe dürfen wir ung enthalten, da fie eben Perg in ben 
Beilagen vollftändig mitgeteilt hat. Am 4. März wurde fie von 
Hardenberg an Stein überfandt, fand aber, wie Perk berichtet 
(S. 344), nad) „Anordnung, Beweisführung und Schreibart 





*) d. i. ber Plan mit Areiseinteilung; derjenige ohne biefelbe zählte 
nur 106 Artitel, 
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vor Steins Urteil feine Gnade”. [Perk folgt dabei den Worten 
in Steins Tagebuch S. 436 „ein verworrenes, ſophiſtiſches, 
ſchlecht ftilifiertes Machwerk“.] Tiefer Bericht klingt um fo felt- 
ſamer, als ja Berk die 11 Punkte biefer zweiten Denkichrift, 
wenn auch fälſchlich, ſchon unterm 24. Februar ohne ein der- 
artiges Urteil mitgeteilt hatte. 

Damit ging die Kaiferepifode nach langem unwiderbring⸗ 
lichen Zeitverluft zu Ende, und man hätte folglich mit dem An- 
fange des März das fo oft und fo verhängnisvoll unterbrodene 
Verfaſſungswerk wieder aufnehmen können, wären nicht neue 
Hemmniffe dazwifchen getreten. 


XXXIX. Beue Bemmniffe, Württemberg, 
Bapvlevn. 


Parallel mit der Kaiferepifode hatte ſich ein ſcharfer Streit 
mit Württemberg entwidelt. 

Wir Hatten gejehen, daß auf Grund der 12 Artikel, der 
Konvention vom 21. Oftober 1814 und dem Münfterfhen Votum 
vom gleichen Tage (f. ob. S. 209, 232) Stein in Bezug auf die 
Herſtellung freifinniger landſtändiſcher Verfafjungen die glän- 
jendften einmütigen Verſprechungen der Kleinftaaten kraft ihrer 
Note vom 16. November erlangt hatte. Wie täuſchend und Hohl 
ſich diefe Verjprehungen auch fpäterhin mit äußerft wenigen 
Ausnahmen erwieſen: zur Zeit übten fie die Wirkung, daß jie 
bie ſüddeutſchen Mittelftaaten nach diefer Richtung hin nicht ruhen 
liegen. Denn dieſe wollten fi) in Betreff ihrer inneren Ein— 
richtungen nichts durch den Bund und deſſen Verfaffung vor— 
ſchreiben ober aufnötigen laffen, weil dies, wie fie meinten, ihrer 
Souveränität zumider war. Sie zeigten ſich daher befliffen, 
etwaigen zwingenden Beſchlüſſen biefer Art von feiten de Wiener 
Kongreſſes zuvorzufommen. Überdies hofften fie, duch die Ein- 
führung wirklicher oder fcheinbarer Freiheit in ben Einzelftaaten 
das Sehnen und Streben nad Einheit in Deutſchland zu ers 
ftiden. 

So hatte denn zunächſt Baden ſchon am 1. Dezember 1814 
eine Verfaflung verfprochen, die im weſentlichen mit den Ver- 
heißungen der Heinftaatlihen Note von 16. November überein- 
tam (f. Klüber 1, 100 f.). Dann folgte Bayern in gleicher 
Weiſe mittels einer Inftruftion vom 10. Dezember. Und end» 
lich aud) Württemberg am 11. Januar 1815. Wie leicht man 
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den Einheitögedanfen durch ein foldes Vorgehen entfräften zu 
Tonnen hoffte, geht ſchon daraus hervor, daß Württemberg glei 
mit dem folgenden Tage, dem 12. Januar, die Beſchränkung des 
Bunbeszwedes auf die Sicherheit gegen außen wenigftens Ruß: 
land gegenüber befürmwortete. 

Auch ging Württemberg in der Landesverfaſſungsfrage, 
während biefe in Baden und Bayern nur Iangfamen Fortgang 
hatte, am rafcheften vor. Schon um die Mitte des Februar war 
die Verfaſſungskommiſſion mit der Verfaſſungsurkunde fertig, die 
octroyiert d. h. dem danach zu berufenden Landtage verkündet 
und fofort von bemfelben beſchworen werben follte. Demgemäß 
wurde biefer erfte Landtag ohne weiteres Zögern auf den 15. Mär; 
nad Stuttgart einberufen. Gleichzeitig ergingen, unterm 19. je 
bruar, zwei jehr anmaßliche Schreiben bes württembergiſchen 
Miniſters des Innern (Klüber 4, 4 und 4, 6), voller Mißachtung 
gegen das deutſche Comit& und damit beſonders gegen Oſterreich, 
Preußen und Hannover*). 

Gegen dieſes Vorgehen remonftrierten zunächſt, am 24. Fe 
bruar, die Bevollmächtigten ber ehemaligen unmittelbaren Reihe 
ritterſchaft (Hornftein, Degenfeld, Zobel, Rüdt). In dieſem 
Proteſt, der ſich nicht bei Klüber befindet, ward namentlich be: 
dauert, daß „bes Königs von Württemberg Majeftät entichlofien 
ſcheine, den einmal ſich vorgefegten Plan feit zu verfolgen“; 
fobann gebeten: „daß alle desfallfigen Maßregeln auf einen Zeit- 
punkt mögen verfchoben werden, wo bie zu erwartenden liberalen 
Grundfäge des hiefigen hohen Kongreſſes ausgeſprochen find und 
in Thätigkeit können gefegt werden“; und enblidy erklärt: der 
württembergiſche Erbabel könne „unmöglich fein eigenes Tode: 
urteil jelbft unterſchreiben“. 

Daran ſchloſſen ſich zwei Protefte des Geheimerats von Gärt: 
ner als „Bevollmächtigten vieler fürftlicher und gräflicher Häufer“, 


*) Dos erfte Schreiben ift bei Klüber lüdenhaft; nach der Hanbigrift 
im Berliner Archiv muß es dafelbjt (S. 5) heißen: „fei zunächſt die Ber: 
ſammlung zu konſtituieren und ihr die von Er. Maj. feftgejegte Ber: 
faflungsurfunbe erſt zu publizieren”; am Schlufle aber (8. 6): „er: 
gebenden präjubizierliien Folgen.“ 
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vom 27. Februar und 5. März. Beide befinden ſich bei Klüber I. 
Sf 4 S. 1 und © 3. 

An demſelben 5. März erfolgte nun auch ein Proteſt des 
Fürften Hardenberg, ber fi zunächſt ebenfalls gegen die über: 
eilte Berufung ber Landesrepräfentanten richtete. Wir teilen dies 
anfcheinend ungedrudte Aktenftüd nah dem Berliner Archiv 
(Nr. 125. Reclamations ete. Cour de Württemberg) hier mit. 


Hardenberg an den Wiürttembergifchen Staat3: und Konferenz: 
minifter Herrn Grafen von Wintingerobe Excellenz. 
Wien, den 5. März 1815. 

„Der Unterzeichnete fieht fi) veranlaßt dem — das leb—⸗ 
bafte Intereſſe zu bezeugen, mit welchem fein höchſter Hof es 
vernommen, daß bed Königs von Württemberg Majeftät ſich ent= 
ſchloſſen haben, Ihrem Königreich eine angemefjene Verfaſſung 
und ſtändiſche Repräfentation zu geben. 

Der Unterzeichnete kann aber nicht umhin, den Heren Grafen 
von Wingingerode Exc. auf den Umftand aufmerkfam zu maden, 
daß wenn zufolge der ergangenen Königlich Württembergipen Con- 
vocationen die ftändifchen Repräfentanten dieſes Königreichs wirklich 
bereit8 am 15. März db. 3. zur Annahme der entworfenen Ver— 
faſſungsurkunde verfammelt werden jollen, bei diefer nicht mehr auf 
diejenigen allgemeinen Grundfäge werde Rüdficht genommen werben 
können, zu deren Aufftellung an dem hiefigen Kongreß noch 
Württemberg jelber mitwirken wird, und welche insbefondere die 
Mediatifierten und ehemals Reichsunmittelbaren betreffen. 

Der Unterzeichnete glaubt daher, dem — anheimgeben zu 
müffen, es bei be3 Königs von Württemberg Majeftät durch ihren 
Vortrag gefällig dahin einzuleiten, daß die Zufammenkunft ber 
dortigen ftändifchen Repräfentanten, in Erwartung ber weiteren 
Refultate des hiefigen Kongrefies, noch etwas hinausgeſetzt werde, 
wozu fich leicht ein ſchicklicher Vorwand wird finden laſſen, in- 
dem e3 Seiner Majeftät nicht darauf ankommen bürfte, nachdem 
die Sache mehrere Jahre geruht, diefelbe, zumal gerade in dem 
jetzigen Zeitpunft, zu beeilen. 

Der Unterzeichnete benugt 2c. Hardenberg.” 
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Tas war indes nur bie eine Seite der Angelegenheit. Durch 
die anmaßliche Haltung der beiden württembergifchen Refkripte 
fühlten fi die Bevollmächtigten Oſterreichs, Preußens und Han: 
novers in hohem Grabe entrüftet und zu einer energiſchen Zu: 
rüdweifung fraft einer identiſchen Note aufgelegt. Am 7. Mär 
erhielt Fürft Hardenberg ein Schreiben der beiden hannoverſchen 
Bevollmächtigten, Graf Münfter und Graf Hardenberg, worin 
diefelben darauf drangen, daß die Unverſchämtheit des württem⸗ 
bergifchen Miniſters des Innern nit mit Stillſchweigen über: 
gangen werben bürfe (da8 Schreiben ift gedrudt bei Kfüber 6, 
613 ff.). Inzwiſchen hatte ſchon am Tage zuvor, am 6. Mär, 
Humboldt im Einverftändnis mit dem Fürften Hardenberg eine 
Note an Württemberg in jenem Sinne entworfen, und ebenio 
ein Begleitſchreiben an Metternih, um deſſen Zuftimmung zu 
dieſer Note zu erlangen. Die Expedition gefchah ohne Zweifel 
am 7. März. Abſchrift von biefem Schreiben und diefer Note 
wurden auch fofort, nach Eingang des hannoverſchen Schreibens 
vom 7., an die hannoverfchen Bevollmächtigten überjandt, bie 
nun ihrerfeit3 am 9. dafür ein Dankſchreiben an Fürft Haren: 
berg erließen, in dem fie ſich bereit erklärten, eine ähnliche Rote 
an Württemberg zu überſenden, fobald fie von der Überteichung 
der preußifchen Note benachrichtigt fein würden. Diefe hanne- 
verſche Erwiderung ift ebenfalls bei Klüber (a. a. O.) gebrudt. 
Die preußifhe Note und das Begleitfchreiben an Metternid) find 
ungedrudt; auch hatten diefelben, wie wir gleich ſehen werben, 
feine Folgen. Da fie aber ſicher vielen, und zunächſt ben öfter 
reichiſchen und den hannoverfhen Diplomaten, zur Kenntnis ge: 
langten, alfo einen Eindrud auf die Stimmungen in weiteren 
Kreifen ausübten: fo mögen fie hier eine Stelle finden; um jo 
mehr als fie an fi, in Bezug auf die damalige Haltung Würt 
tembergs und ala Elaborate eines geiftig fo eminent hervorragenden 
Staatsmannes wie Humboldt, von nicht geririgem Intereſſe find. 

1. Schreiben der Preußifhen Bevollmächtigten an den Fürften 
Metternich. 

Wien, den 6. März 1815. 

„E. werben unitreitig die von dem Württembergiſchen Minifter 
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de3 Innern Graf von Reiſchach an die Fürften von Hohenlohe: 
Langenburg und Hohenlohe-Jagftberg erlaſſenen Reffripte ihrem 
ganzen Inhalte nad) befannt fein. Die Unterzeichneten glauben 
und fie ſchmeicheln fi, E. hierin übereinftimmend mit ſich zu 
finden, daß es unmöglich ift, die darin über die Arbeiten bes 
deutfchen Comites, in einem Tone ben man ſich bisher bei Be 
urteilung großer Mächte nicht leicht erlaubt hat, aufgeftellte Be- 
hauptungen ungerügt zu laſſen .... Fährt der König von Würt: 
temberg, wie er e3 denn bei dem Stillfehweigen der großen Höfe 
unfehlbar thun wird, in dem Sinne jener Pidcen fort, jo müßte 
Öfterreih und Preußen entweder lau in Abſicht auf die Sache 
(0. 5. die deutſche Verfaffung und die Erwartungen Deutſchlands 
deshalb), ober ſchwach gegen den fich bei derjelben ergebenden 
Widerſpruch erfcheinen. Beides aber kann nur von den nach— 
teiligften Folgen fein... . Der Iebhafteften Überzeugung der 
Unterzeihneten nad, müflen daher Öfterreih und Preußen jegt 
entweder glei ganz von ihrem bisherigen Vorhaben zurüd- 
treten, oder nicht dulden, daß ihr Unternehmen entftellt, ge: 
ringgefhägt und als längſt von der Hand gemielen vorgeftellt 
werde, fondern mit eitigfeit auf dem angefangenen Wege fort: 
gehen. 

In diefem Sinne haben die Unterzeichneten ben anliegenden 
Entwurf zu einer Note an die Wiener Kongrekbevollmächtigten 
abgefaßt ..... Sollten nun E. mit der Faſſung der Note ein: 
verftanden fein, jo erfuchen die Unterzeichneten Sie, diefelbe im 
Concept gefälligft mitzuzeichnen, und ſodann unverzüglich abgehen 
zu laſſen. Sobald E. Meinung über dieſen Gegenftand den 
Unterzeichneten befannt fein wird, werben fie auch von den Kl. 
bayerifchen und hannoverfchen Höfen zu erfahren fuchen, ob die 
jelben an biefem Schritte gleihen Anteil zu nehmen geneigt fein 
dürften.” i 

2. Entwurf zur preußifhen Note an Württemberg, Wien 
den 6. März 1815, dem Fürften Metternich am 7. März vor: 
gelegt. 

„An die Kgl. Württembergifchen Kongrep-Bevollmächtigten. 

„Die unterzeichneten Königl. Preuß. Bevollmächtigten haben 
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zwei unter dem 19. Februar an die Füriten Hohenlohe-Langen- 
burg und Jagftburg erlafiene Reffripte des Königl. Württem- 
bergiichen Miniſters des Innern zu Gefichte bekommen, deren 
Inhalt fie veranlaßt hat, diefelben dem Könige, ihrem Kern, 
vorzulegen und Se. Kgl. Maj. haben den Unterzeichneten ben 
ausdrüclichen Befehl erteilt, Ihren Ercellenzen den Kgl. Württem: 
bergifchen Herren Kongreß-Bevollmächtigten folgende officiele und 
im Einverftändnis mit dem Kaiſerlich Oſterr. u. f. f. abgefaßte 
Eröffnung zu machen. 

Abgejehen von dem eigentlichen Gegenftande der eben er: 
wähnten Refkripte, über welche der Kgl. Preußiſche Hof fi für 
jegt alles Urteils enthält, hat dasjenige, was darin über ben [sic] 
Kongreß:Comite für die deutſchen Verfaffungsangelegenheiten eben: 
fo willkuürlich als unrichtig behauptet wird, S. Maj. auf eine 
höchſt unangenehme Weiſe befremdet. Der Concipient jener 
Schreiben feheint in dem Tone, melden er ſich erlaubt, gänzlich 
vergeſſen zu haben, daß biefe [sic] Comit& eine Vereinigung der im 
Namen ihrer Souveräne fprechenden Bevollmächtigten war, und 
glei auffallend ift e8, wie über ben Zweck und Gegenftand des 
Comite3 Vorausfegungen gemacht werden, weldhe in offenbarem 
Widerſpruch ſowohl mit den Protofollen desſelben als mit dem 
Inhalte mehrerer, nachher ſelbſt durch die öffentlichen Blätter be 
kannt gewordener Noten einiger der Höfe des Comites felbft 
ſtehen. 

Es war einer der wichtigſten Geſichtspunkte, dieſer Ver— 
ſammlung, durch verfaſſungsmäßige und daher für feinen Sow 
verän welcher fühlt, daß die wahre Regentenkraft nur gewinnt, 
indem fie fih felbft freiwillig gejegmäßige Schranken beftimmt, 
beleibigende Mittel jedem deutſchen Unterthan Sicherheit gegen 
mögliche Bedrückung zu verfchaffen, und durch die Aufitellung 
fonftitutioneler Formen die durch bie Gemaltthaten ber legten 
Jahre aufgeregten Gemüter zu beruhigen. Es wiberfpricht daher 
felbft den Grundlagen der Arbeiten des Comités, wenn in ben 
Kgl. Württembergiihen Neffripten aller und jeder Einfluß bei: 
felben auf die innere Verfaſſung der deutihen Staaten abge 
leugnet wird; und ſchwer begreift man, wie darin hat gejagt 
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werben können, daß alles, was auf einen ſolchen Einfluß abzwede, 
von der Hand gewiejen worden find. Es ift zwar nur zu wahr, daß 
der Kgl. Württembergifche Hof wirklich jede Gelegenheit ergriffen 
hat, einen folgen Einfluß zu entfernen, daß er auch immer geftrebt 
hat, die übrigen deutſchen Fürften mehr in ein vom Bunde 
abhängiges, als zu demſelben frei mitwirkendes Verhältnis zu 
bringen, und daß er ſowohl dadurch als auch geradezu eine Idee 
de3 Bundes aufgeftellt hat, mach welcher derfelbe eigentlich nur 
eine Vereinigung der königlichen, vermittelft ber Kreisverfaſſung 
durch die übrigen Fürjten verftärften Staaten würde. Allein 
feiner der anderen vier Höfe hat jemals dieſe Anficht geteilt; alle 
haben diejelbe vielmehr verfchiedentlich beftritten, und wenn aud 
fie allerding3 in der Anwendung mehrerer Grundfäge von ein 
ander in ihren Meinungen abwichen, jo ſtimmten fie doc immer 
in der Überzeugung von ber doppelten Notwendigteit überein, 
den außer bem Comité befindlichen Fürften ihren gebührenben 
Anteil am Bunde zu gewähren, und ben Zwed der inneren 
Sicherſtellung der Rechte nicht von der Verfaſſung auszuschließen. 
Ihre Abficht war, und ift offenbar, die Unabhängigfeit Deutſch- 
lands au, außer der phyfifchen Macht, noch durd die moraliſche 
Stärke der Anhänglickeit zu ſichern, welche eine an allgemeine 
nationelle Verfaffung gemwöhnte Nation, wie die deutſche, auch 
jegt wieder für eine folhe, ihrem Charakter und dem Geifte 
der Zeit angemefjene Verfaſſung unfehlbar gewinnen wird. Bei 
biefer Lage der Sache ift es nun wohl einleuchtend, daß der einzelne 
Widerſpruch des Kgl. Württembergifchen Hofes zwar für diefen von 
erheblichen Folgen, allein für das Gelingen oder Miklingen einer 
der wichtigften, von allen großen beutjchen Höfen beftimmt beab⸗ 
fiteten, und von England und Rußland ernſtlich begünftigten 
Angelegenheit keineswegs entſcheidend fein könnte. 

Eine zweite höchſt befremdende Auffaſſung iſt es, daß der 
Pariſer Friedensſchluß die einzige Nichtihnur des Comités ſei. 
Die übrigen in demfelben vereinigten Höfe, welche nicht in dem 
Fall find, andere Vorfchriften, noch Belehrungen anzunehmen, 
haben dies auf feine Weife je ausgeſprochen. Die Richtſchnur 
des Comites war und ift der Wille der ihn bildenden Höfe, und 
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diefer Wille ift nur durch den Zweck, den fie fich vorfegen, bie 
Natur des Gegenftandes und bie Rechte ber deutichen Staaten 
bedingt. Eine andere Richtſchnur können deutſche Fürften, wenn 
fie über deutſche Verfafiung ratjchlagen, nicht anerfennen. Die 
Beſtimmung bes Parifer Friedens war bloß auf Frankreich be: 
rechnet, das mit Recht verlangen Konnte zu willen, melde poli: 
tiſche Geftalt das ihm benachbarte Deutſchland annehmen würde. 

Einmiſchungen zwiſchen Herrn und Unterthanen, wie in den oft 
erwähnten Kgl. Württembergiichen Neffripten gejagt wirb, find 
fehr weit von ben Abfichten ber Höfe entfernt, melden das Wohl 
Deutſchlands zu ſehr am Herzen Liegt, um nicht ihr erſtes Augen 
merk darauf zu richten, die Bande zwiſchen Landesherrn und 
Unterthanen immer fefter und fefter zu Tnüpfen. Allein mit 
diefem Namen der Einmifhung kann derjenige gefeßmäßige Ein: 
fluß nicht belegt werden, welden eine freiwillig angenommene 
Verfaffung ausübt, und welder den Württembergiſchen Staaten 
zu feiner Zeit fremd geweſen ift. Denn nachdem, bei dem 
Aufhören des Rheiniſchen Bundes, S. Maj. laut des zu Fulda 
abgeſchloſſenen Alianztraktats, welchem Preußen kurz nachher 
beitrat, von allem fremden Tonftitutionelen Bande frei murde, 
ftellte der eben erwähnte Staatsvertrag die Kgl. Württembergiihen 
Souveränitätgrechte unter die Gewährleiſtung derjenigen politischen 
ZVerhältniffe, welche eine Folge der für die Herftellung und Side: 
rung der Unabhängigkeit und Freiheit Deutſchlands zu treffen: 
ben Einrichtungen fein würden. Ohne daher auf den gleihials 
unleugbaren Grundfag zurüdzugehen, daß weder das Yufhörm 
de3 Deutichen Reiches noch der Machtſpruch eines fremden Sor - 
veräng diejenigen Bande aufzulöfen vermochte, welche ehemals 
zwiſchen beutfchen Fürften und ihren Ständen vorhanden waren, 
und die namentlich in Württemberg unter der Garantie Sr. Kıl. 
Preußiſchen Maj. fanden, ift der Einfluß der in Deutichland her: 
zuftellenden Verfaffung aud auf die inneren Verhältniſſe Würt: 
temberg3 auch traftatenmäßig begründet. 

Indem die Kgl. Preußiſche Regierung ſich ſelbſt ſchuldig 
war, bie württembergiſcherſeits über ben deutſchen Comits auf: 
geftellten irrigen Behauptungen zu berichtigen, und nicht zus 
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geben, daß die öffentliche Meinung durch Entftellung der auf 
allfeitige Schägung ber Rechte, und äußere und innere Freiheit 
gerichteten liberalen Abfichten der vornehmften deutſchen Höfe 
irregeleitet werde, können S. Kgl. Maj. von Preußen nicht um— 
hin, Se. Maj. den König von Württemberg noch einmal, in 
Gemäßheit der Note vom 5. hujus darauf aufmerffam zu machen, 
nicht durch einfeitiges Vorgehen mit Einführung einer ſtändiſchen 
Verfaſſung Kollifionen hervorzubringen, die nicht anders als von 
den nadjteiligften Folgen fein können, da Se. Maj. auf feinerlei 
Weiſe von dem im volltommenften Einverftändnis mit S. Maj. 
dem Kaiſer von Oſterreich eingeichlagenen Wege dem gefränften 
Recht Ihren höchſten Schuß angebeihen zu laſſen, weder abweichen 
können noch werden. Die Unterzeichneten müflen fogar ange: 
legentlich wünfchen, die Rüdäußerungen des Kgl. Württembergifchen 
Hofes über den Zwed und die Natur der künftigen deutſchen Ver: 
faſſung unummunden zu vernehnten, weil es von der bringendften 
Notwendigkeit ift, vor dem Erfcheinen württembergiicher Vevoll- 
mächtigten bei dem gegenwärtig wieber unmittelbar, und zwar 
nunmehr mit allen Fürften gemeinſchaftlich vorzunehmenden Be: 
ratungen beftimmt zu willen, daß diefe Bevollmächtigten mit 
Inftruftionen verjehen find, welche dem Unternehmen einen gün- 
ftigen Erfolg zuſichern, und ein folder bei gänzlicher Verfchieden: 
heit ber Grundideeen auf feine Weife zu erreichen fteht. 

Die Unterzeichneten erfuchen bie Kgl. Württembergiichen 
Herren Kongreß:Bevollmächtigten, die gegenwärtige Note zur un— 
mittelbaren Kenntnis Sr. Maj. des Königs, Ihres Herrn, zu 
bringen, und benugen mit Vergnügen dieſe Gelegenheit; Ihren . 
Excellenzen die Verfiherung ihrer aufrichtigften Hochachtung zu 
erneuern.” 


Die von Hannover ald Signal zu eigenem Vorgehen er: 
wartete Überteihung ber preußifchen Note fand nicht flatt. Hum: 


boldt jelbft machte zu dem Konzept berjelben die Nanbbemerkung: 
Schmidt, Deutſche Berfafjungsfrage. 
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„iſt nicht an Württemberg abgegangen, weil Fürft Metternich 
nie auf die Begleitunganote geantwortet hat. 9.” 

Metternich trägt jedoch hieran Feine Schuld. Denn an eben 
demfelben 7. März traf in Wien bie erfte erfehredende Nachricht 
ein über bie Rückkehr Napoleons von Elba, der am 11. die Kunde 
von feiner Landung in Frankreich folgte. Dadurch wurde natüir- 
li, wie alle andern Fragen, fo auch bie Streitepifobe mit Würt- 
temberg plöglic abgebrochen und allmählich der Vergeſſenheit 
übergeben. Alles galt in dieſer brennenden Gefahr der energifchen 
Vorbereitung des neuen Kampfes mit dem Ufurpator. 





XL. Wiederaufnahme und Abfıhluk des 
Deutfchen Berfaffungsiverkes, 


Nachdem ber jo unerwartete Incidenzfall der Rückkehr Na= 
poleond die nächſten vierzehn Tage alle Kräfte der Diplomatie 
in Anfprud genommen hatte, machte ſich doch allfeit3 bie Mei- 
nung geltend, daß e3 zwedmäßig fein birfte, ehe ber neue Krieg 
mit dem Abenteurer aufgenommen werde, mit den wichtigſten 
Fragen, und namentlich auch in ber Deutichen Verfafiungsfrage, 
zu endgültigen Reſultaten zu gelangen. 

Stein war ber Anfiht, es genüge, einige allgemeine Grunds 
fäge der Verfaflung aufzuftellen und zu verkünden, die Entwid- 
lung derſelben aber ber künftigen Bunbesverfammlung anheim- 
zugeben. Hardenberg wollte ſogar anfangs die Angelegenheit bis 
nad dem Kriege vertagt wiſſen. Dies durfte indes bedenklich 
erſcheinen. Denn wenn auch an dem definitiven Siege über Napos 
leon nicht gezweifelt werben konnte, jo war es doch ſehr frag- 
lid, ob man nad) der definitiven Bejeitigung aller Napoleonifchen 
Gefahren, und damit aller Beforgnifie für die Erhaltung ber 
ftaatlichen Sondereriftenz, bei den Klein- und Mittelftaaten noch 
mehr würde erreichen können als eine ganz lodere Allianz, wie 
fie Metternich anfangs ins Auge gefaßt, und wie fie Württem- 
berg jeit dem 12. Januar empfohlen hatte. Humboldt war, 
während Metternich ſich lau verhielt, für ein rafches und rüftiges 
Vorgehen, um Deutfhlands Zukunft vor der neuen Waffenkriſis 
wenigftend im großen und ganzen unter Dad und Fach zu brin⸗ 
gen; und ihm jchloß fi) alsbald Hardenberg an, ſowie auch 
Münfter. 

Gleiher Meinung waren — nicht die Mittelftaaten, die es 
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vorzogen zu lavieren und ſich abjeit3 zu halten, wohl aber die 
Kleinftaaten, aus Scheu vor ben Eventualitäten des neuen Euro: 
päifhen Krieges. 

Daher drang denn am 22. März eine neue Note der „ver: 
einigten Fürften und freien Städte” bei Öfterreich und Preußen, 
unter Bereiterflärung zu „angemeſſener Militärleiftung“ und unter 
Berufung auf den „ganzen Inhalt” der Noten vom 16. Novem- 
ber und 2. Februar, auf fchleunige Grundlegung ber deutſchen 
Verfaffung*). Der Badenſche und der großh. Heſſiſche Bevol- 
mãchtigte verweigerten bie Unterfhrift. Der Führer der Depu⸗ 
tation bei Überreihung der Note am folgenden Tage, Pleſſen, 
fondierte noch einmal Metternich und Hardenberg in betreff der 
Kaiſerwürde; ber erftere erklärte, die Annahme fei nicht möglich, 
weil namentlich Bayern und Preußen dagegen feien; Harbenberg 
erflärte unummunden, ein „gehörig ſtarkes“ Katjertum ſei für 
Preußens Unabhängigkeit nachteilig, ein „ſchwaches hingegen un: 
nütz“ (Verb ©. 387). Die preußiſche Antwort, von Humbolbts 
Hand entworfen, datiert vom 29. März (ſ. Klüber 1, 4, 48 ff.) 
ftimmte dem Wunfche der Kleinftaaten vollkommen bei; dasſelbe 
that eine öfterreichiiche Note, die, infofern fie mit der preußiſchen 
„völlig gleichlautend” war, die Annahme des Humboldtſchen Ent: 
wurfes von feiten Metternich vorausſetzt. Am gleichen Tage 
erging auch eine -preußifche Note an bie Bevollmächtigten von 
Baden und Großherzogtum Heffen, infofern fie ber Note ber 
„Vereinigten Fürften“ nicht zugeftimmt hatten, und bie Folge 
war, daß Tags darauf, am 30. März, wenigftens ber Heſſiſche 
Bevollmächtigte nachträglich feinen Beitritt erklärte. Eine fernere 
Preußiſche Note erging am 31. März an die Bevollmächtigten von 
Bayern, Hannover und Württemberg; in allen war die Gr 
klärung enthalten, daß das Verlangen ber vereinigten Fürften, 
„Deutſchland wegen feiner Zukunft durch eine fefte Verfaſſung zu 
beruhigen“, ein gerechtes jei; es müßten fofort in gemeinjamer 
Beratung wenigfteng bie wefentlichften Grundlagen feftgeftellt werben. 


*) Sie fteht bei Klüber 1, 4, 43 ff. Die Varianten im Berliner Arhiv 
find geringfügig; namentlich fehlt Hier bad „einftimmig” in 3. 4. 
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Nur vereinzelte und ſchwache Stimmen außerhalb der maß— 
gebenden Kreife traten noch für die Kaiferivee ein. So am 
22. März ein Memoire, unterzeichnet von ben beiden Bevoll- 
mädhtigten de3 Burggrafen ber ehemaligen Reihsburg Fried— 
berg, Grafen von Weitfalen, nämlich): von dem Grafen v. Degen- 
feld, öſterreichiſchem Generalmajor, und Freiheren v. Hornftein, 
öfterreichifchem wirklichen Geheimrate; ſowie von den beiden Be: 
vollmäctigten der Fränkiſchen Reichsritterſchaft, nämlich: von dem 
Freihern von Zobel und Freiheren Rudt von Collenberg. Da 
das Memoire meines Wiſſens nicht gebrudt ift, ſchalte ich e3 hier 
ein, nad dem Original im Berliner Archiv, und mit genauer 
Wiedergabe der gebrauchten Orthographie. 


„Memoire 

Die neue unerwartete Ereigniffe, welche dem teutſchen Vater 
land mit grofen neuen Opfern aller Art drohen, nöthigen die ges 
horſamſt Unterzeichnete zu nachfolgender ehrerbietigfter Vorftellung. 

Ihrer und ihrer Committenten Eifer und Patriotismus für 
die Sache der Gerechtigkeit und des Vaterland ift unbegrenzt; 
Allein ihre Kräfte find geſchwächt und die Ungewißheit ihrer Ver- 
hältnifje brüdt fie ganz zu Boden. 

Sollte diefer neue unglüdjelige Krieg wirklich ausbrechen, 
jo würde diefe Ungemwisheit der Verhältniffe fie zernichten und 
alle die feyerlichen Verfiherungen von Wieberherftelung der geſez⸗ 
lichen teutſchen Freyheit, an die fie bisher jo vertrauensvoll ges 
glaubt haben, würden alsdann für ihre künftige Exiſtenz zu fpät 
kommen. 

Sie fehen fi daher veranlaft, bey Einem hohen Congreß 
in dem gegenwärtigen gefahroollen und omminofen Augenblid die 
wiederholte dringendfte Bitte zu erneuern: 

daß fie und das teutfche Vaterland durch einen zu be 
ftimmenden teutfhen Kaifer gerettet, daß fein Ruhm, 
feine Kräfte, feine Gefege in ihm vereinigt werben mög- 
ten, daß ein allgemeines Tribunal zur handhabung biefer 
Geſetze unter Kaiferlicher Vollziehungs-Gewalt angeorb: 
net, gemäfigte Regierungs-Grunbfäze in ben teutfchen 
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Souverainitäten aufgeſtellt und Gerechtigkeit die Unter- 
drückten in Schutz nehmen möge. 

Nur auf dieſe Weiſe wird Teutſchland vor einer fremden 
Eroberungs⸗Sucht geſichert und geſchickt ſeyn die ihm drohende 
große Opfer von neuem zu bringen, wobey der immediate Reichs— 
Adel ſich durch zuvorfommende Willfährigkeit und Eifer von neuem 
auszeichnen wird. 

Indem die Unterzeichneten biejes feyerlich zu verfihern die 
Ehre haben, ergreifen fie u. j. w. 

Wien den 22. Maerz 1815. 

Freiherr v. Hornftein 

Graf v. Degenfeld 

Freiherr Zobel zu Darmftadt 
Freiherr v. Rüdt von Collenberg.” 

Anderfeits trug auch „wieberholt” unterm 4. April 1815 *) 
der Bevollmächtigte Gärtner, Geheimrat und Bevollmächtigter 
des größten Teils der durch den Rheinbund unterbrüdten Deut- 
ſchen Reichsſtände, die Bitte vor: „ben Rechtszuſtand von 1806 
wiederherzuftellen und in deſſen Gefolge auch feinen Herren Kom— 
mittenten einen verhältnismäßigen Anteil an der Repräfentation 
des Deutfchen Vaterlandes wieder zu gewähren!” Wir enthalten 
ung ber Wiedergabe. 

Mande fürftlide Bevollmächtigte und ihre Vollmachtgeber 
verzweifeln an ber Deutſchen Gegenwart und jegten all ihre Hoff: 
nungen für Deutſchlands Zukunft ſchon damals mit Vertrauen 
auf Preußen. So Gersborff und fein Vollmachtgeber, der nun: 
mehrige Großherzog von Sadjfen-Weimar, Karl Auguft. Hatte 
diefer doch ſchon den teilnehmendften Eifer für den Fürftenbund 
Friedrichs des Großen, wenn auch minder für den Norddeutſchen 
Bund unter Friedrih Wilhelm III, an den Tag gelegt. Am 
7. April, am Tage nad) ber Verkündung der Annahme der groß- 
berzoglichen Würde überfandte Gersborff an Humbolbt**) folgen- 
des Schreiben nebſt Beilage: 

*) Der 14. im Berliner Driginal ift ein Verfehen, wie der Vermerk 
pr. 6, April 1815 beweiſt. 

H Rach Treitſchte 1, 694 an Hardenberg. 
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„Am 7. April 1815 fruh Morgens. 
Indem ich mir die Freiheit nehme, Em. Excellenz einige Ge— 
danken niebergeichrieben zur Prüfung überfenbe, welche auf Deutiche 
Angelegenheiten Bezug haben, bitte ich gehorfamft mich dabei bloß 
als einen Deutichen zu betrachten. 

Aber weſentlich dünkt mir, daß Preußen, wenn es nicht 
gehen follte mit einer Konföderation aller Staaten, den geftern 
-geäußerten Gedanken des Abſchluſſes uniformer Verträge mit Ein- 
zelnen ausführte. So würde vielleicht der Keim zu etwas Tüch- 
tigem gelegt, und man hätte den Vorteil, daß, während man ſich 
zur Verteibigung gegen außen fehr füglich mit allen Deutfchen 
Staaten und Mächten alliieren könnte, man fih nit mit fol- 
Gen zu konföderieren braudte, deren Machtverhältnis, Sinn 
und Tendenz nun einmal dem Geifte eines konföderativen Staates, 
der nicht die Rolle des Oberhauptes in der Konföberation zu 
fpielen berufen ift, entgegengefegt zu fein fcheint. 

So verbürbe man fi) nicht die Konföberation, indem man, 
fie aus fi fträubenden Elementen zufammenfügend, ihrem Geifte 
durch demfelben fremdartige Forınen zumiderhandelte, ihrer Halt- 
barkeit durch eine der Idee der Architektonik widerſprechende 
Bauart Eintrag thäte; und indem man fo, von ihrem Zweck fi 
entfernend, auch ihren Wert verringerte, würde man ſich nicht 
in die Notwendigkeit verjegen, ein Proviforium zu gründen, 
welches in einem peremtorifchen Zuſtand nicht etwa aus feinen 
Keimen erwachſen kann, fondern welches notwendig erft zer- 
fört werben müßte, damit das Tüchtige gebeihe. 

Schlöſſe man dagegen jegt mit Helen, Medlenburg u. ſ. w., 
mit ben Herzogtümern Sachſen, mit Schwarzburg, mit Reuß p. p. 
einzelne uniforme Verträge ab, welche 1. Beſitz und Rechte 
der einzelnen Staaten garantierten; 2. landftänbifche Verfaflungen 
im Sinn der Note vom 16. November begründeten, wovon 
Preußen die Garantien übernähme; 3. von feiten der Heinen 
Staaten das Verſprechen enthielten unabhängiger Rechtspflege 
durch eine dritte Inftanz, welche die Heineren Staaten zufammen: 
tretend gemeinfchaftlich bilden können, und wovon Preußen die 
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Garantien der Fortdauer übernähme; 4. wegen des Anſchluſſes 
in militäriſcher Hinſicht Beſtimmungen enthielten oder vorbereite- 
ten, welche bie weſentlichen landesherrlichen Rechte aufrecht er: 
hielten und dabei eine nützliche Uniformität und Verbindung der 
Heinen Kontingente mit der preußiichen Armee möglich machten 
— fo glaube ich, hätte man zweierlei erreicht, was bauern 
kann, und was an ſich und eben jegt für die fleinen Staaten 
von befonderem Intereſſe ift. Einmal: Man hätte ihnen Bejig 
und Rechte garantiert, ihrem Verhältnis zu dem mächtigen Staate 
aber Klarheit und Beſtimmung, dem notwendigen Einfluß des⸗ 
jelben Form und fomit Maß und Ziel gegeben. Zweitens: 
Es wäre ber Keim zu einem Föberativverbande in Deutſchland 
gelegt worden, der das Prinzip und die Kraft der Entwidelung 
und des Gebeihens in fih hätte, nicht aber ben Keim des Ver- 
derbens jchon bei dem erften Entſtehen im Bufen trüge. 

Für die herzoglich ſächſiſchen Staaten möchte e3 mit Gotha 
Schwierigkeiten haben, wobei jedod eine feite Sprache und Be— 
währung von Ernſt im Wollen von feiten Preußens bald zum 
Ziele führen könnte. Dann wäre e3 auch gut und läge in ber 
Sade, die Idee mit dem gemeinjhaftlihen Appellationsgericht 
der Herzöge von Sachen, wogegen Gotha ſich firäubt, behaup⸗ 
tend, es bebürfe nicht dreier Inftanzen, praktiſch zu machen. 

Verzeihen mir Ew. Excellenz zweierlei — einmal die Hand» 
ſchrift — dann die Schrift überhaupt, und haben Sie die Güte, 
alles, was ich hier ſchreibe, dem Feuer zu übergeben. Ich habe 
es fürerft nur vertraulich und ohne Auftrag, doch nicht im 
Widerſpruche mit meinem Fürften, ſchreiben Fönnen. 

Gehorfamit 
Gersdorff.“ 
(Tazu folgende Beilage.) 


I 
„Was auch möglich fein könne für Deutſchland zu thun 
— ob es gelinge, allen feinen Teilen Verbindung zu geben 
oder nur einigen: jo feheint mir doch Folgendes weſentlich zu 
jein in jedem beider Fälle; denn einen von beiden fehe ih — 
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um nicht zu verzweifeln — als wirklich mit Ernſt durchzu— 
führen [an]. 

Erftens: In allen fi) verbindenden Staaten werben land- 
ſtändiſche Verfaffungen mit denjenigen Rechten, melde bie Note 
der fürftlichen Bevollmächtigten vom 16. November 1814 aus- 
ſpricht, eingeführt, ihre Urkunden in den Bundesarchiven nieder 
gelegt und fie unter bie Garantie der Verbinbung geftellt. 

Zweitens: In jedem der ſich verbindenden Staaten wird 
eine unabhängige Rechtspflege hergeftellt, welche ſich durch bie 
Organifationen dreier Inftanzen ausſpricht. Kleine Staaten 
(zumal wenn bie in ihnen regierenden Häufer einer und berjelben 
Dynaſtie angehören) formieren die dritte und legte Ins 
ftanz gemeinſchaftlich, bei welder Grundſatz ift, daß Präfident 
und Richter, ohne auf vorhergegangenes fürmliches Verfahren 
gegründete Urteil und Recht nicht abgefegt, nod in ihren Ge— 
halten verkürzt werben Fönnen. 

Drittens: Es befteht ein Bundesgericht zu Schlitung ber 
Streitigkeiten zwiſchen Staat und Staat, Fürft und Fürft (salva 
der Austrägalinftanz) nad) Redt. 

Viertens: Wie die Militärverfaflung im Bunde Einheit 
und Kraft erhalten könne, ohne weſentliche landesherrliche Rechte 
zu beeinträchtigen, bleibt künftigen organifhen Gejegen überlafjen 
zu beftimmen. 

I. 

Ob es nicht beifer fei, ſich mit Bayern] ꝛc. nur zu alliieren, 
nicht zu konföderieren — dagegen durch Konföderation 
Plreußen’3] mit den Heinen Staaten Norddeutſchlands, wenngleich 
der Name Konföberation nicht genannt würde, ein für Deutich- 
lands Zukunft heilfames Verhältnis fo vorzubereiten? 

Nicht ohme Beziehung auf den Inhalt derjenigen Beſprechung, 
melde ich mit Em. €. heute früh*) über deutſche Angelegenheiten 
zu haben die Ehre hatte, lege ih — bloß ala Deutſcher — 
— einige Gedanken Bin. 


*) Diefe Auffäge find alfo am 6, April gefärieben, ber voranftehende 
Brief am 7. 
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Je mehr ic) denke, um fo mehr fürchte id}, daß jegt aus 
Deutſchland — dies Volksgebiet in feinem ganzen Umfang 
genommen — etwas Tüchtiges nicht werden könne, und ih 
gehe weiter, behauptend, daß, weil ber Grund meiner Zweifel in 
der lichten Erkenntnis der Unadäquatheit der Mittel zum Zwed, 
der Discrepanz der Elemente zum Sinn der Schöpfung enthalten 
ift, [e8] befler gethan fei, das undankbare Werk eines Verjuhs 
mit dem Unmöglichen beſſer nicht zu beginnen. Zu Deutſch: 
Der Sinn, welchen Bfayern] ꝛc. durchblicken laſſen, der Grund, 
warum fie bloß eine Verbindung zur Verteidigung gegen außen 
wollen, ift wohl evident; und mit alfo Gejinnten ift es befier, 
ſich nit in ein Verhältnis zu fegen, welches den Namen eine 
Bundes nicht zu führen vermag, ohne feinem Wefen Eintrag 
zu thun. Denn allerdings wefentlich fcheint mir der Unterſchied 
zwiſchen einer Allianz und einem Bunde, einer Konföberation 
zu fein. 

Wenn die erfte zwiſchen unabhängigen Staaten, ohne durch 
organifche Vorrichtungen ihrem Rechtsverhältnis Garantie zu geben, 
Verträge zu vorübergehenden Zwecken ftiftet: fo ift die Abſicht, 
ift der Geift und Sinn der legteren, wenn mich nicht alles 
täuſcht, zwiſchen mehreren Staaten eine Einheit dauernd und 
durch Organifation von Rechtsinſtituten zu begründen, fie aus 
dem Zuftand bloß coeriftierender, nur durch Macht oder nad 
Umftänden aufeinander influierender, Iedigli nach wechſelnden 
Interefien der Politif in Berührung kommender Staaten, in eine 
Gefamtheit zu bilden, in einen Staatenftaat zu formieren. 
Es liegt wohl unmittelbar in dem Begriff eines ſolchen, dab er 
das genaue Analogon eines einzelnen Staates infofern fei, als 
in ihm ſich Verhältniſſe und Bedürfniſſe wiederholen, melde not: 
wendig in jenem ftattfinden. Verhältniffe der Individuen im 
Staat zu einander und der Staaten im Staatenftaate gegen: 
feitig find ſich gleih, uud als Bedürfnis für beide zeigt fih 
teils die Geſetzgebung teils, zu Handhabung biefer, bie 
Obrigkeit. Für die Obrigfeit aber ift der nötige Grab von 
Macht, um das Gefeg des Ganzen gegen jeden Einzelnen ober 
gegen mehrere Widerftrebende geltend machen zu können, unent: 
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behrlich. Bei der Schwierigkeit nun, welche in einer Konföderation 
mehterer Staaten hinſichtlich der Ausſtattung der ihnen doch 
unentbehrlichen Obrigkeit mit der nötigen Macht ſtattfindet, 
indem — ohne ſich ſelbſt aufzugeben, welches doch dem Zweck 
widerſprechen würde — kein einzelner Staat ſo viel zu dieſer 
nötigen Dotation von feiner Macht abgeben kann, als hinreicht, 
ein taugliches Ganzes von Centralgewalt zu ftiften, ift es erfor- 
derlich, daß einer unter ben Bundesftaaten in fich ſelbſt dieſe 
erforderliche Macht befige. So wird er jedem einzelnen und zu: 
gleih mehreren der Konföberativftanten imponierend gegenüber- 
treten fönnen, wenn fie dem Gelege des Bundes den Gehoriam 
weigern wollten; er jelbft aber wird nicht der Gefamtheit aller 
Konföderativftaaten deſpotiſch entgegentreten können, aus dem 
einfachen Grunde, weil wir nicht in Utopien leben, fondern in 
der Mitte der Europäifhen Staatenrepublif eriftieren. 

Nah dem einfahen Verhältnis diefes Gejeges der Wedhiel- 
wirkung muß fih das eigentümliche Leben einer Konföberation, 
eines Staatenftaates entwideln, und einmal richtig eingeführt 
und organifch begründet fiher fortführen. 

Deutſchland — wenn mir von der Gegenwart ausgehen 
wollen und gegen Revolutionen, welche das Oberfte zu unterft 
Tehren und leicht nach 25 Jahren mit einem Golbatenfaifer en 
digen, den gehörigen gefunden Abſcheu hegen — Deutichland, 
im Ideal jeiner Wiedergeftaltung gedacht, kann nur einen 
folden Staatenftaat bilden, für melden die Namen Reich 
oder Bund — fowie für beffen vertragsmäßiges Haupt: 
Kaiſer, Beſchützer, Bundesvorftand oder wie fonft — nur ver= 
ſchiedene Augdrüde für einen und benjelben notwendigen Be: 
griff fein würden. 

Doch felbit zu diefem Ideal vermag Deutichland nicht — 
jegt wenigftens gewiß nicht — zu fommen. Im Süben haupt: 
ſächlich, im Norden zum Teil, liegen die Henunungen diefer Aus: 
bildung. 

Mein es fragt fih: Sol Deutſchland aud zum Teil zu 
gar nicht? Vernünftigem kommen? Soll nicht, was da kann, ge 
ſchehen? Und follen nicht eben in ber Morgenröte eines verhäng- 
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nisvollen Tages die Keime begünftigt werben, damit fie vielleiht 
am Abend Früchte tragen? 

Mlerdings ſcheint es, fann, recht behandelt, klug mena⸗ 
giert, jetzt viel geſchehen, ob es zwar nur teilweiſe möglich it; 
dennoch viel, weil es den Anfang begründen kann, nad) rid: 
tigen Verhältniffen, zu einer Evolution von politifchen Ge: 
ftaltungen in Deutichland, deren — allerdings ung ewiſſes, aber 
mögliches Ende die Erreihung jenes Ideals bes politiichen 
Zuftandes Deutfcher Nation wäre, ihrer Formation in den kräf⸗ 
tigen, gegen außen und in fich ſelbſt abgefchlofienen Organismus 
eined Staatenftaates, welder nun nad; Belieben Reich oder 
Bund zu nennen wäre. 

Im Norden find die Elemente zur Geftaltung einer tüctigen 
KRonföderation gegeben. Liberalität in den Marimen, Schnelig 
feit in Wahl der notwendigften Mittel können — felbit wenn 
der Name der Sache für jegt vielleicht beſſer nicht ausgeſprochen 
würde — bie Bafis zu einem Gebäude bilden, weldes, zuerit 
aus Preußen und den mindermäctigen Staaten Deutſchlands im 
Norden formiert, ſpäter und unter Umftänden ohne Revolution, 
durch wahre zeitgemäße Reformation und Hinzugewinnung 
mehrerer Konföderierten, zu einem Gebäude für ganz Deuticland 
erwachſen könnte, unter deſſen ehrwürdigen und feften Wölbungen 
ſpäte Nachkommen die Ruhe finden und der Selbftftändigteit ge 
nießen könnten, für deren Abweſenheit bie Gegenwart büben 
muß ꝰ). 

Glersdorfff.“ 


Inzwiſchen hatten die Vorarbeiten, um von ſeiten Preußens 
und Oeſterreichs für die gemeinſame Beratung einen abgekürzten 
Verfaſſungsentwurf vorzulegen, ſchon ihren Anfang genommen, 
und damit begann der Schlußakt des Verfaſſungswerkes. Auf 
dieſen Schlußakt beziehen ſich im Berliner Archiv Rep. VI die 
hier zu verwendenden Fascikeln Nr. 80—87. 








*) [pgl. die Ideen Süvern’3 o. S. 215 Anm.] 
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Humboldt war ſchon am 23. März, wie Hardenberg der 
Deputation der Kleinftaaten erklärte, damit beihäftigt, einen „ge: 
drängten Auszug feines Verfafjungsentwurfs zu machen“. Diefer 
Auszug ift wohl das Schriftitüd, das ſich im Berliner Archiv 
Nr. 81 als urfprünglicher Preußiſcher Entwurf (nämlich 
für diefen Schlußaft der Verhandlungen) vorfindet; dasſelbe weicht 
nur wenig von dem gleich anzuführenden erften Aprilentwurf ab. 
Der Vermerk „remis & I'Autriche“ will wohl nur jo viel jagen, 
daß diefer Auszug in feiner definitiven Redaktion an Metternich 
überfandt wurde, d. h. in feiner Geftalt als erfter Aprilent- 
wurf. Diejer ift mit anderen enthalten in Nr. 80 in der Serie, 
die den Titel führt: „Differentes minutes des plans Prussiens 
et Autrichiens changes et modifi6s successivement.* 

Da dieſe ſchließlichen abgekürzten Preußif—hen und Üfter- 
reichiſchen Entwürfe zum Bundesvertrag, die auch in andere Serien 
hineingreifen, noch keineswegs ihrem Terte und ihrer Wechfel- 
wirkung nad vollftändig befannt find — namentlich fehlen 
gerade die beiden wichtigften bei Klüber*), und find auch 
weber bei Per nod bei Treitichfe u. U. erwähnt —, und da 
nicht intereffanter ift, als einen Einblid zu gewinnen in die Art 
und Weife, wie in ihnen allmählich alles noch Feſte und Starke 
gelodert und vermäflert wurde: jo halte ich es fir angezeigt, 
wenigſtens die harakteriftifchen Unterſchiede zwiſchen ihnen hervor- 
zuheben. Das Dentwürdigfte ift, daß Hardenberg in Weberein- 
ftimmung mit Humboldt augenfällig im Beginn dieſes Schluß- 
altes darauf ausging, die Parität Oſterreichs und Preußens in 
der Leitung des Bundes, bie er im Juli 1814 fo beharrlih 
gegen Steins Andrang zu Frankfurt a. M. feftgehalten, im Oktober 
dagegen feinem Freunde Metternich gegenüber fo nachgiebig preis- 
gegeben hatte, nunmehr doch noch zu erlangen. Im Folgenden 
werden wir bie verſchiedenen Entwürfe diefer Zeitſpanne ohne 
Rückſicht auf den Fundort lediglich nach der Zeitfolge numerieren. 

I. Vorläufiger Preußiſcher Entwurf in 14 Artifeln, 


*) Ic brauche hiernach Taum zu bemerken, daß die ſummariſche Über: 
fit der Entwürfe bei Klüber 2, 298 ff. von 7 an inkorrekt if. 
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B. N. Nr. 80, nachweisbar vom Anfang April, da er mit 
dem bei Klüber 1, 4, 104 fj. identiſch iſt. Es ift offenbar bie 
definitive Redaktion des erften Preußifchen Entwurfs, auf die bas 
„remis & l’Autriche“ zu beziehen ift. Es ift daher weſentlich 
ein Auszug aus Humboldts Dezemberentwürfen oder den Ent: 
mwidelungen der 12 Artitel, einiges ift nad) dem Oſterreichiſchen 
Degemberentwurf, der die Mittelfiaaten durch die Loderheit 
des Bundes, die Kleinftanten durch Gleichheit der Rechte zu 
gewinnen bedacht war, abgeſchwächt. Jedoch behielt, im Gegen: 
jag zu jenem, der Preußiſche Entwurf im $ 3 neben der Bundes 
verfammlung einen Bollziehungsrat als erfte Kammer, und 
im $ 7 das Bundesgericht bei. Andererſeits blieben die im 
Oſterreichiſchen Degemberentwurf verzeichneten Vorrechte Oſterreichs: 
der „Vorfig“, die „Aufficht über bie materielle Leitung der Ge: 
ſchäfte“, das Entſcheidungsrecht bei Stimmengleichheit und die 
einzig permanente Etellung in dem Ausſchuß für das Auswärtige, 
vollftändig unberührt, die Frage ber oberften Leitung al eine 
offene, welche als ſolche die vollfommene Gleichſtellung der beiden 
Großmädte, die Parität oder, wie man es damals genannt zu 
haben fcheint, die Paraliifierung (f. Baumbah 7. Januar im 
Anhang), fei es als Zweierdirektorium oder in irgend einer an— 
deren Form, zuließ. 

Der $ 7 über das Bundesgericht hatte folgenden Wort: 
laut: „Für die Fälle (d. 5. die Streitigkeiten der Mitglieder 
des Bundes), fowie für jede andere verfafjungsmäßige 
Befchwerbeführung bei dem Bunde, ordnet derſelbe ſich ein 
Bundesgericht bei, an deſſen Beſetzung alle Mitglieder verhält: 
nismäßigen Anteil nehmen.” 

Auch den 8 9 über die Landftände und die Unterthanen: 
echte, der ebenfalls fein Mark noch weſentlich bewahrte, gebe ih 
‚vollftändig wieder. Cr lautet nad dem Berliner Archiv (die 
gleihgültigen Abweichungen bei Klüber laſſe ih unberührt) allo: 
„In allen Deutſchen Staaten wird die beftehende landſtändiſche 
Verfaſſung erhalten, oder eine neue eingeführt, damit ben Land⸗ 
ftänden das Recht der Bewilligung neuer Steuern, ber 
Beratung über Landesgejege, welche Eigentum oder perfün- 
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liche Freiheit betreffen, der Befchwerdeführung über bemerlte 
Vermaltungsmißbräude, und die Vertretung ber Berfaffung 
und ber aus ihr berfließenben Rechte Einzelner zuftehe*). Die 
einmal verfaffungamäßig beftimmten Rechte der Landftände**) wer- 
den unter den Schuß und die Garantie des Bundes geftellt. 
Allen Einwohnern zum Deutſchen Bunde gehöriger Provinzen 
wird von den Mitglievern des Bundes, durch die künftige 
Urkunde besfelben, das nur durch die allgemeine Pflicht der 
Landesverteibigung ***) beſchränkte Recht der Auswanderung 
in einen anderen Deutſchen Staat, des Webertritts in fremde 
Deutſche Civil- und Militärdienfte, und ber Bildung 
auf fremden Teutiden Lehranftalten}), jowie unge— 
fränktet}) NeligionsübungundPreßfreiheitzugeihertt-F})- 
Diefe ſchließt aber keineswegs die Verantwortlichteit der Verfafler, 
Zerleger ober Druder, ſowohl gegen den Staat als gegen Privat- 
leute, und zwedmäßige polizeiliche Auffiht*F) auf periobifhe und 
Flugſchriften nit aus. Die Rechte der Schriftfteller und Ver- 
leger*}F) werben durch ein allgemeines Gefeß gegen ben Nachdruck 
geſichert.“ 

Endlich die Beſtimmung im $ 11 über die katholiſche 
Kirche ift neu; fie fehlt ſowohl im öſterreichiſchen Dezember: 
entwurf, wie im urſprünglichen preußiihen Entwurf, und geht 
dahin: „Die katholifhe Kirhe*+FF) in Deutſchland wird 





*) Der Öfterr. Dez.Entwurf Hatte fih mit der nichtsfagenden Phraſe 
begnügt: den Landftänden „werben in Hinficht der Steuern und ber all« 
gemeinen Zanbesanftalten beſondere Rechte eingeräumt". 

**) Im urfprünglihen Preuß. Entwurf Nr. 80 hieß es: „Die jetzt 
vorhandenen ober noch einzuführenden landft. Verfafjungen“. 
*e+) Bei Klüber „Bundesverteibigung“ (). 
+) Bei Klüber „Univerfitäten”, 
+4) Bei Alüber „uneingefchräntte“. 
+rr) In dem urfprünglih Preuß. Entwurf hieß ed: „Religiond- 
übung und auf Verantwortlichkeit gegründete und mit zweckmäßiger polizeis 
licher Auffiht auf die Herausgabe periodiſcher Schriften verbundene Preß ⸗ 
freiheit". Dafür fehlt das oben Folgende. 

*+) Bei Klüber „Anftalten” (1). 

H Bei Kluber „Schriftfteller gegen den Nachdruck“ (1) 
*H4) Bei Alüber „Religion”. 
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unter ber Garantie des Bundes eine fo viel al3 möglich gleich⸗ 
förmige, zufammenhängende und die zur Beftreitung ihrer Bedürf: 
niſſe notwendigen Mittel fihernde*) Verfafjung erhalten.“ 

(Bert 4, ©. 424) ſtizziert den Inhalt diefes Entwurfs, aber 
ohne der Hauptſache, des Fehlens aller Beftimmungen über die 
oberfte Leitung, gewahr zu werden. Nach ihm (S. 415) fand 
derfelbe „wegen feines ſchwankenden Ausdrucks wenig Beifall“ 
— ein Urteil, das faum einen Sinn hat, wenn damit eben nidt 
die Ungemwißheit über die Oberleitung gemeint ift. Daß er, 
wie Perg ferner jagt (S. 425), „nicht zur Beratung gelangte“, 
iſt infofern nicht zu bezweifeln, als Metternich, dem er natürlich 
zugeftellt war, und der ſich auch ſicher Darüber gelegentlich münd- 
lich äußerte, es noch nicht für geraten erachtete, feinerfeits durch 
eine ausfchlaggebende Initiative einzugreifen. Infolgedeſſen be 
ſchäftigten ſich die Preußiſchen Bevollmächtigten inzwiſchen mit 
deſſen Umarbeitung. Daraus ging hervor: 

II. Aufs neue durchgeſehener und veränderter preußi⸗ 
ſcher Entwurf, B. A. Nr. 80, vom 22. April 1815 datiert. Cr 


fehlt bei Klüber und wird auch bei Werg nicht erwähnt. Ohne 
Zweifel” gelangte er nicht ala neuer Entwurf, ſondern als neue 
Redaktion des Entwurfes I zur Kenntnis des Oſterreichiſchen Ka: 
binette3, übte jedoch, wegen ber grundſätzlichen Paſſivität Metter- 
nichs, auch feinerfeits Feine antreibende Wirkung aus. Zwar 
ſprach am 24. April Stein mit Metternich, um ihn zu thätigem 
Eingreifen und raſchem Abſchluß zu bewegen, „damit das Voll 
beruhigt werde“; aber er erhielt von ihm nur den delphiſchen 
Drafelfprud: „Der Bund werde zuftande kommen“ (Pertz S. 415). 
[Genauer nad Steins Tagebuh a. a. D. ©. 450 „fie — die 
deutſchen Angelegenheiten würden zuftande kommen“.] Da der 
IL. Entwurf weſentlich mit dem III. übereinftimmt, fo begnügen 
wir und mit ber Hervorhebung weniger Punkte. Die Zahl ber 
14 Paragraphen wurde beibehalten, aber manches in benjelben 
weiter und ſchärfer ausgeführt. Gleihwie in I war von irgend 
welchen Vorrechten Oſterreichs vor Preußen nicht die Rede, die 





*) Die Worte „und bie — ſichernde“ fehlen bei Klüber. 
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Zweiteilung von Bundesverfammlung und Rat blieb beftehen, 
die Beltimmungen über das Bundesgericht wurden noch mehr 
präcifiert. Was aber das Wichtigfte war: 

Der Paragraph über die Landftände erhielt gleich zu An— 
fang ein höchſt bebeutfames Einfchiebfel, indem es nunmehr hieß: 
„In allen Deutſchen Staaten wird bie beftehende Verfafjung er- 
halten ober eine neue dergeftalt zu organifierende, daß alle 
Klafjen der Staatsbürger daran teilnehmen, eingeführt.” 
Dann folgt die Aufzählung der Iandftändifchen Rechte wie im 
I. Entwurf: „damit — beftehe”. Im weiteren Verlauf find die 
entbehrlihen Worte „duch die fünftige Urkunde desſelben“ ge- 
ſtrichen. Ferner heißt es bei den Unterthanenrechten mit Über 
gehung der Religiongübung: „Lehranftalten, ſowie angemefjene 
Preßfreiheit, welche letztere aber keineswegs — Flugſchriften aus— 
ſchließt. Die Rechte — geſichert.“ Daran ſchließt fi der Zufag: 
„Die drei Hriftlichen Religionsparteien genießen in allen 
Deutſchen Staaten gleiche Rechte, und den Bekennern de3 jüdi- 
ſchen Glaubens werben, infofern fie fi der Leiftung aller Bür— 
gerpflichten unterziehen, die denſelben entſprechenden Rechte ein- 
geräumt, welche, unabhängig von allen religiöfen Beziehungen 
und von politifhem Einfluß und Wirkſamkeit in Staatzämtern 
(als welche Punkte der Beftimmung ber befonderen Verfaſſungen 
vorbehalten bleiben), den übrigen Bürgern zuftehen*).“ 

Der Paragraph über die katholiſche Kirche erhielt den 
Zufag: „Die Rechte der evangelifchen gehören in jedem Staate 
zur Landesverfaffung und werben als ein Teil diefer am Bunde, 
mo &3 nötig ift, vertreten.“ 

Da trog der Mahnungen Steins Metternih noch immer 
nicht auf eigene Verhandlungen fich einließ, fo beſchäftigte man 
preußifcherfeitö ſich mit weiteren Verbeflerungen von II, und dar: 
aus ging hervor: 

II. Aufs neue durdgefehener und veränderter 
Preußiſcher Entwurf, B. A. Nr. 80, vom 30. April 1815 datiert; 
dem Fürften Metternich übergeben am 1. Mai 1815, gebrudt bei 


*) Der Öfterr. Dez.:Entwvurf Hatte nur „Duldung ber Juben” verheißen. 
Sqhmidt, Deutfe Berfaffungdfrage. 9 
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Klüber 2, 298 ff. Der Tert der wiederum beibehaltenen 14 
Paragraphen ftimmt weientlid mit IL überein. Bon Üfterreidi: 
ſchen Vorreten ijt daher immer noch nicht die Rebe; die „guri 
Kammern” als „Bundesverfammlung“ und „Bundesrat“ find 
beibehälten; ebenfo das Bundesgericht, nicht bloß für Streitig: 
teiten der Bundesglieder, ſondern aud für „Verlegung ber Bun- 
desverfaſſung ober aus derfelben herfließender Rechte”, falls die 
in der Landesverfaflung liegenden Mittel der Entjcheidung er: 
ſchöpft find. Auch blieb der trügerifhe Paflus über die Gleid- 
heit ber Bunbeöglieder, der dem Oſterreichiſchen Dezember-Plan 
nachgebildet war, mit Recht weg. 

Der 8 5 über das Militärwefen, worauf wir nachher eben: 
falls zurückkommen müſſen, lautete wie früher und wie nament: 
lid) ſchon im Entwurf I (j. Klüber 1, 4, 108), aljo: „Die Ber: 
einigung ber Streitkräfte des Bundes geſchieht durch die Stellung 
angemefiener Kontingente. Wenn biefe nicht ſtark genug find, 
um für fi eine Heeresabteilung zu bilden, jo werben fie an 
eine der Heere der größeren Kriegsmächte Deutſchlands, unter 
der Oberaufjiht und Leitung des Bundes und vermitteljt einer 
zwedmäßigen Organifation, angeſchloſſen.“ Der Oſterreichiſche 
Degember-Entwurf hatte nur beftimmt, daß innerhalb der Staaten 
einer Kollektivſtimme „ber Größere das Kontingent des Kleineren 
vertragsmäßig übernehmen könne“ (j. Klüber 2, 3). 

Der Paragraph über die Landftände hat diejelbe Faſſung 
wie in II. Namentlid) ift der durchgreifende Paſſus über die 
Teilnahme „aller Klafjen der Staatsbürger” und über des 
Minimum der landftändifchen Rechte: „In allen Deutſchen Staaten 
— zuſtehe“ unverändert. Am Schluſſe aber heißt es in betreif 
der Juden nicht „Rechte eingeräumt“, wie in IL, jondern „Bür- 
gerrechte eingeräumt”, und das folgende ift als entbehrlich ge: 
ſtrichen. 

Im Paragraph über die Kirche heißt es nach wie vor: „Die 
katholiſche Kirche in Deutſchland wird unter der Garantie 
des Bundes eine fo viel als möglich gleichförmige, zufammen: 
hängende und die zur Beftreitung ihrer Bedürfniſſe notwendigen 
Mittel fihernde Verfaffung erhalten.” Dagegen ift in dem 
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Zufag über „die Rechte der evanglifhen” der Schluß dahin ge- 
ändert: „und die Erhaltung ihrer auf Friedensſchlüſſen, Grund- 
gejegen oder anderen gültigen Verträgen beruhenden Rechte wird 
dem Schuße des Bundes anvertraut”. 

Da Humboldt im Drange der Umftände genötigt geweſen 
war, um nur dem Rufe nach Schluß entgegenzufommen, fo viele 
wertvolle Beftimmungen feiner beiden mit Stein und Harben- 
berg beratenen Dezember-Entwürfe auszuſcheiden, ſo wurde dem 
nunmehrigen Entwurfe die „Anmerkung“ vorgefegt: „Die preußi- 
ſchen Bevollmächtigten — haben ihre Meinung und die Abfichten 
ihres Hofes über die künftige Deutſche Verfaſſung in zwei aus— 
führlichen, dem Herrn Fürften von Metternich (im Februar) mit- 
geteilten und nit unbefannt gebliebenen Entwürfen bargelegt. 
Sie bleiben dem Inhalt jener früheren Entwürfe noch 
jegt, bis auf unbedeutende Modififationen, getreu. Wenn daher 
Punkte aus dieſen Entwürfen hier übergangen find, fo find 
diefe Auglafjungen nur auf die Notwendigkeit einer furzen und 
leichter zum Ziel führenden Unterhandlung beredinet. Von 
dem Gange diefer Unterhandlungen felbft wird es abhängen, 
ob und inwiefern ſchon der gegenwärtige Vertrag wird eine ihm 
allerdings ſehr zu wünſchende größere Beftimmtheit und Aus- 
führlichkeit erhalten können.” 

Das Begleitſchreiben an Metternich bei Überfendung dieſes 
Entwurfs lautete *): 

„Wien den 1. Vai 1815. 

Die unterzeichneten Königl. Preußifhen Bevollmächtigten 
hatten die Ehre, dem Herrn Fürften von Metternich einen Ent: 
wurf zu dem Deutjchen Bundesvertrage zu übergeben (d. i. Ans 
fang April). Sie haben die feitdem verftrihene Zeit benugt, 
denſelben aufs neue umzuarbeiten, und haben mehrere Artikel 
um fo mehr mit größerer Beftimmtheit faſſen können, als ber 
Wunſch, den Bund wirklich im gegenwärtigen Augenblid zu 
ſchließen, fi) gerade in dieſer Zeit auf das beutlichfte und er- 





*) Berl, Arch. Nr. 82. Es fehlt bei Klüber und wird auch fonft nirgenb, 
fo viel id) meiß, erwähnt. 
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freulichfte unter den hier anweſenden Bevollmächtigten der Deut: 
ſchen Fürften ausgeſprochen hat. 

Die Unterzeichneten erſuchen jetzt Se. Fürftl. Gnaden den 
Herrn F. v. Metternich auf das dringendfte, mit ifnen un: 
verzüglich in die nötige und, bei ber zwiſchen beiden Höfen 
ſchon über diefen Gegenftand herrſchenden Übereinftim: 
mung, gewiß nur kurze Vorberatung über den vorliegenden 
Entwurf einzugehen. Das den vereinten Deutſchen Fürften und 
freien Städten wieberholt gegebene Verſprechen, diefe Angelegen: 
beit vor dem herannahenden Schluß des Kongreſſes zuftande 
zu bringen, wird es gewiß auch Sr. Fürftl. Gnaden dem Herm 
F. v. M. doppelt wünſchenswert machen, jeden Auffchub hierbei 
zu vermeiden. 

Über den in dem Entwurf noch unbeftimmt gelaffenen 
3, Artikel *) behalten fi die Unterzeichneten vor, ©. F. ©. 
bei der mündlichen Beratung ihre weiteren Gebanfen vorzu- 
legen, um durch gegenfeitige Mitteilung zu einer gemeinfamen 
Faflung zu gelangen. 

Die Unterzeichneten benugen diefe Gelegenheit“ u. ſ. w. 


Dies von Hardenberg und Humboldt unterzeichnete Schreiben 
wurde, wie aus den Aften erhellt, wirklich abgefandt. Dennoch, 
vergingen wiederum die nächſten Tage, ohne daß Metternich bie 
Verhandlung mit Preußen eröffnete, jo daß Stein eine neue 
dringende Mahnung von feiten des Kaiſers Alerander betrieb, 
die jedoch nicht zur Ausführung kam, meil Metternich endlich 
am 7. Mai den Beginn der Verhandlung verkündete (Pers 
©. 485 }). 

Die Motive des Verzuges waren, dab Metternich keineswegs 
gewillt war, den Preußifchen Entwurf zur Grundlage zu nehmen. 
Vielmehr jtelte er demfelben einen Oſterreichiſchen entgegen, ben 
er nad dem Mufter feines antipreußiſchen Dezember-Entwurfs 


*) Betreffend bie Drganifierung ber Bunbesverfommlung, Frage ber 
oberften Zeitung u. f. m. 
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von Weſſenberg ausarbeiten ließ, und der fichtlich auf dem Grund» 
fag beruhte: damit Oſterreich ein feites Ganzes jei, muß Deutſch⸗ 
land ein loderes Gefüge bleiben. So entſtand: 

IV. Der Ofterreidifhe Gegenentwurf vom 7. Mai 
1815, in 19 Artikeln. Derfelbe ift mitgeteilt bei Klüber 2, 
308 ff., auf den ich vermeile. Die wichtigeren Punkte find: 
a) „Die Mitglieder des Bundes haben gleiche Rechte, und feiner 
übt eine Herrſchaft über die anderen aus.” b) „Die Bundes: 
verfammlung“ ift eine einige, ohne Vollziehungs- oder Bun= 
desrat; in ihr führen die Bevollmächtigten der Staaten und 
Staatengruppen „15 Stimmen“; barunter bie beiden Heſſen 
zufammen 1 Stimme, ebenfo die herzogl. Sächſ. Häufer 1, Braun- 
ſchweig und Oldenburg zufammen 1, die Nafjauifchen Häufer 
(mit Einfluß Luxemburgs) 1, und Anhalt nur einen geringen 
Bruchteil einer Stimme. „Die erfte Verſammlung beginnt den 
1. September 1815.” c) „Oeſterreich führt den Vorſitz.“ 
„ei paribus entfcheidet Defterreich.” d) „Anorbnungen über 
Errichtung eines Bundesgerihts find in der nächſten Bundes: 
verfammlung zu berichtigen.“ ° (Hierin lag ein ſchwaches Ent- 
gegenfommen gegenüber dem Preußiſchen Entwurf.) e) Felt: 
ftellung der Kontingente der Einzelitaaten und der kleinen 
Staatengruppen, ohne irgend eine Erläuterung. f) „In allen 
Deutfchen Staaten wird die beftehende landſtändiſche Ver— 
faffung und perfönlice Freiheit aufrecht erhalten oder, wo fie 
dermalen nicht vorhanden ift, jetzt eingeführt und unter Schuß 
und Garantie des Bundes geftellt.” (Das war nicht nur no 
viel inhaltsloſer wie im Oſterreichiſchen Dezember-Entwurf, fon- 
dern geradezu gefährlih, da bergeftalt die willkürlichſten Ver— 
faſſungen ben Schutz des Bundes hätten erlangen können.) g) „Die 
Angelegenheiten der katholiſchen Kirche follen mit dem Rö— 
miſchen Hof auf der Verfammlung verhandelt werben.” 
(Das war dem Preußifchen Entwurf gegenüber zugleih ein Ent 
gegenfommen und eine Korrektur durch Hereinziehung bes Rö— 
mifhen Hofes.) h) „Die jüdiſchen Glaubensgenofien bleiben im 
Genuß ber bißher erworbenen Rechte und werden ber Erwerbung 
bürgerlicher Rechte infofern fähig erklärt, als fie fich der Leiftung 


454 Eietemrmmm 0 Zyälss 303 Deutihen Berfaflungswertes. 


auer Brirgerstihten unterziehen.” (Ebenfalls ein Anſchluß an 
den Trengiisen Eutmuri., i» „Unterthanenredhte: 1. freier Veit 
und Erverhir:; von Fiegenihait, ohne in dem fremden Staat 
mehreren Abgaben und Saiten unterworfen zu werben, als bie 
genen Unterthanen. 2. Tas Recht des freien Abzugs aus einem 
Yuntesitaat in den anderen, iniofem die Militärpflichtigkeit er: 
füllt it 3. Freiheit von alen Abzugs- und Erbſchaftsſteuern 
von Ausʒiehenden, inſojern jelbige in einen andern Deutiden 
Bundesitaat übergehen.” (Auch dieſe Beitimmungen bleiben hinter 
dem üferreihiichen Dezember⸗Entwurf zurüd, namentlich, wird 
die „Aufhebung der Leibeigenſchaft“ nicht mehr ermähnt; und 
die wichtigen Beitimmmgen des Preußiſchen Entwurfs: Übertritt 
in fremde Eivil- und Wilitärdienite, Bildung auf fremden Lehr: 
anftalten, Prebfreiheit, werden ebenjall3 völlig ignoriert.) 


In den Verhandlungen zwiſchen Öfterreih und Preußen, 
die nunmehr ftattfanden — fie begannen nad; Perg (S. 426) 
am 8., die Konferenzen am 11. Mai —*), wurde jener Preu: 
Bifhe Entwurf vom 1. Mai und der Oſterreichiſche vom 7. Mai 
zu Grunde gelegt. An der Hand der nachfolgenden, bisher ım: 
befannten neuen Redaktion des Oſterreichiſchen Entwurfes, und 
ber aftenmäßigen Vermerke zu dem Preußifchen Entwurfe, ergeben 
fih, abgefehen von redaktionellen und unweſentlichen Anderungen, 
namentlich folgende Rejultate. 

An den Paragraphen über die „Gleichheit“ der Bunde 
glieder, über Oſterreichs Vorſitz und Stichentſcheidung, und über 
das Einkammerſyſtem hielt Metternich feit. Dagegen lieh er 
zu, daß bie erfte Verjammlung ſchon auf den 1. Auguft 1815 
feftgefegt werde, und daß bie Stimmen der Bundesverſamm- 
lung von 15 auf 20 erhöht wurben, indem nunmehr Kurbeiien 
und Darmftadt je 1 Stimme erhielten, die Herzogl. Saͤchſiſchen 
Häufer zufammen 2, Braunſchweig und Oldenburg je 1, Luxem⸗ 
bung und die übrigen Naſſauiſchen Käufer je I, Anhalt für ih 

in 1. 


*) :Bgl. Eteins Tagebuch, S. 452.) 


_ 
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Einen beſonders lebhaften Kampf haben ſichtlich die Fragen 
der Kontingente, des Bundesgerichts und die landſtän— 
diſchen Verfaſſungen hervorgerufen. An den Preußiſchen Be— 
ſtimmungen nahm Metternich ſo großen Anſtoß, daß er die beiden 
erſten Fragen ganz und in betreff der dritten wenigſtens die 
Nebenfrage der Garantie der landſtändiſchen Verfaſſungen an 
die erſte Bundesverſammlung verwieſen wiſſen wollte. 

In betreff des fo völlig inhaltsleeren Oſterreichiſchen Para- 
graphen über die Landſtände ließ er ſich zu der elaſtiſchen Ein- 
ſchaltung herbei, daß bie neueinzuführenden „auf die Sicher— 
ftellung des Eigentums und der perfönliden Freiheit 
berechnet” fein follten. 

Viel wichtiger aber war, daß ſich die Preußiſchen Bevoll: 
mädhtigten, wie die Korrekturen zum Entwurf III bezeugen, zu 
Modifikationen ihres landſtändiſchen Paragraphen beftimmen ließen, 
die ihm nach erneuter Redaktion folgende Geftalt gaben: „Alle 
Deutſchen Staaten werben eine landſtändiſche Verfaſſung befigen, 
welche fih auf das Recht ber Steuerbewilligung, der Beratung 
über Landesgeſetze, welche Eigentum und perjönliche Freiheit be 
treffen, der Beſchwerdeführung über bemerkte Verwaltungsmiß- 
bräuche, und der Vertretung der Verfaflung und ber aus ihr 
Herfließenden Befugniffe einzelner beziehen fol. Die einmal 
verfafjungsmäßig beftimmten Rechte der Landftände werden unter 
den Schuß und die Garantie des Bundes geftellt.“ Hier ift alfo 
— abgefehen von dem elaſtiſchen Ausbrud „auf das Recht ber 
ziehen“, ftatt „das Recht zuftehen” — vor allem die „Teil: 
nahme aller Klaffen der Staatsbürger” mieder getilgt. Da— 
gegen vervollitändigte man die Unterthanenrechte nach dem Öfter- 
reichiſchen Entwurf, ohne die eigenen aufzugeben, jo daß es nun= 
mehr hieß: „Recht der Auswanderung in einen anderen Deutichen 
Staat mit vollfommener Freiheit von allem Abzugsrecht, 
des Übertritt3” u. ſ. w. Dann nach „Lehranftalten“ die „Frei— 
Heit, Grundeigentum außerhalb des Staats, den fie 
bewohnen, zu erwerben und zu befigen, ohne deshalb 

emden Staate mehr Abgaben als die dortigen 
eigenen Untertanen unterworfen zu jein, fowie ange: 
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meſſene Preßfreiheit“ u. ſ. w. Nah „ausſchließt“ trat nun—⸗ 
mehr bie Änderung ein: „Die Bundesverſammlung wird ſich bet 
ihrer erften Zufammenfunft damit befhäftigen, die Rechte der 
Schriftſteller“ u. |. w. 

Ein eigenes Geſchick Hatte die Beftimmung über die hrift- 
lichen Konfeflionen. Der Preußiihe Entwurf fagte: „Die 
drei chriſtlichen Neligionsparteien genießen in allen Deutjchen 
Staaten gleiche Rechte” Der Oſterreichiſche dagegen: „Die 
Religionsverfchiedenheit der chriſtlichen Glaubensbefenntnifie 
ſoll feinen Unterfdied int Genuß bürgerlicher und politifcher 
Rechte begründen.” Die Folge war, daß Oſterreich dem engeren 
Preußiſchen Entwurf, Preußen dem weiteren Oſterreichiſchen ben 
Vorzug gab. Humboldt machte daher die Anmerkung: „Befler 
im Oſterreichiſchen Entwurf.” 

Der Preußiſche Paſſus über die katholiſche Kirche erhielt 
jegt auf Grund bes Oſterreichiſchen und der Diskuffion folgende 
Änderungen und Zufäge: „Die katholiſche Kirche in Deutihland 
wird, unter der Garantie des Bundes, eine ihre Rechte und 
die zur Beftreitung ihrer Bebürfniffe notwendigen Mittel fihernde 
Verfaſſung erhalten. Die gemeinfamen Anordnungen in 
firglihen Angelegenheiten, jowie die Verhandlungen 
wegen Beftimmung der Verhältniffe der Deutſchen Bis— 
tümer mit dem Römiſchen Hofe, bleiben der Bundesver— 
jammlung (aljo nit den Einzelftaaten) vorbehalten.“ 

V. Auf Grund der Verhandlungen nit Preußen ftellte 
Ofterreid am 13. Mai einen abgeänderten Entwurf auf, 
zu deſſen Beratung nunmehr auch die Hannoverſchen Bevoll- 
mädhtigten eingeladen wurden, auf beren Unterjtügung, troß 
ber liberalen Anwandlungen Müniters, Metternid) rechnen zu 
fönnen glaubte. 

Diefer Entwurf vom 13. Mai ijt der entjcheidende Wende— 
punkt geworben, und dennoch auffallenderweife, fo viel ich weiß, 
völlig unbefannt geblieben. Weder Klüber noch Perg noch 
Treitſchke gedenken desjelben aud nur mit einer Silbe. 

Er findet fih im Berliner Archiv Rep. VI. Nr. - 
dem Titel: „Plan Autrichien présenté par le prince de Metter- 
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nich ä la Prusse et au Hannovre dans la conference du 
13 mai 1815.” Er hat folgenden Wortlaut, der alle kleineren 
und größeren Abmweihungen im Verhältnis zu dem gebrudten 
Sfterreihifchen Entwurf vom 7. Mai, und ebenfo alle genom- 
menen Rüdfihten auf den gedrudten Preußifchen Entwurf vom 
1. Mai erfennen läßt (Klüber 2, 298 fi. und 308 ff.): 

Art. 1. Die Fürften und freien Städte Deutſchlands mit 
Einſchluß Ihrer Majeftäten des Kaiſers von Oſterreich und ber 
Könige von Dänemark, Preußen*) und ber Niederlande für ihre 
Deutfchen Beſitzungen, vereinigen ſich zu einem Bunde, welcher 
der Deutſche Bund heißen wird. 

Art. 2. Der Zwech desſelben ift Erhaltung der Unabhängig- 
feit, der äußeren und inneren Sicherheit, fowie der Integrität 
der Deutſchen Bundesſtaaten. 

Art. 3. Ale Verbündeten genießen, in ihrer Eigenſchaft 
ala Glieder des Bundes, gleiche Rechte, keiner ift befugt, Ober- 
herrihaftsrechte über den andern auszuüben. 

Art. 4. Die Ungelegenheiten des Bundes werben durch 
eine Bundesverfammlung beforgt. Diefe beiteht aus ben Be— 
vollmächtigten nachbenannter Staaten, welche teils einzeln, teils 
kollektive das Stimmrecht ausüben. 

Bei diefer Bundesverfammlung führt Etimme: 


1. Oſterreich 1 11.12. Sl. Sächſ. Häufer 2 
2. Preußen 1 13. Braunfchmweig . 1 
3. Bayern . 1 14. Oldenburg . - 1 
4. Sadjen . 1 15. DieMedlenburg:: Häufer 1 
5. Hannover 1 16. Surembug . . - ı 
6. Württemberg 1 17. Dieäigen fun 
7. Baden . . 1 Säufr . . . 1 
8. Rurladien . 1 18. Anhalt . . . ı 
9. Darmſtadt . . . 1 19. Die übrigen Fürften 
10. Dänemark als Herzog Deutſchlands 1 
v. Holſtein. . . . 1 20. Die freien Städte. . 1 


*) Die zweite Stelle im Gegenfag zu den gebrudten Entwürfen beruht 
wohl nur auf Zufall, 
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Art, 5. Die Bundesverfammlung hat ihren Sig zu Franf- 
furt am Main. 

Die erfte Verfammlung ift auf ben 1. Auguſt 1815 feftgeiett. 

Art. 6. Oſterreich hat bei der Bunbesverfammlung den 
Vorfig. 

Die Stimmenmehrheit entfcheidet. 

Im Falle einer Stimmengleichheit entfcheidet jene des Vor: 
figenden. 

Art. 7. Die Bundesverfammlung wird fi) gleich nad) ihrer 
Eröffnung mit Abfafjung der Grundgejege, mit der inneren Ein: 
richtung des Bundes, mit den Beltimmungen der Kontingente 
und der Militäranftalten überhaupt, ſowie mit den in Hinſicht 
auf die Errichtung eine® Bundesgerichtes und die Garantie 
der landftändifchen Verfaſſungen in ben Deutichen Staaten 
nötigen Anorbnungen befchäftigen. Die Bevollmächtigten der 
Bundesglieder werden nicht augeinandergehen, big fie ihre Arbeit 
über die obbenaunten Gegenftänbe definitiv vollendet haben. 

Art. 8. In allen Deutichen Staaten wird die beitehende 
landſtändiſche Verfaſſung erhalten, oder eine neue, auf bie 
Sicherftellung des Eigentums und ber perfönlichen Freiheit be 
rechnete eingeführt und unter den Schug und die Garantie bes 
Bundes geftellt. 

Art. 9. Bei allen Angelegenheiten, wo Religionsverhältniſſe 
eintreten, wird die vollfommenfte Gleichſtellung der drei chriſt⸗ 
lichen Konfeffionen als unabänderliher Grundfag feftgejegt und 
in ben Ländern und Gebieten des Deutſchen Bundes Tann bie 
Verſchiedenheit der hriftlichen Konfeffionen feinen Unterſchied im 
Genuſſe bürgerlicher und politifher Rechte begründen. Jeder 
Konfeffion wird die ausſchließliche Verwaltung der Gegenftände 
ihres Kultus und Kirchengutes vorbehalten und zugefichert*). 
Die jüdiſchen Glaubensgenoffen bleiben in dem Genuſſe ber bi 
ber in den Deutſchen Ländern erworbenen Rechte, und es werden 


*) Der Paſſus über die katholiſche Kirche in dem Entwurf vom 7. 
Mai ift Hier weggelaſſen, vieleicht nur in der Haft, die fi) auch im Folgenden 
dokumentiert. 
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dieſelben der Erwerbung bürgerlicher Rechte inſofern für fähig 
erklärt, als fie ſich der Leiſtung aller Bürgerpflichten unterziehen. 

Art. 10*). Die durch den Reichsdeputationsſchluß vom 
Jahre 1803 getroffenen Verfügungen in betreff des Schulden- 
weſens, fowie die durch denfelben feftgefegten Penfionen an geift- 
lie und meltlihe Individuen werden von dem Bunde aufrecht 
erhalten und garantiert. 

Ebenſo werden die fo billig und vorteilhaft, als es bie 
Umftände erlauben, zu beftimmenden Rechte der mittelbar gewor: 
denen Reichsſtände unter die Garantie des Bundes geftellt. 

Art. 11. Ale Mitglieder des Bundes verſprechen, ſowohl 
ganz Deutjchland als jeden einzelnen ihrer Mitftände gegen jeden 
Angriff einer auswärtigen Maht in Schug zu nehmen, und 
garantieren ſich gegenfeitig ihre jämtlicen unter dem Bunde be: 
griffenen Beſitzungen. Sie verpflichten ſich ebenfalls, feine Ver- 
bindungen einzugehen, die gegen ben ganzen Bund oder einzelne 
Mitglieber besfelben gerichtet find, oder jenem und diefen un: 
mittelbar oder mittelbar gefährlich werden könnten. Sie maden 
fi) endlich verbindlich, einander unter feinem Vorwand zu be 
friegen oder ihre Streitigkeiten dur; Gewalt beizulegen. 

Die Entiheidung in ftreitigen Fällen über ſtaatsrechtliche 
Verhältniffe ſowohl ber einzelnen Mitglieder zum ganzen Bund, 
wie auch der verſchiedenen Bundesftaaten zu einander, wird der 
Bundesverfammlung vorbehalten. 

Art. 12. Die Verfügungen in Hinfiht auf die Freiheit des 
Verkehrs zwifchen den Deutichen Bundesitaaten und jener der 
Schiffahrt nah den auf dem Kongreß in Wien feitgelegten 
Grundfägen werden in die Grundgefege des Bundes eingetragen 
werben. 


(Dazu) drei nit numerierte Artikel. 
Art. —. Die Fortdauer der auf den Rheinſchiffahrts-Oktroi 
angemiefenen Nenten, die durch den Reichsdeputationsſchluß vom 
25. Februar 1803 getroffenen Verfügungen in betreff bes Schul: 


*) ft überflüffig, da die beiden hier behandelten Punkte in den nicht 
numerierten Artikein wiederkehren. 
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denweſens, ſowie die durch denſelben feſtgeſetzten Penſionen an 
geiſtliche und weltliche Individuen werben von dem Bunde garan⸗ 
tiert. Die Mitglieder der ehemaligen Dom: und freien Reide- 
-ftifter haben die Befugnis, ihre durch ben erwähnten Reichs- 
deputationsſchluß feftgefegten Penfionen ohne Abzug in jedem 
mit dem Deutſchen Bunde in Frieden lebenden Staat verzehren 
zu dürfen. 

Das fürftlihe Haus Thum und Taris bleibt in dem bis: 
herigen Befig und Genuß der Poften in ben freien Stäbten 
Deutſchlands, und e& werden demfelben überdies, in Beziehung 
auf den 13. Artikel des mehrermähnten Reichsdeputationsſchluſſes, 
feine auf Belaffung der Poften oder auf eine angemefjene Ent: 
ſchädigung gegründeten Rechte und Anfprüche gefichert. Dieles 
fol auch ftattfinden, wo die Aufhebung der Poften feit 1803 
gegen den Inhalt des Deputationsſchluſſes bereit3 gefchehen wäre. 

Art. — Den Unterthanen ber Deutſchen Bundesftaaten 
wird von den fouveränen Bundesgliedern gegenfeitig zugeſichert: 
a) Liegenſchaften außerhalb des Staates, den fie bewohnen, zu 
erwerben und zu befigen, ohne beshalb in dem fremden Staate 
mehreren Abgaben und Laften unterworfen zu fein, als deſſen 
eigene Unterthanen; b) das Recht des freien Wegzugs aus einem 
Deutſchen Bundesftaat in den andern, infofern der Auswandernde 
feine Militärpflicht erfüllt hat und ausweiſen fann, daß er in 
dem andern als Unterthan angenommen wird; c) die Freiheit 
von allen Abzugs- und Erbſchaftsſteuern von dem ausziehenden 
Vermögen, infofern es in einen andern Deutihen Staat übergeht. 

Art. —*). Um zugleich die Lage der durch den Rheinbund 
oder"nad) deſſen Errichtung mittelbar gewordenen Reichs 
ftänse, fo viel es die gegenwärtigen Verhältnifie geftatten, zu 
verbeſſern, find die fouveränen Bundesglieder dahin überein ge 
kommen: a) diefe Stände als die erften Standesherren in ihren 
Staaten nach der ihnen gebührenden Rangordnung zu betrachten, 
und b) ihnen allen diejenigen, ihre Perfonen, Familien und Be: 
figungen betreffenden Rechte und Vorzüge zuzuſichern, die mit 


*) Diefer Art. entfprict genau dem $. 14 des öfterr. Dez.- Entwurfs 
(Klüber 2, 4 f. und dem $ 15 des Entwurfs vom 7. Mai, ebenda 2, 312 f.) 


Wiederaufnahme und Abſchluß des Deutſchen Verfaſſungswerles. 461 


den Regierungsrechten der Staaten, welchen fie angehören, ver— 
einbar find. Hierher gehören: 1. Die unbeſchränkte Freiheit, ihren 
Aufenthalt nah Gutdünfen in jedem zum Bunde gehörigen oder 
mit demfelben in Frieden lebenden Staat zu nehmen. 2. Nah 
den Grundfägen der früheren Deutſchen Verfaſſung über ihre 
Güter: und Familienverhältniffe jelbftändig fir ihre Nachlommen- 
ſchaft verbindliche Verfügungen zu treffen*). Die vor Errichtung 
de3 Nheinbundes beftandenen Yamilienverträge werden aufrecht 
erhalten, und es kann ohne Einwilligung fämtlicher Agnaten fein 
neuer erritet werden. 3. Die Ausübung der bürgerlihen und 
peinlihen Gerechtigkeitspflege in erfter Inftanz, fowie auch die 
Ortöpolizei auf ihren ehemaligen unmittelbaren Beſitzungen. 
4. Steuerfreiheit für ihre Perſonen, Schlöfier, Häufer, eingezäunte 
Gärten, Forften und Jagden. 

Die nämlihen Rechte und Vorzüge werden dem ehemaligen 
Reichsadel zugeſichert.“ 


Humboldt unterzog ſofort, ohne Zweifel noch am ſelbigen 
Tage, am 13. Mai, dieſe neue Redaktion des Oſterreichiſchen 
Entwurfs und den Preußiſchen einer vergleichenden ·Kritik, die 
im Berliner Archiv**) ſowohl im Original wie in einer Kopie 
vorhanden ift, die ſelbſt wieder ein paar Randbemerfungen Sum: 


boldt3 trägt. Das Aktenftüd, das. natürlich in erfter Linie für ! 


Hardenberg beftimmt war, lautet: „Die meines Erachtens unum⸗ 
gänglich nötige Beſtimmung, daß die Mitglieder den Bundesbe⸗ 
ſchlüſſen unbedingt Folge leiſten müſſen, kommt im ganzen 
Oſterreichiſchen Plan nicht vor. 

Art. 1 und 2 wird die Beſtimmung „beſtändiger Bund“ 
vermißt. 

Art. 3 würde ich höchſtens für die Bebeftung des An 


*) Statt des nun folgenden Sates hieß es im Degember und am 7. Mai! 


„Ale hierüber feit der Errichtung des Rheinbunbes erlaffenen Verorduungð 
werden außer Wirkung geſetzt.“ 

Xr. 86 „Notes officielles, minute® d'artieles et autres vizeer. d- 
tachees.“ . 
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fangs ftimmen. Oberherrſchaftsrechte laffen fih nicht ein= 
mal vorausſetzen. 

Art. 4—7. In dieſen Artikeln vermiffe ih: 1. ob bie 
Bundesverfammlung beitändig oder vorübergehend vereinigt fein 
fol. Nah Art. 7 foll fie nicht vor Beendigung der Grund- 
geſetze auseinanbergehen. Hiernach fcheint fie daher nicht be— 
ftändig fein zu follen. 2. Ihren Wirkungskreis und ihre Ge- 
malt. 3. Die Mittel, die fie zur Vollftredung ihrer Beſchlüſſe 
anmenbet. 

Die Militäranjtalten und das Bundesgericht fommen 
im ganzen Entwurf nur bier vor. Sie verdienen nicht allein 
eigene Artifel*), fondern die künftige Verfammlung hat au gar 
feine Grundlage zur Beratfhlagung über biefe fo ungemein 
wichtigen Gegenitände. 

Art. 8. Die Landftände bloß auf die Sicherftellung des 
Eigentums und der perfönlichen Freiheit zu beſchränken, fcheint 
mir ein zu enger Begriff. Die Bewilligung der Steuern und 
die Mitberatung bei Gefegen fann um jo weniger entbehrt wer- 
den, als bereit alle Deutichen Fürften, die neuerdings Stände 
eingerichtet haben, dies anerkannt haben und die hier vereinigten 
einen viel weiteren und genügenden Begriff von Landftänden 
feitgejegt haben. Auch über die Zufammenfegung der Stände 
ließe ſich etwas hinzufügen. 

Art. 9. Die ausſchließliche Verwaltung der Kirchengüter 
bloß der Kirche oder ihren Gemeinden zuzufichern, greift zu ſehr 
in die Rechte des Staats ein und kann höchſt nachteilig werben. 
Die Phrafe im 11. Preußischen Artifel ift vorfichtiger und ſchützt 
bie Kirche dennoch. J 

Die Juden fähig zu erklären, iſt wohl fein in einem Staats⸗ 
vertrag paflender Ausdrud. Erklärt man fie für fähig, fo muß 
man auch ihnen die Rechte einräumen, und dann ift es wieder 
ſehr viel, allgemein von den bürgerlichen Rechten zu reden. Die 
Preußiſche Redaktion läßt mehr Freiheit und ift doch beftimmter 

*) Ranbbemerfung von Humbolbt3 Land zur Kopie: „Man will eigene 
Artikel.“ 
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und nützlicher für die Juden. Die Zuſicherung der bisher er— 
worbenen Rechte wird in den Ländern, wo Regierungen nad 
Franzöſiſchen Marimen beftanden haben, viel Widerfpruh und 
jelbft Streit erregen. " 

Ueber den Zufammenhang ber katholiſchen Kirche und bie 
Nechte der evangeliichen, als Kirche, ift im Oſterreichiſchen Ent 
murf gar nichts gejagt. 

Art. 10 fällt weg. 

Art. 11. Die erfte Hälfte ſcheint mir im Preußifchen Ent— 
wurf beftimmter und beſſer. Gegen bie bloße Beibehaltung 
der legteren würde ich nichts haben, da die Beftimmungen des 
6. Preußiſchen Artikels der Tünftigen Beratung vorbehalten 
bleiben können. 

Art. 12 ſcheint mir, da ber Entwurf über viel wichtigere 
Dinge nichts fagt, zu fehr ind Detail gehend und nicht wichtig 
genug. 

Artikel der Mediatifierten. Diefer Artikel ſcheint mir 
nicht genügend: 1. könnte ohne allen Schaden die hier doppelt 
auffallende Erwähnung der fouveränen Fürſten wegbleiben; 
2. find ihre Rechte nicht einmal unter die Garantie des Bundes 
geftellt; 3. ift ihre Landftandfchaft wenigſtens nicht ausdrücklich 
erwähnt; 4. dürfte es beſſer fein, ihre Rechte entweder gar nicht 
einzeln aufzuzählen oder fie vollftändiger und genügender zu be 
ftimmen. Die Wahl des Aufenthaltsort? genießt jeder Bürger, 
die erfte Inftanz hat fast in ganz Deutſchland felbft der mittel: 
bare Abel; 5. die Mebiatifierten und die Reichsritterſchaft völlig 
gleichzufegen, ift gegen die erſten ungerecht, ba nur fie wirklich 
Reichsſtände waren; 6. die Stelle im Preußifchen Artikel, der 
fi auf die durch den Wiener Kongreß angeſchloſſenen Mediati— 
fierten bezieht, wird Preußen ſich auf jeden Fall vorbehalten 
müſſen. 

Art. der Renten u. ſ. f. (im Preuß. Entw. Art. 12). 

1. Das Schuldenweſen müßte wohl näher beſtimmt werben*). 
2. Die Auslaſſung des Suſtentationsweſens und des Biſchofs 


*) Randbemerkung von Humboldt zur Kopie: „außzulajjen”. 
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von Lüttich ift zwar unſchädlich, da der gewählte Ausdrud beides 
unter fich begreift. Aber die Erwähnung würde zur Beruhigung 
dienen. 3. Über die Poſten ift der Preußifche Entwurf gleih 
gerecht und günftiger für das Haus Tarie. 

Art. Die Rechte der Unterthanen (im Preußiſchen 
Entw. Art. 9). 

Sagt fo wenig, daß ich ihn auslaſſen würde. Tas Recht 
in fremde Dienfte zu gehen, auf fremden Univerjitäten zu 
ftudieren, könnte wenigftend binzulommen; und ob es möglid 
iſt, eine Deutſche Verfaſſung zu machen, in welcher gar nicht 
ber Preßfreiheit gedacht wird, möchte ich ſehr bezweifeln. 

Der Preußiſche Entwurf enthält noch drei Artikel: 5, 7,8, 
über das Militärwefen, das Bundesgericht und bie de 
rechtigkeitspflege. Die beiden legten wenigſtens halte id 
für unentbehrlid. Fehlen dieje und bleiben die über bie 
Landftände und bie Rechte ber einzelnen fo wenig befrie: 
digend wie im Öfterreichifchen Entwurf: fo wird der ganze Bun- 
desvertrag die allgemeinen Erwartungen täufchen, alle 
Wirkung verfehlen, ja vielmehr eine nadteilige hervor: 
bringen. Auch kann die YBundesverfammlung diefem Übel 
durch ihre Grundgejege nicht abhelfen, denn find einmal die Baſen 
fo wenig genügend gelegt, jo werben diejenigen Stände, melde 
den Zwang ber Verfaffung fürchten, fi nie naher zu mehr 
bequemen.” 


Auf Grund des Oſterreichiſchen Entwurf vom 13. Mai 
fand nun am folgenden Tage die entfcheidende Konferenz ftatt. 
Das Refultat war, wie e3 im Berliner Archiv (Nr. 80) heißt: 

VI. der „Entwurf des Deutfhen Bundesvertrages 
jo wie er nad) einer mit Fürft Metternih, Baron Weflenberg, 
Graf Münfter und Graf Hardenberg*) gehaltenen Konferenz be 
jcloffen worden war. 14. Mai 1815”. Derjelbe entſprach noch 
nit ganz, aber in allem Wejentlihen bereit3 dem legten end: 


*) Die Preußiſchen Bevollmächtigten Fürft Hardenberg und Humbolt 
find als felöftverftänblice Teilnehmer nicht nambaft gemacht. 
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surf vom 23. Mai. Was an der vollen Identität 
surde in den nächſten Tagen noch nachgeholt. Denn 
im Archiv jagt ausdrücklich: „Wieder umgeändert 
zeſchrieben 17. Mai.” Wir faſſen die Ergebnifie 
17. Mai zufammen. 
ich Tieß es fich gefallen, daß der Bund im Art. 1 
iger“ bezeichnet, und im Art. 3 die Phrafe von 
aftsrechten“ erjegt wurde durch die „gleichmäßige 
“ aller Mitglieder, „die Bundesakte unverbrüchlich 
ferner, daß Art. 4 die Bundesverfammlung als „be 
talifizierte und, gewiſſermaßen als Erfag des Zwei- 
1, beftimmte, daß fie bald als „engerer Ausſchuß“ 
follte, bald als „Plenum“ mittels Erweiterung der 
und Xerteilung bderjelben je nad) der Größe ber 
doch fo, daß jeder mindeftens eine Stimme für fi 
gegen wurden bie Stimmen der engeren Bundesver⸗ 
vieder von 20 _auf_15- herabgebrüdt. Den Stich: 
terreichs bei Stimmengleihheit gab Metternich auf. 
. für die Eröffnung der erften Verfammlung blieb am 
3 der 1. Auguft 1815 beftehen, wurde aber danad) 
September feftgefegt. In Bezug auf Bundesge 
Serehtigfeitspflege drang einigermaßen Humboldt 
legtere erhielt einen eigenen Artikel in Bezug auf 
dritter Inftanz, des Inhalts: „Diejenigen Bundes» 
en Befigungen nicht eine durch die organischen Ge: 
timmende Volkszahl (bei welcher jedoch verwandte 
me und bie freien Städte die ihrigen zuſammenzählen 
fönn..,.__eien, werben fi zur Bildung eines gemeinſchaft- 
lichen oberjten Gerichtes vereinigen.“ Alles Übrige freilich des 
viel bedeutfameren Preußiſchen Paragraphen blieb ausgeſchloſſen. 
Über das Bundesgericht wurde wenigftens in dem darauf folgen- 
den (nicht in einem „eigenen“) Artikel gejagt: Die Bundesver- 
fammlung „orbnet fi ein Bundesgericht bei, an deſſen Be 
jegung alle feine Mitglieder verhältnismäßigen Anteil nehmen. 
Die Gegenftände und den Umfang der Wirkſamkeit desſelben 


beſtimmen die Grundgefege des Bundes.” 
Sqhmidt, Teutihe Terfafiungdfrage. 30 
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von Lüttich ift zwar unſchädlich, da der gewählte Nusbrud beides 
unter ſich begreift. Aber die Erwähnung würde zur Beruhigung 
dienen. 3. Über die Poften ift der Preußiſche Entwurf gleich 
gerecht und günftiger für dag Haus Taris. 

Art. Die Rechte der Unterthanen (im Preußiſchen 
Entw. Art. 9). 

Sagt jo wenig, daß ich ihn auslaſſen würde. Tas Recht 
in fremde Dienfte zu gehen, auf fremden Univerfitäten zu 
ftubieren, könnte wenigftens hinzukommen; und ob es möglid 
iſt, eine Deutſche Verfaflung zu machen, in welcher gar nicht 
ber Preßfreiheit gedacht wird, möchte ich ſehr bezweifeln. 

Der Preußiſche Entwurf enthält noch drei Artikel: 5, 7,8, 
über das Militärwefen, das Bundesgericht und bie Ge 
rechtigkeitspflege. Die beiden legten wenigſtens halte id 
für unentbehrlich. Fehlen dieſe und bleiben die über die 
Landſtände und bie Rechte ber einzelnen fo wenig befrie: 
digend wie im Oſterreichiſchen Entwurf: fo wird der ganze Bun- 
desvertrag die allgemeinen Erwartungen täuſchen, alle 
Wirkung verfehlen, ja vielmehr eine nadteilige hervor: 
bringen. Auch kann die Bundesverfammlung dieſem Übel 
durch ihre Grundgefege nicht abhelfen, denn find einmal die Bafen 
fo wenig genügend gelegt, jo werben diejenigen Stände, melde 
den Zwang der Verfaflung fürchten, fi nie nachher zu mehr 
bequemen.” 


Auf Grund des Oſterreichiſchen Entwurfs vom 13. Mai 
fand nun am folgenden Tage die entjcheidende Konferenz ftatt. 
Das Refultat war, wie e8 im Berliner Archiv (Nr. 80) heißt: 

VI. der „Entwurf des Deutſchen Bundesvertrages 
fo wie er nad) einer mit Fürft Metternih, Baron Wefjenberg, 
Grof Münfter und Graf Hardenberg*) gehaltenen Konferenz be 
ſchloſſen worden war. 14. Mai 1815”. Derfelbe entſprach noch 
nicht ganz, aber in allem MWefentlichen bereit? dem letzten end: 


*) Die Preußiſchen Bevollmächtigten Fürft Hardenberg und Humboldt 
find als felbftverftänbliche Teilnehmer nicht namhaft gemacht. 
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gültigen Entwurf vom 23. Mai. Was an ber vollen Identität 
noch fehlte, wurde in den nächften Tagen nod) nachgeholt. Denn 
ein Vermerk im Archiv fagt ausdrücklich: „Wieder umgeändert 
und neu abgejchrieben 17. Mai.” Wir fallen die Ergebnifie 
vom 14. bis 17. Mai zufammen. “ 
Metternich ließ es ſich gefallen, daß ber Bund im Art. 1 
als „beitändiger“ bezeichnet, und im Art. 3 die Phrafe von 
„Oberherrſchaftsrechten“ erfeßt wurde durch die „gleichmäßige 
Verpflichtung” aller Mitglieder, „die Bundesakte unverbrüchlich 
zu halten“; ferner, daß Art. 4 die Bundesverfammlung als „be: 
ftändige“ qualifizierte und, gewiſſermaßen als Erſatz des Zwei: 
Tammerfyftems, beftimmte, daß fie bald als „engerer Ausſchuß“ 
Tunftionieren follte, bald als „Plenum“ mittel® Erweiterung der 
Stimmenzahl und Verteilung berjelben je nad der Größe ber 
Staaten, jedoch fo, daß jeder mindeitens eine Stimme für fi 
erhielt. Dagegen wurden die Stimmen der engeren Bundesver⸗ 
jammlung wieder von 20 auf_15- herabgedrüdt. Den Etid: 
entſcheid Oſterreichs bei Stimmengleichheit gab Metternich auf. 
Als Termin für die Eröffnung der erften Verfammlung blieb am 
14. Mai noch der 1. Auguft 1815 beftehen, wurde aber danach 
auf den 1. Eeptember feftgefegt. In Bezug auf Bundesge 
richt und Gerechtigkeitspflege drang einigermaßen Humboldt 
durch. Die Iegtere erhielt einen eigenen Artikel in Bezug auf 
die Gerichte dritter Inftanz, des Inhalts: „Diejenigen Bundes: 
glieder, deren Befigungen nicht eine durch die organifchen Ge: 
jege zu beftimmende Volkszahl (bei welcher jedoch verwandte 
Fürftenftämme und die freien Stäbte die ihrigen zufammenzählen 
können) erreichen, werben ſich zur Bildung eines gemeinfchaft- 
lichen oberften Gerichtes vereinigen.” Alles Übrige freilich des 
viel bebeutfameren Preußiſchen Paragraphen blieb ausgeſchloſſen. 
Über das Bundesgericht wurde wenigftens in dem darauf folgen- 
den (nicht in einem „eigenen“) Artikel gejagt: Die Bunbesver- 
fammlung „oronet fi ein Bundesgericht bei, an defien Be 
jegung alle feine Mitglieder verhältnismäßigen Anteil nehmen. 
Die Gegenftände und den Umfang der Wirkjamfeit desſelben 


heftimmen bie Grundgefete des Bundes.“ 
Sqh m idt, Teutjhe Rerfaffungäfrage. 80 
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Der obige fterreihifhe Art. 7 („die Bundesverfammlung 
wird fi) glei nad) ihrer Eröffnung mit — befchäftigen“) er- 
hielt nunmehr den Zufag: „Eie jtellt ihre Beratungen über dieſe 
Gegenftände als engerer Ausſchuß an, legt aber hernach den fo 
abgefaßten Entwurf der ganzen Verſammlung zur Prüfung und 
Genehmigung vor.” Noch am 14. Mai wurde der Artikel dahin 
geändert: „Die Bundesverfammlung wird in der Form, bie fie 
am zweckmäßigſten erachtet, glei) nad ihrer Eröffnung die Ab- 
fafjung der Grundgefege und bie organischen Einrichtungen 
des Bundes in Rüdjiht auf alle Gegenftände, melde deilen 
auswärtige, militäriſche und innere Verhältnife betreffen, 
in Beratung nehmen.” Diefe Beſtimmung wurde danach mit 
ganz gleihgültigen Nebaftionsänderungen beibehalten, zugleid, 
aber wurde hinzugefügt: Die Bundesverfammlung werde die von 
ihr als engere Verfammlung „gemachten Entwürfe noch einmal 
als Plenum zur Genehmigung oder Verwerfung in Beratung, 
nehmen, mit dem Unterfchiede jedod, daß Fein Bundesglied bei 
der Annahme der Grundgejege durch Stimmenmehrheit gebunden 
werben kann“. 

Hiernach blieb aljo im Artikel 7 auch die Erwähnung ber 
„Garantie der landſtändiſchen Verfaffungen in den Deut- 
ſchen Staaten” weg. Das war um fo bedeutfamer, als der 
Gang der Debatten über den die Landftände betreffenden 
Artikel dahin führte, daß bie darin verbürgte Garantie gleicher« 
weiſe in Wegfall fam. Diefer Gang ijt ein höchſt benfwürbiger.. 

Der Preußifche Artikel über die Lanbftände hatte diefen bis 
dahin immer noch „das Recht der Steuerbewilligung, ber 
Beratung über Landesgejege, welche Eigentum und perfönliche 
Freiheit betreffen, der Befhwerbeführung über Verwaltunge- 
mißbräuche und der Vertretung der Verfaſſung“ zugeiprochen 
unter „Schutz und Garantie des Bundes” (f. ob. ©. 455). Der 
Oſterreichiſche dagegen verhieß nur landſtändiſche Verfaſſungen, 
die „auf Sicherftelung des Eigentums und der perfönlicden Frei- 
heit berechnet” wären, ebenfalls unter „Schuß und Garantie des 
Bundes“ (f. ©. 458). Der 14. Mai war ber verhängnisvolle 
Tag der Entſcheidung. Metternich wollte offenbar unter feinen. 
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Umſtänden ein Mehreres konzedieren, und die Bevollmächtigten 
Preußens und Hannovers ſahen zweifellos das Gebotene als ſo 
wenig oder vielmehr als ſo nichtig und ſelbſt bedenklich an, 
daß ihnen ein Preisgeben aller näheren Beſtimmungen immer 
noch beſſer erſcheinen durfte wie dieſer Oſterreichiſche Artikel, der 
den elendeſten Verfaſſungen zum Schutz gereicht haben würde. 
Und ſo kam es denn, daß beide Teile die näheren Beſtimmungen 
fallen ließen und ſich mit jener inhaltsleeren Formel begnügten, 
mit der in den nächſten Jahrzehnten ein ſo frevelhaftes Spiel 
getrieben wurde. 

Mit welchen Gefühlen mag Humboldt in der Konferenz vom 
14. Mai den Bleiſtift ergriffen und geführt haben, als er, wie 
das Aftenftüd im Archiv zeigt, den Preußiſchen Text des Para— 
graphen durchſtrich, um ihn durch- die Bleiftiftworte zu erjegen: 
„In allen Deutſchen Staaten fol eine landſtändiſche Verfaſſung 
beftehen.“ Im weiteren Verlauf drang Humboldt noch mit einigen 
feiner Mahnungen wenigftens teilweiſe durch. Der Paſſus über 
die fatholifhe Kirche wurde in der Faſſung: „Die katholijche 
Kirche in Deutfchland wird, unter der Garantie de3 Bundes, 
eine ihre Rechte und die zur Beſtreitung ihrer Bebürfniffe not 
wendigen Mittel fihernde Verfaffung erhalten” fanktioniert, aber 
ohne weiteren Zufag. Der Preußiihe Paſſus über die Rechte 
der Evangelifchen wurde ebenfall® angenommen. Der Paſſus 
über die Juden fand bis zu den Worten, „Bürgerrechte einge: 
räumt” Aufnahme, aber mit dem abſchwächenden Zujag: „wo 
diejer Reform Landesverfafjungen entgegenftehen, erklären bie 
Mitglieder des Bundes, dieſe Hinderniſſe jo viel als möglich 
hinwegräumen zu wollen“. Daß bie überflüffige Betitelung ber 
Fürften als „fouveräne Fürften” nah dem Begehr Humboldts 
geitrihen wurde, verfteht ſich von ſelbſt; hatte doch früher ſchon 
Metternich ſeinerſeits dieſelbe energiih befämpft. Unter die 
Unterthanenrechte wurde nunmehr in der That noch aufges 
nommen „das Recht, in Civil: und Militärdienjte eines andern 
Deutſchen Bundesſtaats zu treten“, aber das Recht, auf fremden 
Univerfitäten zu ftubieren, von Öfterreich verworfen; und in Ber 
zug auf die Preßfreiheit war nicht mehr zu erlangen, als daß 
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die Bundesverfammlung fih „bei ihrer erften Zufammenfunft 
mit Abfafjung zwedmäßiger Gejege über die Preffreiheit und 
— gegen ben Nachdruck beſchäftigen“ ſollte. Wie der Artifel 
über die Landftände, fo war auch dieſer Paſſus höchſt unbe— 
ſtimmt und bedenklich; denn wie jener auch Landftände ohne 
Rechte zulaflen konnte, jo Konnte auch ein Geſetz „über bie 
Preßfreiheit” handeln, ohne Preßfreiheit im wahren Sinne 
des Wortes zu geben, ganz abgefehen davon, daß ein bloßes 
„Beſchäftigen“ nicht für ein Abſchließen bürgte, fonbern eine 
Anmweilung ad calendas Graecas werden fonnte. Endlich er 
hielt der Artitel über die Mediatifierten durch Humboldt und 
Hardenberg einige Anderungen und Zufäge. Der bergeftalt mit 
Preußen und Hannover vereinbarte definitive Entwurf umfaßte 
17 Artikel. 

Was übrigens in Betreff des Artikels über die Landftände 
Hardenberg beftimmen mochte, einen jo inhaltzleeren Artikel 
ſchließlich zuzulaſſen, liegt wohl auf der Hand. Schien doch 
alles, was man durch die Preußifche Formulierung hatte erreichen 
wollen, längft erreicht! Hatten doch die vereinigten Kleinftaaten 
feit Mitte November wiederholt amtlich auf das feierlichfte ge— 
lobt, ihren Landſtänden jene vier Kompetenzen beizulegen! Waren 
ihnen doch hierin die Südftaaten, Bayern, Württemberg und 
Baben, in der Zeit vom Degember bis Februar gefolgt! Xfter- 
reich aber war durch Feine Artikel zu zwingen; und was Preußen 
angeht, jo mußte ja niemand beſſer wie Hardenberg, daß die 
Preußiſche „Verordnung über die zu bildende Repräfentation bes 
Volkes“ der letzten Feilung unterlag und unter feiner Gegen- 
zeichnung nächſter Tage (am 22. Mai) ins Leben treten follte. 
Dieſe landſtändiſche Verfaſſung Preußens follte aber ebenfalls 
weſentlich das gewähren, was man alfjeit3 bisher, mit Ausnahme 
von Öfterreich, zu gewähren ſich anheiſchig gemacht hatte. Daran 
freilich dachte Hardenberg damals nicht, daß, abgefehen von der 
ehrenmerten Ausnahme ber brei Sübftanten, alle jene feierlichen 
Gelöbniffe der Deutichen Regierungen faft durchweg alsbald in 
Schaum zerrinnen, d. h. in treulofen Wortbruch enden follten. 
Der Schade würde vielleicht geringer geweſen fein, hätte man 
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wenigftend aus dem Oſterreichiſchen Dezember-Entwurf, dem man 
doch leider fa vieles entnahm, auch die Beftimmung herüberge- 
nommen, daß bie Landftände „binnen Jahr und Tag eins 
geführt” werden follten. 

Die Preußifche Verordnung vom 22. Mai ermangelte nicht, 
überall einen großen, die Hoffnungen belebenden Eindrud zu 
machen, obwohl das Beratungsreht darin nicht ausbrüdlich 
als ein Zuſtimmungsrecht qualifiziert war und die Landesreprä= 
fentanten „aus ben Provinzialftänden” gewählt werben 
follten. Indes das Verfaſſungswerk felbft konnte Zweifel und 
Unebenheiten verſchwinden laſſen, und die Vollendung diefes 
Werkes durfte man noch vor Ende bes Jahres 1815 mit Zus 
verfiht erwarten. Denn der „Entwurf“ hatte ſogar beftimmt, 
daß die Verfaffungsfommiffion fofort „am 1. Juni zufammen- 
treten“ und die „Verfaffungsurfunde fpäteftens mit dem 1. Sep- 
tember vollenden” folle. Das war num freilich in der „Verord⸗ 
nung“ ſchließlich aus Rüdfiht auf den Wiener Kongreß und aus 
Vorſicht dahin geändert worden, daß fie „am 1. September zu= 
Tammentreten“ folle, ohne Angabe eines Schlußtermins. Indes 
Tieß fi doch nad Maßgabe der Zeitabftände im Entwurf voraus- 
fegen, daß man preußifcherfeit3 für die Fertigftellung der Preußiſchen 
Verfaſſungsurkunde nicht auf mehr als drei bis vier Monate rechne. 

Inzwiſchen waren, um das Deutſche Verfaſſungswerk zu 
vollenden, alle zur Eröffnung der allgemeinen Konferenzen 
erforderlichen Vorkehrungen ſeit dem 17. Mai getroffen, die Ein— 
ladungen feſtgeſtellt und auf den 23. Mai erlaſſen worden. Die 
von Oſterreich Neugeladenen, außer Preußen und Hannover, 
waren: Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, Darmftadt, 
Luxemburg, Holftein und fünf von den vereinigten Fürften und 
freien Städten gewählte Deputierte, nämlich Plefien, Keller, Mind: 
wig, Senator Smidt, Berg. In der Eröffnungsfigung am 23. 
las Metternich) nur den vereinbarten Entwurf der Grundzüge vor, 
mit der Erklärung, daß man „deren nähere Entwidlung dem 
Bundestage vorbehalten müfle”. Der Entwurf, der fofort durch 
Diktatur vervielfältigt wurde, follte drei Tage von ben Beteiligten 
geprüft und in ber zweiten Sigung am 26. bisfutiert werben. 
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Im Berliner Archiv liegt diefer „Entwurf einer Deutſchen 
Bundesakte” handfchriftlih dem Protokoll der erften Sigung 
vom 13. Mai bei (Nr. 85 Protocolles des conförences des 
plenipotentiaires et deputes des princes et villes libres de 

| T’Allemagne) mit dem Vermerf von Humboldt? Hand: „Zuerft 
von dem Üfterreihifhen Hofe entworfen, in Konferenzen mit 
Preußen und Hannover abgeändert und dann den Deutichen 
Faurſten offiziell vorgeſchlagen.“ Der Tert ift natürlich voll- 
kommen ibentifch mit dem bei Klüber 2, 314 ff. Die „Beilagen“ 
der Protofolle, die Klüber 2, 324 ff. abgedrudt hat, find übrigens 
weber bei dieſem noch im Berliner Archiv ganz vollftändig, d. 5. 
manche findet man dort und nicht hier, ſowie umgefehrt. Bei— 
‚ läufig bemerfe ih, daß das in ber Beilage bei Klüber S. 391 
I wahrscheinlich wegen Unlejerlichfeit ausgelafjene Wort im B. A. 
„Collocationen“ lautet. 

In der Sigung vom 26. Mai ging es feltfam zu. Württem⸗ 
berg fehlte in diefer wie in allen anderen Sigungen; Baden und 
Sachſen Iehnten wegen Mangel an Yuftruktionen die Beteiligung 
ab; die fünf Deputierten ber vereinigten Fürften und freien Städte er- 
Härten ſich im Auftrage ihrer Kommittenten für_infampetent, „im 
Namen Aller abzuſchließen“, und beantragten „die Zulafjung aller 
Bevollmächtigten zu den ferneren Beratungen“. Man trat indes in 
diefe ein, und nunmehr begann eine Sturmflut von Anträgen 
beranzudrängen. Voran ging Bayer; aber mit Bayern wett⸗ 
eiferte namentlih Darınftadt und die Summe der Kleinftaaten 
in rückſichtsloſer Bekrittelung der Vorlage, jedoch mit dem Unter- 

ſchiede, daß jenes in viel höherem Maße dazu berechtigt er- 
ſcheinen durfte, wie diefe. Nicht ein einziger der 17 Artikel blieb 
unangefochten. Und was wurde angefochten? Alles, was dieſen 
angeblich fo opferbereiten Kleinftaaten nicht genug der Ehren, der 
Rechte und Vorrechte einzuräumen ſchien. Daruiſtadt voran 
forderte, daß in den Artikeln 1, 16 und 17 das Beiwort „ſou— 
verän” für die Fürſten wieder hergeſtellt werde. Die Deputierten 
der Fürſten verlangten, daß alle Staaten „einzeln“ aufgeführt 
und daß auch die Unverletzbarkeit „jedes einzel nen unter ihnen“ 
als „Zweck des Bundes“ bezeichnet werde. Sie beſtanden ferner 








Wiederaufnahme und Abſchluß des Deutſchen Verfaſſungswerkes. 471 


wieder darauf, daß „allen Verbündeten gleiche Rechte“ zuge— 
ſprochen und jede „Oberherrſchaft irgend einer Art über den 
Anderen” verpönt würde. Alle wollten bei einer Fülle von „Ger 
Tegen oder Vereinbarungen“ im „Plenum“ je eine „Virilftimme” 
Haben, und überdies, daß bei „Grundgeſetzen“ die „Einftimmig- 
Zeit Aller erforderlih“” fei. Auch folle die Stimmenmehrheit 
nirgends enticheiden können, „wo jura singulorum eintreten“. 
Dabei verihaffte Darmſtadt durch einen Zufag zu Art. 6 (nad 
ber 7) wieber bei Stimmengleihheit in der engeren Bundesver⸗ 
Tammlung bie Entſcheidung dem „Vorfigenden“ (nicht „Oſterreich“, 
wie der Oſterreichiſche Gntwurf vom 7. Mai ſich ausgebrüdt 
Hatte)*). Die im Entwurf noch nicht beftimmte „Volkszahl“ für 
die Berechtigung zu einem „Gericht britter Inftanz“, die aber 
der Preußifche Entwurf bereit8 auf „300000“ normirt hatte, 
Tollte nady der Forderung der unglaublich opferſcheuen Klein 
ftaaten auf „150000 Seelen” beſchränkt werden. Charakteriftiich 
iſt ihr Verlangen, daß, falls „Bunbesglieder, welche Staaten 
außer dem Bunde befigen, unter fid in Krieg geraten, 
dem Deutfchen Bunde vorbehalten fei, die Neutralität bewahren 
zu dürfen”. Im Verein mit Darmftadt und Holftein befämpften 
die Deputierten ber vereinigten Kleinftaaten um die Wette die 
Erwähnung der „Juden“ in der Bundesakte. Dagegen bean- 
tragen fie freilich zu dem Artifel über die Landftände den Zufag, 
daß „den Ständen das Mitberatungsrecht bei allgemeinen ge- 
jeglihen Verfügungen, die Bewilligung ber Steuern und das 
Recht gemeinſchaftlicher Beſchwerdeführung bei dem Landesheren 
zugeftanden werde”. Indes, einmal ift diefe Ausdrudsmeife im 
Verhältnis zu früheren ſchon eine abgeſchwächte; ferner fehlt ganz 
das Necht der Vertretung der Verfaflung; und enblich durfte mar 
ſich ja ungeſcheut mit liberalen Forderungen brüften, da man ja 
im voraus gewiß fein fonnte, damit auf feinen Fall durchzudringen. 

Es ift nicht zu verwundern, wenn bie Bevollmächtigten 
Oſterreichs, Preußens und Hannover aus der Sigung vom 
26. Mai Entrüftung und Unmillen davontrugen. Daher Tamen 
denn auch zunächſt die Preußiſchen überein, für ein mehr ſum— 

*) Aluber ©. 353. 409. 483, vgl. 810. 
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mariſches und kategoriſches Verfahren einzutreten. Humboldt 
verfaßte in biefem Sinne ein von Hardenberg und ihm unter 
zeichnetes Schreiben, das im Berliner Arhiv (Nr. 86) im Dri- 
ginal und in Kopie vorhanden ift und alfo lautet: 
„An den Fürften Metternich. 
Wien, den 27. Mai 1815. 

Die in der geftrigen Sigung über den Entwurf eines 
Deutſchen Bundesvertrages gemachten Hußerungen, zufammen- 
genommen mit der Kürze der Zeit, welche nod zur Erledigung 
aller Kongreßgeſchäfte übrig bleibt, veranlaflen die Unterzeichneten, 
dem Herrn Fürften von Metternich, Fürftlihe Gnaden, folgende 
vertrauliche Eröffnungen zu machen. 

Es ift von dringender und abfoluter Notwendigkeit, die 
Angelegenheit des Bundesvertragd vor bem Abgange der Cabi— 
netter von Wien zu beendigen. Ohne zu gebenten, daß es nach⸗ 
her den Unterhandlungen an allem Nachdruck gebrechen, und da= 
ber Zögerungen jeder Art eintreffen würden, läßt ſich auch jegt 
überſehen, daß die Schlußakte des Kongreſſes unmittelbar nach 
der Entfernung der Cabinetter, wenn nicht vielleicht noch vor 
derjelben beendigt fein wird. Allein unftreitig werben dann nicht 
alle Kongreßgejandten hier bleiben wollen, biß der Deutſche Bund 
geſchloſſen ift, und’ diefer und feine Kauptgrundgefege werden 
aljo nicht in die Schlußakte eingetragen werben können. Als— 
dann aber verliert man gänzlich die Vorteile, die man ſich mit 
Recht von der ſchnellen Schließung des Bundes verfpricht, und 
melden die Vorſchlagenden jo viele und wichtige Punkte aufs 
geopfert haben. Es würde alsdann wenig Unterſchied zwiſchen 
der Unterhandlung bier und der in Frankfurt fein, und wenn 
man e3 wollte dahin kommen lafjen, wäre es befler, alles bis 
Frankfurt aufzujchieben. 

Es ift ferner keineswegs ratſam, über die geftern zu unjerem 
Entwurfe gemachten Bemerkungen eine förmliche Diskufjion. zu 
eröffnen. Da bie verfchiedenen Meinungen jo meit voneinander 
abweichen, daß Bayern einigemal geäußert hat, daß der Bundes- 
vertrag fein inneres Verhältnis der Staaten betreffen dürfe, und 
die vereinigten Fürften dagegen ausdrüdlich auf Beftimmung der 
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Rechte der Landftände gebrungen haben, und da "mir von ber 
nädjften Sigung an mit ben Abgeorbneten aller Fürften und 
Städte, alfo mit einer großen Anzahl, uns zu beraten haben 
(was, da einmal Baden und Darmftadt in unjerer Verfamm- 
lung einzeln auftraten, zu verweigern weder möglich noch gerecht 
war), fo ift von einer Diskuffion ſchwerlich eine Übereinkunft und 
am wenigiten eine ſchnelle zu erwarten. Bei diefer Diskuffion 
würden aber aud Preußen, Üfterreih und Hannover in einem 
ganz falſchen Lichte und einer durchaus unrichtigen Etellung er: 
ſcheinen. Denn, um die allgemeine Übereinkunft zu erleichtern, 
und nicht gegen ihren eigenen Entwurf zu reden, würden fie 
diejenigen Meinungen nicht unterftügen können, melde einen be 
ftimmten, träftigen und den gerechten Erwartungen Deutſchlands 
entſprechenden Bund wünſchen; und gerade die Höfe, die feit dem 
Anfang der Unterhandlung alles, was von ihnen abhing, gethan 
haben, um wieder einen allgemeinen Rechtszuſtand in Deutich- 
land zu begründen, würben hier das Anfehen haben, alle dahin 
abzwedenden Einrichtungen zu ſchwächen, zweifelhaft zu machen 
oder wenigſtens in die Ferne zu ſtellen. Die Unterzeichneten find 
bei allen Vorberatungen durchaus der Meinung Sr. Fürftlichen 
Gnaden des Herrn Fürften Metternich beigepflichtet, daß das- 
jenige, was die früheren Entwürfe hierüber enthielten, nur der 
Notwendigeit, jegt und fehnell*) den Bund wirklich zu ſchließen, 
aufgeopfert werden fünne; und fie geftehen frei, daß fie**) einzig 
und allein, um nicht jede allgemeine Vereinigung ber Fürften 
Deutſchlands zu hindern oder aufzufchieben, aber übrigens mit 
ſehr ſchmerzlichen Gefühlen, einen Entwurf mit vor 
gelegt haben, von dem fie nur zu jehr empfinden, 
wie wenig er dem wichtigen Zwecke entjpricht, den man 
fi unmittelbar nad) der Befreiung Deutſchlands von ber freinden 
Oberherrfchaft ***), und noch bei dem Anfang bes Kongreſſes vor 
gefegt Hatte und wie ungünftig dies auch auf bie allgemeine 
Stimmung einwirken wird. Sollte diejer Entwurf durch eine 
*) [„dier” Treitſchte 1, 698.] 
**) („Einzig und allein aus biefem Grunde“ Treitſchte 1, 698.] 
** [„o.d. f. D." fehlt bei Treitſchte.] 





474 Wiederaufnahme und Abſchluß des Deutfhen Berfafjungsmertes. 


Diskuffion, für welche der jegige Augenblid, in dem die fchnelle all- 
‚gemeine Übereinkunft der vorherrfchende Gefichtäpunft ift, immer un⸗ 
günftig bleibt, nod) mehr geſchwächt werben, fo ift faum der min= 
defte günftigere *) Erfolg der Verhandlungen in Frankfurt abzufehen. 

Unter biefen Umftänden fcheint die Vorlegung eines Ulti— 
matums bag einzige zum Zmwed führende Mittel. Im gegen: 
wärtigen Augenblid ift der Widerſpruch noch mit vieler Mäßigung 
und von einigen Seiten nur halb geäußert worden; jeßt ift da— 
für die Zuftimmung zu einem ſchon ganz auf allgemeine An- 
nahme berechneten Entwurf noch möglih; auch ift das Gefühl 
allgemein, daß auf jeven Fall etwas zuftande kommen müſſe, 
und wird, fowie beftimmt und entichieden erklärt wird, daß 
weitere Unterhandlungen unmöglich find, zur Annahme wirken. 

Der Vorſchlag, welchen die Unterzeichneten der Prüfung des 
Herrn Fürften Metternich, Fürftl. Gnaden, vorlegen zu müſſen 
glauben, geht demnach dahin: 

1. Daß die Bevollmächtigten der drei Köfe die geftern ge— 
machten Bemerkungen auf das Genauefte prüfen und ſoviel da— 
von in ihren Plan aufnehmen follten, ala möglich ift, und als 
ſich durch die Mehrheit derer, welche dafür ſtimmen, empfiehlt. 

2. Daß Öfterreih und Preußen alsdann in der Montage- 
figung den fo abgeänderten Vorſchlag mit der Eröffnung vor- 
legten, daß fie die Bemerkungen, ſoweit als fie es für möglich 
hielten, benußt hätten, allein nunmehr in ihrem Entwurf feine 
weiteren irgend wefentlihen Abänderungen annehmen, noch 
in Disfuffion von Vorfhlägeu dazu (d. i. zu weſentlichen 
Änderungen) eingehen könnten, da fie überzeugt wären, baf er 
nichts weder für das Ganze noch irgend einen Einzelnen Be— 
denkliches enthalte, dasjenige hingegen, was ihm fehle, in Frank— 
furt nachgeholt werben könne. 

3. Daß fie bereit wären, mit jedem der Fürften, welder 
diefem Entwurf beitreten wolle, den Bund wirklich abzufchließen. 

Einer folhe Erklärung würde höchſt wahrſcheinlich die Anz 
nahme von feiten ber meiften Mitglieder der Verfammlung fos 
gleich zur Folge haben, und follten ſich noch einige für jegt aus— 


*) [„günftige, Treitichte.] 
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ſchließen, dürften ſie wohl unfehlbar ſpäter, wenn ſie ſehen, 
daß der Bund wirklich zuſtande gekommen wäre, den Beitritt 
nachſuchen. 

Die Unterzeichneten haben die gegenwärtige Note zugleich 
der königlich Hannoverſchen Kongreßgeſandtſchaft mitgeteilt. Sie 
benutzen dieſe Gelegenheit, Sr. Fürſtlichen Gnaden dem Herrn 
Fürften Metternich die Verſicherung ihrer vollkommenſten Hoch— 
achtung zu erneuern. 

Hardenberg. Humboldt.“ 

An die Hannoverfche Gejandtihaft wurde dieſe Note „in 
Abſchrift mitgeteilt“. . 

Dem entjprechend wurden für den 29. Mai die fämtlihen 
Bevollmächtigten eingeladen und in der Sigung bie zwiichen 
„Dlterreih und Preußen konzertierten Erkläruugen und Vor— 
ſchläge“ auf Grund der am 26. „gemachten Erinnerungen” vor— 
getragen. Cine Diskuffion innerhalb des gegebenen Rahmens 
ließ fi) indes fo wenig ausfchließen, wie das Einbringen neuer 
Anträge in Bezug darauf. So begann denn der Strom der Tig- 
Zuffion und der Anträge von neuem in den täglichen Sigungen 
vom Montag den 29. Mai bis Sonnabend den 3. Juni, Ends 
lid wurde am 1. Juni auf Grund aller ftattgehabten Dis- 
kuſſionen und Abftimmungen eine Kommiffion ernannt, Präfident 
v. Berg und Eenator Smidt, um eine neue Redaktion ber 
Bundesurfunde für den folgenden Tag zu beforgen. In der 
That las die Kommilfion am 2. Juni dieſe neue Redaktion, die 
nunmehr 20 Artikel umfaßte, in der Sigung vor (über 2, 
479 fi.) und am 3. Juni kam bdiefelbe formel zur Vorlage 
(ebend. 493). 

Man hätte nun glauben follen, daß man fid) allſeits be- 
ſcheiden und die kleinlichen, dünkelhaften und eiferfüchtigen Ge— 
Lüfte zügeln werde, wenn denn doch einmal auf Opfermilligfeit 
im wahren Sinne des Wortes nirgends zu rechnen war. Riel- 
mehr begann noch gleih am 3. Juni — e8 war .die achte 
Sigung — ein wahres Wettrennen nad neuen Beichlüffen für — 
Deutſchlands Heil. Nicht Bayern nur und Sachſen, jondern 
auch Kleinftaaten, wie vor allen Darmftadt, Kurheſſen und Nafjau, 
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beſtanden auf den Beiwort „ſouverän“ und ſetzten es durch, ob⸗ 
gleich der Staatskanzler Hardenberg ſich widerſetzte und zu Pro— 
tofoll erklärte, daß der „Ausdruck überflüſſig ſei und der Sache 
nicht? Hinzu thue“. Dann fpielte fih eine Fülle von Rang- 
ftreitigfeiten ab: Darmſtadt pochte darauf, daß es in der Rhein- 
bundgzeit die großherzoglihe Würde und damit „volle königliche 
Ehren” erlangt Habe, und beanfpruchte „gleichen Rang mit den 
Kurfürften“ (Klüber 2, 415, 496). Aubererjeit wollte Braun= 
ſchweig vor Medlenburg rangieren, Lippe vor Schaumburg, 
Hohenzollern gleich nad Anhalt. Bayern, das ſchon wiederholt 
erklärt hatte, daß es ſich „feine Beifiimmung“ zu der Bundes 
alte „ausdrücklich vorbehalten” müfje, erklärte auch jetzt bald bei 
diefem, bald bei jenem Artikel oder Abſatz ſchlankweg, daß es 
demfelben „nicht beitreten könne“. 

Auch beantragte Bayern, im Verein mit Darmftadt, das fich 
ja überhaupt bei dieſem beflagenswerten Abſchwächungsgeſchäft 
in der Rolle einer leitenden Macht zu gefallen ſchien, den Weg- 
fall des Bundesgerichts, obgleih Darmftadt früher für das— 
felbe geftimmt hatte. Man konnte aus diefem Abfall entnehmen, 
weſſen man fi) in Bezug auf die fo ruhmrebig verfündeten Land» 
ftändifchen Verheißungen von feiten der Kleinftanten zu verfehen 
babe. Ebenſo beitand Bayern im Verein mit Darmftadt darauf, 
daß die in ber Oſterreichiſch-Preußiſchen Vorlage und in der 
neuen Rebaftion berjelben den Mediatifierten vorbehaltenen „Curiat- 
ftimmen in dem Pleno“ befeitigt würden. Darmftadt rechtfertigte 
dies damit, daß es „eine Anomalie” fei, wenn „Mebiatifierte 
wieber unmittelbare Bundesglieder werden und zu Anteil an Ber 
ftimmungen ber Bundesafte ſich berechtigt halten könnten“ ; es fei 
„unmöglich“, daß fie zugleich „in den Bundeslanden mittelbar und 
auf der Bundesverfammlung unmittelbar jein könnten,” dag 
„widerſpreche allen Grunbfägen der Staatseinheit“; gegen „An— 
teil der Mediatifierten an ben Beratungen bes Bundes müffe 
man fi) verwahren“ (Klüber 2, 362, 447, 468, 475, 500). 
Und in einer bei Klüber (zu S. 362) fehlenden, im Berliner 
Archiv zum Teil erhaltenen Beilage äußert Tarmftadt: Es fei 
eine „allen metapolitiſchen Grunbfägen widerftrebende Fee,“ daß 
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„Suborbinierte mit ihren Oberen auf einer Linie und als Mit- 
paciscenten erfcheinen ſollen“. Kurhefien, das in ber Rheinbund- 
zeit als Nichtexiſtenz feine Mediatiſierungsgeſchäfte hatte machen 
können, votierte entgegengefegt: „Freilich ſcheine e3 eine Anomalie, 
daß Fürften, welche ihre Selbftändigfeit verloren haben, in einer 
Zerfammlung jouveräner Fürften Sig und Stimme haben follen; 
indeſſen fand dieſes ſchon in ber ehemaligen Reichsverfaſſung 
ftatt” (ebend. ©. 446). 

Die Beratung am 3. Juni umfaßte zwar alle 20 Artikel; 
aber mandes blieb noch unentſchieden, während bie wichtigiten 
ber angegriffenen Punkte, wie Bundesgeriht und Curiatitimmen 
der Mebiatifierten, noch aufrecht erhalten wurden; und nichts 
bürgte dafür, daß nicht in der nächſten Eigung, die auf den 
anderen Tag, Sonntag den 4. Juni, 8 Uhr abends angefegt 
wurde (ebenb. 503), ein neuer Erguß von Anträgen und Bes 
denflichkeiten fi aufthat. Da entſchloſſen fih die Preußiſchen 
Bevollmächtigten dem Fürften Metternich gegenüber zu dem fol- 
genden Memorandum, das, von Humboldts Hand verfaßt, im 
Berliner Archiv Nr. 87 vorliegt*). 

„Die Beratungen über den in der gefirigen Sigung vor— 
gelegten Entwurf find fo weit gebiehen, daß es nicht ſcheint, daß 
eine weitere Erörterung des Inhalts der einzelnen Artikel nötig 
fei. Ein großer Teil derſelben ift übereinftimmend angenommen 
worden, und bei den übrigen, nad) dem Sinne, der fi in der 
Verhandlung im Ganzen ausſprach, abzufaſſen, [?] hat ſich nicht 
ſowohl ein wefentlicher, die Vereinigung verhindernder Wiber- 
fpruch, als vielmehr nur Verfchiedenheit der Anficht oder Dangel 
an binreihender Inſtruktion zum Beitritt gezeigt. Die Ge— 
finnungen, die von allen Bevollmächtigten ohne Ausnahme aus: 
geſprochen worden find, beweiſen überdies die allgemeine be— 
fimmte Abfiht, in den Bund einzugehen und benfelben fobald 





*) Der Titel von Nr. 87 lautet: „Propositions pruss. faites dans la 
supposition que la Baviere n’accederait que plus tard au pacte föderatif, 
et changees apr&s par son accession.“ Das folgende Memorandum ift 
jedoch, wie man gleich fehen wird, allgemeinerer Natur. Das fehlende Datum 
ergiebt fi) aus dem Zufammenhange, 
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als immer möglich zu fließen. Es ftehen baher diejem feit dent 
Anfang des Kongrefies lebhaft gemünfchten Abſchluß nicht wahr- 
haft verhindernde, fondern — und auch dies nur von einigen 
Seiten — mehr bloß aufhaltende Schwierigkeiten entgegen. 

Zugleih iſt die Notwendigkeit, wirklich zum Abſchluß zu 
gelangen, in die Augen fallend. Den Kongreß auseinanbergehen 
laſſen, und deſſen Schlußafte abfaflen, ohne ihr die Hauptgrund- 
gejege des Deutichen Bundes einzuverleiben, würde nicht? anderes 
heißen, als der lebhaften Erwartung Deutichlands nicht ent- 
ſprechen, das Gebäude, welches bie Ruhe und Unabhängigkeit 
des gemeinſchaftlichen Vaterlandes und das politiiche Gleich- 
gewicht Europas fihern fol, ohne eine feiner notwendigfien 
Stügen laffen, in einen neuen Krieg Ungemißheit über die wich— 
tigften politiihen Verhältniffe, geteilte Dleinungen, wenige Er- 
wartungen und Beſorgniſſe hinübertragen. Durchdrungen von 
diejer Überzeugung fehen ſich daher der Oſterreichiſche und Preußi= 
ſche Hof veranlaßt, Folgendes als ihre beiberfeitige feite und un- 
widerrufliche Meinung zu erklären: 

1. daß die Beratung über den Inhalt der einzelnen Artikel 
des Entwurfs zum Bundesvertrag, wie er in ber geitrigen 
Sigung vorgelegt worden ift, für gefchloffen angejehen werden 
muß, und in ber heutigen nur noch in ber Redaktion Verände— 
rungen beigebracht werben fönnen; 

2. daß Oſterreich und Preußen dieſen Entwurf in allen 
feinen Punkten annehmen und zu unterzeichnen bereit find; 

3. daß, infofern der Mangel an binreichenden Inſtruktionen 
bei den Bevollmächtigten einiger Staaten eine gleichzeitige Unter- 
“ zeichnung des Bundesvertrags noch jegt unmögli machen follte, 
Ofterreih und Preußen diejenigen Bevollmächtigten, welche ben 
von ihnen angenommenen Entwurf gleich unterzeichnen zu können 
glauben, hierzu noch in ber heutigen Sigung in der Hoffnung 
einladen, daß der Beitritt der übrigen werde in der möglichit 
furzen Frift gleichfalls erfolgen können.“ 

Zugleich entwarf Humboldt eine Einleitung zu dem Bunbes- 
vertrage, welche von der Vorausſetzung ausging, daß „einige 
der Bevollmächtigten“ demfelben noch nicht beigetreten wären, 
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namentlich die Bayrifchen, während die Württembergifchen ‘ihre 
Beteiligung von vornherein aufgegeben hatten, der Badenſche die 
feinige feit dem 1. Juni. Da es ander? kam, mar dieſe Ein- 
leitung allerdings nicht verwendbar. 

Das Memorandum der Preußifchen Bevollmächtigten hatte 
offenbar am 4. Juni Verhandlungen mit Metternih und bie 
Verſchiebung der nächften Sigung auf den 5. Juni zur Folge. 
Metternich fehien auch vollfommen gleicher Meinung zu fein wie 
Hardenberg und Humboldt. Daher das ohne Zweifel verabrebete 
Verfahren in der gedachten Sigung. Metternich gab „Namens 
Er. Maj. des Kaiſers von Oſterreich eine Erklärung zu Protokoll, 
daß ... die Oſierreichiſchen Bevollmächtigten nun verlangen 
müßten, die Bundesakte noch vor Schließung des Kongreſſes 
unter den Schutz der europäiſchen Mächte geſtellt zu ſehen, und 
daß fie bereit ſeien, den Inhalt der in dem legten Protokoll aufs 
geführten Artifel als die Grundlage des Bundes anzunehmen“. 
Er fügte Hinzu, daß „die Beſchleunigung des Abſchluſſes durch 
die Umftände dringend notwendig geworden“, und — mit einem 
Anflug von Ironie — daß „an dem Beitritt der Fürften und 
freien Städte um fo weniger zu zweifeln fei, als fie ſich er- 
innern würden, wie dringend fie bei dem Oſterreichiſchen und 
Preußiſchen Hofe darauf ihre Anträge gerichtet Hätten, daß vor 
Ende des Kongreſſes der Deutiche Bund feitgeitellt werden möge“. 

Sofort wurde zur Abftimmung gefchritten. Preußen ftimmte 
natürlich dem Oſterreichiſchen Votum zu, und ebenfo die übrigen 
Staaten mit folgenden Ausnahmen: Naſſau erflärte: es trete bei, 
wenn alle beitreten (ebend. 514, 557); Darmitabt: wegen einiger 
Punkte müßte es ſich das Protokoll noch offen Halten; Sachſen: 
es könne aus Mangel hinreichender Inſtruktion in Betracht einiger 
Punkte noch nicht unbedingt beitreten, und weil der Beitritt 
fämtlider Fürften die Vorausfegung fei; Bayern: e8 fei ge— 
nötigt, feinen definitiven Beitritt noch vorzubehalten. Württem- 
berg und Baden fehlten. 

Auf Bayerns Beitritt, der denjenigen Sachſens, Württem- 
bergs und Badens nach ſich ziehen mußte, legte Metternich na= 
türlih das größte Gewicht. Er bewirkte daher, daß man bie 


480 Wiederaufnahme und Abflug des Deutſchen Verfaſſungswerles. 


definitiven Inftruftionen Bayerns abwartete, die dann auch zeitig 
genug eintrafen, um noch eine Sigung am 8. Juni der Einigung 
zu wibmen. Bayern beantragte eine Reihe unbedeutender und 
minder wefentlicher Abänderungen, bie feine Schwierigkeiten mach⸗ 
ten; vor allem aber, zur höchften Befriedigung Darmftabts, den 
Wegfall des Bundesgerihts, d. h. das größte Opfer, das 
nad) ben bisherigen Abſchwächungen überhaupt noch gebracht 
werden konnte. Wohl traten für das Bundesgericht noch einmal 
Ofterreih und Preußen ein, fowie auch namentlich Hannover, 
Sachſen, Kuchefien, Medienburg, Holftein-Oldenburg, die fämt- 
lichen herzoglich Sächſiſchen Länder und Lübeck: dennoch wurde 
zur „Bewirkung einer Vereinigung“ eine Umgeſtaltung des Art. 11 
im Sinne Bayerns und mit ihr der Wegfall des Bundesgerichts 
beſchloſſen. Außerdem wurde auch auf Bayerns Antrag der 
Art. 16, die Beſtimmungen über die katholiſche und evangeliſche 
Kirche, ganz geſtrichen, unter der Beſchönigung, daß „dieſer Ar- 
tifel, fo wie er da Liege, ſchwer zu faſſen fei, in nähere Beitim- 
mungen bineinzugehen aber manche Bedenklichleiten habe”. (Klüber 
©. 536), 

Am 10. Juni wurde die Bundesurkunde von den Bevoll- 
mädtigten aller Staaten, mit Ausnahme Württemberg und 
Badens, unterzeichnet. Die beiden Fehlenden hielten es nun 
doch für geraten, nachträglich durch Acceffionserklärungen dem 
Bunde beizutreten. Daß die Preußifchen und Hannoverſchen 
Bevollmächtigten in amtlichen Erklärungen ihr ſchmerzliches Be— 
dauern ausbrüdten über den Häglichen Ausfall des Verfaflungs- 
werfes, ift allbefannt (ſ. z. B. Klüber 524, 556). War auch 
ein erbliches Kaifertum damals unerreihbar, eine ftraffere Gen: 
tralifation würbe jedenfalls bei wirklich opferbereiter Gefinnung 
erreihbar geweſen jein; ftatt deſſen trat ein Bund ins Leben, 
der von vornherein unverfennbar phthiſiſche Anlagen in fich trug. 





Anhang*). 


Auszug aus der Rorrefpondenz des Bildburghaufenfhen 
Bevollmächtigken Geh.-Rat Hreiheren von Baumbarh, 
fowie feines Sehrelärs 6. Erdmann, mit dem Bildburg- 
hauſenſchen Minifterialvorffand Geh.-Rat R. E. Schmid. 


Erdmann an Schmid, Wien, 12. Oft. 1814. Gleich 
nad meiner Ankunft machte ich meinem Freund Pilat bekannt, 
daß €. 9. ein Exemplar Ihrer Schrift [Deutichlands Wieder: 
geburt] für den Fürften von Metternich mir mitgegeben... Das 
Buch cirkuliert bereits hier... . Wie ich eben erfahre — ich komme 
halb 6 Uhr abends von Pilats — hat es der Fürft Metternich 
mit großer Freude empfangen... Mich freut es innig, in Wien 
fo oft und vielfältig und mit allgemeiner Teilnahme von Ihrem 
Buche reden zu hören... 

Baumbad an Schmid, 12. Oft. 1814. Ihrer Wieder- 
geburt wird überall! mit dem lauteiten Beifall erwähnt; felbft 
diejenigen, denen es nicht recht ift, daß Sie Preußen jo großen 
Einfluß zugedacht haben — und deren giebt es einige — ftimmen 
im übrigen jenem Lobe bei... Da Ihre dort aufgeftellten Vor— 
ſchläge fo allgemein gut aufgenommen worden find und wirklich 
Auffehen erregt haben, fo jollten Sie hiernach auch nod eine 
deutſche Konftitution ſtizzieren und ſolche einſenden ... Zu 
Humbold habe ih noch nicht anders als per darte gelangen 
tönnen. Erhalten wir eine Kreisverfaſſung und in biefer ein 
Appellationdgeriht, jo benfe ih, Sie finden bei diefem eine Ihnen 
mehr zufagende Anftelung. Aber Sie follten im Ernſt eine 
Konſtitutionsſkizze entwerfen und ſolche dem Herzog von Weimar 

*) [Das durch eckige Klammern im Tert dieſes Anhangs Eingeſchlofſene 


rührt von W. A. Schmidt.) 
SHmidt, Deutſche Verfaffungafrage. 31 
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enden. Deswegen habe ich Ihnen auch ſchon heute das Harden- 
bergiche Projekt und die Weimarfche Kreisidee — dieſe nod ganz 
nude et crude — ntitgeteilt. Aus beiden werden Sie fic) leicht 
zufammenjegen, wo am Ende das Ding hinaus fol... Unfer 
gnädigfter Erbprinz mag froh fein, die Reife hierher nicht gemacht 
zu haben. Die Fürftlichleiten feines Ranges genießen jet bei 
dem biefigen Hofe gar feine Vorzüge, werben wenigſtens nicht 
vor= und zu den Monarchenfeiten gezogen, und treiben ſich in 
dem großen Haufen herum... 

B. an Sd. 23. Ott. 14. Zu 9. v. Mindwig hat Hum- 
bold gefagt: „Ihre Höfe find in dem glüdlichen Fall, daß fie 
nicht? einbüßen werben, aber auch nicht gewinnen wollen.“ 

8. an Sc. 12. Nov. Humbold habe ich wieder zweimal 
vergeblich aufgefucht *). Er ift wie das böje Gewiſſen. Sept, 

"mein Freund, rate ih aber vor allen Dingen zum ruhigen Ab: 
warten ber Früchte, die dieſer Kongreß bringen wird. Giegt 
dag Unrecht, fo ift es höchft wahrſcheinlich, daß recht bald wieder 
losgeſchlagen wird und dann erft ein wahrer Teufels-Speftatel 
angeht... Stein hat Ihr Buch wirklich mehreren Bevollmäd: 
tigten empfohlen und geäußert, daß ſolches vor allen übrigen am 
meiften zu benugen fein würde. Bis jest ift im Nat der Fünfer 
noch nicht8 fertig gebracht worden, — und ich bin überzeugt, daß 
Sie an meiner Stelle, auf dem Grund Ihres Buches, von Stein 
oder Hardenberg oder fonft einem der Mächtigen gewiß aufge: 
fordert wären, ebenfalls zu ſkizzieren. Mit Verlangen jehe id 
Ihrem Konftitutiong-Entwurf entgegen und habe mir für beffen 
Introduktion im Fürftenrat ſchon den Plan entworfen. 

B. an Sch. 19. Nov. Gotha ſcheint zu der Thüringer 
Kreisformation gar feine Luft zu haben. Meiningen hingegen 
ift mit ung dafür. Deswegen laffen wir die Sache aud nicht 
ſitzen ... 

26. Nov. Auf die Mitteilung Ihres Konſtitutions-Entwurfs 
hoffe ich noch immer... . 

Zwiſchen 26. Nov. u. 7. Dez. Die erften 3 Kapitel 


*) Schon vorher verſchiedene Male vergeblid. 
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Ihres Konftitutions: Entwurfs find heute in den Händen des Her- 
3098 von Coburg. 

Um ben 7. Dezember 14. Ihr Konftitutiong - Entwurf 
ift vom Coburgensi mit der größten Teilnahme gelefen und von 
diefem gewiß manche Idee weiter gebracht worden. Ich habe 
ihn vorgeftern zurüdbegehtt, um ihn 9. v. Gagern mitzuteilen. 
Coburgensis verlangt aber eine Abſchrift. In den legten brei 
Wochen hat man von dem Organifationsgefhäft gar nichts ge— 
hört, und in den legten acht Tagen kaum noch daran geglaubt. 
Was wird aus ber jegigen Krifis werden, mein verehrter Freund? 
ich glaube nicht an Krieg, aber auch nicht mehr an eine haltbare 
beutfche Verfaffung . ... Mit dem Herzog von Weimar, deſſen 
Diener G[ersdorff] in der Sächſiſchen Sache einen ganz eigenen 
Weg gehen zu wollen ſchien, habe ich feit länger als 14 Tagen 
nicht zufammenfommen mögen, aber auch nicht können ... Die 
Note vom 16. [November], die in patria jo wenig Glüd 
gemacht, nennen wir unjer Schmud- und Ehrenkleid, mit dem 
wir gedenken vor Gott zu beftehen. 

17. Dezember. Die Anfrage, ob Sie den Konftitutiong- 
Entwurf druden laſſen dürfen, haben Sie mir früher nicht über: 
tragen, mein Freund. Ich habe deswegen auch noch nicht da- 
nad) gefragt. Aber respondeo aus mir heraus: wer fan, wer 
wird e3 Ihnen wehren? Zachariä ift pro more ber erfte Vor— 
ſchläger geweſen und Hat gewiß nirgends angefragt, obgleich er 
zur Herausgabe feiner feichten Penfeen Erlaubnis hätte haben 
jollen. Ich mill mit Gagern, ber jet Ihre eriten Kapitel hat, 
darüber reden. Wüßte man überhaupt, ob noch konſtituiert 
werben foll, ober vielmehr, glaubte man nod daran: fo hätte 
id) Coburgensem ſchon gebeten, Ihre Ideen in die erfte Schmiede 
zu fördern. Er fteht mit Genz und ben Oſterreichiſchen Schaffern 
in Verbindung. Seit mehreren Wochen herrſcht aber eine tötende 
Stille. Auf die Note vom 16. November haben wir den 17. De: 
zember noch feine Antwort. 

Um ben 23. Dez. ft es wahr, wie der Fürft von Weil- 
burg von daher gehört haben will, daß man in Hilbburghaufen 
mit Einführung einer deutſchen Nationaltracht beichäftigt ift, und 
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wie [haut fie casu quo aus? ... Sehnlich wünſche ih, daß 
bie Giftmifcherei hier vorbei und id) in meiner Heimat wäre. 
31. Dez. Viel Freude hat mir Ihr Schreiben vom 21. dieſes 
gemacht, obgleih Sie mit den mir barin vertrauten Anfidhten 
bier bei vielen kein Glüd machen würden. Deswegen ift es mir 
denn auch lieb, daß biefer Brief dem Anfchein nad ganz un: 
verehrt hier angelangt ift*)... Das traurige Bild, welches Ihr 
Schreiben vom 21. entwirft, ift leider großenteil3 wahr und das 
Anſchauen der Wirklichkeit hier beugt Aller Gemüther. Glauben 
Sie aber doch ja nicht, daß die Mehrheit von einem blinden Eifer 
gegen Prfeußen] ergriffen fei. Wäre Sachſens Decupation dem Recht, 
welches ſelbſt Pr[eußen] anerkennen, gemäß, fo würde fie vielen 
echt fein. Was Preußen jet mande Stimme zuführt, ift, daß 
man nun ziemlich genau weiß, wie es induziert worden ift, fo 
zu wollen, weil e3 an dem Gelingen nicht zweifeln können. Man 
ftößt bei der andern Seite auf manchen Widerſpruch ... Ihre 
Konſtitutionsſtizze hat Glagern], der gegen bie öffentliche Be— 
kanntmachung nicht? zu erinnern gefunden, mit Vergnügen ge 
lefen. Sept ift fie in den Händen be3 Hr. Hlerzogs] von Wfei- 
mar] ... Ich habe ernftlich daran gedacht, in diefem Monat 
zurüdzufehren; e8 ift mir aber von meinen ſächſiſchen Freunden 
ſowie vom Prinzen George und vom Herzog von Coburg be: 
ftimmt widerraten worden, vom legten mit bem Zuſatz: daß den 
deutſchen Fürften und deren Bevollmächtigten nächſtens Vorſchläge 
mitgeteilt werben würden und jetzt noch feiner feinen Poſten ver: 
laffen dürfe... Ih bin fo müde und abgefpannt, daß ih 
das alte Jahr mit einem zeitigen Bettiprung bejchließen mwerbe. 
7. Januar 1815. Alexander fol gejagt haben: La Saxe 
commence & m’ennuyer! Ich glaube, daß mehrere fo benten. 
Noch immer drehen fi die Verhandlungen in fteter Wechſel⸗ 
wirkung um die Fragen: wie viel foll von Polen, wie viel von 
Sachſen abgetreten werben? Über die beutfchen Angelegenheiten 
herrſcht noch immer ein tiefes Stillſchweigen. Werben Öfterreich 


*) Man hatte Öfterrei und namentlich Bayern im Berbacht, das Brici: 
geheimnis nicht zu achten. 
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und Preußen einig, wie man glaubt, baf fie es zu werben 
trachten, jo wird vielleicht — einige beforgen es — das Syſtem 
der Parralifirung [? wohl Parallifierung für Ab: oder Aus- 
wechſelung, nicht Parallelifierung] — ein neues Wort der Diplo- 
matie — bis zur Paralgfirung (Lähmung) für die Hleineren 
Gewalten, zur Ausübung gebracht und wir befommen dann doch 
nod ein Norden und ein Süden, an melde ſich die übrigen 
KRörperlein mit mehr oder weniger Refignation anſchmiegen müſſen. 
Es follen zwar wieder zwei neue Konftitutions - Entwürfe für 
Deutſchland eriftieren *); aber man erfährt nichts von ihrem 
Inhalt, noch davon, wie und wann fie mitgetheilt werben follen. 
So wie jegt Haß, Neid, Mißgunſt, Miftrauen, kurz alle Leiden: 
ſchaften, mit welchen Satanas die Ebenbilder Gottes ausftaffiert, 
bier und dort, bald mehr bald weniger in Bewegung zu fein 
ſcheinen, und die meiften, nicht achtend das Ganze, bloß an 
fi und darauf denken, wie fie fi) die male parta, beſonders 
den freien Schwung der Zuchtrute über die Völker zu fichern 
vermögen — weiß man nicht, was man wünſchen und ob man 
nit, ftatt nach einem Dalberg, nad einem Herrmann fragen 
ſoll. Vorgeſtern ſprach ich ben Herzog von Weimar auf einem 
Ball. Er jagte mir, daß er Ihre Skizze mit Vergnügen gelefen 
habe. Bon allem, was dort vorgefchlagen worden, müfle hier 
aber erit noch die Rede fein. Sie jehen daraus, daß Sie nicht 
zu ſpät gefommen find und Ihre Ideen noch benügt werben 
fönnen, wenn man fremden guten Rat hören wil. Einige glauben, 
daß bier für Deutſchlands Verfaſſung bloß yoch Grundlinien 
gezogen und bie Detail® auf ben Bundestag verwiefen werben 
würden. Das hat man indefjen ſchon large gefagt und ich glaube 
an nichts mehr, bis ich es mit Augen fehe. Eine Abſchrift Ihres 
Entwurfs ift in den Händen bed Herzogs von Coburg und ich 
vermute, daß diefer ihn Stein mitgetheilt hat. Gagern hat fi 
noch nicht ausführlich darüber geäußert, bloß im allgemeinen, 
baß er viel Gutes darin gefunden und der Stil vortrefflich fei. 


*) Das find die beiden Humbolbtihen von Stein revidierten Dezember⸗ 
Entwürfe. 
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Die Abminiftration aller ſchiffbaren Flüſſe wird wohl am wenig⸗ 
ften Beifall finden und auch ſchwer auszuführen fein. Ich wünfchte, 
Sie hätten die Reichskaſſe mit einer allgemeinen Reichspoſtregie 
fundiert, wie Gruner vorgefchlagen. Sollten Sie Ihre Vorſchläge 
druden laffen — wie id) glaube, daß Sie &, um vielen ein 
angenehmes Gefchent zu maden, thun follten — fo würde ih 
jenen, die Bildung einer Reichslaſſe betreffend, dahin abändern 
und vielleicht bloß den Rheinzoll mit dahin weifen. Leider fürchte 
ich aber, daß tauben Ohren gepredigt wird, und dergleichen nicht 
in den Kram der Köche am Feuer taugt. Die Verdorbenheit 
der Menſchenraſſe bewährt fi überall, in Hildburghaufen wie 
in Wien. Was Sie dort auf unferem Heinen Nefte wahrnehmen, 
würden Sie aud) bier auf dem großen finden. Deswegen mappne 
fi jeder mit Geduld, wenn er fein Leben nicht verfümmern 
will. So wenig reizend das Bild ift, welches mir Ihre ver- 
traulichen Zeilen von H. entwerfen, fo finde ich mich doch buch 
die Wahrnehmungen hier und durch das, was vom ganzen Ges 
fchleht gilt, in dem Mut geftärkt, von dem glänzenden Müßig- 
gang bier je eher je lieber auf den ſchmalen Dornenpfad dort 
zurüdzufehren und darauf zu wandeln, fo lange e8 die Sohlen 
aushalten... Wenn ich bedenke, was ic} für die 3000 fl., welde 
jest ziemlich zum Teufel find — und ich behaupte, von allen 
der befte Wirt zu fein — habe thun fönnen, und wie wenig 
Sämtliche Vollmachtsinhaber meinesgleihen auch noch künftig wer- 
den auszurichten vermögen: jo möchte ich jedesmal fogleih das 
Bündel ſchnüren, um noch auf dem Froft nad Haufe zu kommen, 
und bie meiften denfen und wünſchen ebenfo. Aber feiner ges 
traut fih doch den Anfang zu machen, und [eber] bentt, 
daß nun ausgehalten fein müfle, zumal da das Ende von einer 
Woche zur andern angefündigt wird, und immer nod ein 
Zeitpunkt kommen könne, wo e3 unangenehm fein würde, ihn 
nad jo langem vergeblihen Warten nicht abgewartet zu haben ... 
Jetzt ift von einer Verbindung ber nicht =föniglichen deutſchen 
Rande die Rede *), von ber ich wahrſcheinlich erft mit nächſier 
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Poſt nähere Auskunft werde geben können ... Sie bemeift bie 
Furcht vor dem Paralyfiren ... . Gagern, bei dem ich biefen 
Mittag gegefien, rät, den Entwurf je eher je lieber drucken zu 
Laflen; auch ift er wegen der Flüſſe Ihrer, nicht meiner Meinung. 

10. u. 11. Januar 15. Ich habe bemerkt, daß Gagern 
den Drud Ihrer Konſtitutions-Vorſchläge wünſcht, dazu ratet. 
Erſcheint das zweite Bändchen zur Wiedergeburt — ich dächte, 
Sie blieben bei biefem fo ganz pailenden Titel — bald, fo 
will id, was jene Vorfchläge anlangt, die darin aufgenommen 
werden follen, nur auf eins noch aufmerkſam machen. Wie Sie 
jene Skizze entwarfen, ftand e3 mit Sachſen allerdings fchlecht, 
und deſſen Vereinigung mit Preußen wurde als gewiß betrachtet. 
Deswegen ließen Sie Friedrih Auguft nicht mehr in der Reihe 
der Könige auftreten. Jetzt fteht e8 aber mit ihm und der 
Dynaftie beſſer, und e3 ift nicht zu bezweifeln, daß nicht bloß 
ein noyau, fondern * von Sachſen dem König bleiben, und 
biefer daher dignitatem regiam fernerhin behaupten könne. Sie 
müſſen ihm beswegen, wird die Skizze gedrudt, ebenfalls eine 
Rolle anweiſen ... Ende dieſes oder Anfang k. M. hoffen die 
meiften auf Erlöfung . . . Ihren Entwurf habe ich heute Stein 
in bie Hände geipielt. Es find große Dinge damit vor, i. e. 
ich habe mit einem Vertrauten den Plan, ihn gerade jetzt 
mehreren Männern von Einfluß vorreiten zu lafjen. 

25. Jan. 15. Sämtliche Herzoglihe Häufer — einige nur 
lauter als die andern — haben den Wunſch geäußert, daß das 
Königreih Sachſen erhalten werde. Was dieſe gewünſcht, haben 
die Mächtigeren verlangt. Jetzt drehen ſich die Unterhandlungen 
um die Frage, wie viel Land und Leute der König von Sachſen 
wieber erhalten, und wo er es erhalten fol. Iſt der König damit 
zufrieden und Tann er es fein, und werben die Rechte der Herzöge 
auf die neue Beſitzung trangferiert, jo müſſen fich letztere wohl 
dabei beruhigen, und können überhaupt nicht eher eine Partie 
ergreifen, bis die Sächſiſche Angelegenheit klar und offenkundig 
entſchieden ift. Weimar und Coburg haben erklärt, daß fie von 
Sachſen nichts annehmen würden. Auch fie behalten ſich ihre 
Rechte vor. Wie könnten wir anders, jegt ander8? Ebenfomenig 
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iſt ih Hoffnung zu machen, daß die Herzöge von Sachſen — 
mit Ausnahme von Weimar — von ben übrigen bisponiblen 
Landen etwas erhalten werben; wenigſtens iſt noch nicht Zeit und 
Stunde, und alles noch zu ſehr in Finfternis gehüllt, um den Wunſch 
laut werben zu laſſen. Bei Wrede und Humbold habe ich hin: 
gehorcht, aber feinen tröftlichen Beſcheid erhalten... Stein habe 
ih Ihre Skizze durch Zabel von Würzburg — ein Ehrenmann, 
Ihnen befannt und mit Stein in vertraulihem Verhältnis — 
vorgelegt, unb zwar deswegen, weil ich vier bis fünfmal ver⸗ 
geblich an feiner Thür geweſen war... Durch Zabel weiß id, 
daß er Bemerkungen dazu ftellen will und auf ben Herrn Ber: 
faſſer zu fpelulieren ſcheint ... Jetzt weiß ich nun, daß er für 
die Aheinländifchen Provinzen Pläne mit Ihnen vorhat ... Die 
Gegend Tann wohl reizen, aber die Menfchen, zum Teil nur halb 
deutſch, und jegt durch das Proviforium und die bemagogifchen 
Lehren des Rhein. Merkurs aufs Außerfte gebracht, Tönnten das 
Paradies leicht in eine Hölle verwandeln... Humbold Hat mir 
die Skizze mit einem ſehr höflichen Billet wieder geſchickt, und 
dabei nur bemerkt, daß diefer Plan, den er mit Vergnügen ge: 
leſen, bei der jegigen Lage ber Dinge ſchwerlich zur Ausführung 
werbe zu bringen fein. Vorigen Sonnabend, wo ich bei dem 
Kronprinzen von Bayern fpeifte, ſagte er mir, daß er fih Ihr 
Buch gekauft Habe und es gern leſe. ch verſprach ihm bie 
Skizze, die ich dieſen Morgen gebracht. Er hatte das Blatt des 
Rhein. Merkurs vor fih, worin ihm Görres — wirklich ein 
Bengel ohne alle Scheu — vorwirft, daß er lauer worden fei, 
und fragte mich, ob er diefe Anſchuldigung wohl verdiene... 
Es naht die vierte Stunde, welche die Bevollmächtigten ber 
deutſchen Fürften und freien Städte zur gemeinſchaftlichen Tafel 
uf... 
21. Febr. 15. Meinen fowie aller der Wartenden Miß— 
mut über die abermalige Enttäufhung*) habe ih in 
meiner legten Epiftel vom vorigen Sonnabend ausgehaudt. Er 








”) Die Folgenlofigteit der Rollettiunote vom 2. Februar. Als bie erfte 
Enttäufhung ift die Erfolglofigfeit der Kollektivnote vom 16. Nov. 1814 
gedacht. 
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ift gewiß gerecht; denn feit acht Tagen ift gar nicht mehr bie 
Rebe davon, warn bie deutſchen Angelegenheiten, i. e. bie alle 
intereffierende Organifation, vorgenommen werben follen. Noch 
immer handelt ſich's non Grenzberichtigungen ber großen Staaten. 
[Im weiteren Verlauf Heißt es mit Bezug auf die inzwischen aufs 
gegebene Abdikationsidee des Erbprinzen von Hildburghaufen:| 
Prinzeffin Luiſe hat ihrem Bruder (dem Erbprinzen) vor einigen 
Wochen einen recht verftändigen Abmahnungsbrief gefehrieben, und 
als Abmahnungsgrund u. a. auch gejagt: die Sache errege in 
Wien allgemeine Eenfation. Died mag in Hilvburghaufen bie 
Vorftellung gewedt haben, daß hier das ganze Corps diplomatique 
davon fpreche. Dem ift aber gänzlich nicht fo, und wird ja hier 
und da davon geredet — was ich nicht weiß — fo ift es fehr 
begreiflih. Es ift eine nicht felten zu bemerfende ganz fonder- 
bare Prätenfion der Fürfteninder, daß man, wenn fie Albern- 
heiten begangen, folde mit der größten Diskretion behandeln 
jolle. Von Dienern können fie e8 allenfalls erwarten, aber was 
kümmern fi andre um ihren Ruf, zumal jegt, wo nicht das 
Blütenalter der Fürftenwürbe gefeiert wird und alleg — mitunter 
wirklich ungeſcheut und frech — auf fie loshadt. Sollte fi 
der Prinz etwa gegen Sie darüber beflagen, jo können Sie ihm 
verfihern, daß ich von niemand, außer von nahen Verwandten, 
davon hätte fprechen hören, daß dieſe es aber uno ore miß— 
billigten . . . . Kommt es in loco tertio*) zu bem wahren 
deutfchen Bundes: und Schöpfungstag, fo ift Erffa's und mein 
Wunſch, daß Sie für Meiningen und Hildburghaufen hingehen . . . 
Gersdorff hat ſich durch feine Abmahnungen von einem Schritt 
für Sadjen viel Schaden gethan. Gern ſchnürte ih, wie Sie 
wünſchen, mein Bündel zur Abreije. Aber jagen Sie jelbft, kann 
ih, ohne beftimmt zurüdgerufen zu werden, ſchicklich abtreten, 
der erfte — vielleicht einzige, der nach dem langen a nicht auch 
das b abmwartete. An Vergrößerungen und Entfhädigungen, von 
welchen biejer und jener in Hildburghaufen geträumt haben mag, 
ift nicht mehr zu denken. Diefes ſpecielle Intereffe ift abgethan. 


»)d. i. nad) der erften und der „abermaligen Enttäuſchung“. 
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Aber Weimar will Erfurt, wil Fulda — und Glüd zu, wird 
alle freuen — es will aber auch, hat wenigſtens gewollt, eine 
Direltorialgemwalt über die übrigen. Dagegen find 
wir nod nit ganz ficher. Deswegen müflen bie Lauer: 
poften nod immer bejegt bleiben. Recht füglich könnte mein 
Wehramt Erffa oder Mindwig mit übertragen werben; aber 
würde e8, wenn ich ginge, nicht heißen: Hildburghauſen hat etwas 
angefangen, was es nicht durchſetzen kann? Ich verfichere Ihnen 
aber ehrlich, daß ich recht gern und freudig zurückeile, wenn Sie 
einen Prätert finden, weswegen mich Sereniſſimus ſchicklich 
zurückruft. 

7. März 15. Es iſt allgemeine Sage, daß bie ber Poſt 
anvertrauen Briefe nicht nur bier gelefen werben, fondern ihnen 
dieſe Ehre auch noch gewifler im Bayrifchen widerführe ... Be: 
eilen Sie doch den Abdruck Ihres Konftitutions-Entwurfes jo 
viel al möglich, und fehiden Sie ihn dann ſogleich Hierher an 
Stein, Etadion, Hardenberg zc., oder wenigſtens an bie Bud- 
händler. Das Werk geht gemiß reißend ab und kann, wäre es 
auch bloß wegen ber Kaiferidee*), noch viel nugen. 

11. März. Den großen Nugen hat mir ber hiefige Aui: 
enthalt gewährt, daß ich Unvollkommenheit und Unvernunft jegt 
überall einheimifh und zu Haufe glaube, und daß die einmal 
gewohnte, wenn fie nicht gar zu arg ift, immer bie erträglichfle 
bleibt. Was mir heute befohlen worden [offenbar die Betreibung 
von Vergrößerungsplänen, trog der Erklärung vom 21. Febr.), 
das Schreiben an ben König] von Pfreußen] ꝛc., ſcheint bloß 
duch 9. v. K. angeregt, und Mappt gar nicht auf meine An: 
fragen. Ohne den Moment zu verichlafen, werde ich mir bie 
Sade noch wohl überlegen. Es iſt in biefen Tagen allerhand 
zu bebenfen, ehe man die bisherige leidende Rolle verläßt, zumal 
da ich nad allen Umjtänden und Zeichen feſt daran glaube, daß 
außer Weimar niemand etwas befommt, und alles Handeln und 
Drehen und Wenden mit liebliher Rede und Gebärde nichts 
Hilft. Che man fih Preußen mit jeinen Wünichen zur Nee 





*) Tiefe war eben damals befinitio abgethan. 
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ftellt, muß man doch mit der Gothaifchen Linie darüber einig 
fein, und wegen ber Succeffionsprinzipien Weimar wenigftens 
vorher darum begrüßt haben. Nach Ausweis einiger Protofolle 
habe ich mit Gersborff ſchon längft darüber geſprochen und ihn 
gerade nicht abgeneigt gefunden. Gersdorff riet aber, die Sache 
jegt nicht zur Sprache zu bringen, weil dadurch der Schenfgeber 
der 50000 Seelen erft auf die Idee gebracht werben könne, dem 
dono eine Alobialqualität zu verleihen. 

18. März. Gegen das Anſchließen an Preußen quoad 
militaria werben fi bie übrigen Saxones gewaltig fträuben, 
weil fie darin das Grab der Landesherrlichkeit jehen. Ich fürchte, 
fie werden aber alle diefen Weg gehen müſſen. Die Werke ber 
Militär-Comits find noch gar nicht befannt, und ehe fich der 
‚Herzog zu etwas verbindlich erflärt, muß man Kar fehen können... 
Stein ift noch bier und ſcheint auch bleiben zu wollen. Geftern 
mittag habe ich mit ihm und vielen andern bei Gagern gefpeift, 
wo er jehr hold und Liebenswürdig war ... Der Himmel gebe 
nur, daß die Auftritte in Frankreich ſchnell vorübergehen und 
die Beſtie bald ihren Lohn erhält, damit wir Ruhe und zum 
Erholen Zeit behalten... . Mit Sorge erwarte ich jeden Tag, 
daß an Aufitellung von Kontingent, Landwehr und Landfturm 
erinnert wird. Was für Anftalten, um das Ungeheuer zu erwifchen, 
find dann in Hildburghaufen getroffen worben? 

22. März. Über das Kommando über bie fähfif hen und 
übrigen deutfchen Kontingente ift noch nichts angeordnet. Preußens 
Abſicht fol fein, fie unter ihre [feine] Armee zu verteilen, eine 
Abfiht, gegen melde — infofern fie nicht aus den freien Be— 
ſchlüſſen des Bundes hervorgeht — von den Meiften Erinnerung 
geſchehen wird . . . Yon Mindwig und von Erffa find nun durch 
höchſte Reſkripte ihrer Höfe angemiefen, wegen ber ſächſiſchen Erb— 
rechte Vorftellung zu thun und allein zu gehen, wenn wider Er— 
warten bie übrigen herzoglichen Höfe den Schritt nicht mitthun 
wollten. Beide haben indefjen im Wechſel die Überzeugung erlangt, 
daß Schweigen beffer fein würde, und da wegen bes Königs von 
Sachſen dilatoriicher Erklärung die Sache nicht preffiert, fo ift 
es möglid), daß fie eine abgeänberte Inftruftion erhalten. Durch 
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diefes Inſtruktionsweſen . . . wird bier, bei ber charmanteſten 
Einigfeit zwiſchen den Deputierten, das Zufammengreifen und 
Anziehen vereitelt... . Die Armee der Verbündeten — und quoad 
Germaniam erft noch befler zu Verbundenden — wird zu einer 
Milton und fünfzigtaufend Mann angefchlagen. Damit fol der 
Heine Mann von Elba befriegt werben. 

8. April 15. Mir ftehen alle rote Haare zu Berge, ver- 
ehrtefter Freund, wenn ich daran benfe, welcher Jammer und 
welche Not über uns hereinbrechen wird, wenn, wie es nun gar 
feinem Zweifel, mehr unterliegt, daß Kontingent — und zwar 
doppelt und breifah — geftellt, und dag über und neben uns 
wegziehenbe Kriegsvolk gefüttert werden muß. Das boppelt 
und dreifad — dieſe Donnerworte find noch nicht offiziell aus: 
geſprochen; aber Humbold fagte mir geftern: es würben, bei den 
Anftrengungen die alle machen müßten — das alte Lied, und, 
fege ich Hinzu, weil man bie Heinen Fürften fertigmachen will — 
vom Hundert 3 Mann, 1 zum Aftivdienjt, 1 zur Landwehr und 
1 zur Referve, verlangt werben... Vom Landfturm ift bei den 
Preußen gar nicht die Rede mehr. Geh. Rat von Hoffmann 
fagte mir vor etwa 10—12 Tagen: man habe in Preußen die 
Anfichten hierüber fehr geändert... . Wo fol aber das Gel, 
wo follen die Mittel herfommen, fremdes Kriegs- und eigenes 
Bettelvolk zu ernähren? Die Zukunft liegt ſchwärzer vor mir 
als je. Die Nemefis ift ſchredlich erwacht. 

15. April. Der Minifter von Stein ift vor ein paar Tagen 
von einer Treppe auf den Kopf gefallen, und wird, fehr un 
zufrieden und verftimmt, auf feine Güter reifen, ſobald der auf: 
gefallene Kopf geheilt ift. Der Ihnen zugedachten Entführung, 
um Sie in feiner neuen Welt am Rhein anzuftellen, hat er neulich 
wieber gegen einen meiner Belannten erwähnt. ... Einige be: 
zweifeln, daß Bayern an ber prorogierten fogenannten Bundes: 
verfammlung Anteil nehmen werde. Kommt fie zuftande, fo hoffe 
ih, daß die herzoglihen Käufer fi) dahin vereinigen werden, 
nur einen Mann für alle, aber einen tüchtigen, bort aufzuftellen. 

24. April. Hätten die beiden Mächte, die künftig in 
Deutſchland walten werben, gleich zu Anfang des Kongreſſes ihre 
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Abficht wegen Konfolidierung der Militärgemalten ausgeführt, wie 
es ohne Bayern und Württemberg denn auch wohl geſchehen 
fein würde: fo hätten die Heinen Herren, deren Reſignation da— 
mals groß war, fi) das Ding eher gefallen laſſen als jegt, wo 
ihnen der Kamm wieder mehr gewachſen ift, und wir hätten 
dann, obgleih auf der einen Seite wefentlihen Verluſt von 
Souveränitätsredhten, doch auch auf der andern weſentlichen Ge: 
winn durch Sicherheit gegen deren Mißbrauch und Spielereien, 
wie fie hie und da noch immer fortgetrieben werden. So fol 
es aber buch die Not, durch verlangte Anftrengungen, wie fie 
in ber Geſchichte der Heinen deutfchen Völker- und Fürftenftämme 
noch gar nicht dageweſen find, dahin gebracht werden, daß bie 
Heinen Herren auf das, was fie und ihre Lande nicht aushalten 
tönnen, verzichten. Wer leidet bei biejem Scheidungsprozeß? bie 
Untertanen. Und was wäre das klügſte? Sich in Zeiten und 
noch bei Kräften jener Vorrechte, eine eigene Heeresmacht zu 
halten, zu begeben. Keiner will aber damit den Anfang machen, 
teil weil man es nicht einfieht ober noch immer zuviel hofft, 
teils weil man fi) für die (vor den) übrigen Kleinen Herren 
fürchtet, die alle auf einen ſolchen Vorgänger Ioshaden würden. 

Gegen die Mitte Mai. Die Sächſiſche Sache ift dem 
Abſchluß, der vieleicht noch in dieſer Woche erfolgt *), nahe... 
In der deutſchen Sache fol auch noch etwas zufammengeflict 
werben. Allgemein ift Verftimmung und Niedergefehlagenheit, 
und feiner weiß ſich zu fagen, ob biefer neue Kriegsgang, felbft 
beim glüdlichften Vorfcreiten, der Weg zur Ruhe fein könne 
und werbe. 

17. Mai. Geftern habe ih auch Stein Ihren Wunſch nad 
einer Anftelung in Neupreußen vorgetragen und empfohlen, und 
er hat fi gern dazu verftanden, mit Hardenberg darüber zu 
ſprechen. Vom Erfolg ſoll ih Nachricht erhalten. Die Achtung, 
mit welder er von Ihnen ſprach, läßt mich erwarten, baß er 
gern für Sie handelt. Unſers Altenſteins erwähnte er mit ber 
größten Achtung. Ich fagte Stein von Ihrem jegigen littera— 


*) Xın 18. Mai. 
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riſchen Vorhaben *). Er bifligte es, meinte aber, ein Schrift: 
fteller von Ihrer Haltung bedürfe des Rates nicht, über Dinge, 
die noch nicht fertig wären, nicht zu früh in die Welt Hineinzu: 
ſchreiben. Gegen die Mitteilung der von mir zufammengeftellten 
Piecen weiß ich gar nichts zu erinnern. Gagern, dem ich Ihre 
Idee mitgeteilt, wünſcht Sie näher kennen zu lernen. Cr billigt 
die Tendenz, meint aber auch, daß er es wohlgethan glaube, die 
ohnebem nahe Entwidlung mehr abzumarten. Er jagte mir, daß 
er mit etwas ähnlichem umgehe, aber fich freuen würde, wenn 
mehrere dasfelbe Ziel — Erhaltung der Ruhe, Minderung ber 
öffentlichen Unzufriedenheit — verfolgten. Faft werden Ihnen bie 
Tageserſcheinungen und Regierungsforgen bie Zeit dazu nicht Lafien. 

23. Mai. Was fagen Sie dazu, daß man die Kleinen 
beutichen Lande fo ſchändlich behandelt? Es ift faum zu begreifen. 

27. Mai. Die Preußen i. e. Humbolb, Hardenberg und 
Boyen wiſſen teils durch mich, teils durch die durchlauchtigſte 
Fürftin, daß unfer gnäbdigfter Herr von Haus aus den Wunſch 
gehegt habe und noch hege, fein Kontingent mit ben Preußen 
gehen zu laſſen. 

Erdmann an Schmid, 31. Mai 15. Der Herr Geh. 
Nat von Baumbach befindet ſich in ber wichtigen dritten Sigung 
über die deutſchen Angelegenheiten**) . . . Das anliegende hier 
fogenannte Ertrablatt ward hier aufverfauft. 

Baumbach an Schmid, 10. Juni 1815. In der Staats: 
kanzlei. (Meldung) daß ber Vertrag foeben vollzogen werben fol, 
daß Bayern in der legten Konferenz beigetreten it und Würt: 
temberg heute beitreten wird. 

(Das von Erbmann beigelegte poetiſche Ertrablatt ift eine 
weſentlich partikulariſtiſch⸗kleinſtaatliche Perſiflage der Refultate 
des Fünfercomites, und zwar ſpeciell in der zufammenfafjenden 
Form des preußiichen Entwurfes vom 1. Mai 1815 in 14 Para- 





*) Dffendar ift damit die Herausgabe der Zeitfhrift „Der Deutihe 
Bunb“ gemeint, die wirflid) auögeführt ward; das erfte Heft erſchien noch 
1815. 

**) Die beiden erften Sigungen mit allen Bevollmächtigten der ver: 
einigten Fürften und freien Stäbte fanden am 29. und 80. Mai ftatt. 


graphen *). Derjelbe, mitgeteilt bei Klüber 2, 298 ff. enthielt 
noch bei weitem mehr Vorzüge, wie die ſchließlich obfiegenden 
öfterreichiihen Gegenentwürfe, namentlich ein viel größeres Maß 
Aber eben deshalb jegte die kleinſtaatliche 
Politik alles daran, den Inhalt bis zu dem fehließlichen Reſul⸗ 
tate abzuſchwächen, dem wir in ber endgiltigen Bundesakte ber 
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gegnen. 
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*) Mach Ilſe: Geſchichte der deutſchen Bundesverſammlung 1, 40 war 
Friedrich Schlegel der Verfaſſer; übrigens hält Ilſe dafür, das Spottgedicht 
Er drudt e8 zum Teil ab, jeboch mit 
einigen Varianten, 5. B. $ 1: „Daß wir nad) langem Zweifelſcheißen | Bes 


richte fich gegen „die zwölf Artikel”. 
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Wir laffen hier den ganzen Tert folgen.) 


Deutſche Konfitution 
in 14 Paragraphen. 

Wir deutſchen Könige thun hiermit fund, 
Daß Wir nad) langem bevenklichen Kreifen 
Entbunden worden von einem Bund, 
Und foll der Bund der Deutiche heißen. 
Wir lieben das centrale Eine; 
Wer irgend nord: und mord⸗deutſch ift, 
Der ftehet mit in dem Bereine, 
Demnädjft auch der fübbeutiche Chrift; 
Dod meinen wir vorzüglih Preußen. 
Die Fürften, Städte, arm und reich, 
Des Bundes Glieder find fi glei; 
Do foll dem Rate der Vollziehung 
Was jeder hat, jo Land als Leute, 
Zum Dank der leitenden Bemühung 
Stet3 offen ftehn zu Nutz und Beute. 
Daß ſicher auch im fteten Gleije 
Sich jeder fortbewegen kann, 
So teilen Deutſchland wir in Kreife, 
Und Direktoren ftehn voran, 
Die jeden Kreis fo mohl regieren, 
Daß es mit Dank die Untern fpüren. 


ſchloſſen Haben einen Bund.“] 
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Die Einheit ewig feſtzullammern, 

So teilt der Bund fih in zwei Kammern. 
Es werben bie der mindern Stufen 
Zufammen dann und wann berufen, 
Damit fie dort vernehmen können, 

Was Jene oben ihnen gönnen, 

Die was im Kreis erſt fie beſchäftigt, 
Dann ald Bollziehungsrat bekräftigt. 
Die Kriegesmadt, die in das Feld 

Ein jeder für die Freiheit ftelt, 

Sol um des Vorteild zu genießen 

Sid an das Heer des Starken ſchließen. 
Wie glücklich ift der Heine Staat, 

Der fo fih angeſchloſſen hat! 

€3 folgt ihm Preis und hoher Segen: 
Er darf das ganze Heer verpflegen. 
Weil nun von der Geredhtigfeit 

Viel Redens ift auf biefer Erben, 

Und es an Klagen nie gebricht, 

Soll dermaleinft errichtet werben, 

Vor Ablauf diefer irdiſchen Zeit, 

Ein unparteiiih Bundsgeridt. 

€3 folen der Lande Stände auf 

Nach löblich altem deutſchen Brauch 

In jedem Staat das Recht beſitzen, 
Zuſammen auf der Bank zu ſchwitzen, 
Das was geſchehen ſoll zu vernehmen, 

Iſt es geſchehen, ſich zu bequemen, 

Zu dem, was ihnen vorgeſchlagen, 
Beſtätigend ihr Ja zu ſagen. 

Nachdem Wir nun auch weit und breit 
Die Vaterländer all befreit 

Und ſchwimmen in dem Geiſt der Zeit, 
So ſollen fortan die Gedanken 

Frei ſein von allem Zoll und Schranken, 
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Gedrudt in alle Welt hinfliegen 
Und feinen Zwang mehr unterliegen. 


. Gegen den Nahdrud indgemein 


Soll ein Gejeß verfaſſet werben, 

Ihn zu vertilgen von der Erben. 

Und konnt' es aber doch nicht fein, 
Daß Wir abhülfen den Beſchwerden, 
So laſſen Wir's beim Alten fein. 
Den Fürften, die vermittelt find, 
Aus ihrem alten Recht vertrieben, 
Sind Wir in Gnaden wohlgefinnt 

Zu allem Troft geneigt geblieben. 

So weit die Umftänd’ es erlauben, 
Und oh’ uns felber zu berauben, 
Woll'n Wir dies Beileid ihnen zeigen, 
Hernachmals aber hierob ſchweigen. 
Ein jeder kann im Deutſchen Bund 
Gott preiſen wie ihm ſteht der Mund, 
Wenn uns die Gelder nur verbleiben, 
Mag frei die Religion man treiben. 
Es fol die Kirch’ in Deutſchland auch 
So viel als möglich allgemein 

Und gleihfam faft fatholifch fein — 
So ift des Volkes alter Brauch — 
Bis einft erneut die Wunberzeit 

Im Tugendbund die Chriftenheit. 
Weil Thurn und Taris einit gehört 
Des Kaiſers Poſt und Hörnerſchall, 
So blaſen fürder lieb und wert 

Zu Ehren dem verlornen Reid 
Ein Trauerlied bie Hörner al’ 
Auf jeder Poft im Bundes reich. 
Wenn dies die Deutfchen ratifizieren, 
Woll'n Wir fo fürder praktizieren. 
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